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Okologisch-Demokratische Partei - ODP

Stand 30.03.2017

Anschrift Pommergasse 1

97070 Wiirzburg
Telefon: 0931/404 860 Fax: 0931/404 86 29
Email: info@oedp.de

Ubersicht iiber die Vorstandsmitglieder

Bundesvorstand (19./20.11.2016 in Bonn)

Bundesvorsitzende: Gabriela Schimmer-Goresz
1. Stellv. Vors.: Agnes Becker
2. Stellv. Vors.: Angela Binder
Schatzmeister: Christoph Raabs
Schriftfiihrerin: Dr. Ellen Eigemeier
Beisitzer: Dr. Manfred Link

Volker Behrendt

Urban Mangold

Landesvorstand Baden-Wiirttemberg (23./24.04.2016):

Landesvorsitzender: Guido Klamt

1. Stellv. Vors.: Michael Kefer

2. Stellv. Vors.: Dieter Bauer

Schatzmeister: Dirk Uehlein

Schriftfiithrerin: Ute Goggelmann

Beisitzer: Dr. Bernhard Keil
Bernd Richter
Matthias Dietrich
Josef Wagner

Landesvorstand Bayern (27.06.2015):

Landesvorsitzender: Klaus Mrasek

1. stellv. Vors.: Agnes Becker

2. stellv. Vors.: Stephan Treffler
Schatzmeister: Gerhard Mai
Beisitzer: Dr. Manfred Link

Manuela Forster
Lucia Fischer
Christoph Zollbrecht
Oswald Zoller



ODP Bundesgeschiftsstelle - Pommergasse 1 - 97070 Wiirzburg

Landesvorstand Berlin (08.11.2016):

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:

2. stellv. Vors.:
Schatzmeister:
Beisitzer:

Manfred Tessin
Florence v. Bodisco
Claude Kohnen

Pablo Ziller

Dr. Harald Graetschel

Landesvorstand Brandenburg (31.10.2015)

Landesvorsitzender:
Stellv. Vors.:
Schatzmeisterin:

Jorg-Rainer Collin
Stephan Matthes
Marion Herrmann

Landesvorstand Bremen (31.10.2015):

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:
Schatzmeister:
Beisitzer:

Manfred Wemken
David Zastrau

Matthias Sedlmeier

Landesvorstand Hamburg (06.02.2016):

Landesvorsitzender:

1. stellv. Vorsitzender:
2. stellv. Vorsitzender:
Schatzmeister:
Schriftfiihrer:
Beisitzer:

Volker Behrendt
Benjamin Krohn

Tobias Montag
Martin Kause
Alexander Witte

Landesvorstand Hessen (25.06.2016, Nachwahlen 25.02.2017):

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:
Schatzmeister:

Angela Binder
Yasmin Finkbohner
Jiirgen Reufs

Landesvorstand Mecklenburg-Vorpommern(12.03.2016):

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:
Schatzmeister:

Klaus Wagner
Peter Schidel
Ingulf-Michael Andres

Landesvorstand Niedersachsen (22.10.2016)

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:
Schatzmeister:
Schriftfiihrer:
Beisitzer:

Martin F. Drefd
Andreas Roling
Tko Schneider
Ole Feldmann
Harald Biester

Landesvorstand Nordrhein-Westfalen (25.06.2016, Nachwahlen

18.02.2017):
Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:
2. stellv. Vors.:
Schatzmeister:

Benjamin Jiger
Lars Beer

Martin Schauerte
Istvan Bella
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Beisitzer:

Christina Flora Aldenhoven

Dr. Herbert Einsiedler
Stefan Volpert
Ben Steinberg

Landesvorstand Rheinland-Pfalz (03.09.2016):

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:

2. stellv. Vors.:
Schatzmeister:
Schriftfiihrer:
Beisitz:

Landesvorstand Saarland

Derzeit nicht besetzt

Johannes Schneider
Klaus Wilhelm

Erik Hofmann

Prof. Dr. Felix Leinen
Dr. Claudius Moseler
Dr. Ellen Eigemeier
Stephan Krell
Andreas RofSler
Heide Weidemann
Martina Ehses
Leander Hahn

Landesvorstand Sachsen (23.05.2015):

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:
Schatzmeister:
Beisitz:

Dirk Zimmermann
Aaron Leubner
Sebastian Hogen

Rahel Wehemeyer-Blum
Olaf Gottschalk

Landesvorstand Sachsen-Anhalt (08.10.2016):

Landesvorsitzender:
Stellv. Vors.:
Schatzmeisterin:
Schriftfiihrerin:
Beisitz:

Landesvorstand Schleswig-Holstein (09.11.2014):

Landesvorsitzender:
Stellv. Vors.:
Schatzmeister:
Schriftfiithrerin:
Beisitz:

Jens Rehmann
Beate Selder-Radke
Gerlinde Rogowski
Janett Rehmann
Maren Kaste

Jorg Petrulat
Hildegard Meyer
Michael Méller

Landesvorstand Thiiringen (28.03.2015):

Landesvorsitzender:
1. stellv. Vors.:

2. stellv. Vors.:
Schatzmeisterin:
Beisitz:

Susann Mai
Franz-Josef Mai
Karl-Edmund Vogt
Waltraud Doring
Wilfried Doring



Satzung der
Okologisch-Demokratischen Partei
(Bundessatzung)

(Stand: 19. November 2016)

§ 1 Name, Titigkeitsgebiet und Sitz

§ 1.1 Die Partei fithrt den Namen Okologisch-Demokratische Partei.
Die Abkiirzung heiflt ODP. Sie ist eine politische Partei, die auf dem
Boden des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland steht.

§ 1.2 Thr Titigkeitsgebiet ist die Bundesrepublik Deutschland.
§ 1.3 Sitz der Partei ist Berlin.
§ 2 Zweck und Ziel

§ 2.1 Die Partei strebt eine 6kologisch und sozial orientierte Gesell-
schaft an.

§2.2

(1) Sie will das politische Leben in der Bundesrepublik Deutschland
und in der Européischen Union mitgestalten auf der Grundlage einer
freiheitlichen, demokratischen und sozialen Grundordnung im Geiste
der Menschlichkeit und Verantwortung fiir die gegenwirtigen und
kommenden Generationen.

(2) Sie will die 6kologischen Grundlagen unseres Lebens erhalten und
pflegen oder wiederherstellen, wo sie zerstort sind. Sie will Leben
schiitzen und die Menschenrechte verwirklichen. Sie lehnt jedes
totalitdre System ab.

(3) Die ODP wirkt an der politischen Willensbildung des Volkes auf
allen Gebieten des offentlichen Lebens mit, indem sie die politische
Bildung anregt und vertieft, die aktive Teilnahme der Biirger am
politischen Leben fordert, zur Ubernahme 6ffentlicher Verantwortung
befihigte Biirger heranbildet, sich durch Aufstellung von Bewerberin-
nen / Bewerbern an den Wahlen in Bund, Lindern, Gemeinden und fiir
das Europaparlament beteiligt und damit durch die Vertretung des
Volkes in Parlamenten und Regierungen auf die politische Entwicklung
Einfluss nimmt.

§ 2.3 Die programmatische und politische Arbeit der Partei wird im
Rahmen des Grundsatzprogramms entwickelt.

§ 2.4 Um eine von Lobbyinteressen unabhingige Politik umzusetzen,
nimmt die ODP Sach- oder Geldzuwendungen nur von natiirlichen
Personen an.

§ 3 Mitgliedschaft

§ 3.1 Mitglied der Partei kann jede Person werden, die die deutsche
Staatsbiirgerschaft oder ihren stindigen Wohnsitz in der Bundesrepub-
lik Deutschland hat, mindestens 14 Jahre alt ist und Satzung sowie
Grundsatzprogramm anerkennt.

§3.2

(1) Unvereinbar mit der Mitgliedschaft ist die gleichzeitige Mitglied-
schaft in einer anderen Partei oder die Tétigkeit oder Kandidatur fiir
eine andere Partei. Uber Ausnahmen entscheidet der Bundesvorstand.

(2) Entsprechendes gilt fiir Vereinigungen, die gegen die Interessen der
ODP wirken.

(3) Die Feststellung der Unvereinbarkeit trifft der Bundesvorstand. Er
kann die Feststellung wieder aufheben. Die Feststellung bindet auch die
Schiedsgerichte.

(4) Absatz 1 gilt sinngemaf fir kommunale Wihlervereinigungen,
wenn in derselben Kommune bei der gleichen Wahl eine Liste unter
Beteiligung der ODP besteht. Uber Ausnahmen entscheidet der
zustindige Landesvorstand.

§3.3
(1) Die Mitgliedschaft ist schriftlich zu beantragen.

(2) Die Mitgliedschaft beginnt am Tag des Eingangs des Beitrittsantrags
bei einer ODP-Geschiiftsstelle oder bei einer Parteigliederung, soweit
nicht ein Mitglied deren Vorstands einen Aufschub der Mitgliedschaft
wiinscht. In diesem Fall muss der zustindige Vorstand innerhalb von
drei Wochen iiber die Mitgliedschaft entscheiden.

(3) Der Beitrittsantrag ist, gegebenenfalls mit der Entscheidung des
Vorstands, unverziiglich an die Bundesgeschiftsstelle, der die Mitglie-
derverwaltung obliegt, weiterzuleiten. Diese informiert die zustdndigen

Untergliederungen innerhalb von zwei Wochen iiber den Beitritt des
Mitglieds oder iiber die Ablehnung des Beitrittsantrags.

(4) Die Untergliederungen konnen die Mitgliedschaft innerhalb von
drei Monaten, der Bundesverband innerhalb eines Jahres widerrufen.
Bei einem Widerruf durch eine Untergliederung kann der Bundesvor-
stand innerhalb eines Monats davon abweichend entscheiden.

(5) Ablehnungen brauchen nicht begriindet zu werden.

§ 3.4 Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Streichung, Ausschluss
oder Tod.

a) Der Austritt ist jederzeit moglich. Er muss schriftlich erklidrt werden
und bedarf keiner Begriindung. Er ist sofort wirksam und entbindet
von weiterer Beitragszahlung. Ein bei Beendigung der Mitgliedschaft
bereits entrichteter Beitrag wird nicht zuriickgezahlt.

b) Die Streichung kann durch den Bundesvorstand nach Anhorung des
zustindigen Kreisvorstands erfolgen, wenn das Mitglied nach mindes-
tens einjahrigem Zahlungsriickstand seiner Beitrage trotz zweimaliger
schriftlicher Aufforderung mit Fristsetzung und Hinweis auf eine
mogliche Streichung den filligen Beitrag nicht vollstindig bezahlt hat.
Gegen die Streichung ist die Anrufung des zustindigen Landesschieds-
gerichts moglich.

c) Uber den Ausschluss entscheidet das zustindige Landesschiedsge-
richt, wenn das betreffende Mitglied vorsitzlich gegen die Satzung oder
erheblich gegen Grundsitze oder Ordnungen der Partei verstoflen und
ihr dadurch schweren Schaden zugefiigt hat. Das Verfahren regelt die
Schiedsgerichtsordnung.

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder

§ 4.1 Jedes Mitglied hat das Recht, an der politischen Willensbildung
der Partei mitzuwirken

a) durch Beteiligung an Beratungen, Wahlen und Abstimmungen,
durch Antridge im Rahmen der Gesetze und dieser Satzung in den
Versammlungen der Partei,

b) durch Beteiligung an der Aufstellung von Kandidatinnen / Kandida-
ten,

¢) durch Bewerbung um eine Kandidatur, wie es die Wahlgesetze
vorschreiben.

$§ 4.2 Jedes Mitglied hat die Pflicht,
a) das Grundsatzprogramm der Partei zu vertreten,

b) offentliche und innerparteiliche Auseinandersetzungen, auch solche
zwischen einzelnen Mitgliedern, sachlich und fair zu fiithren,

¢) die satzungsgemif gefassten Beschliisse anzuerkennen,

d) den Beitrag piinktlich zu entrichten. Der Beitrag ist eine Bring-
schuld; Hohe und Zahlungsweise bestimmt der Bundesparteitag in der
Finanzordnung.

§ 4.3 Die Antrags-, Stimm- und Wahlrechte ruhen, wenn der Beitrag
des Vorjahrs nicht in voller Hohe bezahlt ist. Dies gilt auch fiir die
Austibung von Delegiertenrechten, worauf in den Einladungen zu
Parteitagen hingewiesen werden soll. Mit Zahlung des Beitrags leben
die genannten Rechte wieder auf.

§ 5 Gliederung

§ 5.1 Die Partei gliedert sich in Kreis- und Landesverbinde, zusam-
mengeschlossen im Bundesverband. Orts-, Regional und Bezirksver-
binde konnen mit Zustimmung des nidchsthéheren Verbands gebildet
werden.

Landesverbinde fithren den Namen: Okologisch-Demokratische Partei.
Landesverband (Lidndername). Sie haben das Recht, einen Namenszu-
satz zu fithren oder nicht zu verwenden. Der Namenszusatz der
Landesverbidnde kann landesspezifisch sein. Die Zusatzbezeichnung
kann im Wahlverfahren und in der Wahlwerbung (laut Parteiengesetz
§4 (1), Satz 2) weggelassen werden. Die Kurzbezeichnung der Landes-
verbinde ist ,ODP*. Die Kurzbezeichnung kann durch eine landesspe-
zifische Kurzfassung des Namenszusatzes erganzt werden.
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§5.2

(1) Der raumliche Geltungsbereich der Gebietsverbande deckt sich mit
dem der entsprechenden politischen Gliederung. Ausnahmen bediirfen
der Zustimmung des nichsthéheren Verbands.

(2) Jedem Gebietsverband gehoren diejenigen Mitglieder an, die in
seinem Bereich ihre Hauptwohnung haben. In begriindeten Ausnah-
mefillen kann ein Mitglied einem anderen Gebietsverband angehoren.
Solche Ausnahmen bediirfen der Zustimmung der betroffenen und der
jeweils ndchsthoheren Gliederungen. Die Verbinde der jeweiligen
Hauptwohnung des Mitglieds sind nach der Genehmigung dariiber in
Kenntnis zu setzen. Jedes Mitglied kann nur einem Kreis- bzw.
Landesverband angehéren.

§ 5.3 Die Gebietsverbinde geben sich im Rahmen dieser Satzung und
im Rahmen der einschlégigen gesetzlichen Bestimmungen eigene
Satzungen; diese diirfen den Satzungen ihrer iibergeordneten Gebiets-
verbinde nicht widersprechen.

§ 5.4 Die Gebietsverbinde sollen mindestens zehn Mitglieder haben,
miissen aber aus mindestens drei Mitgliedern bestehen.

§ 5.5 Mit Zustimmung des nichsthéheren Verbands kénnen sich
benachbarte Gebietsverbande zu einem Nachbarschaftsverband
zusammenschliefen und diesem die gemeinsame Geschiiftsfithrung
iibertragen. Zu einem Nachbarschaftsverband zusammengeschlossene
Landesverbinde bleiben bestehen.

§$5.6

(1) In Gebietsverbinden, die innerhalb von drei Jahren nach der letzten
Vorstandswahl keinen neuen Vorstand gewihlt haben, muss der
Vorstand des nichsthoheren Verbands eine Hauptversammlung bzw.
einen Parteitag einberufen, um eine Vorstandswahl durchzufiihren.
Wird dabei kein neuer Vorstand gewihlt, kann der einladende Vor-
stand den Gebietsverband auflosen.

(2) Das Vermogen eines aufgelosten Gebietsverbands féllt an den
nichsthéheren Verband. Griindet sich der aufgeldste Gebietsverband
innerhalb von drei Jahren neu, erhilt er das Geldvermégen zuriick.

§ 6 Organe der Partei

§ 6.1 Die Organe des Bundesverbands sind:
a) der Bundesparteitag,

b) der Bundeshauptausschuss,

¢) der Bundesvorstand.

§ 6.2 Beschlussfihigkeit der Organe

a) Der Bundesparteitag ist beschlussfihig, wenn seine Mitglieder
ordnungsgemif eingeladen wurden und mindestens ein Drittel der
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.

b) Die iibrigen Organe sind solange beschlussfihig, wie die Hilfte der
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.

§ 7 Der Bundesparteitag und seine Aufgaben

Der Bundesparteitag ist das oberste Organ der Partei. Zu seinen
Aufgaben gehoren:

§ 7.1 Die Wahlen

a) des Bundesvorstands,

b) des Bundesschiedsgerichts,

¢) der Bundesrechnungspriiferinnen / Bundesrechnungspriifer,
d) des Parteitagsprisidiums,

e) der Bewerberinnen / Bewerber der Bundesliste fiir die Wahl der
Abgeordneten des Europdischen Parlaments.

§ 7.2 Die Abwahl von Funktionstrigerinnen / Funktionstrigern.
§ 7.3 Die Beratung und Beschlussfassung tiber
a) die Satzung, ihre Nebenordnungen und die Programme,

b) die Entlastung des Bundesvorstands nach Abgabe seines Rechen-
schaftsberichts,

¢) den Haushaltsplan und die grobe Finanzplanung fiir die folgenden
vier Kalenderjahre,

d) die Festsetzung des Mitgliedsbeitrags,
e) die Bildung von Bundeskommissionen und Bundesarbeitskreisen,

f) die Berufung der Mitglieder des Okologischen Rates,

g) die Teilnahme an Wahlen zum Europdischen Parlament,

h) die zum Parteitag eingebrachten Antrége zu allen sonstigen die
Partei berithrenden Fragen, soweit sie nicht in den Aufgabenbereich
eines anderen Organs fallen.

§ 7.4 Die Erorterung des vom Wirtschaftspriifer bestitigten Rechen-
schaftsberichts.

§ 8 Zusammensetzung des Bundesparteitags

§ 8.1 Die stimmberechtigten Mitglieder des Bundesparteitags sind:
a) die Delegierten der Landesverbinde,

b) die Bundesvorstandsmitglieder,

¢) die Landesvorsitzenden, im Verhinderungsfall ihre Stellvertreter.
§82

(1) Mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt sind:

a) die ODP-Abgeordneten im Deutschen Bundestag und im Europii-
schen Parlament,

b) die Mitglieder des Okologischen Rates,
¢) die Vorsitzenden der Bundeskommissionen,

d) die Vorsitzenden der Bundesarbeitskreise im Rahmen der Beratung
von Antrigen ihres Arbeitskreises,

e) die/der Vorsitzende der Jungen Okologen,
f) die Beschiiftigten der Geschiftsstellen des Bundesverbands.
(2) Alle anderen Mitglieder der Partei kénnen als Giste teilnehmen.

Wortmeldungen von Gisten sind durch ein stimmberechtigtes Mitglied
des Bundesparteitags zu beantragen und bediirfen der Zustimmung
durch Beschluss.

§8.3

(1) Die Landesverbdnde werden je angefangene 30 Mitglieder durch
eine Delegierte/einen Delegierten vertreten. Im Verhinderungsfall riickt
die/der Ersatzdelegierte mit der jeweils hochsten Stimmenzahl nach.

(2) Fiir die Delegiertenberechnung sind die Mitgliederzahlen der
Landesverbinde nach dem Stand von vier Monaten vor dem Bundes-
parteitag mafigebend. Von den Mitgliederzahlen ist die Zahl der
Mitglieder abzuziehen, die an diesem Stichtag den Jahresbeitrag des
Vorjahres nicht in voller Hohe bezahlt haben.

§ 8.4 Die Delegierten und Ersatzdelegierten werden von den Landes-
parteitagen oder von den in der jeweiligen Landessatzung bestimmten
Parteitagen in getrennten Wahlgangen fiir hochstens zwei Jahre
gewihlt. Niheres regelt die Geschiftsordnung fiir den Bundesparteitag
und den Bundeshauptausschuss (§ 14).

§ 8.5 Wo kein Landesverband besteht, werden die Delegierten auf
Veranlassung des Bundesvorstands auf einer Landesversammlung der
Mitglieder gewihlt.

§ 9 Einberufung des Bundesparteitags

§ 9.1 Der ordentliche Bundesparteitag findet mindestens einmal
wihrend eines Kalenderjahres statt.

§ 9.2 Der Termin fiir den ordentlichen Bundesparteitag muss durch
den Bundesvorstand mindestens fiinf Monate vorher parteioffentlich
bekannt gegeben werden. Dabei sind auch die Termine fiir die Einrei-
chung von Antrigen und Anderungsantrigen anzugeben und auf
anstehende Wahlen hinzuweisen.

§ 9.3 Der Bundesparteitag wird durch den Bundesvorstand einberufen,
der die Einladung mit der vorldufigen Tagesordnung sowie den
Parteitagsunterlagen mindestens neun Wochen vor dem Bundespartei-
tag den stimmberechtigten Mitgliedern des Parteitags zusendet.

§ 9.4 Ein auflerordentlicher Bundesparteitag muss unverzuglich, aber
mit einer Ladungsfrist von mindestens zwei Wochen, einberufen
werden, wenn dies unter Angabe von Griinden schriftlich beantragt
wird

a) vom Bundesvorstand (2/3-Mehrheit),
b) vom Bundeshauptausschuss (absolute Mehrheit),

¢) von mindestens vier Landesvorstinden; die Zahl vermindert sich auf
zwel, wenn den betreffenden Landesverbinden zusammen mindestens
1/3 der Mitglieder der Partei angehoren,

d) von mindestens 1/3 der stimmberechtigten Mitglieder des Bundes-
parteitags oder
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e) von mindestens zehn Prozent der Mitglieder mit Unterschrift.
§ 10 Antrige zum Bundesparteitag

§ 10.1 Antrige zum Bundesparteitag werden nur zugelassen, wenn sie
mit beigefiigter Begriindung schriftlich und rechtzeitig eingegangen
sind.

Antragsberechtigt sind:

a) mindestens zehn stimmberechtigte Mitglieder des Bundesparteitags
gemeinsam,

b) der Bundesvorstand,

¢) der Bundeshauptausschuss,
d) der Bund-Linder-Rat,

e) der Okologische Rat,

f) jeder Landesparteitag,

g) jeder Landesvorstand,

h) jeder Bezirksvorstand, soweit er aus mindestens 5 Mitgliedern
besteht,

i) die Mitgliederversammlung jedes Kreisverbands (Hauptversamm-
lung) sowie jedes Bezirks- und Regionalverbands (Parteitag),

j) die Bundesprogrammkommission im Rahmen ihrer Zustindigkeiten
nach § 18,

k) die Bundessatzungskommission im Rahmen ihrer Zustindigkeiten
nach § 18,

1) die vom Bundesparteitag anerkannten Bundesarbeitskreise nach
Maf3gabe der Geschiftsordnung fiir den Bundesparteitag und den
Bundeshauptausschuss,

m) die vom Bundesparteitag anerkannten Bundesvereinigungen durch
ihre satzungsgemifle Mitglieder- oder Vertreterversammlung oder
ihren Vorstand.

§10.2

(1) Antrage zum ordentlichen Bundesparteitag sind bis spitestens zwolf
Wochen, Anderungsantrige zu den Unterlagen des ordentlichen
Bundesparteitags bis spitestens sechs Wochen vor dem Bundespartei-
tag (Poststempel / Faxdatum) bei der Bundesgeschiiftsstelle einzurei-
chen.

(2) Die Bundesgeschiftsstelle muss die von der Bundesantragskommis-
sion zugelassenen Antrige unverziiglich, spitestens drei Wochen nach
Ablauf der Antragsfrist, den Mitgliedern des Bundesparteitags zusen-
den.

§10.3

(1) Der Bundesvorstand kann Leitantrage bis spitestens sechs Wochen
vor dem Bundesparteitag bei der Bundesgeschiiftsstelle einreichen
(Poststempel). Sie miissen sich auf aktuelle politische Themen und /
oder Ereignisse beziehen. Die Leitantrige werden zusammen mit den
Anderungs- und Ergiinzungsantrigen versandt.

(2) Anderungsantrige zu einem Leitantrag des Bundesvorstands sind
von den Antragsberechtigten bis spitestens vier Tage vor Beginn des
Bundesparteitags bei der Bundesgeschiftsstelle einzureichen (Post-
stempel). Diese Antrige sind den stimmberechtigten Mitgliedern des
Bundesparteitags unmittelbar vor Beginn des Parteitags zu iibergeben.

§ 10.4 Abdnderungsantrige zu schriftlich eingereichten Antréigen,
Leitantrigen oder Anderungsantrigen konnen unter bestimmten
Voraussetzungen ausnahmsweise auch noch im Verlauf des Bundespar-
teitages gestellt werden. Die Details hierzu regelt die Geschiftsordnung
fiir den Bundesparteitag und den Bundeshauptausschuss.

§ 10.5 Der Entwurf des Haushaltsplans und der Entwurf der groben
Finanzplanung fiir die folgenden vier Kalenderjahre werden spitestens
mit den Anderungsantrigen versandt. Anderungsantrége zu diesen
Entwiirfen miissen eine Gegenfinanzierung enthalten und sind analog
zu den Bestimmungen von § 10.3 (2) einzureichen. Der Bundesvor-
stand hat ein Vetorecht gegen vom Bundesparteitag beschlossene
Anderungsantrige, wenn gesetzliche Vorgaben verletzt werden oder die
finanzielle Basis der Partei gefdhrdet ist.

§ 10.6 Initiativantrige konnen von mindestens 20 stimmberechtigten
Mitgliedern des Bundesparteitags nach Mafigabe der Geschiftsordnung
fiir den Bundesparteitag und den Bundeshauptausschuss gemeinsam
gestellt werden. Die Unterschriften miissen Antrag und Begriindung
umfassen. Die Initiativantrige miissen nach Zustimmung der absoluten
Mebhrheit des Bundesparteitags behandelt werden.

§ 10.7 Abwahl- und Missbilligungsantrige gegen Personen, die nach § 7
vom Bundesparteitag zu wihlen sind, Anderungen der Satzung
einschliefilich ihrer Nebenordnungen und des Grundsatzprogramms
sowie Auflgsungs- und Verschmelzungsantrige konnen nicht Gegen-
stand von Initiativantrigen sein.

§ 10.8 Beschliisse iiber die Anderung einer bereits im Sinne der
Geschiftsordnung festgelegten Tagesordnung bediirfen einer 2/3-
Mehrheit.

§ 10.9 Weiteres regelt die Geschiftsordnung fiir den Bundesparteitag
und den Bundeshauptausschuss.

§ 11 Der Bundeshauptausschuss

Der Bundeshauptausschuss ist das Beschlussorgan zwischen den
Bundesparteitagen ("kleiner Parteitag").

§ 11.1 Zu seinen Aufgaben gehoren insbesondere:

a) die Beratung und Beschlussfassung iiber Aufgaben, die ihm vom
Bundesparteitag zugewiesen wurden,

b) die Beratung und Beschlussfassung tiber die zum Bundeshauptaus-
schuss eingebrachten Antrige zu allen sonstigen die Partei berithrenden
Fragen, soweit sie nicht in den Aufgabenbereich eines anderen Organs
fallen,

c) die Wahl der Mitglieder der Bundesprogrammkommission und der
Bundessatzungskommission.

§ 11.2 Der Bundeshauptausschuss hat das Recht,
a) vom Bundesvorstand Berichte anzufordern,

b) Empfehlungen an die Organe des Bundesverbands sowie an die
Bundeskommissionen und Bundesarbeitskreise zu allen in deren
Zustandigkeit liegenden Aufgaben zu geben.

§11.3

(1) Die stimmberechtigten Mitglieder des Bundeshauptausschusses
sind:

a) die Delegierten der Landesverbinde, wobei jeder Landesverband je
angefangene 250 Mitglieder eine Delegierte / einen Delegierten stellt,

b) die/der Bundesvorsitzende, die stellvertretenden Bundesvorsitzen-
den und der/die Schatzmeister/in

(2) Mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt sind:

a) die Landesvorsitzenden,

b) die/der Vorsitzende der Bundesprogrammkommission,

¢) die tibrigen Bundesvorstandsmitglieder,

d) die Beschiftigten der Geschiftsstellen des Bundesverbandes.

(3) Fiir die Berechnung der Delegierten der Landesverbinde gilt § 8.3
Absatz 2 entsprechend.

§11.4

(1) Der Bundeshauptausschuss ist mindestens einmal wihrend eines
Kalenderjahres einzuberufen.

(2) Der Termin fiir die ordentliche Sitzung des Bundeshauptausschus-
ses muss durch den Bundesvorstand mindestens drei Monate vorher
parteioffentlich bekannt gegeben werden. Dabei sind auch die Termine
fiir die Einreichung von Antriigen und Anderungsantriigen anzugeben
und auf anstehende Wahlen hinzuweisen. In dringenden Fallen kann
die Frist der Bekanntgabe auf vier Wochen verkiirzt werden.

(3) Der Bundeshauptausschuss wird durch den Bundesvorstand
einberufen. Die Einladung hat spitestens mit einer Frist von vier
Wochen unter Beifiigung der vorliufigen Tagesordnung, der Sitzungs-
unterlagen sowie der Liste der Delegierten zu erfolgen.

(4) Antrige zum Bundeshauptausschuss sind bis spitestens sechs
Wochen, Anderungsantrige bis spétestens zwei vor dem Bundeshaupt-
ausschuss (Poststempel/Faxdatum) bei der Bundesgeschiiftsstelle
einzureichen.

(5) Die Bundesgeschiftsstelle muss die zugelassenen Antrige spitestens
vier Wochen, die Anderungsantrige spitestens eine Woche vor dem
Bundeshauptausschuss den Mitgliedern des Bundeshauptausschusses
zusenden.

(6) Fiir die Einberufung einer auflerordentlichen Sitzung des Bundes-
hauptausschusses gelten die Bestimmungen tiber den auflerordentli-
chen Bundesparteitag entsprechend.

§ 11.5 Antrige zum Bundeshauptausschuss konnen stellen:
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a) alle zum Bundesparteitag Antragsberechtigten,

b) mindestens fiinf stimmberechtigte Mitglieder des Bundeshauptaus-
schusses gemeinsam.

§ 11.6 Weiteres regelt die Geschiftsordnung fiir den Bundesparteitag
und den Bundeshauptausschuss.

§ 12 Der Bundesvorstand
§ 12.1 Aufgaben des Bundesvorstands:

a) Der Bundesvorstand leitet die Bundespartei und fiihrt deren
Geschifte nach Gesetz und Satzung sowie den Beschliissen des Bundes-
parteitags und des Bundeshauptausschusses.

b) Er beruft den Bundesparteitag, den Bundeshauptausschuss und den
Bund-Linder-Rat ein.

¢) Er erstattet dem Bundesparteitag, auf Antrag auch dem Bundes-
hauptausschuss, jahrlich einen Rechenschaftsbericht.

d) Er ist zustindig fiir die Einstellung und Entlassung der Mitarbeite-
rinnen/Mitarbeiter des Bundesverbands.

e) Er gibt Informationen fiir die Mitglieder heraus, in denen insbeson-
dere die Wahlergebnisse und wichtige Beschliisse des Bundesparteitags,
des Bundeshauptausschusses und des Bundesvorstands bekannt
gegeben werden,

f) Er schligt dem Bundesparteitag geeignete Personen zur Berufung in
den Okologischen Rat vor.

g) Er verhidngt Ordnungsmafinahmen gemifd § 22.

h) Er beruft bei dringendem Bedarf auch in den Gebietsverbanden
Versammlungen ein und leitet sie.

i) Er gibt sich eine Geschiftsordnung.

§ 12.2 Der Bundesvorstand hat neun Mitglieder:

a) die/der Bundesvorsitzende,

b) die/der 1. Stellvertretende Bundesvorsitzende,

¢) die/der 2. Stellvertretende Bundesvorsitzende,

d) die Bundesschatzmeisterin / der Bundesschatzmeister,
e) die Bundesschriftfiihrerin / der Bundesschriftfiihrer,
f) vier Beisitzerinnen/Beisitzer.

§12.3

(1) Die Wahl des Bundesvorstands ist geheim.

(2) Die Personen nach 12.2 a) bis e) werden in getrennten Wahlgingen
gewihlt, die Beisitzerinnen/Beisitzer in einem Wahlgang.

(3) Nach der Wahl des Bundesvorstands wird aus dessen Mitte vom
Bundesparteitag eine Person gewihlt, die bei Riicktritt oder lingerfris-
tigem Ausfall des Bundesschatzmeisters dessen durch die Satzung und
das Parteiengesetz bestimmte Aufgaben kommissarisch iibernimmt.

(4) Im ersten Wahlgang ist gewihlt, wer die absolute Mehrheit der
abgegebenen giiltigen Stimmen erreicht. Wird diese nicht erreicht,
findet eine Stichwahl gemdf3 der Geschiftsordnung statt.

(5) Allen Kandidatinnen/Kandidaten fiir dasselbe Amt muss die gleiche
Maoglichkeit der Vorstellung gegeben werden. Anschlieffend findet eine
Kandidatenbefragung statt.

§12.4

(1) Der geschiftsfithrende Bundesvorstand besteht aus der / dem
Vorsitzenden, den beiden Stellvertreterinnen / Stellvertretern und der
Schatzmeisterin / dem Schatzmeister. Je zwei Mitglieder des geschifts-
fithrenden Bundesvorstands vertreten den Bundesverband gemeinsam
nach auflen und sind gemeinsam zeichnungsberechtigt nach § 26 BGB.
Bei Rechtsgeschiiften bis zu 1000 Euro geniigt ein Mitglied des ge-
schiftsfithrenden Bundesvorstands. Einzelne Mitglieder oder Organe
eines Gebietsverbands miissen fiir eine rechtsgeschiftliche Vertretung
des Bundesverbands in jedem Einzelfall vom geschiftsfithrenden
Bundesvorstand schriftlich bevollmichtigt werden.

(2) Der geschiftsfithrende Bundesvorstand ist fiir die Erledigung der
besonders dringenden Vorstandsgeschifte verantwortlich.

§ 12.5 Der Bundesvorstand wird mindestens in jedem zweiten Kalen-
derjahr gewidhlt. Wiederwahl ist moglich.

§ 12.6 Der neu gewiahlte Bundesvorstand tritt sein Amt nach dem Ende
des Bundesparteitages an.

§ 12.7 Einzelne Bundesvorstandsmitglieder konnen vom Bundespartei-
tag auf Antrag gemifd § 10.1 mit sofortiger Wirkung abgewihlt werden.
Das daraufhin nachgewihlte Bundesvorstandsmitglied tritt sein Amt
unverziiglich an.

§ 12.8 Auf bereits bestehende Verpflichtungen aus Aufsichtsratsposten
oder Beratervertrigen bei einem auf Gewinn ausgerichteten Unter-
nehmen muss die Bewerberin/der Bewerber fiir ein Bundesvorstands-
amt bei ihrer/seiner Vorstellung aufmerksam machen, ausgenommen
diese fallen unter die iibliche Dienstleistungen der beratenden Berufe
wie z. B. Steuerberater, Rechtsanwilte, Energieberater, Baubiologen
oder Gutachter.

§ 12.9 Parteimitglieder, die als Angestellte fiir den Bundesverband ttig
sind, konnen nicht Mitglieder des Bundesvorstands sein. Dies schlief3t
nicht aus, dass gewihlten Bundesvorstandsmitgliedern ihre Vorstands-
titigkeit vergiitet wird. Uber die Vergiitung beschlieft der Bundes-
hauptausschuss.

§ 12.10 Auf Vorschlag der/des Bundesvorsitzenden kann der Bundes-
vorstand eine Generalsekretérin / einen Generalsekretir einsetzen.
Aufgabe, Kompetenz und Verantwortung werden in der Geschiftsord-
nung des Bundesvorstands geregelt.

§ 13 Regelung der Stellvertretung bei Verhinderung oder Riicktritt

§ 13.1 Die Vorsitzenden des Bundesverbands und aller Gebietsverbin-
de werden im Verhinderungsfall durch die/den jeweiligen 1. Stellvertre-
tende/n Vorsitzenden und in deren/dessen Verhinderungsfall durch
die/den jeweiligen 2. Stellvertretende/n Vorsitzenden in allen Funktio-
nen und Gremien vertreten. Dies gilt fiir die Vorsitzenden der tibrigen
Parteigremien entsprechend.

§ 13.2 Diese Regelung gilt sinngemif auch bei einem Riicktritt
einer/eines Vorsitzenden vom Amt, wobei im betreffenden Verband
moglichst rasch eine Nachwahl durchzufiihren ist. Bis zu dieser
Nachwahl bleibt der nicht mehr vollzihlig besetzte Vorstand beschluss-
fahig, solange die Zahl seiner Mitglieder nicht unter drei sinkt. Andern-
falls lidt der Vorstand des iibergeordneten Verbands so schnell wie
moglich zu einer Mitgliederversammlung ein, um eine Neuwahl des
Vorstands durchzufiihren.

§ 14 Urabstimmung

§ 14.1 Unter den Mitgliedern des Bundesverbands konnen Urabstim-
mungen {iber politische und organisatorische Sachfragen durchgefiihrt
werden, soweit sie nicht durch Gesetz ausgeschlossen sind. Die
abzustimmenden Fragen sind mit Begriindung bei der Bundesge-
schiftsstelle einzureichen. Sie sind in alternativer Form (Wahl zwischen
mehreren Méglichkeiten) zu formulieren. Dabei muss auch eine
grundsitzliche Ablehnung moglich sein.

§ 14.2 Urabstimmungen werden durchgefiihrt

a) auf Beschluss des Bundesvorstandes, des Bundesparteitags oder des
Bundeshauptausschusses,

b) auf Antrag von mindestens zehn Kreisverbinden (durch Beschluss
der Kreishauptversammlung) oder

¢) auf Antrag von mindestens fiinf Prozent der Mitglieder.

§ 14.3 Nach der Zulassung durch die Bundesantragskommission
miissen die abzustimmenden Fragen einschliellich Begriindung in der
nichstmoglichen Ausgabe der Mitgliederzeitschrift veroffentlicht
werden. Den Antragstellern und dem Bundesverband muss dabei
Gelegenheit zu einer angemessenen Stellungnahme gegeben werden.
Mit dieser Mitgliederzeitschrift sind die Stimmzettel zu versenden — mit
deutlichem Hinweis auf der Titelseite. Dabei ist auf die Riicksendefrist
von vier Wochen hinzuweisen. Vor der Riicksendung sind die bei
Bedarf kopierten Stimmzettel von den Mitgliedern mit den vorgesehe-
nen personlichen Daten zu versehen und zu unterschreiben.

§ 14.4 Das Abstimmungsergebnis ist nach den allgemeinen Grundsit-
zen fiir politische Abstimmungen festzustellen. Die Auszihlung wird
durch Mitarbeiter der Bundesgeschiftsstelle und einer Vertrauensper-
son der Antragsteller, die zur Vertraulichkeit verpflichtet sind, durchge-
fithrt. Die zuriickgesandten Stimmzettel sind bis Ende des tibernéchs-
ten Jahres aufzubewahren.

§ 14.5 Grundsitzlich entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebe-
nen Stimmen. Zu Angelegenheiten, die gemif3 Gesetz oder Satzung
eine hohere Mehrheit des Bundesparteitags erfordern, entscheidet die
entsprechende Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Die Abstimmung
hat bindende Wirkung, solange der Bundesparteitag nicht mit 2/3-
Mebhrheit anders entscheidet. Lisst sich eine Frage nicht mit Ja oder
Nein beantworten oder stehen mehr als zwei Antworten zur Auswahl,
kann die Abstimmung nur dann eine bindende Wirkung haben, wenn
eine Antwort mehr als die Hilfte der abgegebenen Stimmen (ohne
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Beriicksichtigung der Enthaltungen) erhilt. Abstimmungen ohne
bindende Wirkung gelten als Meinungsbild.

§ 15 Unvereinbare Titigkeiten

§ 15.1 Wer Mitglied des Bundestags, eines Landtags oder des Europii-
schen Parlaments ist, darf wihrend der Wahlperiode keinen vergiiteten
Aufsichtsratsposten bei einem auf Gewinn ausgerichteten Unterneh-
men innehaben oder tibernehmen und keine bezahlten Beratervertrige
bei einem auf Gewinn ausgerichteten Unternehmen abschlieflen oder
weiterfiihren.

§ 15.2 Wer Mitglied des Bundesvorstands oder eines Landesvorstands
ist, soll wihrend der Amtszeit keinen vergiiteten Aufsichtsratsposten
bei einem auf Gewinn ausgerichteten Unternehmen innehaben oder
iibernehmen und keine bezahlten Beratervertrige bei einem auf
Gewinn ausgerichteten Unternehmen abschlielen oder weiterfiihren,
ausgenommen diese fallen unter die tiblichen Dienstleistungen der
beratenden Berufe wie z. B. Steuerberater, Rechtsanwilte, Energiebera-
ter, Baubiologen oder Gutachter.

§ 16 Der Bund-Linder-Rat

Der Bund-Linder-Rat ist ein beratendes Gremium der Landesvorstin-
de und des Bundesverbands. Er soll die Zusammenarbeit zwischen den
Landesvorstinden untereinander sowie mit dem Bundesvorstand
fordern und weiterentwickeln.

§ 16.1 Zu seinen Aufgaben gehoren insbesondere:

a) die Beratung iiber Wahlkampagnen, Strategiekonzepte und bundes-
weite Kampagnen,

b) die Unterstiitzung beim Strukturaufbau der Partei,

c) die Beratung iiber Aufgaben, die ihm vom Bundesparteitag, vom
Bundeshauptausschuss oder vom Bundesvorstand zugewiesen wurden.

§ 16.2 Der Bund-Linder-Rat hat das Recht,
a) vom Bundesvorstand Berichte anzufordern,

b)Antrige an die Organe des Bundesverbands sowie an die Bundes-
kommissionen und Bundesarbeitskreise zu allen in deren Zustindigkeit
liegenden Aufgaben zu stellen.

§ 16.3 Die stimmberechtigten Mitglieder des Bund-Linder-Rats sind:

a) Je zwei Vertreterinnen / Vertreter der Landesvorstinde, die von
jedem Landesvorstand aus seiner Mitte benannt werden,

b) zwei Vertreterinnen / Vertreter des Bundesvorstands.
(2) Mit beratender Stimme teilnahmeberechtigt sind:
a) die tibrigen Mitglieder des Bundesvorstands,

b) die Beschiftigten der Geschiiftsstellen des Bundesverbands und der
Landesverbande.

§16.4

(1) Der Bund-Linder-Rat ist mindestens einmal jahrlich durch den
Bundesvorstand einzuberufen. Der Sitzungstermin ist mindestens sechs
Wochen vorher bekanntzugeben. Vorschlige fiir die Tagesordnung
sind danach innerhalb von 14 Tagen einzureichen. Die Einladung mit
der vorldufigen Tagesordnung und den Sitzungsunterlagen ist spites-
tens zwei Wochen vor dem Sitzungstermin zu versenden.

(2) Der Bund-Linder-Rat ist auch unverziiglich einzuberufen, wenn
dies vier Landesvorstinde gemeinsam beantragen.

§ 17 Der Okologische Rat

§ 17.1 Die Mitglieder des Okologischen Rates haben die Aufgabe, die
Organe und Mandatstriger der Partei in 6kologischen Angelegenheiten
wissenschaftlich zu beraten.

§ 17.2 Der Okologische Rat besteht aus Wissenschaftlerinnen /
Wissenschaftlern und Fachleuten, die vom Bundesvorstand dem
Bundesparteitag vorgeschlagen und von diesem fiir vier Jahre berufen
werden. Eine Wiederberufung ist moglich.

§ 18 Bundesprogramm- und Bundessatzungskommission

§ 18.1 Die Bundesprogrammkommission ist zusténdig fiir die Erarbei-
tung von Vorschlagen fiir

a) die Weiterentwicklung des Grundsatzprogramms,

b) die Programme der Partei zu den Wahlen zum Deutschen Bundestag
und zum Europiischen Parlament,

¢) alle sonstigen Programme und Sachantrige, soweit ihr dies von
Organen des Bundesverbands iibertragen wird.

§ 18.2 Die Bundessatzungskommission ist zustindig fiir die Erarbei-
tung von Vorschligen fiir die Weiterentwicklung dieser Satzung und
ihrer Nebenordnungen.

§ 18.3 Die Bundesprogrammkommission und die Bundessatzungs-
kommission bestehen aus jeweils fiinf bis elf Mitgliedern, die vom
Bundeshauptausschuss fiir hochstens zwei Jahre gewihlt werden. In
einem zweiten Wahlgang konnen jeweils bis zu fiinf Ersatzmitglieder
gewihlt werden.

§ 18.4 Der Bundesprogrammkommission gehoren ferner die entsand-
ten Vertreterinnen/Vertreter der Bundesarbeitskreise mit beratender
Stimme an.

§ 18.5 Jede dieser Kommissionen wihlt eine Vorsitzende / einen
Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende / einen stellvertre-
tenden Vorsitzenden.

§ 19 Bundesarbeitskreise
§19.1

(1) Der Bundesparteitag kann fiir bestimmte Sachgebiete oder fiir
zeitlich begrenzte Aufgaben Bundesarbeitskreise einsetzen und
auflosen. Ihr Themenfeld ist moglichst klar festzulegen. Bei der
Einsetzung sollen mindestens fiinf Mitglieder ihre Mitarbeit zugesagt
haben.

(2) Sie sollen Programmvorschlidge zu ihrem jeweiligen Sachgebiet
erarbeiten und der Bundesprogrammkommission vorlegen, den
Organen der Partei Auskiinfte erteilen sowie aktuelle Entwicklungen in
ihrem Sachgebiet beobachten und gegebenenfalls die Generalsekret-
rin/den Generalsekretir oder den Bundesvorstand informieren.
Offentlichkeitsarbeit erfolgt nur in Riicksprache mit dem Bundesvor-
stand.

(3) Jeder Bundesarbeitskreis trifft sich mindestens einmal jéhrlich zu
einer Mitgliederversammlung.

(4) Die Bundesarbeitskreise wihlen jeweils eine Vorsitzende / einen
Vorsitzenden sowie eine stellvertretende Vorsitzende / einen stellvertre-
tenden Vorsitzenden und entsenden eine Vertreterin / einen Vertreter
mit beratender Stimme in die Bundesprogrammkommission.

§ 19.2 Nur Mitglieder der Partei konnen Mitglieder von Bundesarbeits-
kreisen sein. Nichtmitglieder konnen als Géste eingeladen werden.

§ 19.3 Hat in zwei aufeinander folgenden Kalenderjahren keine
Mitgliederversammlung eines Bundesarbeitskreises stattgefunden oder
ist seine Mitgliederzahl unter finf gesunken oder sind die in der
Geschiftsordnung fiir Bundesarbeitskreise genannten Aufgaben nicht
erfiillt, kann der Bundesvorstand diesen Bundesarbeitskreis auflosen.

§ 19.4 Weiteres regelt die Geschiftsordnung fiir Bundesarbeitskreise.
§ 20 Bundesvereinigungen

§ 20.1 Bundesvereinigungen der Partei sind selbstindige Organisatio-
nen mit dem Ziel, die Interessen bestimmter Gruppen innerhalb der
Partei zu reprisentieren sowie das Gedankengut der Partei in ihren
Wirkungskreisen zu vertreten und zu verbreiten. Die Mitgliedschaft
steht auch Nicht-Mitgliedern der Partei offen.

§ 20.2 Bundesvereinigungen geben sich vor ihrer Anerkennung eigene
Satzungen, die als Organe mindestens eine Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung und einen Vorstand vorsehen. Sie unterliegen nicht der
Schiedsgerichtsbarkeit der Partei; ihre Satzungen konnen eine eigen-
standige Schiedsgerichtsbarkeit vorsehen. Die Satzungen der Bundes-
vereinigungen sowie ihre Anderungen miissen durch den Bundesvor-
stand der Partei genehmigt werden.

§ 20.3 Zu ihrer Anerkennung benétigen Bundesvereinigungen, deren
Satzung durch den Bundesvorstand genehmigt wurde, die einfache
Mebhrheit der abgegebenen Stimmen des Bundesparteitags, bei dem die
Anerkennung beantragt wurde. Zur Aberkennung des Status als
Bundesvereinigung ist auf Grundlage eines entsprechenden Antrags
eine einfache Mehrheit des Bundesparteitags erforderlich.

§ 21 Ehrungen

Die ODP kann an Institutionen und Personen aufierhalb und innerhalb
der Partei Ehrungen vergeben.

§ 21.1 An Institutionen und Personen auflerhalb der ODP, welche sich
um die Gesellschaft oder die Okologie verdient gemacht haben, kann
die ,,Goldene Schwalbe“ verlichen werden. Uber die Verleihung
entscheidet der Bundesvorstand.

§ 21.2 Fiir Verdienste um die ODP kénnen Mitglieder folgende
Auszeichnungen erhalten:
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a) Auf Antrag des Bundes- oder der Landesvorstinde kann der Bundes-
bzw. Landesparteitag einer/einem ehemaligen Vorsitzenden den
Ehrenvorsitz verleihen.

b) Der Bundesvorstand und die Landesvorstinde konnen langjihrig
verdienten Mitgliedern die Ehrenmitgliedschaft verleihen.

c) Fiir herausragende Verdienste um die ODP kann die ,,Jaspar-von-
Oertzen-Medaille“ verliehen werden. Dabei kénnen die Kreis- und
Bezirksverbinde mit Zustimmung des jeweiligen Landesvorstandes die
Medaille in Bronze, die Landesvorstinde mit Zustimmung des Bundes-
vorstandes die Medaille in Silber und der Bundesvorstand die Medaille
in Gold verleihen.

§ 21.3 Nach 25-jahriger Mitgliedschaft verleiht der Bundesvorstand die
ODP-Ehrennadel.

§ 22 Ordnungsmafinahmen
§ 22.1 Ordnungsmafinahmen von Vorstinden gegen Parteimitglieder:

(1) Bei einer Pflichtverletzung eines Mitglieds, insbesondere bei einer
Verletzung der Pflichten nach § 4.2, kann der Bundesvorstand oder der
zustindige Landesvorstand mit 2/3-Mehrheit je nach Schwere der
Pflichtverletzung folgende Ordnungsmafinahmen anordnen:

a) Riige,

b) Aberkennung des Rechts zur Bekleidung von Parteidmtern bis zur
Dauer von zwei Jahren,

¢) Ruhen einzelner oder aller Mitgliedsrechte bis zur Dauer von drei
Jahren.

(2) Den Antrag auf Ausschluss eines Parteimitglieds gemaf3 § 23.1 d)
kann der Bundesvorstand oder der zustindige Landesvorstand stellen.
Waurde ein Ausschlussantrag gestellt, kann in dringenden und schwer-
wiegenden Fillen, die sofortiges Eingreifen erfordern, der Bundesvor-
stand oder der zustindige Landesvorstand bis zur Entscheidung des
Schiedsgerichts

a) ein Mitglied von der Ausiibung seiner Rechte ausschlieffen,

b) ein Mitglied des eigenen Vorstands oder des Vorstands eines
nachgeordneten Gebietsverbands seines Amtes entheben.

§ 22.2 Ordnungsmafinahmen von Vorstinden gegen Verbinde und
Organe der Partei:

(1) Gegen nachgeordnete Gebietsverbinde und Organe der Partei,
welche in schwerwiegender Weise gegen die Grundsitze oder die
Ordnung der Partei verstoflen haben, kann der Bundesvorstand oder
der zustindige Landesvorstand als Ordnungsmafinahmen anordnen:

a) Riige,

b) das befristete Ruhen des Vertretungsrechts in Organen iibergeordne-
ter Gebietsverbinde,

¢) Amtsenthebung von Organen,

d) Auflosung oder den Ausschluss des Gebietsverbands.

(2) Eine Ordnungsmafinahme des Landesvorstands bedarf der Bestiti-
gung durch den Bundesvorstand, eine Ordnungsmafinahme des
Bundesvorstands bedarf der Bestitigung durch den Bundeshauptaus-
schuss; dies gilt nicht fiir Riigen.

(3) Die Ordnungsmafinahme tritt auler Kraft, wenn der néchste
Landes- bzw. Bundesparteitag die Ordnungsmafinahme nicht bestitigt;
dies gilt nicht fiir Riigen.

§22.3
(1) Ordnungsmafinahmen sind zu begriinden.

(2) Gegen Ordnungsmafinahmen eines Landesvorstands ist die
Anrufung des Landesschiedsgerichts, gegen Ordnungsmafinahmen des
Bundesvorstands ist die Anrufung des Bundesschiedsgerichts zugelas-
sen; dies gilt nicht fiir Rigen.

§ 23 Schiedsgerichte
§ 23.1 Aufgaben der Schiedsgerichte:

a) Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Gebiets-
verbanden und ihren Mitgliedern,

b) Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten iiber Auslegung
und Anwendung dieser Satzung und ihrer Nebenordnungen,

¢) Schlichtung und Entscheidung von Streitigkeiten iilber MafSinahmen
gegen nachgeordnete Gebietsverbande oder deren Organe.

d) Uber Antrige auf Ausschluss von Mitgliedern nach § 3.4 c) dieser
Satzung entscheidet das jeweilige Landesschiedsgericht; gegen dessen
Entscheidung ist Berufung beim Bundesschiedsgericht zulissig.

§ 23.2 Wird das Schiedsgericht schriftlich angerufen, hat es innerhalb
von vier Monaten zu seiner ersten Sitzung hierzu zusammenzutreten.

§ 23.3 Bildung und Zusammensetzung der Schiedsgerichte:

(1) Schiedsgerichte werden beim Bundesverband und bei den Landes-
verbdnden gebildet.

(2) Sie bestehen aus mindestens drei Mitgliedern, die von den jeweili-
gen Parteitagen in geheimer Wahl fiir zwei, hochstens fiir vier Jahre
gewihlt werden.

(3) Die Mitglieder der Schiedsgerichte diirfen weder Vorstandsimter
bekleiden noch in einem finanziellen oder beruflichen Abhéngigkeits-
verhiltnis zur Partei oder zu einem Vorstandsmitglied stehen.

(4) Sie sind unabhingig und an Weisungen nicht gebunden.
§ 23.4 Weiteres regelt die Schiedsgerichtsordnung.

§ 24 Nebenordnungen

Zu dieser Satzung bestehen folgende Nebenordnungen:

a) die Geschiftsordnung fiir den Bundesparteitag und den Bundes-
hauptausschuss,

b) die Geschiftsordnung fiir die Bundesarbeitskreise,
¢) die Finanzordnung,

d) die Schiedsgerichtsordnung.

§ 25 Protokolle

§ 25.1 Uber die Abstimmungs- und die Wahlergebnisse der Organe des
Bundesverbands sind Protokolle anzufertigen und von der Protokoll-
fithrerin / dem Protokollfithrer und einem Mitglied des Bundesvor-
stands, im Fall des Bundesparteitags und des Bundeshauptausschusses
auch von der Sprecherin / dem Sprecher des jeweiligen Prisidiums, zu
unterzeichnen.

§25.2

(1) Jedes Parteimitglied kann auf Verlangen Einsicht in die genehmig-
ten Protokolle nehmen, soweit es sich nicht um fiir vertraulich erklirte
Teile (z. B. Personalfragen) handelt.

(2) Die Protokolle miissen den Mitgliedern auf Anforderung gegen
Kostenerstattung zugestellt werden.

(3) Die genehmigten Protokolle von Bundesparteitag und Bundes-
hauptausschuss sind, sowie es sich nicht um fiir vertraulich erklarte
Teile (z. B. Personalfragen) handelt, im internen Bereich der ODP-
Homepage zu verdffentlichen. Zusitzlich sind diese allen Landesvor-
stainden per E-Mail zuzusenden.

$§ 26 Jugendorganisation

Die Bundesvereinigung "Junge Okologen" (JO) ist die Jugendorganisa-
tion der Partei. Die Bundesvereinigung ist als solche eigenstindig.

§ 27 Anderungen der Satzung und des Grundsatzprogramms

§ 27.1 Uber Anderungen dieser Satzung einschlieflich ihrer Nebenord-
nungen und des Grundsatzprogramms beschlief8t der Bundesparteitag
mit 2/3-Mehrheit. Sie treten in der Regel sofort in Kraft.

§ 27.2 Auf Beschluss des Bundesparteitags kann {iber eine Anderung
des Grundsatzprogramms eine Urabstimmung gemif3 § 14 durchge-
fithrt werden.

§ 28 Auflésung, Verschmelzung

§ 28.1 Uber die Auflosung oder Verschmelzung der Partei entscheidet
der Bundesparteitag mit 3/4-Mehrheit. Im Beschluss iiber die Auflo-
sung oder Verschmelzung ist auch iiber das Vermégen der Partei zu
entscheiden.

§ 28.2 Dieser Beschluss muss vor seiner Ausfithrung durch eine
Urabstimmung nach § 14 bestitigt werden. Die Stimmen werden dabei
unter notarieller Aufsicht ausgezahlt.

§ 29 Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 29.1 Die Okologisch-Demokratische Partei ist unmittelbar und
automatisch Rechtsnachfolgerin von drei in ihr verschmolzenen
Griindungsorganisationen der Vereinigung "Griine Foderation", das
sind die "Griine Aktion Zukunft" (GAZ), "Griine Liste Umweltschutz"
Hamburg (GLU Hamburg), "Arbeitsgemeinschaft Okologische Politik"
(AGOP).
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§ 29.2 Bestimmungen in Satzungen und Nebenordnungen nachgeord-
neter Gebietsverbinde, die dieser Satzung widersprechen, sind ungiil-
tig.

§ 29.3 Diese Satzung tritt am 05. Juli 1993 in Kraft, zuletzt gedndert am
19. November 2016 vom Bundesparteitag in Bonn.

Weitere Informationen:

ODP-Bundesverband
Pommergasse 1
97070 Wiirzburg

Tel: 0931 / 40486 0
Fax: 0931 / 40486 29

E-Mail: info@oedp.de

Spendenkonto:

Bank fiir Sozialwirtschaft

IBAN DE95 700 205 00 000 981 52 01
BIC BFSWDE33MUE
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Finanzordnung der
Okologisch-Demokratischen Partei

(Stand: 20. November 2016)

§ 1 Finanzierung und Zustindigkeiten

(1) Die finanziellen Mittel, die zur Erfiillung der Aufgaben der Partei
erforderlich sind, werden durch Mitgliedsbeitrige, Zuwendungen und
Sammlungen aufgebracht.

(2) Der Bundesschatzmeister / die Bundesschatzmeisterin ist fiir die
ordnungsgemifie Finanzverwaltung im Bundesverband mit Hilfe der
Bundesgeschiiftsstelle zustindig; die Schatzmeister / Schatzmeisterinnen
der jeweiligen Gebietsverbande sind fiir die ordnungsgeméfie Finanz-
verwaltung in ihrem Bereich zustindig.

§ 2 Mitgliedsbeitrige

(1) Die Mitgliedsbeitrige werden durch den Bundesverband erhoben, und
zwar auch fiir die Gebietsverbadnde.

(2) Die Hohe der Mitgliedsbeitrige wird vom Bundesparteitag festgelegt.

Zurzeit betrégt der Regelbeitrag 7,00 EUR pro Monat — auch als
Familienbeitrag einschlief8lich der Partnerin / des Partners sowie der
Kinder ohne eigenes Einkommen bis zum Alter von maximal 27 Jahren.

Fiir Rentnerinnen / Rentner halbiert sich der Beitrag auf Antrag auf 3,50
EUR pro Monat.

Fiir Mitglieder ohne oder mit geringem Einkommen betragt der Beitrag
1,00 EUR pro Monat.

(3) Eine Anderung der dem Beitragssatz zugrunde liegenden personlichen
Verhiltnisse ist der Bundesgeschiiftsstelle unverziiglich schriftlich mit-
zuteilen.

(4) Die Beitragssitze sind Mindestbeitrige. Mitglieder konnen nach
eigenem Ermessen auch hohere Beitrige zahlen.

(5) Die Mitgliedsbeitriage sind am 15. Februar fillig, es sei denn, dass mit
dem Bundesverband eine halbjihrliche (15. Februar und 15. August) oder
vierteljahrliche (15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November)
Ratenzahlung vereinbart wurde. Im Eintrittsjahr ist der Beitrag ab dem
Eintrittsmonat anteilig zu zahlen.

(6) Beitragsstundung ist moglich. Hieriiber entscheidet der
Bundesverband auf schriftlichen Antrag des Mitglieds.

(7) Auf Beschluss des Bundesverbandes konnen neue Mitglieder maximal
ein Jahr lang von der Beitragszahlung befreit werden (Schnupper-
mitgliedschaft).

(8) Ehrenvorsitzende und Ehrenmitglieder sind vom Mitgliedsbeitrag
befreit. Bei den Ehrenmitgliedern, die von den Landesvorstinden ernannt
wurden, iibernehmen die betroffenen Landesverbinde den
Mitgliedsbeitrag, um die Fixkosten fiir die Mitgliederverwaltung und den
Versand der Mitgliederzeitschrift zu decken.

§ 3 Aufteilung der Beitragsanteile

(1) Die eingehenden Mitgliedsbeitriage stehen zu:
a) 50 % dem Bundesverband,
b) 50 % dem zustindigen Landesverband.

(2) Die Hilfte der dem zustindigen Landesverband zuflieenden
Beitragsanteile ist an den zustdndigen Kreisverband (ersatzweise Regional-
bzw. Bezirksverband) als Zuschuss weiterzuleiten.

(3) Die Bundesgeschiftsstelle fertigt zu den Stichtagen 31. Dezember, 28.
Februar. und 31. August Aufstellungen iiber die Beitragseinginge unter
Nennung der Mitgliedsnamen, geordnet nach den Landes- und

Kreisverbinden, und leitet die jeweilige Aufstellung bis zum 31. Januar, 31.

Mirz und 30. September an die zustindigen Landesverbinde weiter.

Die Aufstellung vom 31. Dezember ist als Unterlage fiir die
Landesrechenschaftsberichte vorgesehen. Aufgrund der Aufstellungen
vom 28. Februar und 31. August tiberweist die Bundesgeschiiftsstelle in
den Monaten Mirz und September die Hilfte der jeweils eingegangenen
Mitgliedsbeitrige an die zustidndigen Landesverbinde, die ihrerseits die
Zuschiisse gemdfl § 3 Nr.2 unverziiglich an die zustindigen
Gebietsverbinde weiterleiten.

(4) Mitgliedsbeitrige, die irrtiimlich an Landes- oder Kreisverbinde be-
zahlt wurden, sind unverziiglich unter Nennung des Mitglieds in voller
Hohe an die Bundesgeschiftsstelle weiterzuleiten. Diese irrtiimlichen

Beitragseinginge diirfen bei den Landes- und Kreisverbinden nicht unter
der Rubrik "Mitgliedsbeitrige" gebucht werden, sondern als "Verbindlich-
keiten gegeniiber dem Bundesverband".

(5) Bei der Mahnung beitragssaumiger Mitglieder wird die
Bundesgeschiftsstelle durch die Kreis- und Landesverbdnde unterstiitzt.

§ 4 Aufteilung der staatlichen Mittel (Linderfinanzausgleich)

(1) Der Bundesverband sorgt fiir den Linderfinanzausgleich gemaf3 § 22
Parteiengesetz. Dabei erhalten die Landesverbinde jeweils 50 % der an den
Bundesverband bezahlten staatlichen Mittel

a) fiir die Bundestags- und Europawahlen auf Grundlage der im jeweiligen
Land erhaltenen Stimmen,

b) fiir die Mitgliedsbeitrage und beriicksichtigungsfihigen Zuwendungen,
die auf den jeweiligen Landesverband entfallen.

(2) Bei Nicht-Bestehen eines Landesverbands verbleiben diese Anteile
beim Bundesverband.

§ 5 Landtagswahl-Unterstiitzungskasse (LWU) / Projekt- und
Solidarkasse (PSK)

(1) Fiir die Unterstiitzung von Landtagswahlkimpfen der Landesverbande
mit iiber 250 Mitgliedern sowie der Landesverbénde, die bei der
vorherigen Landtagswahl einen Stimmenanteil von mindestens 1,0
Prozent erreicht haben, wird eine Landtagswahl-Unterstiitzungskasse
(LWU) eingerichtet.

(2) Der Bundesparteitag beschlieft im Rahmen der Verabschiedung des
Haushalts iiber die Bereitstellung von Finanzmitteln des Bundesverbandes
zur LWU.

(3) Uber die Vergabe von Zuschiissen und Darlehen fiir Landtagswahlen
in den unter (1) aufgefithrten Landesverbdnden entscheidet eine
Kommission, der die/der Bundesvorsitzende, die/der
Bundesschatzmeister/-in, je zwei von den Landesvorstinden gewihlte
Mitglieder aus den o.g. Landesverbinden sowie beratend die/der
kaufméannische Geschiftsfiihrer/-in und die/der Generalsekretir/-in des
Bundesverbands angehéoren.

(4) Die Landesverbinde, die nicht aus der LWU unterstiitzt werden, sowie
die Untergliederungen kénnen Zuschiisse aus der Projekt- und
Solidarkasse (PSK) erhalten, die vom PSK-Ausschuss verwaltet wird, dem
die/der Bundesschatzmeister/-in, ein weiteres Bundesvorstandsmitglied
sowie die/der Generalsekretdr/-in des Bundesverbands angehoren. Niheres
ist dem Merkblatt zu entnehmen.

§ 6 Abgabepflicht der Mandatstriger

Die Mandatstriger der Partei im Europdischen Parlament, Bundestag und
im Landtag werden um einen Mandatstrigerbeitrag gebeten.

§ 7 Kostenerstattungen und Vergiitungen

(1) In Anlehnung an die jeweiligen Bestimmungen des Einkommen-
steuergesetzes werden Parteimitgliedern und sonstigen ehrenamtlich fiir
die Partei titigen Personen auf Antrag Kosten erstattet, die entstanden
sind infolge

a) Ausiibung eines Amtes, in das sie von einem satzungsgeméfien
Parteiorgan gewihlt wurden (z.B. Mitglieder von Parteiorganen wie
Vorstinde oder Schiedsgerichten), oder

b) Wahrnehmung eines Mandates, das ihnen von einem satzungs-
gemiflen Parteiorgan erteilt wurde bzw. das sie von Amts wegen
wahrnehmen (z.B. Mitglieder von Parteitagen, Hauptausschiissen,
Kommissionen oder des Okologischen Rats), oder

c) Erfilllung einer Aufgabe, mit der sie von einem satzungsgemaflen
Parteiorgan beauftragt wurden (z.B. Kandidatur fiir ein politisches
Mandat), oder

d) Teilnahme an einer Sitzung eines anerkannten Arbeitskreises.

(2) Zustandig fiir die Kostenerstattung ist der jeweils auftraggebende
Verband. Bei Parteitags- und Hauptausschussdelegierten sowie Vor-
standsmitgliedern ist der Verband, fiir den die Funktionstriger arbeiten
(z.B. bei Bundesparteitagsdelegierten der Bundesverband), der auftragge-
bende. Bei Mitgliedern in landes- oder bundesweiten Gremien (z.B.
Arbeitskreise, Kommissionen) ist der betreffende Landes- bzw. der
Bundesverband Auftraggeber.
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(3) Der Vorstand jeder Gliederung kann Telefon- und Internetkosten von
Vorstandsmitgliedern und deren Beauftragten an privaten Anschliissen in
Hohe von 20% der Rechnung pauschal ohne gesonderten Einzelnachweis,
ansonsten in tatsidchlich entstandener Hohe, erstatten.

(4) Sofern eine Gliederung wirtschaftlich dazu in der Lage ist, kann ihr
Vorstand beschlieflen, einzelnen Personen Auftrige fiir die unter den
Ziffer 1 bis 8 aufgefiihrten Arbeitsleistungen zu erteilen und diese auf
schriftlichen Antrag zu vergiiten. Die Vergiitungssitze (ausschliefSlich
eventueller Material-, Fahrt- und Reisekosten) kénnen im Rahmen
folgende Hochstgrenzen beschlossen werden:

1. Verteilen von Werbematerial an Haushalte: 9 Cent/Stiick,
2. Verteilen von Werbematerial an Infostinden: 7 Cent/Stiick,

3. Bekleben, Auf- und Abhingen bzw. Auf- und Wegstellen von
Plakattridgern mit Papierplakaten: 7 EUR/Stiick,

4. Auf- und Abhingen von Plastikplakaten sowie Ankleben von
Papierplakaten an vorhandene Plakatwinde: 3 EUR/Stiick,

Bau und Reparatur von Plakattragern: 5 EUR/Stiick,
Sammeln von Unterstiitzungsunterschriften: 3 EUR/Stiick,

Pressearbeit: 2 EUR/Zeile (Nachweis),

® N oW

Einkuvertieren von Mitglieder- und Interessentenpost: 0,12
EUR/Brief

Im Vergiitungsantrag ist bei den Ziffern 1 bis 8 der Tag, bei den Ziffern 1
bis 4 zusitzlich der Ort zu benennen, an dem die jeweilige Leistung
erbracht wurde.

Fiir alle anderen Vergiitungen sollen Werk- und Dienstvertrige abge-
schlossen werden.

(5) Der Bundesvorstand kann den Anspruch auf Kostenerstattungen und
Vergiitungen ganz oder teilweise und mit sofortiger Wirkung aufler Kraft
setzen, sofern er dies im Interesse der Partei fiir erforderlich hilt. und die
Regelung fiir alle Mitglieder in gleicher Weise gilt. Der Vorstand jeder
Gliederung ist berechtigt, fiir Erstattungen und Vergiitungen einen
jahrlichen Hochstbetrag pro Person festzulegen. Eine Staffelung der
Hochstbetrige nach der Art des bekleideten Amts oder nach der
Platzierung auf einer Bewerberliste ist zuldssig. Ein Beschluss nach Satz 1
oder Satz 2 muss allen Mitgliedern der Gliederung zur Kenntnis gegeben
werden. Ausgaben, die vor dem Tag der Bekanntgabe getitigt wurden,
sowie Ausgaben und Arbeitsleistungen aufgrund verbindlicher
Absprachen, die vor dem Tag der Bekanntgabe getroffen wurden, fallen
nicht unter die Beschriankungen der Sitze 1 und 2.

(6) Antrige auf Erstattungen nach Absatz 1 und 3 sowie Antrige auf
Auszahlungen von Vergiitungen nach Absatz 4 kénnen bis zum 31. Januar
der Folgejahrs eingereicht werden; nach diesem Termin ist eine Erstattung
bzw. Auszahlung ausgeschlossen. Das Eingangsdatum dieser Antrige ist
jeweils zu dokumentieren.

§ 8 Zuwendungen

(1) Kreis- Regional-, Bezirks- und Landesverbande sowie der Bundesver-
band sind zur Entgegennahme von Zuwendungen und zur Ausstellung
von Zuwendungsbestitigungen berechtigt. Hierbei ist § 25 Parteiengesetz
zu beachten.

Vorgenannte Berechtigungen stehen Ortsverbinden nur zu, soweit sie
hierzu in der Satzung ihres Kreisverbands erméchtigt werden.

(2) Zuwendungen gehen an den tatsichlichen Empfinger. Hat der
Spender einen anderen als Empfinger genannt, so ist der
Zuwendungsbetrag umgehend an diesen weiterzuleiten.

(3) Erhilt ein Ortsverband eine Zuwendung, so hat er den vollen Betrag
unverziiglich an seinen Kreisverband weiterzuleiten, der dem Spender eine
Zuwendungsbestitigung ausstellt und den vollen Betrag ausschlieSlich fiir
Zwecke des betreffenden Ortsverbands zu verwenden hat.

(4) Die Gebietsverbande haben gemif3 § 24 Abs.1 und § 25 Abs. 3
Parteiengesetz die Pflicht, Listen tiber alle Zuwendungseinginge zu fiihren,
in denen Name, Vorname, Adresse, Datum und Betrag jeder Einzelzuwen-
dung aufgelistet sind. Zuwendungen von nicht feststellbaren Personen
sind gesondert auszuweisen.

(5) Bundesverband und Gebietsverbiande verpflichten sich, von juristi-
schen Personen weder Sach- noch Geldzuwendungen anzunehmen.

§ 9 Ruhen von Mitglieds- und Delegiertenrechten
(1) Bei einem Beitragsriickstand ist § 4.3 der Satzung zu beachten.

(2) Durch vollstindige Begleichung des Riickstandes werden die Verzugs-
folgen sofort beseitigt.

§ 10 Vertretungsbefugnis

Jeder Gebietsverband wird gemif3 § 11 Parteiengesetz in Verbindung mit §
26 Abs.2 BGB durch den Vorstand rechtsgeschiftlich vertreten. Andere
Organe oder einzelne Mitglieder miissen fiir eine rechtsgeschiiftliche
Vertretung in jedem Einzelfall vom zustindigen Vorstand dazu ermichtigt
werden.

§ 11 Buchfithrung und Rechnungslegung

(1) Alle Gebietsverbinde der Partei mit eigener Rechnungsfithrung und
der Bundesverband sind zu ordnungsgemif3er Buchfiihrung verpflichtet.
Alle Guthaben sind miindelsicher anzulegen. Ist in einem Gebietsverband
mit eigener Rechnungsfiithrung die ordnungsgemifle Buchfithrung nicht
mehr gewihrleistet, ist das gesamte Vermogen dieses Verbands
unverziiglich an den jeweils nichsthoheren Verband zu tibertragen.

(2) Die Rechnungslegung iiber die Einnahmen und Ausgaben sowie die
Vermogensrechnung richten sich nach § 24 Parteiengesetz. Es sind die
Grundsitze ordnungsgemifler Buchfiihrung (GoB) einzuhalten. Nihere
Vorschriften zur Rechnungslegung werden vom Bundesvorstand erlassen.

(3) Kreisverbinde mit weniger als zehn Mitgliedern sollten hinsichtlich
der Rechnungsfiithrung als Bestandteil des zustindigen Landesverbands
gefiihrt werden, um den Verwaltungsaufwand fiir Buchfithrung und
Erstellung des Rechenschaftsberichts zu minimieren. Ortsverbénde sind
hinsichtlich der Rechnungsfithrung Bestandteil des zustindigen Kreisver-
bands. Ausnahmen konnen vom zustandigen Landesvorstand erteilt
werden.

(4) Bei Zuwendungen ist § 25 Parteiengesetz zu beachten. Die Unterglie-
derungen der Landesverbinde fiigen ihre Listen der Zuwendungen dem
jeweiligen Rechenschaftsbericht bei, den sie beim Landesverband einrei-
chen. Dort sind die Listen der Zuwendungen zusammenzufassen und mit
dem Rechenschaftsbericht des Landesverbands beim Bundesverband
einzureichen.

(5) Geldbewegungen aufgrund von Zuschiissen an oder von Gebietsver-
béinden sind in einer eigenen Abrechnung zum Rechenschaftsbericht
darzustellen.

(6) Die Bundesgeschiftsstelle bzw. die Schatzmeister / Schatzmeisterinnen
der nachgeordneten Gebietsverbande haben fiir eine sichere Belegung und
ordnungsgemife Buch- und Beleghaltung in ihrem jeweiligen Verband
Sorge zu tragen.

Sie sind dafiir verantwortlich, dass die Beschliisse der jeweiligen Vorstinde
hinsichtlich der Verwendung der Gelder befolgt werden.

Sie sind verpflichtet, jedem/jeder einzelnen gewihlten Rechnungspriifer/
Rechnungspriiferin jederzeit vollen Einblick in die Biicher und Belege zu
gewihren, wenn diese es fiir erforderlich halten.

Die Rechnungsunterlagen, Biicher, Bilanzen und Rechenschaftsberichte
sind zehn Jahre lang aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit
dem Ablauf des Rechnungsjahres.

(7) Ortsverbinde, soweit sie zu eigener Kassenfithrung berechtigt sind,
geben ihren Rechenschaftsbericht bei ihrem Kreisverband ab, der diese
zusammentfasst, Kreis-, Regional- und Bezirksverbinde geben ihren
Rechenschaftsbericht bei ihrem Landesverband ab, der diese zusammen-
fasst, und die Landesverbinde geben ihren Rechenschaftsbericht bei der
Bundesgeschiftsstelle ab, die diese ebenfalls zusammenfasst.

Der Rechenschaftsbericht eines jeden Gebietsverbands besteht aus folgen-
den Teilen: Jahresabschluss mit Anhéngen (in Papierform und als Datei),
Miet- und Versicherungsvertrige, Protokolle tiber die Beschlussfassung
von Vergiitungen, Prifvermerk der Rechnungspriifer /
Rechnungspriiferinnen und Versicherung des Vorstands gemifd § 29
Parteiengesetz. Der Jahresabschluss jedes Gebietsverbands ist bis zum 15.
Februar des Folgejahres zu erstellen. Danach ist die Rechnungspriifung
durchzufihren.

(8) Der Termin fiir die Abgabe der Rechenschaftsberichte ist
a) fiir Ortsverbinde der 28. Februar,
b) fur Bezirks-, Regional- und Kreisverbande der 31. Mirz,
¢) fiir die Landesverbinde der 30. Juni,

d) fiir Landesverbinde, bei denen aus Kostenersparnisgriinden eine
gesonderte Wirtschaftsprifung durchgefiihrt wird, der 31. Juli — jeweils
des Folgejahres.

Die Landesverbénde sollen bis zum 15. Juni des Folgejahres ihren
Jahresabschluss in Form einer weiterverarbeitbaren Datei an die
Bundesgeschiftsstelle iibermitteln.
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Landesverbinde, die ihren ordnungsgeméfien und vollstindigen
Rechenschaftsbericht bis zum 31. Mai des Folgejahres vorzeitig abgeben,
erhalten vom Bundesverband einen Bonus in Hohe von 200,00 EUR.

(9) Wird der fiir die Landesverbéinde vorgegebene Termin zur Abgabe
eines ordnungsgemiflen und vollstindigen Rechenschaftsberichts nicht
eingehalten, werden die Landesanteile der staatlichen Zuschiisse um 3%
pro Verspitungstag gekiirzt:

Bei Abgabe des Rechenschaftsberichts nach dem 30. Juli betrigt der
Abschlag 90%.

Wird der Rechenschaftsbericht bis zum 15.08. nicht abgegeben, sind die
Unterlagen unverziiglich an den Bundesverband zu tibergeben. AufSerdem
werden die Kasse und die Konten des Landesverbands aufgeldst. Die
Vermogensverwaltung obliegt dann dem Bundesverband.

Wird der fiir die Untergliederungen der Landesverbinde vorgegebene
Termin zur Abgabe eines ordnungsgeméfien und vollstindigen Rechen-
schaftsberichts nicht eingehalten, konnen die Landesverbande den
betroffenen Untergliederungen unbeschadet anderer Zuschusskiirzungen
die Beitragsanteile eines Jahres um 3% pro Verspitungstag kiirzen.

Bei Abgabe des Rechenschaftsberichts nach dem 30. April betrégt der
Abschlag 90%.

Wird der Rechenschaftsbericht bis zum 15.05. nicht iibergeben, sind die
Unterlagen unverziiglich an den Landesverband zu iibergeben. Aulerdem
werden die Kasse und die Konten der Untergliederungen aufgelst. Die
Vermogensverwaltung obliegt dann dem Landesverband.

(10) Der Bundesverband kann den Landesverbinden die Landesanteile der
staatlichen Zuschiisse nach Absatz 9 nur dann kiirzen, wenn alle Bezirks-,
Regional-, und Kreisverbinde des Landesverbands die Aufforderung zur
Erstellung der Rechenschaftsberichte zusammen mit den hierfiir
erforderlichen Unterlagen bis zum 02. Januar des Folgejahres per E-Mail
oder per Briefpost vom Bundesverband erhalten haben.

Vor Versendung der Unterlagen gleicht der Bundesverband die Namen
und Adressen der Schatzmeister / Schatzmeisterinnen der Untergliede-
rungen mit den Landesverbéinden ab.

(11) Auf begriindeten Antrag kann der Bundesvorstand den
Landesverbidnden ausnahmsweise die Kiirzungen nach Absatz 9 teilweise
oder ganz erlassen. Antragsberechtigt sind nur die Landesverbinde, die in
den drei vorangegangenen Jahren ihre Rechenschaftsberichte fristgerecht
abgegeben haben.

(12) Riickforderungen staatlicher Mittel aufgrund § 31a Abs. 1
Parteiengesetz sowie Strafzahlungen gemif} § 31b Parteiengesetz sind in
voller Hohe denjenigen Gebietsverbanden in Rechnung zu stellen, die
diese Kosten verursacht haben. Falls dies fiir die betroffenen Gliederungen
existenzielle Folgen hitte, kann der Bundesvorstand die Hohe begrenzen.

(13) Damit eine ordnungsgeméfe Buchfithrung und Rechnungslegung
gesichert wird, sind die Schatzmeister / Schatzmeisterinnen und die Rech-
nungspriifer / Rechnungspriiferinnen zu schulen.

§ 12 Rechnungspriifung

(1) Kassen- und Buchfiihrung sowie die Rechnungslegung sind jahrlich
mindestens einmal, insbesondere auch nach Ablauf des jeweiligen Kalen-
derjahres durch zwei Rechnungspriifer/Rechnungspriiferinnen formal und
sachlich auf ihre Ordnungsmifigkeit zu tiberpriifen.

(2) Zu diesem Zweck sind von den Parteitagen und Hauptversammlungen
jeweils auf die Dauer von zwei Jahren zwei sachverstindige Mitglieder als
Rechnungspriifer / Rechnungspriiferinnen sowie bis zu zwei
Ersatzpersonen zu wihlen. Die Rechnungspriifer / Rechnungspriiferinnen
sind unabhingig und an Weisungen nicht gebunden.

(3) Eine Rechnungspriifung kann jederzeit erfolgen. Den Rechnungsprii-
fern / Rechnungspriiferinnen sind alle Biicher und Unterlagen, die die
Finanzen betreffen, vorzulegen.

Uber die Priifungen sind Niederschriften anzufertigen, die von beiden
Rechnungspriifern / Rechnungspriiferinnen zu unterschreiben und zehn
Jahre lang bei den Akten aufzubewahren sind.

(4) Die Priifungsergebnisse sind dem jeweiligen Parteitag bzw. der jewei-
ligen Hauptversammlung bekanntzugeben.

§ 13 Haushaltspliane

(1) Der Bundesschatzmeister / die Bundesschatzmeisterin erstellt bis Ende
Februar fiir den Bundesverband einen Haushaltsplan fiir das laufende
Kalenderjahr, der vom Bundesvorstand verabschiedet und gemaf3 § 10.5
der Satzung dem Bundesparteitag zur Beschlussfassung vorgelegt wird.

(2) Dasselbe gilt fiir die Erstellung, Verabschiedung und Beschlussfassung
einer groben Finanzplanung fiir die folgenden vier Kalenderjahre, die
jahrlich fortzuschreiben ist.

(3) Entsprechendes gilt fiir die Landesverbande.
§ 14 Aufsicht

(1) Der Bundesschatzmeister / die Bundesschatzmeisterin hat das Recht,
selbst oder durch Beauftragte bei den Untergliederungen Rechnungsprii-
fungen vorzunehmen oder durchfiihren zu lassen.

(2) Fiir die Landesschatzmeister / Landesschatzmeisterinnen gilt dasselbe
entsprechend beziiglich Rechnungspriifungen bei den Orts-, Kreis-,
Regional- und Bezirksverbdnden.

§ 15 Inkrafttreten

Diese Finanzordnung wurde am 16. Juni 1991 vom Bundesparteitag in
Mainz-Hechtsheim beschlossen und tritt mit Wirkung vom 17. Juni 1991
in Kraft. Sie wurde zuletzt am 20. November 2016 in Bonn gedndert.

Weitere Informationen:

ODP-Bundesverband
Pommergasse 1
97070 Wiirzburg

Tel: 0931 / 40486 0
Fax: 0931 / 40486 29
E-Mail: info@oedp.de

Spendenkonto:

Bank fiir Sozialwirtschaft

IBAN DE95 700 205 00 000 981 52 01
BIC BFSWDE33MUE
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Liebe Leserin, lieber Leser,

an den Anfang unseres Grundsatzprogramms haben wir einen Baum gestellt. Er
symbolisiert unsere Grundiiberzeugungen. Als Menschen, die in einer Ethik ver-
wurzelt sind, die alles Leben achtet, wollen wir auch die Probleme unseres Landes
von der Wurzel her angehen. Wie ein fest verwurzelter starker Baum lassen wir
uns nicht von modischen Strémungen treiben. Unser Baum kann wachsen und
gute Friichte tragen.

Die Wurzel des Baumes ist die Achtung vor dem Leben. Den Stamm bilden die
Bindung, also die Familienpolitik, und die Bildung. Aus diesem Stamm erwachsen
die drei krdftigen Aste: der Wohlstand ohne Wachstumszwang, die soziale Gerech-
tigkeit und die lebendige Demokratie. Dieser Baum soll Friichte hervorbringen und
allen Lebewesen einen vielfiltigen Lebensraum bieten. Dafiir steht die Krone.

Ein kleiner Uberblick

B Die ODP ist der Uberzeugung, dass unsere begrenzte Erde kein grenzenloses
Wachstum vertrdagt.

B Wir glauben, dass Leben in all seinen Ausprdgungen — Pflanzen, Tiere, Menschen —
heilig und damit schiitzenswert ist.

B Wir verstehen Bildung nicht nur als den Erwerb von niitzlichen Kenntnissen und
Fertigkeiten, sondern meinen, dass Bildung den ganzen Menschen, also Herz und
Verstand, Korper und Geist, formen muss.

B Wir sind davon tiberzeugt, dass eine Wirtschaft nur dann zukunftsfahig ist, wenn
sie ihre Gkologischen Grundlagen beachtet und dem Gemeinwohl verpflichtet ist,
statt auf maximalen Profit und Uberfliigeln der Konkurrenz zu setzen.

B Wir treten dafiir ein, dass das Streben nach sozialer Gerechtigkeit das politische
Handeln bestimmt, und fordern eine Stirkung der Familie durch ein Erziehungs-
gehalt und einen existenzsichernden gesetzlichen Mindestlohn.

B Wir wollen eine Stirkung unserer Demokratie, beftirworten Volksentscheide auf
allen Ebenen und fordern ein Verbot von Parteispenden durch Unternehmen.
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Gegenwart
und Zukunft

Die gegenwartige Politik

Die gegenwirtige Politik ist vom Streben nach grenzenlosem Wachstum ge-
préagt. Sdmtliche etablierten Parteien haben dieses Ziel in ihrem Programm
festgeschrieben, bestenfalls dahingehend abgedndert, dass es ,griin“ sein soll.
Auf diese Weise versuchen sie, den materiellen Wohlstand der Biirger dauerhaft
zu sichern. Dabei iibersehen sie, dass stindiges Wachstum unmdglich ist. Eine
Politik, die in den Jahrzehnten des Aufbaus der Nachkriegszeit verstiandlich war,
wird dauerhaft weitergefithrt. Dabei treten die Schattenseiten des stindigen
Wachstumsstrebens immer deutlicher zutage:

B Nicht erneuerbare Rohstoffe werden rasch verbraucht und die Umwelt ver-
schmutzt. Das Klima erwirmt sich in einem beingstigenden MaRe und Le-
bensriume von Menschen, Tieren und Pflanzen werden unwiederbringlich
zerstort. Das fiihrt dazu, dass Jahr fiir Jahr eine Vielzahl an Tieren und Pflan-
zen ausstirbt. Aufgrund des zunehmenden Verkehrs werden stindig neue
Straflen gebaut. Die Kosten fiir Neubau und Unterhalt der Verkehrsinfra-
struktur geraten aus dem Ruder. Statt in Bildung wird in Asphalt investiert.

B Konzerne nehmen unverhohlen auf Politiker und Gesetzgebung Einfluss. Dies
wird dadurch begiinstigt, dass zahlreiche Politiker in Aufsichtsriten sitzen
und Beratervertrige innehaben. Hinzu kommt, dass Spenden von Konzernen
in hohem Mafle zur Finanzierung der Parteien beitragen. So sind politische
Entscheidungstriger heute vielfach michtigen Lobbyisten und deren kurzfris-
tigen Interessen verpflichtet. Darunter leiden die Glaubwiirdigkeit, die Sach-
orientierung und die Zukunftsfihigkeit der demokratischen Institutionen.

B Aufgrund zunehmender Belastungen im Erwerbsleben und oftmals unsi-
cherer Arbeitsbedingungen fillt es vielen Menschen schwer, das Berufs- und
Familienleben miteinander in Einklang zu bringen. Angesichts der Doppel-
belastung und der mangelnden Anerkennung der Familienarbeit sehen viele
Eltern nur noch in einer moglichst frithzeitigen 6ffentlichen Kinderbetreuung
einen Ausweg. Dadurch entsteht der Eindruck, als sei hiusliche Erziehungs-
arbeit von den Eltern nicht mehr gewtiinscht. Diese Entwicklung wird durch
den hohen Bedarf der Unternehmen an Fachkriften verstirkt. Die Folge ist
eine einseitige finanzielle Forderung 6ffentlicher Kindererziehungseinrich-
tungen, was wiederum hohe Kosten verursacht.

Foto: Florence von Bodisco

B Zwar haben die Geldvermdgen und der materielle Wohlstand in den Indus-
trienationen einen historischen Hochststand erreicht, doch sind Vermogen
und Wohlstand ungleich verteilt. Die Schere zwischen Arm und Reich klafft
immer weiter auseinander. Insbesondere Familien und Kinder sind von Ar-
mut betroffen.

Immer mehr Menschen wird bewusst, dass die einseitig materialistische, auf
standiges Wirtschaftswachstum ausgerichtete Politik keine Zukunft hat. Sie su-
chen nach einem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem, das statt an kurzfristiger
Gewinnmaximierung an dem Gemeinwohl orientiert ist und Wohlstand nicht
nur materiell definiert. Diesen Menschen bietet die ODP eine Heimat.
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Wurzeln des
Handelns

Das Fundament der ODP

Fest verankerte Wurzeln sind fiir die ODP die Ethik und das daraus erwachsen-
de Menschenbild. Durch ganzheitliches Denken und gemeinschaftliches Han-
deln will die ODP verantwortungsvolle Losungen fiir eine langfristig lebens-
freundliche Welt erreichen. Zum Welt- und Menschenbild der ODP gehort die
Erkenntnis, dass der Mensch eingebunden ist in die Gesamtzusammenhinge des
Lebens auf dieser Erde und so dazu beitragen muss, seiner personlichen Verant-
wortung gerecht zu werden.

Die ODP stellt sich den dringenden Herausforderungen unserer Zeit: dem fort-
schreitenden Klimawandel, dem krisenhaften 6konomischen Wandel, den ge-
sellschaftlichen, kulturellen und ethischen Umbriichen und nicht zuletzt den
damit einhergehenden verinderten Anforderungen an die Menschen.

Achtung vor dem Leben

Die gesamte Politik der ODP ist von der Achtung vor dem Leben geprigt. Sie stellt
die Wurzel des Baumes dar, die den gesamten Baum speist. Aus dieser Achtung
heraus sind wir bestrebt, die Lebensgrundlagen aller Lebewesen — von vielen als
Schopfung verstanden — zu erhalten. Dies ist unser iibergeordnetes Ziel, aus dem
wir die Kraft und die Kreativitit fiir unseren politischen Einsatz schopfen.

Menschenbild

Das Menschenbild der ODP ruht auf christlich-humanistischen Werten. Insbe-
sondere auf den Prinzipien der Toleranz, der Gewaltfreiheit, der Gewissens- und
Meinungsfreiheit, der Gerechtigkeit und der Solidaritit.

Aus diesem Selbstverstindnis heraus sind wir in der ODP offen fiir Menschen
verschiedener Religionen und Weltanschauungen. Diese Werte sind grundle-
gend fiir ein friedliches und gerechtes Zusammenleben der Menschen. Die ODP
erkennt die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte der Vereinten Nationen
an und setzt sich entschlossen fiir die Achtung und Einhaltung der Menschen-
rechte ein.

Foto: Heike Briickner

GOLDENE REGEL DER ODP-POLITIK

Der oberste Grundsatz unseres politischen Handelns ist,
dass wir nicht nur an uns selbst denken, sondern auch so-
lidarisch an alle Menschen auf diesem Planeten und an die
zukiinftigen Generationen.

Darliber hinaus sind wir uns bewusst, dass wir in die belebte
und unbelebte Natur um uns herum eingebettet sind und
fur sie Verantwortung haben.

Das politische Programm der ODP leitet sich von diesem ethischen Grundsatz
ab. Wir iiberpriifen alle unsere Forderungen und Handlungsweisen auf der
Grundlage dieses Aspekts. Jede Programmaussage und Forderung der ODP auch
aulerhalb dieses Grundsatzprogramms soll von dieser ,,Goldenen Regel“ abge-
leitet werden konnen.

Natiirliche Lebensgrundlagen
schiitzen und erhalten

Jeder Mensch weltweit hat ein Recht auf den Schutz seiner natiirlichen Lebens-
grundlagen (sauberes Wasser, reine Luft, intakter Boden). Diese 6kologischen
Menschenrechte gilt es um ihrer selbst willen und fiir heutige und fiir kommen-
de Generationen zu bewahren und unter den Schutz des Gesetzes zu stellen. Die
ODP fordert die Aufwertung der Staatsziele Umweltschutz und Tierschutz im
Grundgesetz zu einklagbaren Grundrechten.
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Die ODP ist bestrebt, die bewundernswerte Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten
zu bewahren. Dazu ist es notwendig, die von der Zerstorung und Zerschneidung
bedrohten Lebensriume zu erhalten und bereits zerstorte oder zerschnittene
Lebensrdume wieder herzustellen. Dabei sind isolierte Naturschutzgebiete zu
vernetzen. Wertvolle natiirliche und naturbelassene Freiflichen diirfen nicht
iiberbaut werden, zukiinftige Flichenentwicklungen miissen auf industriellen
Brachflichen oder anderen Konversionsflichen erfolgen. Die ODP setzt sich
deshalb fiir ein bundeseinheitliches Bodenversiegelungsmoratorium ein. Sie
bekennt sich dazu, auf wirtschaftliche Aktivititen zu verzichten, wenn dies der
Artenschutz und der Schutz der Lebensgrundlagen, die iibergeordnet sind, er-
fordern.

Fiir den Erhalt der nattirlichen Lebensgrundlagen sind verstérkte Anstrengun-
gen beim Klimaschutz erforderlich. Um die Erderwirmung wirksam begrenzen
zu kénnen, miissen der Energie- und Ressourcenverbrauch verringert werden.

Tiere schiitzen

Die Achtung vor dem Leben gebietet einen respektvollen Umgang mit den Tie-
ren, unseren Mitgeschopfen. Ein solcher Umgang schlieRt Quilerei und Miss-
brauch aus. Das in seiner Leidensfihigkeit dem Menschen nahestehende Tier hat
ein Recht auf artgerechte Haltung. Intensiv- und Massentierhaltung sind ebenso
wenig artgerecht wie qualvolle Tiertransporte und sollen verboten werden. Wenn
dadurch Fleisch teurer wiirde und der Fleischkonsum zurtickginge, so wiirde
das nicht nur der menschlichen Gesundheit dienen, sondern auch dem Tier-,
Klima- und Umweltschutz sowie zur Bekdmpfung des Welthungers beitragen.
Die ODP fordert das Verbot aller quilerischen und leidvollen Experimente an
und mit Tieren!
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Auf den Grundstein
kommt es an

Bindung und Bildung

Bindung

Nach Ansicht der ODP stellen die Bindung und die Bildung die beiden entschei-
denden Grundlagen fiir die Stabilitdt der Gesellschaft und der Wirtschaft dar,
weshalb sie den Stamm des Baumes bilden. Dabei geht die Bindung der Bildung
voraus. So wie es keine gute Erziehung ohne Beziehung gibt, gibt es auch keine
gute Bildung ohne Bindung. Bildung wird getragen von Nihe, Aufmerksamkeit,
Zuneigung, Zutrauen und Neugier.

Beziehung als Voraussetzung fiir Bildung

In den ersten Lebensjahren geht es darum, dass Kinder eine liebevolle, vertrau-
ensvolle und verlissliche Beziehung zu ihren Eltern sowie anderen Erwachsenen
erfahren. Kinder, die in Geborgenheit eine solche Beziehung erfahren haben,
konnen sich mit Grundvertrauen auf die grofSe, weite Welt einlassen. Eine solche
Offenheit erméglicht schlieflich nachhaltiges Lernen.

Die Familie als Ort der Geborgenheit

Die Familie ist fiir die ODP die bewihrteste Lebensform, in deren Geborgen-
heit der Mensch die ersten Jahre verbringt. Dabei ist Familie Gberall dort, wo
Eltern, GrofReltern oder Verwandte fiir Kinder und Kinder fiir Eltern, GroReltern
und Verwandte dauerhaft Verantwortung tragen. Der Begriff umfasst somit alle
Generationen und auch Alleinerziehende. Die Familie ist die grundlegendste Le-
bensform in unserer Gesellschaft, in der der junge Mensch beginnt, sein eigenes
Leben bewusst zu gestalten, und die sein spateres Verhalten als Erwachsener we-
sentlich pragen wird. Das Leitbild der aus der Ehe eines Mannes und einer Frau
gegriindeten Familie schlieRt nicht aus, andere Formen verbindlicher Lebensge-
staltung rechtlich anzuerkennen und abzusichern.

Mehr Gerechtigkeit fiir Eltern und Familien

Die ODP greift das Jahrzehnte lang herrschende und sich verstirkende System
der Ungerechtigkeit gegeniiber Eltern und Kindern an und wehrt sich vehement
gegen die zunehmende Diskriminierung familidrer Erziehungsarbeit. Es geht
uns nicht um Bevolkerungspolitik: Die freie Wahl, ob man Kinder haben will
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und wie viele es sein sollen, bleibt eines der zentralen Personlichkeitsrechte er-
wachsener Menschen. Solange aber das Sozialsystem als sogenannter Generatio-
nenvertrag konstruiert ist, muss die materielle Last der Kindererziehung gerecht
zwischen den Eltern und der Gesellschaft aufgeteilt werden. Dies ist heute nicht
der Fall: Wer sich ganz oder teilweise der familidren Kindererziehung widmet,
hat in aller Regel Einkommenseinbuflen, hohere Kosten und letztlich sogar noch
eine reduzierte Rente in Kauf zu nehmen. Bisherige familienpolitische Maffnah-
men haben auch nicht annahernd eine gerechte Lastenverteilung zwischen Min-
nern und Frauen, zwischen Kindererziehenden und Kinderlosen bewirkt. Das ist
insofern bedenklich, als gemiR dem Generationenvertrag, einem der Grundbau-
steine unserer Gesellschaft, Alterssicherung immer abhingig von vorangegange-
ner Kinder- und Jugendsicherung ist.

Jede staatliche Rollenzuweisung im Hinblick auf die Verteilung von Erwerbs-
und Familienarbeit in Ehe und Partnerschaft widerspricht dem vom Bundesver-
fassungsgericht festgestellten Leitsatz unseres Grundgesetzes, nach dem die inner-
familidre Aufgabenverteilung zur grundgesetzlich geschiitzten Privatsphire gehort.

Eine staatliche Einflussnahme durch einseitige finanzielle Férderung einer
Betreuungsart fiir Kinder bis zum 3. Lebensjahr ist als Bevormundung der El-
tern abzulehnen. Sie ist mit dem Gleichheitssatz nach Art. 3 GG nicht vereinbar.
Eingriffe des Staates sind nur bei Gefdhrdung des Kindeswohls gerechtfertigt.

Erziehungsgehalt

Erziehung, Betreuung, Versorgung und Ausbildung von Kindern und Jugendlichen
miissen in finanzieller Hinsicht von der ganzen Gesellschaft getragen werden, so
wie die nachwachsende Generation die Versorgung und Betreuung der Generati-
on der Ruhestindler trigt. Wir wollen ein steuer- und sozialversicherungspflichti-
ges Erziehungsgehalt als angemessenes Einkommen fiir Eltern. Dadurch bekom-
men sie echte Wahlfreiheit, ob sie ihre Kinder ganz oder teilweise selbst zu Hause
betreuen mochten oder in Kinderbetreuungseinrichtungen (z.B. Krippe, Hort)
mit anteiliger Abfithrung ihres Erziehungsgehalts. Wir stehen fiir Verbesserung
von Teilzeitarbeit fiir Eltern und von Betreuungsangeboten in vorschulischen
und schulischen Einrichtungen. Das Erziehungsgehalt wird zu Einsparungen bei
bisherigen Transferleistungen, insbesondere an Alleinerziehende oder an Mehr-
Kinder-Familien fithren (ALG I, ALG II, Wohngeld). Das Erziehungsgehalt wird
ebenso die Diskriminierung von kinderreichen Familien und von Eltern in der
Ausbildung bei der Bemessung des bisherigen Elterngeldes beenden.

Foto: vandalay / photocase.com

Schutz des Ungeborenen

Lebensschutz ist fiir uns ein umfassendes Ziel, das auch die Ungeborenen ein-
bezieht. Die Eltern sollen durch das Erziehungsgehalt und eine umfassende
Schwangerschaftsberatung zur Fortsetzung der Schwangerschaft ermutigt wer-
den. Eine gerechte Familienpolitik ist daher auch eine wesentliche Voraussetzung
fiir den ethisch gebotenen wirksamen Schutz des ungeborenen Lebens. Dies er-
moglicht erst Familien und Miittern, ohne Angst vor gravierenden Nachteilen
ein Kind anzunehmen und aufzuziehen.

Klonen und Eingriffe in die menschliche Keimbahn sind mit der Wiirde des
Menschen nicht vereinbar und daher zu verbieten.

Bildung

Bildung als lebenslanger Prozess

Gute Bildung — ein lebenslanger, nie abgeschlossener Prozess — ist ebenso wie die
Bindung Voraussetzung fiir das Gelingen einer Gesellschaft und von daher eine
sinnvolle und dringend nétige Investition in unsere Zukunft. Wirkliche Bildung
umfasst mehr als das blofe Ansammeln von Wissen und technischem Know-
how, das zudem in einer beschleunigten Welt immer rascher veraltet. Bildung
muss den ganzen Menschen umfassen und neben Verstand und Vernunft auch
die emotionale, dsthetische, ethische und lebenspraktische Seite beriicksichtigen.
Bildung muss Werte vermitteln.

Recht auf Bildung

Das Recht auf Bildung gehért zu den anerkannten Menschenrechten. Dabei spielt
die Familie noch vor Schule und Gesellschaft eine zentrale Rolle. Eltern miissen
die Wahlfreiheit haben, wie sie ihre Kinder erziehen und betreuen méchten. Die
ODP wendet sich dagegen, der Erziehungsleistung der Eltern grundsitzlich zu
misstrauen und diese abzuwerten. Neben Schule und Gesellschaft spielen heute
Medien und soziale Netzwerke eine bedeutende Rolle. Ein verantwortlicher Um-
gang mit ihnen muss vermittelt werden.

Der Zugang zu einer guten Schul- und Ausbildung muss allen moglich sein,
unabhiingig von sozialer Herkunft, finanziellen Moglichkeiten und unterschied-
lichen Begabungen. Bildungseinrichtungen (von Kindergirten tiber Schulen
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bis hin zu Hochschulen) sind iiber éffentliche Mittel zu finanzieren. Auch die
Freiheit von Forschung und Lehre muss durch eine ausreichende Finanzierung
sichergestellt sein.

Der Einfluss der sogenannten Drittmittel muss im Bildungsbereich zuriick-
gedringt werden, um eine von wirtschaftlichen Interessen unbeeinflusste Mei-
nungsbildung zu erméglichen.

Bildung braucht Zeit und individuelle Forderung

Zeit ist ein wesentlicher Grundstein und eine elementare Voraussetzung fiir
nachhaltige Bildung in allen Lebensphasen. Uber alle Schularten hinweg muss
es Moglichkeiten individueller Forderung geben, wo in einem Klima der Ermuti-
gung das grundsitzliche Interesse am Lernen und am Entdecken der Welt gefor-
dert und gestirkt wird. Wir brauchen fiir unsere Kinder und Heranwachsenden
wohnortnahe Schulen mit iiberschaubaren kleinen Klassen, gut ausgebildete
Lehrkrifte und zusitzliches Fachpersonal, damit geniigend Zeit ist, hilfsbediirt-
tige Schiiler zu unterstiitzen und leistungsfihige Schiiler zusitzlich zu fordern.

Bildung - umfassend und vielseitig

In allen Schularten sollen Ficher und vielfiltige Angebote sicherstellen, dass
Kérper und Geist, musische Veranlagungen und praktische Fihigkeiten gefor-
dert und soziale Kompetenzen erworben werden. Eine Zusammenarbeit mit In-
stitutionen wie z.B. Sportvereinen, Musikschulen und Trigern von Jugendarbeit
ist wiinschenswert.

Okologische, kreative und musische Ficher

In allen Schularten soll diesen Bildungsbereichen mehr Zeit eingerdumt werden.
Sie fordern die intellektuelle Leistungsfihigkeit und dartiber hinaus die Lebens-
freude der Kinder. Die Anleitung zu einer gesunden Lebensfithrung muss in al-
len Schulen einen hoheren Stellenwert erfahren, denn Korper, Geist und Seele
bilden eine Einheit.

Ausbildung von sozialen, politischen und wirtschaftlichen Kompetenzen

In Familie und Schule soll sich der Stil des Umgangs abbilden und herausbilden,
den wir auch in unserer Gesellschaft insgesamt wiinschen. Zu einer umfassen-
den Schulbildung gehoren das Erlernen grundlegender Arbeitsmethoden und
der Erwerb guter Sozialkompetenz. Dazu gehort auch die Gewalt-Pravention.

Foto: Tylor Olson/shutterstock.com

Eine gewaltfreie Haltung gegenseitiger Wertschitzung, ein Bestreben, jedem die
Erfiilllung seiner Bediirfnisse in einem Rahmen zu ermoglichen, der die Grenzen
des anderen in jeder, auch der globalen Dimension achtet, soll eingeiibt werden.
Die Beziehung der Kinder untereinander soll auf gegenseitiger Unterstiitzung
basieren. Eine umfassende politische Bildung, die zum selbststindigen Urteilen
und Handeln befihigt, soll in Schulen, Verbinden und im Elternhaus moglichst
sachneutral vermittelt werden. Die (praktische) Geld- und Wirtschaftskompe-
tenz der Schiilerinnen und Schiiler ist zu stirken.

Aus dem Stamm, der Bindung und der Bildung, erwachsen die Aste unseres
Baumes: der Wohlstand ohne Wachstumszwang, die lebendige Demokratie und
die soziale Gerechtigkeit.
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Grengzenloses
Wachstum?

Wohlstand ohne Wachstumszwang

Ein wesentliches Ziel der Politik der ODP ist es, die 6kologischen und die wirt-
schaftlichen Grundlagen unseres Lebens zu erhalten.

Mehr Lebensqualitit

Die natiirlichen Ressourcen unseres Planeten sind begrenzt. Unser heutiger
Wohlstand und Konsum werden mit der Ausbeutung unseres Planeten erkauft.
Dabei machen materielle Dinge die Menschen nur bis zu einem bestimmten
Punkt zufriedener. Lebensqualitit umfasst mehr als nur materiellen Wohlstand
durch stindige Steigerung des Bruttoinlandsprodukts. Zur Lebensqualitit geho-
ren neben der Befriedigung der materiellen Grundbediirfnisse auch gelungene
soziale Beziehungen, Gesundheit, eine intakte Natur, personliche Freiheit, Enga-
gement und befriedigende Arbeit, ausreichende Freizeit und eine positive innere
Einstellung. Indem wir bewusste Veranderungen im Lebensstil jedes Einzelnen
anregen, wollen wir einen Zugewinn an Lebensqualitdt bewirken.

Die ODP bekennt sich in wesentlichen Teilen zu der Idee der Postwachstums-
Skonomie.

Wirtschaftsform ohne Zwang zu standigem Wachstum
(Postwachstumsokonomie)

Eine solche Lebensqualitit konnen wir nur erreichen, wenn wir in einer Weise
wirtschaften, die unsere natiirlichen Lebensgrundlagen schont und den Men-
schen langfristig eine solide wirtschaftliche und soziale Basis bietet. Stindiges
Wirtschaftswachstum fithrt auf lange Sicht nicht zu mehr Lebensqualitit, son-
dern zu fortschreitender Umweltzerstorung, mehr Leistungsdruck und Stress
und zur Belastung menschlicher Beziehungen. Die ODP ist der Uberzeugung,
dass eine solche Wirtschaftsform weder zukunftsfihig noch rational ist. Alle bis-
herigen ékonomischen Ansitze, Wirtschaftswachstum allein durch technischen
Fortschritt zu gestalten (z.B. Green New Deal), haben versagt. Daher fordert die
ODP eine Wirtschaftsform ohne Zwang zu stindigem Wachstum. Sie bekennt
sich in wesentlichen Teilen zu der Idee der Postwachstumsokonomie, die vom
Grundsatz ,,Weniger ist mehr!“ geleitet wird. Wir wollen mit weniger materiel-

Foto: Anatoly Styf/shutterstock.com

lem Aufwand mehr Lebensqualitit erreichen. Dazu bedarf es eines grundlegen-
den Wandels der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Das Ziel ist die Reduk-
tion des 6kologischen FuRabdrucks von Personen, Unternehmen und Staaten
auf ein global nachhaltiges Niveau.

Gemeinwohlstreben durch Gemeinwohlbilanzen

Wir wollen der Wirtschaft mehr Anreize geben, nach Gemeinwohl und Zusam-
menarbeit statt nach Gewinn und Konkurrenz zu streben. Unternehmen sollen
fiir gegenseitige Hilfe und Zusammenarbeit belohnt werden. In der Volkswirt-
schaft soll der Erfolg nicht mehr vorrangig nach dem Bruttoinlandsprodukt
(BIP), sondern nach dem Gemeinwohl-Produkt bemessen werden. Seitens der
Unternehmen soll die Gemeinwohl-Bilanz und nicht mehr die Finanzbilanz der
mafigebliche Erfolgsindikator sein. Die Gemeinwohl-Bilanz soll zur Hauptbilanz
aller Unternehmen werden. Je sozialer, ckologischer, demokratischer und solida-
rischer Unternehmen agieren und sich organisieren, desto bessere Bilanzergeb-
nisse erzielen sie. Je besser die Gemeinwohl-Bilanz-Ergebnisse der Unternehmen
in einer Volkswirtschaft sind, desto grofer ist das Gemeinwohl-Produkt.

Okologisch-Soziale Marktwirtschaft

Die ODP tritt fiir die Okologisch-Soziale Marktwirtschaft ein. Diese soll je-
doch ihren Namen verdienen, also wirklich umweltfreundlich (6kologisch) und
menschenfreundlich (sozial) sein. Umweltfreundlich ist eine Wirtschaft, die die
natiirlichen Lebensgrundlagen erhilt und die begrenzten Ressourcen effizient
und sparsam nutzt. Menschenfreundlich ist eine Wirtschaft, die sich nicht eine
kurzfristige Wohlstandsmaximierung weniger Menschen als Ziel setzt, sondern
eine moglichst hohe Lebensqualitat aller Menschen. Die Steigerung der Lebens-
qualitdt darf also nicht nur auf Deutschland oder bestimmte Lander beschrinkt
sein, sondern soll weltweit erfolgen. Auf diese Weise lassen sich wirksam die Ur-
sachen fiir Armut, Krieg und unfreiwillige Migration bekimpfen. Ebenfalls miis-
sen die Auswirkungen politischer Entscheidungen auf zukiinftige Generationen
bedacht werden.

Die ODP fordert eine Okologisch-Soziale Marktwirtschaft, die von Dezentra-
litit, Subsistenz (Selbstversorgung) und Suffizienz (Befreiung vom Uberfluss) ge-
prigt ist. Wir brauchen weitaus mehr lokale und regionale Wirtschaftskreisliufe
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anstelle einer entgrenzten und entfesselten Okonomie zulasten von Mensch und
Natur. Wesentliche Bediirfnisse des tiglichen Lebens lassen sich durch regionale
Mirkte und verkiirzte Wertschépfungsketten nachhaltiger befriedigen.

Arbeit

Der Begriff ,,Arbeit* darf nicht nur die Erwerbsarbeit im heutigen Sinne um-
fassen. Er muss erweitert werden um gesellschaftlich notwendige und wertvol-
le Titigkeiten wie hiusliche Pflegearbeit oder familidre Erziehungsarbeit. Diese
Arbeitsformen miissen finanziell im gesellschaftlichen Rentenmodell beriick-
sichtigt werden, damit aus diesen Arbeitsleistungen ein angemessener Rentenan-
spruch entsteht, der eine menschenwiirdige Existenz ermoglicht.

Aufgrund der Sittigung der Mirkte und der extremen Steigerungen der Ar-
beitsproduktivitit in den letzten Jahrzehnten durch Computer und Automation
sind Begriffe wie ,,Vollbeschiftigung“ und ,,Recht auf Arbeit“ neu zu definieren
und in einen wirtschaftlichen Kontext zu stellen. Es ist nicht sinnvoll, dass die
einen Menschen bei der Arbeit in hohem MafRe gefordert oder sogar tiberfor-
dert werden, viele andere Menschen dagegen arbeitslos sind. Ziel muss es sein,
dass die gesamte Arbeit so verteilt wird, dass moglichst alle Menschen in das Ar-
beitsleben eingebunden sind. Dabei soll die Arbeit die Lebensqualitdt moglichst
nicht verringern.

Solch eine angemessene Neustrukturierung der Aufgabenverteilung kann zu
einer Erweiterung des zeitlichen Freiraums und damit zu einer Verbesserung der
Lebensqualitit fithren. Eventuell wird zwar das Erwerbseinkommen vermindert,
dafiir erdffnen sich jedoch die Moglichkeiten fiir gesellschaftliches Engagement
und Selbstversorgung. Dafiir steht die ODP ein.

Klare wirtschaftliche Rahmenbedingungen

Die ODP will unternehmerisches Handeln férdern, jedoch mit der Zielsetzung,
weder die Umwelt noch die Menschen zu schidigen. Daher muss der Staat fiir
klare Rahmenbedingungen sorgen. Diese missen nachvollziehbar sein und lang-
fristige Planungen ermoglichen. Eine zukunftsfihige nachhaltige Wirtschafts-
ordnung basiert darauf, dass die Staaten und Regionen Europas wieder mehr
wirtschaftliche Vollmachten erhalten anstelle einer Verlagerung dieser Kompe-
tenzen an die EU oder die Welthandelsorganisation. Der Prozess der (wirtschaft-

Foto: aslysun/shutterstock.com

lich schidigenden) Deregulierung in allen Bereichen (Welthandel, 6ffentliche
Leistungen, Privatisierung kommunaler Daseinsvorsorge) muss umgekehrt wer-
den. Wir fordern wieder mehr Verantwortung der Parlamente (auch des Europa-
parlaments) und der Biirgerinnen und Biirger.

Die Wirtschaftspolitik der EU im Rahmen des europdischen Staatenverbunds
braucht eine sinnvolle 6kologische und soziale marktwirtschaftliche Ordnungs-
politik. Dazu gehoren wirtschaftliche Instrumente wie Finanztransaktionssteuer,
kartellrechtliche Mafnahmen gegen Marktkonzentration und Monopolbildung.
Um systemische Risiken im Bankensystem wirksam begrenzen zu konnen, miis-
sen durchgreifende Bankenaufsichtsregeln eingefithrt werden.

Finanzen und Geldwirtschaft

Staatliche Kreditaufnahmen sind grundsitzlich nur dann zu befiirworten, wenn
sie der nachhaltigen Daseinsvorsorge dienen und sichergestellt ist, dass sie in-
nerhalb einer Generation getilgt werden konnen. Vorrangig sind die Kredite der
offentlichen Hand zu tilgen. Der Erwerb von Staatsanleihepapieren, auch von
der EU, durch die eigenen Biirger soll in seinem Umfang erheblich ausgeweitet
und vereinfacht werden. Auf diese Weise soll die Wertschopfungskette in unsere
eigenen regionalen Kreisldufe zuriickgefiithrt und die politisch-wirtschaftliche
Abhingigkeit von weltweit tatigen Finanzinvestoren reduziert werden.

Die ODP spricht sich fiir den Erhalt des Euro aus. Wo der Verbleib in der
Euro-Zone fiir ein Mitglied nur unter unzumutbaren Hirten moglich ist, sollte
dem Mitglied die Ruckkehr zu einer eigenen Wihrung ermoglicht werden, wenn
es dies wiinscht. Fiir die Entwicklung stabiler dezentraler Wirtschaftsstrukturen
miissen die nationalen Wirtschaftsriume der Eurozone, die sich nach wie vor
sehr stark in Tradition, Ressourcen und Produktivitit unterscheiden, dort, wo
es notig ist, wieder die Moglichkeit bekommen, die Unterschiede bei grenziiber-
schreitenden Transaktionen durch Wechselkurse zu neutralisieren.

Steuersystem

Das Steuersystem ist ein entscheidendes Mittel bei der Umsetzung einer Okolo-
gisch-Sozialen Marktwirtschaft, die ihren Namen verdient. Es muss so gestaltet
werden, dass Handeln, das die Umwelt dauerhaft schidigt (z.B. Verbrennung
fossiler Brennstoffe, Atomenergie, Chlorchemie), erschwert wird und zukunfts-
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fihiges Handeln (z.B. regenerative Energien und nachwachsende Rohstofe,
Einsparung von Ressourcen, wirtschaftlich effiziente, innovative Verfahren und
Techniken) gefordert wird. Eine Grundabsicherung muss sichergestellt sein.
Die Lohnnebenkosten der Arbeitgeber sind zu senken. Die Finanzierung erfolgt
durch die schrittweise Besteuerung des Rohstoffverbrauchs. Die Privathaushalte
sollen durch eine neu gestaltete, sozial und 6kologisch differenzierte Mehrwert-
steuer entlastet werden.

Die von den Verbraucherinnen und Verbrauchern erbrachte Okosteuer kann
etwa durch eine Pro-Kopf-Umlage (,,Okobonus®) ausgeglichen werden — nach
dem Grundsatz: Belohnung fiir die Biirger, die wenig Energie verbrauchen, keine
finanziellen Vorteile fiir die, die sich ungkologisch verhalten.

Die ODP strebt ein gerechtes Steuersystem an, welches zur Finanzierung un-
seres Gemeinwesens neben der Erwerbsarbeit auch Gewinne auf Kapitaleinkom-
men, auf Vermogen und auf globale Finanzgeschifte (Finanztransaktionssteuer)
besteuern muss.

Rohstoffe schonen

Die ODP ist davon iiberzeugt, dass wir in einer Zeit, in der die Rohstoffe im-
mer knapper werden (,,Peak everything®), lokale Energiewende-Initiativen brau-
chen. Deren Ziel ist es, die wirtschaftliche Unabhiingigkeit zu stirken und den
okologischen FufRabdruck stetig zu verkleinern. Wir miissen den Folgen des
Uberschreitens des Olfordermaximums (,,Peak oil“ oder auch ,,Hubbert’s peak*
genannt) jetzt mit Losungen begegnen. Moderne Formen der Selbstversorgung
sollen gestirkt werden (,, Transition-Town-Bewegung®). Wir wollen darauf hin-
wirken, dass langlebige Giiter hergestellt werden, deren Wartung und Reparatur
lohnen. Ebenfalls halten wir das Tauschen und Teilen fiir wichtige Bestandteile
einer Rohstoffe schonenden Wirtschaft.

Energie- und Ressourcenverbrauch

Die ODP fordert eine bessere Nutzung der eingesetzten Energie, ein konsequen-
tes Energiesparen. Der verbleibende Energiebedarf soll moglichst zu 100 % aus
Erneuerbaren Energien gedeckt werden. Nur so kénnen wir den Klimawandel
stoppen und unsere eigene Energieversorgung fiir die Zukunft sicherstellen. Als
Alternative zu geplanten neuen Stromtrassen braucht unser Land ein konkretes

Foto: visdia/iStock

Konzept fiir dezentrale, umweltvertrigliche und besonders geférderte regionale
Energieerzeugung und Speichertechnologien.

Der Ausstieg aus der Atomkraft und der Nutzung fossiler Energietriger muss
konsequent und ohne Verzogerung weiter umgesetzt werden. Ein européischer
Vertrag fiir den europaweiten Ausbau der Erneuerbaren Energien soll den bishe-
rigen EURATOM-Vertrag ersetzen. Solange die sichere Endlagerung radioaktiver
Abfille nicht méglich ist, miissen diese an den Standorten der Atomkraftwerke
gesichert werden. Die Lagerungs-, Sicherungs- und Haftpflichtkosten sind Be-
triebskosten der einzelnen Betreiber. Die Kosten der éffentlichen Hand fiir unno-
tige Atomtransporte werden so vermieden.

Das Fracking, also die Erdol- und Erdgasgewinnung aus Schiefergestein mit-
tels Einsatzes von giftigen Chemikalien, ist zu verbieten, weil es eine Gefihrdung
der Wasserversorgung der Bevolkerung darstellt.

Wasserverbrauch und CO;-AusstoB3 transparent machen

Wasserverbrauch und CO,-Ausstoff sind weltweit anerkannte Bemessungsgro-
Ren in Wissenschaft, Wirtschaft und Politik. Sowohl Wasserverbrauch als auch
CO,-AusstoR miissen lokal wie global massiv reduziert werden. Als kleinste
Berechnungseinheit gilt der Pro-Kopf-CO,-Abdruck (,,carbon footprint®) jedes
einzelnen Menschen (Pro-Kopf-Verbrauch) sowie der WasserfuRabdruck (,wa-
terfootprint“) auch fiir jedes Produkt und jede Dienstleistung. Auf diesen wis-
senschaftlichen Grundlagen will die ODP Wege gestalten, auf denen die Emissi-
onen pro Kopf auf ein vertriagliches MaR reduziert werden kénnen.

Zur Senkung des CO,-AusstoRes soll eine Abgabe auf fossile Brennstoffe er-
hoben werden, die der jeweiligen CO>-Emmission entspricht. Es soll eine stu-
fenweise Erhohung stattfinden, bis die Emissionen auf ein akzeptables Maf
reduziert sind. Die Einnahmen werden wie der Okobonus gleichmiRig an alle
Biirgerinnen und Biirger verteilt ausgezahlt. Dadurch werden regenerative Ener-
gien immer preiswerter und 1sen die fossilen Brennstoffe ab.

Mobilitat nachhaltig und sinnvoll gestalten

Wir brauchen eine nachhaltige Verkehrspolitik, die die Vermeidung von Verkehr
zum Ziel hat und weitestgehend ohne fossile Energietriager auskommt. Dabei ist
die Elektromobilitdt zu entwickeln und auszubauen.
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Die Steuerpolitik muss auf das Erreichen dieser Ziele hinwirken. Wenn lange
Fahrwege unrentabel werden, wird dies zu kiirzeren Wegen fiihren, sei es bei
der Herstellung von Giitern, zwischen Wohnung und Arbeitsplatz oder bei der
Freizeitgestaltung. Damit geht auch beim Verkehr ein geringerer Ausstof§ von
Schadstoffen einher.

Zur Schonung von Ressourcen, zur Lirmvermeidung und zur Unfallverht-
tung fordern wir Tempolimits auf allen StraRen.

Dariiber hinaus ist es erforderlich, einen kostengiinstigen Offentlichen Per-
sonennahverkehr (OPNV) zu schaffen. Dies soll mittels des Abbaus von wettbe-
werbsverzerrenden und umweltschddlichen Subventionen sowie mittels einer —
moglichst EU-weiten — Mehrwertsteuerbefreiung von Bahn- und Busfahrkarten
erreicht werden.

Wir wenden uns gegen den weiteren Aus- und Neubau von GroRflughifen.
Die ODP fordert ein bundesweites Nachtflugverbot zwischen 22 und 6 Uhr.
Wir brauchen zudem eine moderne, alle Lirmquellen umfassende einheitliche
Larmschutzgesetzgebung.

Landwirtschaft — naturvertraglich und existenzsichernd

Die ODP tritt fiir eine naturvertrigliche Landwirtschaft, fiir eine naturnahe
Forstwirtschaft und fiir eine artgerechte Tierhaltung ein. Lebensmittel sollen
moglichst aus der Region kommen und direkt vermarktet werden. Dadurch
werden neue Arbeitsplitze in der Lebensmittelerzeugung geschaffen. Die EU-
Agrarsubventionen miissen durch ein einfaches System von Leistungszahlungen
ersetzt werden, mit Vorrang fiir kleinere Flichen (,Flichenprimien-System®)
und Betriebseinheiten. Die Hohe der Forderung ist nach 6kologischen und
sozial-gesellschaftlichen Wertkriterien zu ermitteln. Die Wirtschaftlichkeit, ins-
besondere von landwirtschaftlichen Familienbetrieben, soll durch zusitzliche
Absatzmoglichkeiten, z. B. im Bereich der tkologisch sinnvollen Erzeugung nach-
wachsender Rohstoffe und Energietriger, gestirkt werden, damit die landlichen,
sozialen und kulturellen Strukturen tiberlebensfihig bleiben. Nur so kann dem
Hofesterben wirksam Einhalt geboten werden. Deshalb schligt die ODP einen
»Existenzsicherungsvertrag auf Gegenseitigkeit vor, der einerseits 6kologische
Bewirtschaftung vorsieht und der biuerlichen Landwirtschaft andererseits ein
sicheres Einkommen und echte Zukunftsaussichten bietet.

Foto: Meinolf Lipka/fotolia.de

Agro-Gentechnik verbieten und Pestizide vermeiden

Die ODP wird ihrem Selbstverstindnis nach die Artenvielfalt als wesentlichen
Teil unserer Lebensgrundlage schiitzen. Dazu gehort auch die unabdingbare
Reinheit des Saatgutes. Der Einsatz gentechnischer Verfahren in Landwirtschaft
und Nahrungsmittelproduktion ist zu unterbinden. Die ODP wird auf ein inter-
nationales Abkommen zum Verbot gentechnischer Produktion und gentechnisch
verdnderter Lebewesen hinarbeiten.

Freisetzungen jeglicher Art von gentechnisch verdnderten Lebewesen zu For-
schungszwecken sind ebenfalls zu verbieten. Pestizide sind hauptverantwortlich
fiir Schidigung und Tod von Bienen und anderen Nutzinsekten und sind gesetz-
lich zu verbieten, soweit sie nicht im Oko-Landbau gebriuchlich sind.

Die vollstindige, fiir den Verbraucher verstindliche, konsequente Auflistung
aller Inhaltsstoffe muss gesetzlich verankert werden.

=
5
=
wn
-+
&
5
o
°
S
5
o
5
"
=
w
-+
=
3
w
N
s
o
5
Q

23



b~
£
4
-
=
[~
(7}
b
(7]
O
o
i
N
o
w

24

Eine Gesellschaft
braucht Gerechtigkeit

Soziale Gerechtigkeit

Soziale Gerechtigkeit ist die Voraussetzung fiir ein nachhaltiges, stabiles Sozial-
system und ein friedliches Miteinander. Lokal und global strebt die ODP Struk-
turen an, die Mann und Frau, Nord und Stud, Ost und West, Jung und Alt gerecht
werden.

Wir setzen uns fiir eine Gesellschaft ein, in der alle Menschen respektiert
werden und in Wiirde leben konnen. Eine solche Gesellschaft lisst sich nur er-
reichen, wenn die Interessen des Einzelnen (,,Ich“) und die Interessen der Ge-
meinschaft (, Wir“), die zueinander in Spannung stehen, gleichermafen bertick-
sichtigt werden. Sie soll die Burgerinnen und Biirger dazu einladen, solidarisch
in Verantwortung fiir das Ganze zu handeln, und sie aufRerdem ermutigen, Ei-
genverantwortung zu wagen.

Gesellschaft und Staat

Das Verhiltmis von Gesellschaft und Staat ist unter Beachtung des Subsidiari-
titsprinzips zu gestalten: Ubergeordnete Institutionen sollen nur dann Aufgaben
und Verantwortungen itbernehmen, wenn untergeordnete Zusammenschliisse
oder der Einzelne allein damit grundsitzlich iiberfordert ist.

Bei dieser Betonung der Eigenverantwortlichkeit des Einzelnen wie auch der
lokalen Gliederungen geht dieses Prinzip fiir die ODP gleichberechtigt mit dem
anderen wichtigen Leitbild einher, dem Prinzip der Solidaritit. Unsere Gesell-
schaftsordnung ist daher so zu organisieren, dass Lebensphasen, in denen keine
herkommliche Erwerbsarbeitsleistung moglich ist, wie Kindheit, Ausbildungszeit,
Kindererziehung, Krankheit und Alter, nicht zur Verarmung fiihren. Wir fithlen
uns besonders denjenigen Menschen verpflichtet, die von der wachsenden Armut
bedroht sind. Das gilt nicht nur fiir die Biirger in unserem Land, sondern auch fiir
die Bewohner anderer Linder, denen ein menschenwiirdiges Leben verwehrt ist.

Mindestlohn

Soziale Gerechtigkeit ist durch eine leistungsgerechte Bezahlung zu erreichen.
Leistungsgerechte Entlohnungen diirfen bei Vollzeitarbeit nicht unter der sozia-

Foto: Yan Lev/shutterstock.com

len Existenzsicherung liegen. Fiir Erwerbstitige fordert die ODP einen flichen-
deckenden allgemeinen Mindestlohn, der deutlich iiber der sozialen Existenzsi-
cherung liegen muss.

Pflegegehalt

Ebenso wie die Erziehungstitigkeiten sind auch die Pflegetiitigkeiten insbeson-
dere im Familienbereich als Leistungen fiir das Allgemeinwohl anzuerkennen.
Hiusliche Pflegearbeit vermeidet eine teure und oft unerwiinschte stationire
Unterbringung. Diese Titigkeiten sind daher wie herkommliche Erwerbsarbeit
zu behandeln.

Ahnlich dem steuer- und sozialversicherungspflichtigen Erziehungsgehalt
fordert die ODP ein Pflegegehalt fiir diejenigen, die Angehérige zu Hause be-
treuen. Die Gewihrung von Pflegegehalt ist abhiingig zu machen vom Ausmaf§
der Pflegebediirftigkeit und vom Pflegeaufwand, nicht aber von der Art der Be-
treuung (hiusliche Betreuung/Heimunterbringung). Die menschliche Belastung
der Pflegenden muss stirker berticksichtigt werden. Zuwendung und Pflege
kosten Zeit.

Fiir uns als ODP gilt: Kindeswohl und Elternrecht, Erziehungsarbeit und Pfle-
gearbeit bediirfen besonderer Sorgfalt. Sie sollen nicht sachfremden Interessen,
auch nicht denen der Wirtschaft, untergeordnet werden. Die Wichterfunktion
des Staates muss gewahrleistet sein, um Missbrauch vorzubeugen.

Soziale Leistungen fiir Nicht-Erwerbstitige

Alle Menschen haben ein Recht auf eine Arbeit, die sozial und 6kologisch ver-
antwortbar und sinnvoll ist, aber auch eine Pflicht, den ihnen moglichen Teil
zum Gemeinwohl beizutragen. Durch eine moglichst gute Bildung sollen alle
Menschen in die Lage versetzt werden, eine Arbeit zu finden. Nicht-Erwerbs-
titige, die ihren eigenen Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten konnen, haben
einen Anspruch auf soziale Leistungen. Am Sozialstaatsgebot des Artikels 20 des
Grundgesetzes darf nicht geriittelt werden. Die gewihrten sozialen Leistungen
miissen die Existenz sichern und Ansporn sein fiir zusitzliches Engagement im
beruflichen, familidren, sozialen und ehrenamtlichen Bereich.
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Generationengerechtigkeit

Eine entscheidende Herausforderung des Sozialstaates ist die Bevolkerungsent-
wicklung in Deutschland. Das Prinzip Nachhaltigkeit muss wie im 6kologischen
Bereich auch im Sozialsystem gelten. Das bedeutet: Keine Generation darf von
der nachfolgenden mehr zuriickfordern, als sie selbst fiir diese Generation ge-
leistet hat.

Da es heute etwa ein Drittel weniger Kinder gibt als in der Vorgeneration, sind
die Erwerbstitigen zunehmend mit der Alterssicherung im bestehenden System
iiberfordert. Das bereitet Abwanderung und Leistungsverweigerung den Weg.
Von der ,,Zwei-Drittel-Generation® kann fairerweise nur erwartet werden, dass
sie etwa zwei Drittel der Alterssicherung der Rentnergeneration tibernimmt. Der
Rest ist iiber andere Quellen zu finanzieren. Dazu sind die wegen des Gebur-
tenriickgangs gesparten Kinderkosten zu verwenden. Von wem diese fehlenden
Kapitalbeitrige zur Alterssicherung aufzubringen sind, hingt davon ab, in wel-
chem Umfang sich Eltern und Nicht-Eltern vorher an den Kinderkosten finan-
ziell beteiligen.

Behindertengerechte Gesellschaft

Den Menschen mit Behinderungen sollen gleiche Chancen und gleichberech-
tigte Teilhabe an der Gemeinschaft (= Inklusion) gemaf der UN-Behinderten-
rechtskonvention zuteilwerden. Dazu sind ihnen spezielle Férdermafnahmen
zu gewihren. Es ist darauf zu achten, dass alle 6ffentlichen Verkehrsmittel und
offentlichen Einrichtungen barrierefrei und behindertengerecht sind.

Gesundheit

Gesundheitsfiirsorge ist ein Recht der Biirgerinnen und Biirger und keine Ware.
Dieses Prinzip will die ODP erhalten. Wir wenden uns gegen eine Vermarktung
der Gesundheit und der Gesundheitsversorgung durch Gesundheitskonzer-
ne. Die freiberuflich titigen Arzte und Apotheker miissen Vertrauenspersonen
des Patienten bleiben und auch im landlichen Bereich gut erreichbar sein. Die
moglichst wohnortnahe Krankenhausversorgung ist vorzugsweise in der Hand
kommunaler Triger sicherzustellen. Die flichendeckende medizinische Versor-
gung gesetzlich Versicherter und eine angemessene Bezahlung dafiir sind uns ein
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Grundanliegen. Auch alternative Heilmethoden sollen in Forschung und Lehre
beriicksichtigt werden. Arztliche Beratung (sprechende Medizin) muss wesent-
lich besser honoriert werden.

Wir wollen ein sozial ausgewogenes, die Eigenverantwortung stirkendes Fi-
nanzierungssystem in der Gesundheitsversorgung. Wir fordern eine Strukturie-
rung der Krankenkassen nach einheitlichen Kriterien, mit dem Ziel, das kom-
plizierte und unwirtschaftliche System der Ausgleichszahlungen tberfliissig zu
machen. Jede Biirgerin und jeder Biirger sollen Mitglied einer Pflichtversiche-
rung sein. Die bisherige Beitragsbemessungsgrenze soll entfallen, was zusammen
mit der Berticksichtigung aller Einkommensarten zu einer erheblichen Senkung
des Beitragssatzes fiihrt.

Die unabhingige Forschung im Gesundheitsbereich soll erweitert werden
hinsichtlich der wissenschaftlichen Untersuchungen von gesundheitsschid-
lichen Auswirkungen (z.B. Mobilfunk, Elektrosmog). Gesundheitsschidliche
Substanzen (z.B. Tabak, Alkohol) sollen steuerlich entsprechend belastet und
nicht 6ffentlich beworben werden. Wir brauchen einen einheitlichen Nichtrau-
cherschutz in allen Bundeslidndern.

Sterbebegleitung

Wir streben eine Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir Sterbebegleitung
an. Palliativmedizin (Schmerzlinderung) und Hospizdienste sollen unterstiitzt
und weiter ausgebaut werden. Direkte aktive Sterbehilfe lehnen wir ebenso ab
wie die kuinstliche Verlingerung des Sterbeprozesses.

Soziale Gerechtigkeit weltweit

Die Bundesrepublik Deutschland als Teil der industrialisierten Welt tragt in be-
sonderer Weise Mitverantwortung fiir die sozialen Missstinde weltweit, denn
der hochste Verbrauch an Ressourcen und viele der gravierendsten Umweltbelas-
tungen fir unsere Biosphire entfallen immer noch auf die Industrielinder. Die
ODP setzt sich fiir eine faire Ausgestaltung der Weltwirtschaft ein: Erhohung
wirtschaftlicher Chancen fiir Entwicklungslinder durch faire Preise fiir ihre Er-
zeugnisse, Verringerung von Armut durch Entschuldung, Vergabe von Entwick-
lungshilfe unabhingig von exportwirtschaftlichen Sachzwingen.

"d
o
=,
=
)
@
m
=
m
N
=
=i
Q
=
),
-~

27



5=
]
A
i
it
<
()
@
S
(7]
O
o
i
N
o
]

28

Die ODP unterstiitzt die Millenniumsziele der Vereinten Nationen, die Imple-
mentierung klarer Richtlinien fiir globalen Handel (,,Fair Trade“) und die Ini-
tilerung eines ,,Global Marshall Plans“, um die Lebensqualitit aller Menschen
zu sichern.

Die historische Schuld des Kolonialismus liegt in der Ausbeutung und Zer-
storung ehemals intakter Gemeinwesen, die bis heute nachwirken. In diesem his-
torischen Kontext driangen wir auf einen Schuldenschnitt fiir die 4rmsten Lin-
der der Welt, damit ihre wirtschaftliche und staatliche Entwicklung Anschluss
finden kann an die Entwicklung anderer Staaten. Mit einem solchen Schulden-
schnitt muss die Bekdmpfung von Korruption, die jede wirtschaftliche, soziale
und okologische Entwicklung ldhmyt, einhergehen.

Wir wollen mittels internationaler Abkommen und unter Einbindung von
UN und WTO tber Sozial-, Bildungs- und Altersvorsorgestandards das Sozial-
staatsprinzip weltweit voranbringen, weil dadurch auch ein wichtiger Beitrag zur
Bewiltigung des Bevolkerungswachstums geleistet wird.

Foto: Miredi/fotolia.de

Menschenwiirde,
Menschenrechte

Lebendige Demokratie

Die ODP bekennt sich klar zur Demokratie, zu Menschenwiirde und Menschen-
rechten, zum Frieden, zur Sozialstaatlichkeit und zu den 6kologischen Grund-
sitzen. Die ODP sagt Nein zu riicksichtslosem Materialismus, zu Ausbeutung
von Mensch und Umwelt, zu Fremdenfeindlichkeit und nationalistischem Ge-
dankengut.

Bekenntnis zum freiheitlich-demokratischen Rechtsstaat

Wir bekennen uns entschieden zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung,
wie sie das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und die Verfassungen
der Lander vorgeben.

Das Grundgesetz setzt auf Demokratie, auf den bestimmenden Einfluss durch
Biirgerinnen und Biirger. Dies hat den Menschen in Deutschland ein Maf an
Freiheit, Rechtssicherheit und Gestaltungsmoglichkeit gegeben, das nicht hoch
genug eingeschitzt werden kann.

Die ODP stellt sich jeglichen politischen Kriften entgegen, die diese freiheit-
lich-demokratische Grundordnung infrage stellen oder gefihrden.

Unabhangige Politik bei der Mandatsausiibung

Die Beeinflussung der Mandatstriger durch Lobbyvertretungen stellt eine nicht
zu unterschitzende Gefahr dar. Sie fithrt dazu, dass die Interessen einzelner
Wirtschaftszweige oder Konzerne iiber das Gemeinwohl gestellt werden. Dies
schadet nicht nur der Demokratie, sondern letztendlich auch der Wirtschaft,
weil die Aufrechterhaltung veralteter Strukturen geférdert und die Durchsetzung
zukunftsweisender Innovationen verhindert wird.

Wir sind davon iberzeugt, dass den Entscheidungsgremien unserer par-
lamentarischen Demokratie die hochstmogliche Unabhingigkeit zugesichert
werden muss. Dies bedeutet Unabhingigkeit von Parlament und Abgeordneten,
Aufhebung des Fraktionszwangs, strikte Trennung von politischem Mandat und
wirtschaftlichen Interessen- und Lobbyvertretungen, keine Gleichzeitigkeit von
politischem Mandat und Entscheidungs- oder Aufsichtsratsmandat in Unterneh-
men (aufler bei kommunalen Mandatstrigern in kommunalen Eigenbetrieben).
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Die ODP fordert ein Verbot von Parteispenden und Parteisponsoring durch
Unternehmen und juristische Personen (GrofSorganisationen), ebenso eine Spen-
denbegrenzung fiir natiirliche Personen.

Transparenz und direkte Demokratie

Maglichst alle politischen Entscheidungen sollen fiir die Biirgerinnen und Biir-
ger nachvollziehbar sein. Die ODP versucht, durch konsequente Weiterentwick-
lung von Grundgesetz und Landesverfassung hin zu direkter Demokratie auf
allen Ebenen bei wesentlichen Entscheidungen die Demokratie zu stirken. Dies
setzt die Transparenz staatlichen Handelns, staatlicher Entscheidungen und 6f-
fentlichen Verwaltens voraus. Eine solche Transparenz soll durch umfassende
Informationspflicht behordlicher Stellen und Mitwirkungsmoglichkeiten der
Biirgerinnen und Biirger erreicht werden. Nur das umfassende demokratische
Selbstbestimmungs- und Mitwirkungsrecht aller Biirgerinnen und Biirger garan-
tiert ein demokratisches Gemeinwesen und motiviert zur aktiven Teilnahme. Die
ODP fordert die Beteiligung von Biirgerinnen und Biirgern bei ,Kommunalen
Biirgerhaushalten®. Die Moglichkeit von Volksbegehren und Volksentscheiden
auf allen politischen Ebenen unter praktikablen Bedingungen zu weitgehend al-
len Themen ist gesetzlich zu verankern.

Direktwahlen auf allen Ebenen einfiihren

Die Biirgerinnen und Biirger sind stérker an wichtigen personellen Entscheidun-
gen in der Politik zu beteiligen. Die ODP fordert die Direktwahl folgender Amter:
EU-Kommissionsprisident, Bundesprisident, Landrat und Biirgermeister. Ver-
bunden damit muss eine Neuordnung der Aufgaben- und Kompetenzverteilung
erfolgen.

Stadte und Gemeinden als Basis der Demokratie

In der Kommune als politischer Basis unserer Gesellschaft konnen die Menschen
an Entscheidungen viel umfassender und konkreter beteiligt werden. Wir set-
zen uns ein fiir die kommunale Selbstverwaltung, fiir eine umfassende demo-
kratische Biirgerbeteiligung und fiir die Umsetzung des Konnexititsprinzips,

Foto: Glinther Hartmann

d.h. Bund und Linder miissen fiir die finanziellen Folgen ihrer Entscheidungen
selbst aufkommen. Dabei miissen die Kommunen in die Lage versetzt werden,
im Rahmen ihrer Selbstverwaltung alle ihre wesentlichen Aufgaben ohne Ein-
schriankungen durchfiihren zu kénnen (Subsidiarititsprinzip).

Wahlrecht reformieren

Die ODP setzt sich dafiir ein, dass Jugendliche ab 14 Jahren auf Antrag ihre Inte-
ressen auch als Wihler selbst wahrnehmen kénnen. Auf diese Weise wollen wir
bewirken, dass sie moglichst frith mit wesentlichen politischen Vorgingen wie
Wahlen vertraut werden und ihre Anliegen verstirkt Gehor finden.

Die ODP fordert die Beendigung der undemokratischen politischen Benach-
teiligung kleiner und neuer Parteien durch Abschaffung der Sperrklausel — wie
bereits erfolgreich bei Europa- und Kommunalwahlen praktiziert — auf allen
Ebenen. Die derzeit geltende 5 %-Klausel im Wahlrecht in Bund und Lindern
fithrt dazu, dass ein Scheitern an der 5 %-Hiirde die dieser Partei zustehenden
Mandate den anderen Parteien einfach zuschligt. Solange die 5 %-Klausel noch
besteht, fordern wir die Einfiihrung des Alternativwahlsystems. Beim Alternativ-
wahlsystem legt der Withler durch Nummerierung der Parteien auf dem Stimm-
zettel fest, in welcher Reihenfolge seine Stimme weitergegeben werden soll, falls
die vom ihm bevorzugte Partei an der 5 %-Hirde scheitert.

Politische Kultur

Die Biirgerinnen und Biirger sind aufgerufen, sich stirker in den politischen
Parteien zu engagieren, um gesellschaftliche Veranderungen im Rahmen der
parlamentarischen Demokratie zu férdern. Wir wollen die politische Kultur in
Deutschland attraktiver gestalten und verbessern. Wir wollen sachorientierten
Umgang in Parlament und Medien, ehrlichen Dialog mit den Biirgerinnen und
Biirgern und innerparteiliche Beteiligung der Mitglieder.

Keine Privatisierung hoheitlicher Aufgaben

Wir lehnen jegliche Privatisierung hoheitlicher Staatsaufgaben (z.B. Behorden,
Sicherheitsorgane, Verfassen von Gesetzesentwiirfen, Gerichte) und wesentlicher
Bereiche der offentlichen Daseinsvorsorge (z.B. Wasserversorgung) ab, weil die
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Ausftuhrung hoheitlicher Aufgaben durch Privatfirmen Demokratie, Rechtsstaat
und die freiheitlich-demokratische Grundordnung verletzten wiirde.

Fiir Innere Sicherheit sorgen

Die ODP tritt fiir umfassende Maf nahmen zur Privention und Ursachenbekdmp-
fung von Straftaten ein, ohne die direkte Verbrechensbekampfung zu vernachlis-
sigen. Politischer Extremismus aller Art muss bekdmpft werden. Wir wollen wei-
terhin einen Verzicht auf rohe Gewaltdarstellung in den Medien, auch im Internet.

Internet und Personlichkeitsschutz

Das Internet wird von der ODP als Moglichkeit zur freien MeinungsiduRerung
befiirwortet und soll vor staatlicher Zensur geschiitzt werden. Ohne Frage sollen
jedoch sdmtliche Rechtssitze und Spielregeln, die unser tigliches Leben ordnen,
auch im virtuellen Umgang miteinander Geltung haben. Uberall dort, wo Rege-
lungen nicht ohne Weiteres auf das Internet angewandt werden konnen, brau-
chen wir ein einheitliches Internetrecht, durch das die bereits geltenden Rechts-
siitze ohne Zweifel auf das Internet tibertragen werden. Was im richtigen Leben
gilt, gilt auch im virtuellen Raum. Die ODP befiirwortet einen angemessenen
Schutz von Urheberrechten im Internet unter Berticksichtigung des Verbraucher-
schutzes. Geistiges und materielles Eigentum sind gleichzusetzen.

Der Umgang mit personlichen Daten muss gesetzlich geregelt und mit Um-
sicht restriktiv gehandhabt werden. Diese Restriktivitit muss bei staatlichen In-
stitutionen wie auch bei Behorden oder der Privatwirtschaft Anwendung finden.
Ausnahmen sind nur in sehr engen Grenzen zuzulassen. Betroffene sind in an-
gemessener Zeit von Erhebung und Verwendung ihrer persénlichen Daten zu
unterrichten.

Medien

Die Meinungsfreiheit ist fiir die ODP ein hohes Gut. Um Einseitigkeit und Ma-
nipulation zu verhindern, muss die Pluralitdt in der Medienwelt gewahrt blei-
ben, indem auf kartellrechtlicher Grundlage branchenspezifische Regelungen
geschaffen werden, um allzu grofen Medienkonzentrationen vorbeugend begeg-
nen zu konnen.

Foto: ixpert/shutterstock.com

Kunst, Kultur und Sport

Wir wollen das reiche kulturelle Erbe unseres Landes bewahren, das gepragt
ist durch die Vielfalt seiner Bundeslander und Regionen. Wir bekennen uns zur
Freiheit der Kunst und zur Férderung von Kultur und Sport als wichtige Inves-
tition in unsere Gesellschaft auch in finanziell schwierigen Zeiten. Wir schitzen
das ehrenamtliche Engagement der Menschen.

Demokratie und Integration

Die ODP stellt sich der Tatsache, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist.
Wir fordern fiir Deutschland:

B eine weltoffene Gesellschaft, in der die neuen Mitbiirgerinnen und Mitbiirger
eingebunden werden in die demokratischen Prozesse unseres Landes.

B eine Gesellschaft, in der ihr Beitrag gewiirdigt wird.

B cine Gesellschaft, in der die Menschen alle notwendige Unterstiitzung erhalten,
um sich in die Gemeinschaft und in ihr Wertesystem integrieren zu kénnen.

Die ODP steht fiir gegenseitigen Respekt. Die Gewihrung von Asyl ist ein un-
verzichtbarer Akt der Menschlichkeit. Fliichtlinge und Asylsuchende sind gemafS
der Regelungen der Genfer Fliichtlingskonvention aufzunehmen. Die rechtlichen
Moglichkeiten, sich im Inland mit eigener Arbeit erndhren zu konnen, sind aus-
zubauen. Der Familiennachzug fiir Fliichtlinge ist als Bestandteil der Integration
zu ermoglichen.

Europa

Nach vielen Kriegen zwischen den Volkern Europas ist die Europiische Union
im Aufbruch zur Sicherung von Frieden, Freiheit und Demokratie. Die kultu-
rellen, sprachlichen und wirtschaftlichen Eigenarten der einzelnen Regionen
der Europiischen Union sollen respektert und gefordert werden konnen. Die
ODP befiirwortet und unterstiitzt die Entwicklung der Européischen Union von
einer bloffen Wirtschaftsgemeinschaft hin zu einem Staatenverbund freier, sich
vorrangig selbst regierender Volker unter der Voraussetzung, dass stets eine vom
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Volk ausgehende Legitimation und Einflussnahme auch innerhalb dieses Staa-
tenverbunds gesichert bleiben.

EU-Verfassung und -Vertrage

Dem bisherigen Entwurf einer europdischen Verfassung und dem daraus abgelei-
teten Reformvertrag von Lissabon mangelt es an rechtlicher und demokratischer
Basis, denn eine EU-Verfassung muss durch einen EU-weiten Volksentscheid,
bei dem jede Nation iiber die EU-Verfassung abstimmt, legitimiert werden. Die
ODP fordert dazu einen demokratisch legitimierten Verfassungskonvent, denn
die Menschen der Europdischen Union haben eine gute, demokratisch entschie-
dene und zukunftsweisende Verfassung verdient.

Europaisches Parlament

Die demokratische Legitimation der Entscheidungsmacht des Europaparla-
ments ist zu starken durch die gleiche Gewichtung der Stimmen aller EU-Biirger.
Das EU-Parlament muss in allen Sachgebieten die Entscheidungen treffen, die
einem Parlament in einem demokratischen Land zustehen. Der Ministerrat soll
nur die Kompetenzen einer zweiten Kammer bekommen. Die Kommission soll
als ,Regierung“ vom EU-Parlament gewihlt werden und nur die Aufgaben einer
Regierung erhalten.

Wir von der ODP wollen die Bildung transnationaler europiischer Parteien,
Listen oder Wihlergemeinschaften als europiische Wahlervertretungen im EU-
Parlament fordern.

Deutschland in der ,einen Welt”

Die ODP tritt fiir eine aktive und kreative Rolle der Bundesrepublik Deutschland
in der Welt im Rahmen der Vereinten Nationen, der Europdischen Union und
der UN-Charta ein. Die Aufgabe der Friedenswahrung obliegt den in der UNO
verbundenen Volkern. Deutschland wird darauf hinwirken, dass die in der UNO
vereinigte Volkergemeinschaft im Rahmen der UN-Charta handelt.
Deutschland hat fiir das friedliche Zusammenleben aller Volker einzutreten.
Nur eine aktive Friedens- und Gerechtigkeitspolitik kann die Basis sein, um gro-
Re Teile der Menschheit vor der Verelendung zu bewahren und eine umfassend

Foto: Botand Horvath / shutterstock.com

-
.

lebensfreundliche Entwicklung in der Welt zu verwirklichen. Die ODP ist fiir
friedliche Biindnisse, die gemeinsamen Aufgaben dienen, wie der Erhaltung der
Umwelt oder der Einhaltung der Menschenrechte. Deutschland darf staatliche
Souverinititsrechte nur in dem MafSe abgeben, wie dies fiir die Erreichung sol-
cher Ziele erforderlich ist.

Partnerschaftliche Ziele in der,einen Welt”

Gleichrangige Ziele von Auflenpolitik und partnerschaftlicher internationaler
Zusammenarbeit sollen sein:

B die friedliche Konfliktlésung, Konfliktvorbeugung und — als letztes Mittel —
die Herstellung des Friedens mit einem méglichst geringen militirischen Auf-
wand im Rahmen der UN;

B die Wahrung der Menschenrechte und die Herbeifiihrung eines hohen MafSes
an Wohlfahrt und Gerechtigkeit in allen Landern der Erde;

B die weltweite und solidarische humanitire Hilfe in Krisen- und Katastro-
phensituationen;

B die Erhaltung der biologischen Vielfalt und des Naturerbes der Welt;

B die schnellstmogliche Erreichung der von den Vereinten Nationen gesetzten
Millenniumsziele;

B die weltweite Achtung von Minen;
B die schrittweise Abriistung aller Michte in Bezug auf jedwede Waffensysteme;

B der drastische Abbau und die Begrenzung von Riistungsexporten: Unter strik-
ter Einhaltung der international giiltigen menschenrechtlichen Standards
diirfen Riistungsexporte generell nur noch in Mitgliedsliander der EU und der
NATO erfolgen.

Die NATO hat sich als Verteidigungsbiindnis bewihrt und stabilisierend auf Eu-
ropa und Nordamerika ausgewirkt. Der Auftrag der NATO muss auf die Vertei-
digung innerhalb des NATO-Vertragsgebiets begrenzt bleiben; keinesfalls diirfen
Kriege um Rohstoffe oder zur Sicherung von Handelswegen gefiihrt werden. Die
NATO kann nicht die UN ersetzen. EU und NATO sollen bei der Koordination
von Sicherheitsfragen weiterhin eng zusammenarbeiten.
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Dranbleiben —
aktiv werden

Verantwortung libernehmen -
Zukunft gestalten

Die Politik der ODP soll dazu beitragen, dass die Erde ein vielfiltiger Lebens-
raum fiir alle Lebewesen ist und bleibt. Aus der Achtung vor dem Leben heraus
suchen wir die natiirlichen Lebensraume der Lebewesen zu schiitzen und den
Tieren, unseren Mitgeschopfen, eine gute Behandlung zukommen zu lassen. Wir
wollen eine Gesellschaft férdern, in der Kinder willkommen sind und in den
ersten Jahren familidre Geborgenheit erfahren. Wir messen der Bildung grofRen
Wert bei, weil sie die Grundlage fiir eine stabile Wirtschaft und Gesellschaft
ist. Wir méchten eine Wirtschaft, in der nicht stindiges Wachstum und Ge-
winnmaximierung das Ziel sind, sondern eine moglichst hohe Lebensqualitit
aller Menschen. Die Wirtschaft soll dem Menschen dienen, nicht der Mensch
der Wirtschaft. Wir streben eine Landwirtschaft an, die den Landwirten nicht
nur ein ausreichendes Auskommen sichert, sondern auch Produkte von hoher
Qualitit hervorbringt und dem Umweltschutz verpflichtet ist. Wir wollen eine
Gesellschaft, in der die Interessen des Einzelnen wie auch der Gemeinschaft in
gleichem MafSe beriicksichtigt werden. Jeder Mensch soll seine Begabungen ent-
falten konnen, dabei jedoch das Gemeinwohl im Blick haben. Wir setzen uns fiir
eine saubere und lebendige Demokratie ein, und zwar auf lokaler, nationaler und
internationaler Ebene. Die ODP wendet sich gegen Nationalismus und befiir-
wortet die Einbettung Deutschlands in Staatenverbiinde wie die EU. Letztend-
lich muss die Politik aber im Blick haben, dass wir alle Biirgerinnen und Biirger
einer Erde sind.

Wir sind uns bewusst, dass wir unsere Ziele alleine nicht durchsetzen konnen.
Daher setzen wir auf die Zusammenarbeit mit anderen Parteien und Verbinden,
deren Ziele den unseren dhnlich sind. Dabei setzen wir eine eindeutig demokra-
tische Gesinnung voraus.

Foto: rangizz/fotolia.de

Einmischen und mitmachen

Eine lebendige Demokratie lebt davon, dass sich die Biirgerinnen und Biirger
einbringen. Wenn Thnen unsere Ziele zusagen, dann laden wir Sie herzlich ein,
uns zu unterstiitzen und Mitglied zu werden. Jedes Mitglied, gleich ob passiv
oder aktiy, stirkt uns und trigt dazu bei, dass unsere Stimme in der Gesellschaft
Gewicht erhilt.

Wir leben unsere Politik!
Jede Vision muss mit Leben gefiillt werden. Deshalb leben wir das, was wir sagen,
und sagen das, was wir leben.

Freiwilliger Verzicht auf Konzernspenden

Ehrenkodex der Mandatstrdiger

Familiengerechte Mitarbeiterlohne

Urabstimmungen tiber wichtige Themen

|

|

|

B Transparente direktdemokratische Mitwirkungsmaoglichkeiten

|

B Nachhaltige Medienproduktion auf chlorfreiem Recyclingpapier
|

COz-neutrale Partei
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Unsere Erfolge:

5 %-Hiirde bei der EU-Wahl abgeschafft!
5%-Hiirde bei der Kommunalwahl NRW abgeschafft!

Wirksamste Oppositionspartei gegen das intransparente
System der Parteienfinanzierung!

Wahl-O-Mat mit allen Parteien durchgesetzt!
Geheimpolitik in kommunalen GmbHs verhindert!

Bayerischen Senat abgeschafft und jahrlich 8 Mio. Euro
Steuergelder eingespart!

Finf Atomkraft-Standorte gestrichen!
Biichergeld und Studiengebiihren in Bayern mit abgeschafft!

Konsequenten Nichtraucherschutz per Volksentscheid in Bayern
durchgesetzt!

NSNS SSSN SKS
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Da wir keine Firmenspenden annehmen, sind fir uns
Privatspenden besonders wichtig. Wir freuen uns tber
Ihre finanzielle Zuwendung!

Foto: ODP

Beitrittsantrag
i cine Politik mitt Tkundt

Igh beantrage die Mitgliedschaft in der .
Okologisch-Demokratischen Partei (ODP)

und bin mindestens 14 Jahre alt.

Ich beantrage eine

[ sofortige reguldre Mitgliedschaft.
[ Schnuppermitgliedschaft.

Als Schnuppermitglied sind Sie im ersten Jahr beitragsfrei, danach wer-
den Sie automatisch zahlendes Mitglied, solange Sie nicht kindigen.
Kurz vor dem Ende der Schnuppermitgliedschaft erhalten Sie eine
schriftliche Benachrichtigung. Eine Schnuppermitgliedschaft ist nur
bei Neueintritt moglich und kann nicht verlangert werden.

X Pflichtfeld, bitte ausftillen!

X
Name

X
Vorname

X
StraBe/Hausnr.

Kreis

X
PLZ/Ort

X
Telefon

Mobil

E-Mail

Beruf

X
Geburtstag

Der Beitritt wurde mir empfohlen von

Frihere Parteimitgliedschaft(en):

Name der Partei

Name der Partei

Aktuelle Parteimitgliedschaft(en):

X
Name der Partei(en)

Bitte senden Sie diesen Antrag an:
ODP-Bundesgeschéftsstelle, Pommergasse 1, 97070 Wiirzburg
Tel.: (0931) 40486-0 | Fax: (0931) 404 86-29 | info@oedp.de

Ich zahle (als Schnuppermitglied nach dem ersten Jahr) den
satzungsgemalen

] Regelbeitrag von 7,00 Euro pro Monat

[ Familienbeitrag von 7,00 pro Monat (bitte Daten der Familien-
mitglieder gesondert auflisten und mitschicken)

1 erméaBigten Beitrag von 1 Euro pro Monat laut § 2.2 der Finanz-
ordnung der ODP.

Ich zahle freiwillig 12 Euro/Jahr fur die Mitgliederzeitschrift
,OkologiePolitik”,

[ Ich zahle auBerdem einen zusatzlichen jahrlichen Forderbei-
trag (Zuwendung) in Hohe von Euro.

SEPA-Lastschriftmandat
Glaubiger-ldentifikationsnummer: DE1722700000029054
Mandatsreferenznummer: (wird separat nachgereicht)

[ Ich/Wir erméchtige(n) die Okologisch-Demokratische Partei
(ODP), Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Last-
schrift einzuziehen. Zugleich weise(n) ich/wir mein/unser
Kreditinstitut an, die von der ODP auf mein/unser Konto gezo-
genen Lastschriften einzulésen.

[0 jéhrliche [ halbjéhrliche Abbuchung

Hinweis: Ich/Wir kann/kénnen innerhalb von acht Wochen, be-
ginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belaste-
ten Betrags verlangen. Es gelten dabei die mit meinem/unserem
Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen.

X
Kontoinhaber(in)
X

BIC

X

IBAN

Zuwendungen und Mitgliedsbeitrdge an politische Parteien sind steuer-
lich absetzbar. Mit Ihrem Steuerausgleich bekommen Sie unabhéngig von
Ihrem personlichen Steuersatz 50 Prozent des jeweiligen Betrages vom
Finanzamt zurlckerstattet (§34g EStG).

[ Ich verpflichte mich, die Satzung der ODP einzuhalten und
mich fiir die Ziele der ODP einzusetzen, wie sie im Grundsatz-
programm festgelegt sind. Unvereinbar mit der Mitglied-
schaft in der ODP ist die gleichzeitige Mitgliedschaft bei ande-
ren Parteien und der Organisation Scientology.

Ich mochte nicht automatisch Mitglied der ,Bundesvereini-
gung Junge Okologen"” sein (nur Personen unter 32 Jahren).

Mit Ihrer Unterschrift erteilen Sie gemaf §4 Bundesdatenschutzgesetz
Ihre Einwilligung zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten. Die
Okologisch-Demokratische Partei verarbeitet und speichert die in diesem
Aufnahmeantrag enthaltenen Angaben zur Person ausschlieBlich fur in-
terne Zwecke der Partei und unter strikter Beachtung der Bestimmungen
des Bundesdatenschutzgesetzes. Eine Weitergabe an Dritte auBerhalb der
Partei findet nicht statt.

Datum, Unterschrift
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Werden Sie aktiv! Folgen Sie uns auch auf €O %

Okologisch-Demokratische Partei | Pommergasse 1 | 97070 Wiirzburg
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Bundespolitisches Programm
der Okologisch-Demokratischen Partei (ODP)

Stand nach dem Bundesparteitag am 11./12.03.2017 in Frankfurt
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0 Gutes Leben fir alle

Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise, die kaum noch zu verhindernde
Klimakatastrophe und die zunehmenden Ressourcenkonflikte, die weltweit
anschwellende Flichtlingsstrome nach sich ziehen, haben gezeigt, dass das Prinzip
des ,Immer schneller, immer weiter, immer mehr* gescheitert ist. Noch immer herrscht
ein Fortschrittsglaube, auch wenn ethische und 6kologische Grenzen langst
Uberschritten sind. Immer mehr missen wir erkennen, dass wir uns in einer
Wachstumsfalle befinden.

Menschen und Natur lassen sich auf dem begrenzten Planeten Erde nicht endlos
ausbeuten. Okologische, soziale und wirtschaftliche Krisen bedrohen gleichermaflien
die Existenzgrundlagen der Menschen.

Unsere Gesellschaft lebt von der Substanz und drangt die Probleme immer noch in die
Zukunft ab. Da sich viele Ressourcen - wie Rohstoffe, aber auch die Leistungsfahigkeit
und -bereitschaft der nachwachsenden Generation - nicht beliebig erneuern und
vermehren lassen, muss sich eine Politik, die Uber die nachste Legislaturperiode
hinausblickt, auf das Wesentliche konzentrieren.

Wir brauchen eine effiziente Kreislaufwirtschaft, die neue und sinnvolle Arbeitsplatze
schafft. Wir missen dem verschwenderischen, lebensfeindlichen Wirtschaften der
heutigen Generation eine Absage erteilen.

Wir brauchen eine nachhaltige Gesellschaftspolitik, die dafiir Sorge tragt, dass im
Generationenvertrag Lasten und Nutzen leistungsgerecht zugeteilt werden.

Wir brauchen eine neue Balance zwischen dem ,Ich” und dem ,Wir“. Dies bedeutet fir
uns Okologische Demokraten, sowohl Rechte zu haben als auch Verantwortung und
Pflichten zu Gbernehmen..

Wir brauchen den Mut, unbequeme Wahrheiten auszusprechen und die notwendigen
Konsequenzen daraus zu ziehen.

Wir brauchen eine weitschauende Politik, die offen dartber spricht, dass ein Weniger
an materiellem Uberfluss ein Mehr fiir den Erhalt unserer Gesellschaft und der
natirlichen Lebensgrundlagen bedeutet.

Entscheiden auch Sie sich fir ein neues Politikverstandnis und gegen die Prinzipien der
Wegwerf- und Verschwendungsgesellschaft. Entscheiden Sie sich mit der ODP fiir eine
lebensfreundliche und weitblickende Politik.

Entscheiden auch Sie sich, mit uns fur ein gutes Leben fiir alle zu kdmpfen.

| Schopfung bewahren

Die naturliche Umwelt des Menschen ist seine Lebensgrundlage. Ihr Schutz muss
daher im Interesse der zukiinftigen Generationen oberstes Leitbild allen staatlichen und
wirtschaftlichen Handelns sein. Daruber hinaus sind Tiere und Pflanzen als Lebewesen
mit eigenem Wert auch um ihrer selbst willen zu schutzen.

I 1 - Klimapolitik - Es geht um alles!

Die Veranderung des globalen Okosystems durch den menschengemachten
Klimawandel geschieht in einem Tempo, wie es in der gesamten Erdgeschichte noch
nie dagewesen ist. Das bedeutet unertraglich hohe Risiken fur die Menschheit und die
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gesamte Biosphare.

Da die Zeit drangt, sind unverzuglich sehr weitgehende Mal3nahmen zu ergreifen, um
die Verschleppung vergangener Jahre aufzuholen. Das weltweite Klimaabkommen von
Paris (Dezember 2015) bekennt sich zur Notwendigkeit, den weltweiten
Temperaturanstieg deutlich unter 2 Grad zu begrenzen. Es fehlen aber zwingende
Mechanismen und konkrete Malnahmen, um dieses Ziel noch zu erreichen. Die
internationalen Klimaschutzbemiihungen mussen deutlich tGber das Klimaabkommen
von Paris hinausgehen und eine globale Energiewende einleiten.

Deutschlands eigene Klimaschutzbemuhungen sind deutlich zu forcieren. Allerdings ist
Klimaschutz eine globale Aufgabe, die ein Land allein niemals bewaltigen kann.
Deshalb muss Deutschland auch auf die weltweite Klimaschutz-Wirkung seiner
gesamten Politik achten und aktiv Einfluss nehmen. Deutschland muss auf eine
Reduktion materiellen Konsums und auf eine Dekarbonisierung global gehandelter
Produkte und Prozesse hinwirken.

Internationaler Klimaschutz wird dadurch erschwert, dass Lander unterschiedlich
strenge Klimaschutzpolitik verfolgen und oft dem Wettbewerbsdruck nach lascheren
Klimaschutzbedingungen nachgeben. Einer solchen Abwartsspirale kann am besten mit
einem Emissionshandelssystem begegnet werden, dem sich einzelne Lander nicht
einfach entziehen kénnen. Richtig umgesetzt ermdglicht es eine hohe internationale
Verbindlichkeit, die andere Klimaschutzversprechen nicht halten kénnen.

Weil das CO.-Emissionshandelssystem, richtig umgesetzt, 6konomisch effizient ist und
weil es gleiche Klimaschutzbedingungen in allen beteiligten Landern herstellt, ist dafur
international am leichtesten Akzeptanz zu gewinnen.

Das europaische Emissionshandelssystem hat wegen seiner unzureichenden
Ausgestaltung in seiner Anreizwirkung bisher versagt und ist deshalb grundlegend zu
reformieren.

Die deutschen Klimaschutzbemiihungen sind stark auf den Stromsektor ausgerichtet.
Aber wegen des Emissionshandels tragen die im Stromsektor in Deutschland
vermiedenen CO.-Emissionen gar nicht zur weltweiten Emissionsminderung bei. Denn
CO2-Zertifikate, die in der deutschen Stromerzeugung nicht gebraucht werden, werden
an andere Bereiche und Lander des Emissionshandels verkauft und dort eingelost.
Dadurch wird in den vom Emissionshandel erfassten Bereichen weder die EU-weite
Menge an Zertifikaten noch die Menge an freigesetzten Emissionen reduziert.
Solange die Menge der gehandelten Zertifikate nicht entsprechend dem jeweils
erreichten europaischen Ausbau an erneuerbaren Energien reduziert wird, ist es
deshalb weitgehend wirkungslos, nationale Klimaschutzziele vorwiegend im
Stromsektor erfullen zu wollen. Damit lenkt die Bundesregierung von den wirklichen
nationalen Klimaschutzaufgaben ab.

Der Flugverkehr bildet eine Ausnahme im Klimaschutz, weil seine Emissionen in
Luftschichten ausgestoRen werden, in denen ihre Klimawirksamkeit ein Vielfaches
hdher ist, als bei allen bodennahen CO2-Emissionen. Laut Umweltbundesamt erzeugen
CO2-Emissionen aus Flugzeugen ca. 2 bis 5 mal mehr Klimaschaden als bodennahe
CO2-Emissionen. Der weltweite Flugverkehr und seine Klimaschadlichkeit steigen
massiv an, obwohl ein Grofteil der Menschheit noch nie geflogen ist.

Es ist nicht hinnehmbar, dass die Bundesregierung darauf hinwirkt, die Einbeziehung
des europaischen Flugverkehrs in den Emissionshandel zu verhindern.

Das ODP Konzept:

1. Internationaler Klimaschutz :
o Klimaschadliches Wirtschaften darf nicht einfach ins Ausland verlagert werden.
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Ein Import von klimaschadlichen Produkten ist zu vermeiden. Uber dazu
geeignete Handels-Beschrankungen oder CO,-Zélle ist nachzudenken.
Klimapolitik ist ins Zentrum aller auf3enpolitischen Bemihungen zu ricken, um
internationale Kooperationen zu erzielen. Einerseits ist Druck auf unkooperative
Lander auszuliben und andererseits uneigennutzige Unterstltzung fur
kooperative Lander anzubieten.

2. Emissionshandel und CO,-Steuern:

Noch in der 3. Handelsperiode muss die Anzahl der Zertifikate um insgesamt
mindestens 2 Mrd. t CO, reduziert werden.

Die Menge der Zertifikate ist entsprechend dem jeweils erreichten europaischen
Ausbau erneuerbarer Energien zu reduzieren.

Um langfristige und verlassliche Preissignale und damit entsprechendes
klimafreundliches Investitionsverhalten zu generieren, ist ein Preiskorridor
einzurichten, mit einer planbaren schrittweisen Erhéhung eines Mindestpreises.
Alle 3 Jahre sind die sogenannten "carbon leakage"-Unternehmensbranchen,
die momentan noch zwecks ihrer internationalen Wettbewerbsfahigkeit
Zertifikate kostenlos erhalten, zu Uberprifen. Die carbon leakage Kriterien
mussen dafur viel strenger und realitadtsnaher festgelegt werden.
Wirtschaftssektoren, die sich schlecht in einen Emissionshandel einbinden
lassen und die wenig auf andere Lander ausweichen kénnen, (z.B. der nicht-
industrielle Warmesektor) sind im nationalen Alleingang schrittweise mit CO,-
Steuern auf fossile Brennstoffe in Hohe von deren Klimaschadlichkeit zu
belegen.

Eine Einbindung des StralRenverkehrs in den Emissionshandel wird wegen
seiner sehr geringen CO2-Preiselastizitat abgelehnt, sofern dies die
Innovationsbemuhungen der Automobilindustrie zur Reduzierung von
Flottenverbrauch und CO2-Emissionen bremsen kénnte.

CO,-Steuern sollten einen langsam ansteigenden Mindestsatz beinhalten und
flexibel auf Energiepreisschwankungen reagieren um einen recht verlasslichen
Energiepreisanstieg vorzugeben, auf den sich die Akteure einstellen kénnen.
Die Hohe der CO,-Steuer sollte sich im Idealfall an den CO,-Preisen eines
funktionierenden Emissionshandelssystems anlehnen. Durch eine CO,-Steuer
erlangen emissionsarme und ressourcenschonende Technologien bessere
Marktbedingungen.

Neben einer CO,-Steuer sollte mdglichst auch die Einfihrung von CO,-Zéllen
auf Warenimporte angestrebt werden.

3. Nationale Klimaschutzziele:

Deutschland darf sein eigenes Treibhausgas-Reduktionsziel nur auf solche
Bereiche konzentrieren, die nicht dem Emissionshandel unterliegen (z.B.
Verkehr und Warme), weil darauf eigenstandig Einfluss genommen werden
kann.

Ein solches Reduktionsziel muss ehrgeizig definiert und verfolgt werden. In
jedem Falle muss es deutlich Gber die bisher seit 1990 durchschnittlich erreichte
jahrliche Treibhausgasreduktion hinaus gehen.

4. Flugverkehr:

Solange der Flugverkehr weltweit nicht in einen Emissionshandel eingebunden
wird, sind wegen seiner hdheren Klimaschadlichkeit die Rechte auf die
Inanspruchnahme von Flugkilometern zu begrenzen und schrittweise zu
reduzieren. Flugbenzin ist zu besteuern.
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I 2 Energiepolitik - Die Lebensgrundlagen sichern

Der grundlegende Fehler der bisherigen Energiepolitik besteht darin, im
energiewirtschaftlichen ,Zieldreieck® aus Wirtschaftlichkeit, sozialer Gerechtigkeit und
Okologie standig Kompromisse zu Lasten der Okologie einzugehen. Mit dieser Politik
mag die standig fortschreitende Zerstérung unserer Lebensgrundlagen und des
Okologischen Gleichgewichts etwas verlangsamt werden, wird aber trotzdem nicht
aufgehalten. Ohne die Bewahrung der Lebensgrundlagen sind kein soziales
Zusammenleben und keine Okonomie dauerhaft (iberlebensfahig. Die Okologie hat
daher grundsatzlich Vorrang.

Jedes Energieversorgungssystem hat die 6kologischen Mdglichkeiten und Grenzen zu

respektieren. Okologische Folgeschaden sind auf ein MaR zu reduzieren, das dauerhaft

verkraftet werden kann. Nur unter Einhaltung dieser 6kologischen Erfordernisse ist ein
madglichst sozial gerechtes und wirtschaftlich effizientes Energiesystem zu gestalten.

Im Sinne einer nachhaltigen, gerechten und am Gemeinwohl orientierten Entwicklung

hat die Energiepolitik folgende libergeordnete Ziele:

o schnellstmdgliche Vermeidung von klimaschadigenden Emissionen, insbesondere
von CO,-Emissionen, zur Begrenzung des Klimawandels;

e Vermeidung und Minimierung des von der Kernenergie ausgehenden Sicherheits-
und Gesundheitsrisikos einschlieBlich radioaktiver Abfalle, die jetzige und kuinftige
Generationen belasten;

¢ Vermeidung umweltschadigender Emissionen und Abfalle zur Schonung von
Mensch und Natur;

e Schonung aller verfugbaren endlichen Energieressourcen flir nachfolgende
Generationen und flr energiebedurftige Lander zur Verhinderung von Konflikten um
Energieressourcen;

e Gestaltung eines nachhaltigen Energiesystems, in dem auch finanzschwache
Bevolkerungsgruppen Anteil an der Energieerzeugung und gunstigen Zugang zu
Energie erhalten. Dazu ist die Beteiligung von Blurgern an der Energieversorgung,
wie z.B. durch Genossenschaften, zu erleichtern.

Ein an diesen Zielen orientiertes Energiesystem hat den Energieverbrauch zu

verringern sowie auf emissionsarme und erneuerbare Energien zu setzen. Um

Versorgungssicherheit zu gewahrleisten, muss erreicht werden, dass flexibel auf den

fluktuierenden Einsatz erneuerbarer Energien reagiert werden kann. Das ist weniger

eine technische Herausforderung; effiziente Marktmechanismen zur umfassenden

Erschlielung von Flexibilitaten bei der Erzeugung, dem Verbrauch und der Speicherung

von Energie sind vielmehr einzurichten.

Deutschland gilt als Vorbild fir eine globale Energiewende. Daraus resultiert eine

besondere Verantwortung. Die momentan geplante Gestaltung des Strommarktes birgt

grolRe Risiken fur die mittel- bis langerfristige Versorgungssicherheit. Das seit 2012

eingeleitete gezielte Ausbremsen der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien,

welches bereits zu einer Insolvenzwelle innovativer Firmen im Bereich der

Erneuerbaren Energien in Deutschland gefuhrt hat und ein Scheitern der deutschen

Energiewende in Kauf nimmt, ist ein fatales Signal fir den Rest der Welt. Deshalb ist

eine zigig fortgefihrte und umfassende Energiewende notwendig.

Es ist ein Marktdesign flr den Strommarkt zu entwickeln, das Anreize flr die beteiligten

Marktakteure, Erzeuger wie Verbraucher schafft, sich so zu verhalten, dass insgesamt

die Nutzung Erneuerbarer Energien optimiert und die Kosten von deren Nutzung

minimiert werden.
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Entgegen der 6ffentlichen Wahrnehmung ist die in Deutschland bereits deklarierte
Energiewende im Stromsektor weit davon entfernt, auf gutem Wege zu sein. Aber noch
starker sind in den Bereichen Warme, Verkehr und allgemein hinsichtlich des
Energiesparens ausreichend wirksame MalRnahmen weiter nicht in Sicht. Selbst EU-
weite Vorgaben, wie z.B. die Energieeffizienzrichtlinie, wurden bisher national nur
zogerlich umgesetzt. Im Verkehrsbereich hat Deutschland bisher nahezu im Alleingang
wirksame CO,-Grenzwerte auf EU-Ebene verhindert. Ernsthafte Strategien zur
Verkehrsvermeidung und -verlagerung sind gar nicht erst vorhanden.

Deutschland hat 2014 einen ,Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz“ (NAPE)
beschlossen, um das Ziel 20% Energieeinsparung bis 2020 zu erreichen. Jedoch
tragen die bisher umgesetzten NAPE-MalRnahmen etwa erst ein Zehntel zur
erforderlichen Energieeinsparung bei. Im Vergleich zu anderen europaischen
Mitgliedsstaaten liegt Deutschland im Schlussfeld bei der Umsetzung der EU-
Energieeffizienzrichtlinie. Der Schwerpunkt des NAPE liegt vor allem auf Information
und Forderung, ein Ansatz der bereits in der Vergangenheit nicht funktioniert hat.

Die Umstellung der Energieversorgung auf Erneuerbare Energien verursacht in der
Ubergangsphase Investitionskosten. Mittel- und langfristig ist eine nachhaltige
Energieversorgung jedoch gunstiger als die heutige, da die Betriebskosten sehr gering
sind. Dies gilt mit hoher Wahrscheinlichkeit sogar dann, wenn externe Kosten nicht
beriicksichtigt werden. Der Ubergang zur nachhaltigen Energieversorgung ist so zu
gestalten, dass die Kosten gerecht verteilt, und die Chancen einer nachhaltigen
Energieversorgung, vor allem eine héhere Selbstbestimmung, Selbstversorgung und

regionale Kreislaufe, optimal genutzt werden.

5Q pc

oy

Das ODP Konzept:

1. Energiewende

e Die Energiewende bedeutet fiir die Marktbeteiligten eine Ubergangsphase mit
grol3en Unsicherheiten, in der insgesamt grof3e Investitionen notwendig sind.
Deshalb braucht die Energiewende verlassliche Rahmenbedingungen durch die
Politik. Um diese Verlasslichkeit zu gewahrleisten, ist eine robuste und zu Ende
gedachte Ausgestaltung des Marktdesign der Energiewende notwendig, so dass die
erforderlichen Investitionen sich lohnen und Risiken verringert werden,
insbesondere fiir kleinteilige und regionale Blrgerenergieprojekte.

o Deutschland braucht einen Plan fir einen baldigst-moéglichen sozial abgefederten
Ausstieg aus dem Braunkohleabbau und der Kohleverstromung. Die
Fordersubventionen fir den Braunkohletagebau missen zugig abgebaut werden.
Es dirfen keine neuen Zerstérungen von Siedlungen fir den Braunkohletagebau
vorgenommen werden.

2. Gestaltung des Strommarktes (Strommarktdesign)
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Die gegenwartige Gestaltung des Strommarktes (Strommarktdesign, sog. ,Energy-
only-Markt®) drangt alle Anbieter von gesicherter Versorgungskapazitat in die Rolle
von Spekulanten und raubt ihnen die Geschéaftsgrundlage und jegliche
Investitionssicherheit. Sie untergrabt mittelfristig die Realisierbarkeit eines auf
erneuerbaren Energien beruhenden Strommarkts. Im jetzigen Strommarktdesign
gibt es keine ausreichenden finanziellen Anreize, um rechtzeitig die Nachfrage nach
Versorgungssicherheit zu befriedigen. Ein Strommarktdesign hat die
Versorgungssicherheit auf méglichst marktwirtschaftlich effiziente Weise zu
entlohnen.

Damit sich Flexibilitat rechnet, missen Preisausschlage an der Strombdrse auch bei
den Verbrauchern ankommen. Dazu muss die Héhe der zu zahlenden EEG-Umlage
flexibilisiert werden.

. EEG-Umlage

Die nun eingeleitete Umstellung des EEG-Systems auf Ausschreibungen ist auf ihre
Effizienz hin zu hinterfragen und kleinen Marktakteuren sind reale Chancen der
Teilhabe einzurdumen. Die Verdrangung kleinerer Marktakteure ist zu verhindern,
indem die von der EU vorgesehenen Ausnahmen (De-Minimis-Regelung) grof3ztgig
angewendet werden. Die Nutzung erneuerbarer Energien in regionalen
Wirtschaftskreislaufen (Mieterstrom etc.) ist zu férdern.

Industrieausnahmen von der EEG-Umlage sind ausschlie3lich auf diejenigen
Branchen zu beschranken, deren internationale Wettbewerbsfahigkeit durch eine
erhohte Belastung nachweislich gefahrdet ist. Die Strompreiskompensationsliste
von 15 Branchen, die laut EU-Kommission im internationalen Wettbewerb stehen,
soll als Grundlage fur die Auswahl von Unternehmen dienen.

Es sind Instrumente zu prifen, welche die internationale Wettbewerbsfahigkeit von
energieintensiven Unternehmen garantieren, ohne Stromkosten zu reduzieren und
dabei Effizienzanreize zu verringern, z. B. der Grenzsteuerausgleich oder eine
Ruckerstattung von hdheren Energiekosten nach Produktionsleistung oder
Arbeitsplatzen, um die Industrie preisunabhangig zu entlasten.
Kompensationszahlungen dieser Art werden in den Beihilferichtlinien der EU
Kommission explizit begruft.

. Energiepreise

Okologische und wirtschaftliche Schaden, die der Allgemeinheit durch die
Erzeugung bzw. den Verbrauch von Energie entstehen (,Externalitaten®), missen
Uber Steuern-/Abgaben-/Entgeltsysteme in die Energiepreise eingepreist werden.
Die Erhebung der Netzentgelte ist zu reformieren und muss auf effiziente und sozial
ausgewogene Weise die tatsachliche Netzbelastung durch Verbraucher und
Erzeuger widerspiegeln.

Damit Klimaschutz die entscheidende Rolle bei den Warmekonzepten spielen kann,
mussen Energiepreise CO,-Steuern beinhalten.

5. Technologieforderung

Die Kraft-Warme-Kopplungstechnologie (KWK) ist zu férdern, sofern sie als
Bindeglied beim Ubergang zu einem vollsténdig erneuerbaren Energiesystem dient.
Dazu mussen folgende Kriterien erfullt sein: (1) Nutzung von gasférmigen
Brennstoffen, die zunehmend aus erneuerbaren Quellen stammen, oder flissigen
Brennstoffen, die vollstandig erneuerbar sind; (2) nachhaltige Gewinnung im Fall
biogener Brennstoffe; (3) vollstandige und sinnvolle Nutzung der erzeugten Warme,
im Fall stromgefuhrter KWK mit Hilfe hinreichend dimensionierter Warmespeicher;
(4) Nicht-Verfugbarkeit einer rein erneuerbaren und an Warmenetze gebundenen
Warmeversorgung. Unter Fordern werden hier alle Formen der bevorzugten
Behandlung verstanden, nicht nur finanzielle Zuwendungen.

Stromspeicher sind als eigene Kategorie im Energiewirtschaftsgesetz zu verankern
und von ungerechtfertigten Doppelabgaben flr Erzeuger und Verbraucher zu
entlasten.
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Energietechnologien, die kiinftigen Generationen mehr schaden, als sich dies in den
Kosten und Preisen widerspiegelt, sind zu verbieten. Dazu gehort insbesondere ein
Verbot des Neubaus von Olheizungen, wie es in Ddnemark bereits in Kraft ist.

Die Biomassenutzung darf nur unter Einhaltung aller Nachhaltigkeitsaspekte
ausgebaut werden, wozu unter anderem die Feinstaubimmissionen von
bestehenden und neuen Holzheizungen drastisch reduziert werden missen.

Die Foérderung von unkonventionellen Energieressourcen, die nur unter grof3en
Okologischen Schaden oder mit Risiken gewonnen werden kénnen - wie bei der
Fracking-Technologie - ist zu unterlassen.

Die fortschreitende Digitalisierung der Energiewende darf nicht zu einer Erhéhung
der Mobilfunk-Strahlenbelastung fuhren und ist weitestgehend auf kabelgebundene
Datentbertragung aufzubauen.

6. Energieeinsparung

Die Sanierungsrate im Gebaudebestand verharrt seit Jahren auf niedrigem Niveau
und muss dringend verdoppelt werden. Auch die urspringlichen Ausbauziele der
effizienten Kraft-Warme-Kopplung wurden mittlerweile wieder reduziert. Die
Bundesregierung hat nicht die Kraft, fur EnergieeffizienzmalRnahmen die nétigen
Marktanreize zu setzen und diese wenn nétig auch durch Mengenbeschrankungen
im Energieverbrauch zu ergénzen, statt von der jeweiligen Haushaltslage abhangige
und damit unberechenbare Forder- und Marktbedingungen zu schaffen.

Die Umsetzung des Gebaudeenergieausweises ist wirksam zu kontrollieren.
Verstolde sind zu sanktionieren.

Warmenetze und Warmekonzepte sind lokal und kommunal zu planen und
umzusetzen. Warmeplanung muss zu den Planungsaufgaben jeder Kommune
gehoren wie andere Planungsaufgaben (Siedlungsplanung, Verkehrsplanung, etc.)
auch.

7. Sozialvertraglichkeit

Sozialtransfers und Hilfsprogramme sind an steigende Energiepreise anzupassen,
ohne den Energieverbrauch durch preisbasierte Subventionierungen zu férdern.
Falls im Rahmen einer sozialen HilfemaRnahme Wohnungen mit Elektrogeraten
ausgestattet werden, ist aus einer der 2 besten am Markt verfliigbaren
Leistungsklassen die Auswahl zu treffen. Dabei ist auf Energieeffizienz und die
voraussichtlichen Gesamtbetriebskosten in der Lebensdauer des Gerates bei der
Auswahl vorrangig zu achten.

Gezielte Energiesparprogramme und Energieberatungen kénnen dazu beitragen,
trotz steigender Energiepreise den Anstieg der Energierechnung zu verringern.
Einerseits sollte fir einkommensschwache Birger eine existenziell notwendige
Grundausstattung mit Energie méglichst preiswert gehalten werden. Andererseits
sollte ein maglichst hoher Anreiz zur Einsparung von darUber hinausgehendem
Energieverbrauch gegeben sein. Um diese beiden Ziele zu erreichen, bietet es sich
an, einen geringen Satz eines Pro-Kopf-Energieverbrauchs von der Steuer zu
entlasten und dartber hinausgehenden Energieverbrauch mit
uberdurchschnittlichen Satzen zu belegen. Ein derartiges Abgabenmodell wird zum
Beispiel in Basel-Stadt bereits erfolgreich praktiziert (,Basler Lenkungsabgabe®).

I 3 Unverziiglicher, weltweiter Ausstieg aus der Kernenergie

Die Atomenergie ist die gefahrlichste und unwirtschaftlichste Energieform. Aus
Sicherheitsgriinden liegen Atomkraftwerke abseits von Ballungsrdumen. Die reichlich
anfallende Abwarme (etwa 70%) heizt Flisse und Atmosphare auf, statt zum Heizen
von Wohnungen oder zu anderem genutzt zu werden. Dadurch besitzt die
Stromversorgung mit Atomkraft mit gut 30% den niedrigsten Wirkungsgrad in der
Stromversorgung.
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Waren die Kraftwerksbetreiber verpflichtet, eine ausreichende
Betriebshaftpflichtversicherung zu unterhalten, und hatten sie niemals staatliche
Subventionen erhalten, so misste die Kilowattstunde Atomstrom den Stromkunden fast
0,40 € pro kWh kosten, wobei die Kosten fur Stilllegung, Ruckbau und Entsorgung noch
nicht berucksichtigt sind (Studie ,Was Strom wirklich kostet®, erstellt vom Forum
Okologisch-Soziale Marktwirtschaft e.V., Januar 2015). So aber wurden und werden
aus Steuermitteln Milliarden an die Monopolwirtschaft gezahlt und die Bevolkerung hat
Risiken zu tragen, die noch unsere Kinder und Kindeskinder bedrohen werden. Das in
Reaktoren anfallende Plutonium 239 hat beispielsweise eine Halbwertszeit von rund
25.000 Jahren, Plutonium 242 sogar 370.000 Jahre. Diese Kosten und Risiken diirfen
keinesfalls auf die Allgemeinheit abgewalzt werden.

Im atomaren Brennstoffzyklus werden standig radioaktive Substanzen erzeugt und
teilweise auch freigesetzt. Das beginnt bei der Uranerzférderung, die ganze
Landschaften zerstort, setzt sich bei der Aufbereitung fort, bei der Wiederaufarbeitung,
bei Atommulltransporten, wahrend der Zwischenlagerung und im so genannten
Endlager - einen Storfall oder gar einen Reaktorunfall Gberhaupt noch nicht
berlcksichtigt. Als Folge der radioaktiven Belastung nehmen Erbgutschaden, Krebs und
andere Strahlenkrankheiten bei allen Lebewesen zu.

‘j\/(/ Vi
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Das ODP-Konzept:

o Unverzuglicher, weltweiter Ausstieg aus der Atomenergie.

e Streichung der Subventionen, ohne die die AKWs nicht wirtschaftlich betrieben
werden kénnen. Weil kein Rechtsanspruch auf Subventionen besteht, muss kein
einziger Euro an Entschadigungen bezahlt werden. Die durch den Abbau der
Subventionen frei werdenden Gelder werden fur den klimafreundlichen Umbau der
Stromerzeugung aufgewendet.

e Sofortiger Ausstieg aus dem Euratomvertrag, wie im Manifest fur die Kindigung des
Euratomvertrags gefordert, um der Forderung nach einem europaweiten und
schlief3lich weltweiten Ausstieg aus der Kernenergie Nachdruck zu verleihen.

e Kindigung bzw. Auslaufen-Lassen der Bezugsvertrage fur Atomstrom aus anderen
Landern durch deutsche Stromkonzerne.

o Verbot der Wiederaufarbeitung abgebrannter Brennelemente aus deutschen
Atomkraftwerken in Frankreich und England.

e Ende des Exports von AKW-Anlagen, statt dessen

o weltweite Unterstitzung anderer Lander beim Ausstieg aus der Kernenergie und bei
der Umstellung auf erneuerbare Energien.

e Hochradioaktiver und hochgiftiger Atommull muss flr einen unfassbar langen
Zeitraum von rund 1 Million Jahren sicher von der Biosphare abgeschlossen
bleiben. Die ODP begriiRt den begonnenen Prozess der ergebnisoffenen
wissenschaftlichen Suche nach einem bestmdglichen Standort fur die Endlagerung
hochradioaktiven Atommdlls. Die Standortauswahl darf sich ausschlie3lich nach
wissenschaftlichen Kriterien richten. Die bisherige Praxis des ,uberall, nur nicht bei
mir‘ muss beendet werden. Grundlichkeit bei der Erforschung muss vor
Schnelligkeit bei der Einlagerung gehen. Ziel muss es sein, den bestmaoglich
geeigneten Standort auszuwahlen, um kommende Generationen vor der
ungeheuren Gefahr, die vom Atommdll ausgeht, zu schitzen.

Angesichts der Gefahren der Atomenergie fordern wir ein umgehendes Abschalten
aller Reaktoren in Deutschland. Aufgrund der Uberkapazitat an Kraftwerksleistung
ist dies problemlos mdglich.
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o Strikte Kontrolle der Atommiilltransporte auf Einhaltung der gesetzlich
vorgeschriebenen Grenzwerte.

e Baustopp fir die Pilot-Konditionierungsanlagen (PKA) in Gorleben.

¢ Die bisherigen sog. Standortzwischenlager, die keinerlei Schutzfunktion haben, sind
umgehend durch wenige sog. Hochsicherheits-Zwischenlager zu ersetzen. Diese
Hochsicherheits-Zwischenlager mussen hochsten Sicherheitsstandards gentgen
und zwingend auch gegen Terrorangriffe und Flugzeugabstilirze gesichert sein. Ein
Standort in AKW-Nahe ist nicht erforderlich, da die Zwischenlager noch in Betrieb
sein werden, wenn die Atomkraftwerke schon langst abgerissen sind. Insbesondere
vor dem Hintergrund, dass ein Endlager in den nachsten Jahrzehnten nicht zur
Verfligung steht, ist die derzeitige Lagerung in ungesicherten Hallen inakzeptabel
und madglichst schnell zu beenden.

e Umgehende Uberfiihrung der bisherigen Riickstellungen der
Kernkraftwerksbetreiber in einen Fonds und weitere Erhéhung durch laufende
Einzahlungen. Der Fond soll ausreichen, um die Finanzierung des gefahrlosen
Ruckbaus ohne zusatzliche Steuermittel zu realisieren.

Die Kernfusion ist eine anerkanntermafen teure Technologie, die ebenfalls radioaktive

Abfalle produziert. Die Energiewende brauchen wir jetzt, nicht in 50 oder 100 Jahren,

wenn frihestens mit Stromgewinnung aus Kernfusion zu rechnen ist. Energie aus.

Kernfusion ist deshalb keine sinnvolle Alternative.

14 Den Mobilfunk gesundheitsvertrdaglich gestalten —
Elektrosmog verringern

Eine Vielzahl von wissenschaftlichen Studien aus aller Welt belegen die erheblichen
Gesundheitsgefahren der heutigen Mobilfunktechnik fir Menschen und Tiere, z.B. EEG-
Veranderungen, Offnung der Blut-Hirn-Schranke, Schadigung der DNS, Erhéhung des
Cortisolspiegels usw. Insbesondere die gepulste elektromagnetische Strahlung von
Handys, Basisstationen, WLAN-Routern und Hot Spots stellt fiir die gesamte Biosphare
auf lange Sicht ein unkalkulierbares Risiko dar. Aus diesem Grund muss dringend dem
gesundheitlichen Vorsorgegedanken Vorrang vor jedem kommerziellen Interesse
eingeraumt werden.

Trotz aller gegenteiligen Versicherungen der Betreiber zeigen auch die neuen
Forschungsergebnisse deutlich die Notwendigkeit einer Verringerung der
Strahlenbelastung der Bevolkerung. Die in Deutschland geltenden Grenzwerte der 26.
Bundes-Immissionsschutz-Verordnung (26. BImSchV) sind dafir vollig unzureichend
und muassen gesenkt werden, von momentan 4.500.000-10.000.000 pW/m? auf 100
MW/m?2oder noch besser auf 10 yW/m? (bei 0,005 pW/m? ist eine optimale Funktion
eines D- oder E-Netz-Handys gewahrleistet).

A
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Das ODP-Konzept:

o Als erster Schritt ist der Grenzwert fir die Strahlenbelastung auf 100 yW/m? zu
senken. Die durch die Mobilfunktechnologien (D-Netz, E-Netz, UMTS, TETRA, LTE,
WLAN usw.) erzeugte Strahlenbelastung wird regelmalig flachendeckend
gemessen und zeitnah verdéffentlicht.

¢ Reine Wohngebiete und Aufenthaltsorte von Kindern und Jugendlichen (z.B.
Kindergarten und Schulen) und Krankenhdauser mussen in der Netzplanung der
Betreibergesellschaften durch einen strengeren Grenzwert von 10 pW/m?
Leistungsflussdichte geschitzt werden. Der Aufbau von Antennen-Basisstationen ist
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deshalb generell genehmigungspflichtig zu machen. Die Offentlichkeit wird in das
Genehmigungsverfahren einbezogen. An Gebauden muss auf eine moglichst
strahlungsarme Ubertragung durch Verwendung von Aufenantennen und
Repeatern im Gebaude geachtet werden.

e Die Forschung Uber die Folgen der zunehmenden Elektrosmog-Belastung ist auf
allen Gebieten voranzutreiben und muss unabhangig von Industrie und Politik
erfolgen.

o Gerate, die elektromagnetische Wellen abstrahlen, sind, vergleichbar der
Kennzeichnung des Energieverbrauchs, zu klassifizieren.

15 Verkehrswende

Ausmal} und Struktur des heutigen Verkehrs sind beispielhafte Symptome staatlicher
Misswirtschaft, Menschen- und Umweltverachtung. Verkehrssysteme werden hoch
subventioniert. Die héchste Kostendeckung wird ausgerechnet vom
umweltvertraglichsten und sichersten System, der Eisenbahn, verlangt.

Riesige volkswirtschaftliche Schaden durch Straldenverkehr und Flugverkehr werden

dagegen allgemein akzeptiert:

e Der StralRenverkehr wird hoch subventioniert, insbesondere durch Gewerbe, die
Steuererleichterung (Dieselkraftstoff und KFZ-Steuer) genief3en und
ausbeuterischen Arbeitsbedingungen (Werkvertrage) Vorschub leisten.

¢ Die Kostendeckung der Binnenschifffahrt liegt unter 10 %.

Der Bau neuer Wasserstralien ist wegen der damit verbundenen 6kologischen
Schéaden abzulehnen. Der Ausbau bestehender Wasserstral3en darf nur so
erfolgen, dass dauerhafte Schaden an Natur und Umwelt ausgeschlossen sind.
Vorrangig sind die Schiffe den Flissen und nicht die Flisse den Schiffen
anzupassen.

o Der besonders umweltbelastende Flugverkehr wird Gber die Befreiung von der
Mineraldlsteuer und weitere Subventionen bei der Betankung der Flugzeuge auf
den Flughafen und durch die Beteiligung der Kommunen, Lander und des Bundes
am Bau der Flugplatze geférdert.

Ungeniert wird weiteres Verkehrswachstum prognostiziert und herbeigeredet, obwohl

die Bevdlkerung in Europa seit Jahrzehnten nicht zugenommen hat.

Aufgabe der Verkehrspolitik ist es, nach einem ertraglichen Gleichgewicht zwischen den

berechtigten Bedurfnissen nach Mobilitat des Einzelnen und den daraus resultierenden

Beeintrachtigungen der Allgemeinheit zu suchen. Vor allem aber missen wir lernen,

Verkehr zu vermeiden, der letztlich niemandem dient: Bier und Butter gewinnen nicht an

Nahrwert, wenn wir sie Uber Hunderte von Kilometern zu den Verbrauchern

transportieren, und niemand gewinnt, wenn er auf immer langeren Wegen zum

Arbeitsplatz Nerven und Arbeitskraft einblft.

Gleichzeitig ist das Aufkommen an Freizeitverkehr kontinuierlich gestiegen. Die damit

verbundenen Staus, der Larm und die Unruhe ebenso wie die Hektik des

Freizeitverhaltens fihren bisher nicht zu einer signifikanten Verhaltensanderung.

Steuergeschenke flr Transportunternehmen gaukeln eine Wirtschaftlichkeit vor, die zu

Lasten der gesamten Umwelt und auf Kosten der Allgemeinheit hinsichtlich Gesundheit

und Finanzierung geht. Das Betreiben von Lohndumping wird dadurch ebenfalls

gefordert, weil es sich ,lohnt*, Produktions- bzw. Bearbeitungsschritte von Gitern am
jeweils gunstigsten Standort durchfihren zu lassen.

Der Preis, den wir alle fur die Verkehrslawine zahlen, ist hoch: jahrlich tausende

Unfalltote und hunderttausende Verletzte, Atemwegserkrankungen, Stress, Larm und

Feinstaubbelastung vor allem in Stadten und Ballungsraumen, Flachenverbrauch,

Treibhauseffekt, Waldsterben, zerstorte Landschaften, aussterbende Tier- und

Pflanzenarten.
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Das ODP-Konzept:

98 | Kiinftige MaBnahmen aufgrund der veranderten Bediirfnisse der Menschen nach
Mobilitat.
Die gerechte steuerliche Belastung fir den Verbrauch von Primarenergie und
Rohstoffen sowie fur die Verursachung von Umweltschaden verteuert Transport und
Verkehr und begunstigt Verkehrsvermeidung. Dies wird im Einzelnen:

99 | e die angewandte Forschung und Entwicklung von sparsameren,
umweltvertraglicheren Fahrzeugen und Verkehrssystemen férdern,

100 e Guterverkehr von der StraRe auf die Schiene oder Wasserwege verlagern, die mit
einem geringeren Energieverbrauch verbunden sind,

107 e im Personennahverkehr die Benutzung &ffentlicher Verkehrsmittel, des Fahrrads
oder der eigenen FulRe beglnstigen.

102 | Weitere notwendige Malinahmen fiir eine gelingende Verkehrswende:

e Elektromobilitat in jeder Form, einschlieRlich des OPNV und der Fortbewegung auf
zwei Radern, ist intensiv zu fordern. Dazu gehéren die Férderung von Forschung
und Nutzung von Elektrofahrzeugen, auch im kommunalen Bereich und auch im
Bereich des Car-Sharing. Ladestationen mussen in gentgender Dichte verflgbar
sein. Das Radwege-Netz ist auszubauen und an den Kontaktstellen mit dem OPNV
sind ausreichend Stellflachen einzurichten.

1022 ' o  Die Mehrwertsteuer fiir Bahn- und Busfahrkarten wird, moglichst EU-weit,
abgeschafft.

105 e  Benzin und Diesel sind in gleichem Mafe zu besteuern. Die KFZ-Steuer ist weiter
als Steuerungsmaoglichkeit bei Einfihrung neuer, umweltschonender Technologien
zu nutzen (temporéar, wie bisher).

104 e Der Anbau von Pflanzen zur Treibstoffgewinnung darf die fur die Weltbevolkerung
erforderliche Nahrungsmittelproduktion nicht gefahrden oder verteuern, darf auch
nicht zu Abholzungen von (Regen-)Waldern fihren, was derzeit aber passiert.
Deshalb ist ein Importverbot von Pflanzentreibstoffen und ein Verbot der
Beimischung von pflanzlichen Treibstoffen erforderlich. Beim jetzigen EU-Recht
werden Millionen Tonnen Agrosprit dem Super- und Dieselkraftstoff fur den
Strallenverkehr beigemischt und verschlingen durch den Anbau der
Agrospritpflanzen riesige Landflachen auf Kosten der Regenwalder in tropischen
Landern. Die gute Nahrungsmittelversorgung in den Anbaulandern hat Vorrang
gegeniber der Nutzung von Autos in den Industrielandern.

105 o  Die Abschreibung von Betriebsfahrzeugen ist auf die Kosten von
Referenzfahrzeugen zu beschranken, die zur Erflllung des jeweiligen
Betriebszwecks erforderlich sind. Die Besteuerung des geldwerten Vorteils fir die
Privatnutzung von Firmenfahrzeugen ist von 1% auf 2% des Neuwagenpreises pro
Monat zu erhéhen.

106 e Kerosin fur den Flugverkehr ist im selben Umfang zu besteuern wie Benzin oder
Diesel. Gleichzeitig sind alle Subventionen fir Flugverkehr und Flughafen zu
streichen.

107 e Kein weiterer Aus-, Um- und Neubau von GroRflughafen. Aufgrund der Auswiichse
beim Bau von Regionalflughafen sollte die Zustandigkeit dafur dem Bund
Ubertragen werden.

108 ' Eine vollige Neuorientierung brauchen wir im Bereich des Schienenverkehrs. Das

Schienennetz ist - vergleichbar mit der Verwaltung der Bundes-, Landes- und

Staatsstralden - in staatliche Verwaltung zurtickzuflihren, zumindest aber in einer von
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der DB AG unabhangigen AG zu organisieren, die im Eigentum des Bundes verbleiben

muss. Nur so lassen sich Benachteiligungen der Wettbewerber der DB AG vermeiden

und die Investitionen in das Schienennetz verbleiben in der Verantwortung der
offentlichen Hand.

Zum Schienennetz gehdrt auch die Verantwortung fur Bahnhofe und Haltestellen und

fUr deren barrierefreien Ausbau. Eine Riickkehr zu einer ,Bahnhofskultur® mit Ladden,

Imbiss, Restaurants und Kleinkunstbihne wirde die Attraktivitat der Bahn ebenfalls

starken. Der Wettbewerb zum Bahnhof des Jahres (2014: Hlnfeld) ist bereits eine

hilfreiche MalRnahme.

Der Neubau von Hochgeschwindigkeitsstrecken bindet finanzielle Mittel und verbraucht

Landschaft; er sollte nur noch in Ausnahmefallen erfolgen. Hohere Geschwindigkeiten

und héheren Komfort erreichen wir auch mit verhaltnismafig geringen Investitionen

e durch die Beschleunigung vorhandener Strecken und geeignete Zuge (z.B.
mangelfreie Gleisanlagen),

e durch besser koordinierte Fahrplane,

e durch Stadteverbindungen auf den kirzesten Wegen.

Vom Verkehr ausgehende Gefahren und Belastigungen sowie die Beseitigung der

Folgen einer jahrzehntelang gegen das Gemeinwohl gerichteten Verkehrspolitik

erfordern auch hoheitliche Malknahmen:

¢ Abschaffung von ,Beschleunigungs- und MaRnahmegesetzen®, die
Umweltvertraglichkeitsprifungen und Blirgerbeteiligung aushebeln.

e Verscharfung der Lkw-Kontrollen , insbesondere im Hinblick auf Ruhe- und
Lenkzeiten der Fahrer, Ladung und Geschwindigkeitstiberschreitungen.

e Ausschlieldlich 6kologisch vertraglicher Ausbau der Schifffahrtswege als Konkurrenz
zum Lkw.

e Rechtsanspruch auf angemessene OPNV-Anbindung.

o Erhéhung der Mittel fir Projekte zur Verbesserung des Nutzungsgrades nach dem
Gemeindeverkehrs-Finanzierungsgesetz (GVFG).

e Tempolimits auf allen StralRen (120 km/h auf den Autobahnen, 80 aul3erorts, 40
innerdrtlich mit Ausnahme einiger Hauptstralen mit Tempo 50-60).

e Anpassung der Gebote und Verbote in der Stralenverkehrsordnung an die
speziellen Bedurfnisse von Radfahrern, Fulgangern, Omnibussen und
Eisenbahnen, z.B. Vorschrift von Vorrangschaltungen fir diese Verkehrsmittel an
Ampeln.

o Verbot des Ferntransports von Gefahrgitern und Vieh auf der Stral3e.

o Effektive Kontrolle der Tempo- und Larmgrenzwerte.

e Trotz des schon laufenden GroRversuchs bis 2017: Keine Zulassung von
Gigatrucks (Lkw bis 60 t) - aus Griinden der Verkehrssicherheit und der Belastung
der Infrastruktur.

e Verscharfung der Fahrverbote bei drohender oder bestehender Ozon-, Feinstaub-
und Smogbelastung.

o generelle Nachtstart- und Landeverbote fir Flugzeuge zwischen 22 und 6 Uhr .

e Larmschutz auch dann, wenn keine sonstigen baulichen Veranderungen
vorgenommen werden.

e Vorrang der Verkehrsvermeidung bei der Landesentwicklungsplanung, der
Regionalplanung und dem Stadtebau.

o Stopp des Neubaus weiterer Bundesstral3en, Uberdimensionierter Ortsumfahrungen
und Bundesautobahnen, wie im neuen Bundesverkehrswegeplan angedacht, und
Verwendung der Gelder fur die Instandhaltung der bestehenden Infrastruktur und
den Ausbau alternativer Verkehrswege, insbesondere im Bereich Schienenverkehr.

e Behandlung der Fu3- und Radwege als eigenstandiges Verkehrsnetz.

I 6 Siedlungsstrukturen menschen- und umweltgerecht
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gestalten

Durch die Automobilisierung verlor die raumliche Nahe an Bedeutung. Die
Entfernungen zwischen Wohnung, Arbeitsplatz, Versorgungs- und Freizeiteinrichtungen
konnten immer grof3er werden, weil sie sich bequem und schnell mit dem Auto
zurticklegen lassen. Gleichzeitig konzentriert sich die wirtschaftliche Entwicklung auf
wenige Ballungsraume und hinterlasst entleerte Randregionen. Der landliche Raum im
Umfeld von Wirtschaftszentren wurde hingegen zunehmend zersiedelt, weil die
individuellen Vorteile fur Hausbesitzer, Unternehmen, Einkaufs- und Freizeitzentren
groler sind als die individuellen Nachteile: Die Grundstiicke und Immobilien sind billiger
als im Stadtgebiet und kénnen entsprechend grof3zlgiger ausfallen; die hdheren
Fahrkosten sind aufgrund des geringen Benzinpreises und der Pendlerpauschale
akzeptabel.

Das ist jedoch aus 6kologischer und sozialer Sicht eine Fehlentwicklung, denn der
Flachenverbrauch ist mit bundesweit Gber 70 ha/Tag weiterhin dramatisch hoch und der
Verkehr ist heute flr rund 30 Prozent des Energieverbrauchs und CO2-AusstolRes
verantwortlich. Statt den zunehmenden Autoverkehr durch neue und immer breitere
Stralden zu bewaltigen, sollten seine Ursachen minimiert werden. Das lasst sich durch
die Forderung von dezentralen Wirtschaftsstrukturen, mit sinnvollen Bebauungsdichten
und einer intelligenten Begrenzung des Neu-Flachen-Verbrauchs erreichen. Den
Verbrauch von fruchtbaren Béden und 6kologisch wertvollen Flachen wollen wir in
unserem bereits dicht besiedelten Land mittelfristig auf Null senken.
Nahversorgungszentren fir die taglichen Bedirfnisse mussen fullaufig erreichbar sein.
Sonstige Versorgungseinrichtungen, Arbeitsplatze, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen
mussen sich mit dem OPNV erreichen lassen — zeitlich und preislich konkurrenzfahig zu
Fahrten mit dem Auto. Die Stadt- und Regionalplanung muss eng mit der OPNV-
Planung verknipft sein.

1 6.1 Politische und administrative MaBRnahmen

Im Bereich der Siedlungstatigkeit und des Stadtebaus reichen rein marktwirtschaftliche
MalRnahmen zur Verbesserung der Situation nicht aus. Vielmehr spielen bei allen Bau-
und Siedlungsvorhaben auch politische Ziele, Vorgaben in Raumordnungs- und
Entwicklungsplanen sowie Genehmigungsverfahren eine wichtige Rolle.

A

5Q pc

oy

Das ODP-Konzept:

e Die EinfUhrung von bundesweit handelbaren Flachenzertifikaten (ahnlich der Idee
eines Emissionsrechtehandels) soll den Riickbau ungenutzter Siedlungs- und
Verkehrsflachen férdern und einen finanziellen Ausgleich fir momentan stark von
Absiedlung betroffene Kommunen schaffen. Die Uberplanung von landwirtschaftlich
genutzten Flachen fur zusatzliche Baugebiete und Verkehrsprojekte wird durch die
Kosten fur die Flachenzertifikate gebremst.

¢ Notwendiger Wohnraum wird durch SchlieRen von Baulticken, Nutzung von
ehemaligen militérischen Liegenschaften, Sanierung von leer stehendem
Wohnraum, Altbausanierung und Dachgeschossausbauten gewonnen.

¢ Die Sanierung von Altlastenflachen ist verstarkt zu fordern. Der Bund hat auf seinen
Liegenschaften mit gutem Beispiel voranzugehen.

¢ Die Verpflichtungen zu AusgleichsmaRnahmen muissen streng kontrolliert werden.
Die Ausgleichsflachen mussen in raumlichem Zusammenhang zu den Bauvorhaben
stehen.
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o Mittelfristig wollen wir Wohn-, Arbeits- und Erholungsrdume im Rahmen von
Entwicklungsplanen zum 6kologischen Stadteumbau enger miteinander verzahnen,
sodass Verkehr, Energieverbrauch und Umweltverschmutzung vermieden werden.
Davon werden nicht zuletzt Kinder sowie altere und behinderte Menschen
profitieren, deren Bedurfnisse wir verstarkt beriicksichtigen wollen.

¢ Bevor Neubaugebiete ausgewiesen werden, sind bestehende Siedlungsgebiete zu
sanieren und nachzuverdichten. Dabei sind MaRnahmen zur energetischen
Modernisierung durchzufuhren, die es ermoglichen, den kinftigen
Heizenergiebedarf komplett mit regenerativen Energien wie Sonnenenergie und
Erdwarme zu decken.

¢ Die Ausweisung neuer Baugebiete in den Raumordnungs- und Bauleitplanen wollen
wir beschranken, um weitere Zersiedelung der Landschaft zu verhindern.

¢ Kommunale und staatliche Neubauten sowie stadteplanerische Sanierungsgebiete
wollen wir von Anfang an als Okosiedlungen mit Niedrigenergiehausern unter
Verwendung gesunder Bau- und Dammstoffe konzipieren und planen. Wo mdglich
und sinnvoll sollen zudem die Energieerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen
und die Regenwassernutzung integriert werden.

o Kompakte Gebaudegruppen sollen nahe liegende, zusammenhangende
Grlinzonen, Begegnungsorte, Spielflachen fir Kinder, Gaststatten und Laden flr
den taglichen Bedarf statt vieler kleiner Grinflachen bekommen.

o Das Baugesetzbuch (BauGB) wollen wir so gestalten, dass die Kommunen
verpflichtet werden, Vorrangflachen fir Windenergie, dezentrale Energieversorgung
mit Warme-Kraft-Kopplung und Regenwassernutzung auszuweisen.

o Wir fordern und férdern Intensive Aufklarung Uber gesunde Baustoffe und
~Wohngifte“.

o Der Bau und die Modernisierung von Wohnungen brauchen die staatliche
Forderung. Zu fordern ist auch der Erwerb von Wohnungseigentum durch Familien.
Die Férderung muss aber an die Erflllung hoher 6kologischer und sozialer
Standards geknipft sein. Das Bauen mit Baumaterialien aus nachwachsenden und
CO2-bindenden Rohstoffen ist dabei besonders zu fordern, da

1. es im Vergleich zum Bauen mit Stahl, Beton und Ziegeln mit sehr wenig
Energieaufwand verknUpft ist,

2. nachwachsende und CO2-bindende Rohstoffe regional erzeugt werden
kénnen und damit die regionalen Wirtschaftsstrukturen starken,

3. in nachwachsenden Rohstoffen grole Mengen CO2 gespeichert sind, die
ansonsten kurz- und mittelfristig wieder freigesetzt wirden.

o Eine fuBBlaufige Erreichbarkeit von mdglichst vielen Einrichtungen wie Kindergarten,
Schulen, Laden, Sportstatten und Erholungsflachen ist anzustreben. Die nicht
fuBlaufig erreichbaren Einrichtungen sind so anzusiedeln, dass sie sich bequem mit
dem OPNV erreichen lassen. Dafiir miissen die Siedlungsentwicklung und die
OPNV-Planung eng aufeinander abgestimmt sein.

o Gewerbegebiete, Einkaufszentren und landwirtschaftliche Neubauten mitten in der
grunen Landschaft lehnen wir ab. Die Belange des gewachsenen Einzelhandels und
die wohnortnahe Versorgung haben Vorrang.

1 6.2 Forderung des Denkmalschutzes

Bei den vielfaltigen Veranderungen in Stadt und Land wollen wir den Belangen des
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege Rechnung tragen. Die Aufgabe des
Bewahrens gilt nicht nur der Umwelt und Natur, sondern auch den Bau- und
Bodendenkmalern als den Zeugnissen unserer Geschichte und Kultur. Die chronische
personelle und finanzielle Unterversorgung fuhrt sehr oft zur ungentigenden Erfassung
und Sicherung von Denkmalern im Zusammenhang mit Um- und Neubauten. Die
BaumalRnahmen werden dadurch vermeidbar verzégert und verteuert oder aber die
Denkmaler unwiederbringlich zerstort.
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Das ODP-Konzept:

¢ Im Rahmen der Bauleitplanung wollen wir verstarkt die Belange des
Denkmalschutzes beachtet sehen.

e Der Unterversorgung der Denkmalschutzbehérden ist seitens des Bundes durch
neue Forderprogramme zu begegnen.

| 7 Landwirtschaft fiir Mensch und Natur

Die Ernahrung der Menschen und die Art und Weise, wie wir zuklinftig Landwirtschaft
betreiben werden, ist weltweit ein zentrales Thema auf der politischen Agenda. Im
September 2015 haben die Vereinten Nationen im Rahmen der Agenda 2030 fur
nachhaltige Entwicklung die Ziele fir eine nachhaltige Entwicklung der Erde
(Sustainable Development Goals — SDGs) bis 2030 beschlossen, die gleichermalen flr
alle Lander gelten. Die Bekdmpfung der Armut und des Hungers sind die beiden ersten
der insgesamt 17 SDGs:
1. Weltweite Beendigung der Armut in allen ihren Formen.
2. Beendigung von Hunger, Erreichung von Ernahrungssicherheit und verbesserter
Ernahrung und Férderung nachhaltiger Landwirtschaft.
Deutschland gehort zu den Mitunterzeichnern. Die ODP fordert eine koharente, d.h. in
allen Politikbereichen auf diese Ziele ausgerichtete, widerspruchsfreie Politik. Bei der
Landwirtschaftspolitik sind daher grundsatzliche Anderungen erforderlich.
Die Landwirtschaft hat — zusammen mit dem Gartenbau und der Forstwirtschaft - eine
Sonderrolle in unserem Wirtschaftssystem, da sie unmittelbar an und mit den
Lebensgrundlagen Boden, Wasser und Luft arbeitet. Dieser Teil unseres
Wirtschaftssystems ist daher als einziger in der Lage, diese Lebensgrundlagen bei
entsprechender Sorgfalt zu verbessern. Alle anderen Beteiligten des
Wirtschaftssystems sind darauf angewiesen, diese Lebensgrundlagen mehr oder
weniger stark in Anspruch nehmen zu kénnen.
Erforderlich ist eine verantwortungsvolle Wirtschaftsweise, die unsere
Lebensgrundlagen erhalt bzw. dort regeneriert und verbessert, wo durch eine falsche
Bewirtschaftung Schaden entstanden sind. Daher ist die Agrarpolitik verstarkt daran
auszurichten, dass die Landwirte die Aufgabe der Erhaltung und Verbesserung unserer
Lebensgrundlagen erfiillen und dabei wirtschaftlich Gberleben kénnen.
Die bisherige Landwirtschaftspolitik und die Logik des EU-Subventionssystems haben
zu Uberschissen und Preisverfall bei landwirtschaftlichen Produkten sowie einem
fortschreitenden Hofesterben gefiihrt. Die Landwirtschaftsbetriebe in Europa werden
immer mehr in eine Abhangigkeit von Saatgut-, Futter- und Dingemittelkonzernen
getrieben. Es wird immer deutlicher, dass der eingeschlagene Weg ein Irrweg ist, der
schleunigst verlassen werden muss.
Bei dem so ausgeldsten Konkurrenzkampf bleiben vor allem kleinere traditionell
wirtschaftende bauerliche Familienbetriebe auf der Strecke. Sie sind Opfer einer
Landwirtschaftspolitik, die auf ,Wachsen oder Weichen* ausgerichtet ist, weil die
heutige Agrarordnung grof3e, intensiv wirtschaftende und hochspezialisierte, weiter
expandierende Betriebe begunstigt, ja geradezu fordert. Dadurch halt das Hofesterben
seit Jahrzehnten ungebremst an.
Die Grolde der Betriebe allein ist jedoch kein Malstab fiir die 6kologische Ausrichtung.
Beispielsweise haben einige ostdeutsche GroRbetriebe vollstandig oder teilweise auf
Okologischen Anbau umgestellt.
Die Abhangigkeit der Landwirtschaft von der chemischen Industrie, von Banken, von Ol-
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und Futtermitteleinfuhren steigt stetig. Der gesamte Bereich Landwirtschaft,
Lebensmittelproduktion und Vermarktung wird zunehmend zum Geschaft von wenigen
global wirtschaftenden Grof3konzernen, wobei die Einfuhrung gentechnisch veranderter
Nutzpflanzen und -tiere diese Entwicklung weiter vorantreibt.

Der Boden ist die Grundlage fur die Landwirtschaft und damit fur die Ernahrung der
Menschen — weltweit.

Er ist inzwischen in vielfacher Weise durch Eintrage aus der Landwirtschaft (z.B.
Pestizide, Gulle, Kunstdlinger), Auswaschungen aus der Atmosphare (z.B. saurer
Regen) und giftigen Klarschlamm belastet. Die Bodenfruchtbarkeit ist durch einseitige
Bewirtschaftungsweisen gefahrdet, die den Boden auslaugen, sodass das Bodenleben
verarmt.

Die Landwirtschaft kann einen entscheidenden Beitrag leisten, um den Klimawandel zu
bremsen. Dazu muss die Landwirtschaft hin zu regenerativen Systemen umgebaut
werden (,Regenerative Landwirtschaft). Nur wenn es gelingt, schadliche
Treibhausgase aus der Atmosphéare zu entfernen und in der Humusschicht der Béden
zu speichern, kénnen die angestrebten Klimaziele erreicht und lebenswichtige
Ressourcen erhalten bleiben.

Die Instrumente der Politik miissen gezielt regenerative Bewirtschaftungsmethoden
unterstitzen. Das betrifft vor allem Forschung und Ausbildung aber auch den Einsatz
von Agrarfordermitteln.

Falsche Bewirtschaftung wie z.B. Uberdiingung und massenhafter Einsatz von
Pestiziden gefahrden die natlrliche Fruchtbarkeit der Bdden, erodieren den
Mutterboden und wirken sich vor allem Uber die Belastung mit Nitrat verheerend auf
Grund- und Oberflachenwasser aus.

Jahrlich Zehntausende von Tonnen ausgebrachte ,Pflanzenschutzmittel” toten
Mikroorganismen in der Ackerkrume und reichern Giftstoffe in den Nahrungsketten, im
Grundwasser und in der Atmosphare an. Rickstande von Pestiziden und
Medikamenten finden sich im Trinkwasser und in Lebensmitteln wieder.

Entwasserung von Feuchtgebieten, Begradigung von Bachldufen und Rodung von
Hecken zerstéren natlrliche Lebensgemeinschaften und Landschaften. Die Tier- und
Pflanzenwelt verarmt.

Das bestehende Agrarsystem mit seiner Ausrichtung auf den Weltmarkt ist ein
o6konomisches und Okologisches Desaster. Es 6ffnet der Lebensmittelspekulation Tur
und Tor.

Langfristiges Ziel der ODP ist eine nachhaltige Landwirtschaft. die weit (iber die
heutigen Vorgaben einer ,ordnungsgemalfen Landwirtschaft® hinausgeht. Sie erfordert
eine ressourcenschonendere Bewirtschaftungsweise, die nicht ausschliel3lich auf eine
vermeintlich ,effiziente® Nutzung von Boden und Tieren gerichtet ist. Der 6kologische
Landbau ist die nachhaltigste Form bauerlicher Landwirtschaft, da diese
Bewirtschaftungsweise mit der Natur und nicht gegen sie arbeitet. Diese bewahrte
Anbaumethode ist daher besonders férderungswurdig.

Sie ist im Sinne einer ,agrardkologischen Intensivierung“ weiter zu entwickeln.
Entsprechende agrartkologische Konzepte griinden dabei auf traditionellem und
lokalem Wissen und seinen Kulturen und verbinden es mit Erkenntnissen und
Methoden moderner Wissenschaft. lhre Starke liegt in der Verbindung von Okologie,
Biologie und Agrarwissenschaften, aber auch von Erndhrungskunde, Medizin und
Sozialwissenschaften. Agrarékologie setzt auf die Einbeziehung des Wissens aller
Beteiligten.

Zu einer 6kologischen Landwirtschaft gehdren eine nachhaltige Bodenbearbeitung,
malvolle organische Dingung, Verzicht auf Kunstdiinger und synthetische Biozide
sowie zahlreiche weitere MaRnahmen wie Auswahl der Pflanzenarten und -sorten (nach
Standort), Untersaaten, Zwischenfriichte und angepasste Fruchtfolgen. Wesentliches
Merkmal einer 6kologischen Landwirtschaft sind die geschlossenen
Produktionskreislaufe, die bewirken, dass kein Abfall entsteht, sondern alles, was im
Betrieb erzeugt wird, auch wieder im Betrieb verwertet wird.
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186 | Lebensmittel sollen dezentral erzeugt wie auch vermarktet werden, damit feste
regionale Wirtschaftskreislaufe entstehen kénnen und die Abhangigkeit von
Grolikonzernen abnimmt. Das Hofesterben muss auch deshalb gestoppt werden, well
kleine und mittlere bauerliche Familienbetriebe am ehesten in der Lage sind,
Okologische und regionale Gesichtspunkte zu bericksichtigen.

187 | Der Staat hat die Aufgabe, die 6kologische Ausrichtung von Landwirtschaftsschulen
sowie der agrarwissenschaftlichen Fakultaten der Fachhochschulen und Universitaten
und die Beratung zur ékologischen Lebensmittelproduktion zu férdern und zu
unterstitzen.

188 | Wir achten die Landwirte nicht nur als Lebensmittelproduzenten, sondern auch und vor
allem als Kulturtrager und Landschaftspfleger. Dartberhinaus erkennen wir die Rolle
der Landwirte als Energieproduzenten an, solange dies Okosysteme nicht auf
unnachhaltige Weise beeintrachtigt und dies weltweite Nahrungsmittelknappheiten und
die wirtschaftliche Situation der Landwirtschaft in anderen Landern weder direkt noch
indirekt verschlimmert.

189
‘j\/(/ Vi
5Q P
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190

Das ODP-Konzept:
193 e Auf- und Ausbau von Lehrstihlen fir den 6kologischen Landbau.
194 o Ausreichende Bereitstellung von staatlichen Mitteln
- zur weiteren Erforschungen der Klimarelevanz der Landwirtschaft (z.B.
Lachgasemission bei Stickstoffdlingung, Bindung von Kohlenstoff durch
Humusanreicherung im Boden)

- zur Erforschung der Phosphatproblematik (Endlichkeit der Phosphatlagerstatten,
Uberdiingung der Meere, Phosphatmangel bei langjahrigem dkologischen
Anbau)

195 o Handelsklassen haben nur einen geringen Informationsgehalt fir den Verbraucher.
Sie diskriminieren zudem den naturgemaflen Landbau. Sie missen durch
6kologische Qualitatssiegel erganzt oder ersetzt werden.

e Bei Lebensmitteln sind klar ablesbare Herkunftsangaben sowohl zur Erzeuger- als
auch zur Verarbeiterregion, sowie zur Anbau- bzw. Haltungsmethode erforderlich.
Ebenso missen Nahrwert und Inhaltsstoffe klar ablesbar sein.

196 e Einflihrung einer Steuer auf Pflanzenschutzmittel mit dem Ziel, deren
Einsatzmengen zu minimieren. Einbeziehung dieser Steuer in die Steuerreform fur
Arbeit und Umwelt.

e Verbot von Pflanzenschutzmitteln, die als Wirkstoff oder Metabolit im menschlichen
Organismus oder im Grundwasser wiederholt nachweisbar waren (z.B. Glyphosat).

o Verbot von sog. ,Beizmitteln®, die Zuchtbienen, Wildbienen und andere
(bestaubende) Insekten gefahrden.

1962 ' o  Reform der intensiven Landwirtschaft zum Abbau der Bodenvergiftung, der
Bodenverdichtung, der Bodenerosion und Uberdiingung. Ziel ist der Aufbau von
gesundem, nahrendem, lebendigem Boden.

196b o  RegelmaRige Uberwachung des Bodens und des Grundwassers auf Gifte und

Radioaktivitat, insbesondere in der Nahe von Mulldeponien und potentiellen

Altlasten. Mulldeponien sind so abzusichern, dass es nicht zu einer

Umweltgefahrdung durch Sickerwasser kommen kann.
197

1 7.1 Tragfahiges Modell zur Forderung der Landwirtschaft — ein
Existenzsicherungsprogramm
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Grundsatzlich begriiRt die ODP die Produktionsrichtlinien der dkologischen
Anbauverbande. Wir wollen jedoch auch bisher konventionell wirtschaftenden
Bauerinnen und Bauern den schrittweisen Einstieg in eine ressourcenschonende,
umweltvertragliche Bewirtschaftung ermoglichen. Dazu sind Teilumstellungen, wie z.B.
die Grunlandbewirtschaftung ohne Kunstdinger, der Getreideanbau ohne synthetische
Pflanzenschutzmittel oder die Milchviehhaltung mit Weidegang, zu fordern.

Die Landwirtschaft, als Inbegriff einer 6kologischen Kreislaufwirtschaft, funktioniert nicht
nach den Gesetzen industrieller Produktion. In der Landwirtschaft haben wir es mit
Lebewesen zu tun, die naturlichen Gesetzmaligkeiten und Grenzen unterliegen. Die
Natur lehrt uns, dass es kein unendliches Wachstum gibt. Die jetzige Agrarpolitik
orientiert sich aber nicht an den Leitlinien einer umweltvertraglichen bauerlichen
Landwirtschaft, sondern an den Forderungen einer ausschliel3lich auf quantitatives
Wachstum fixierten Wirtschaftspolitik.

Bisher profitieren von den staatlichen Beihilfen vor allem grof3e Betriebe.

Dem setzen wir ein Forderungssystem mit Flachenpramien entgegen, die zwar
ebenfalls von den erzeugten Nahrungsmitteln unabhangig sind. In unserem Modell sind
die Forderungspramien jedoch abhangig von der Grolie der Betriebe, der Zahl der dort
beschéftigten Arbeitskrafte und der Art der Tierhaltung. Die geringere Férderung fir
gréliere Flachen und die Hochstgrenzen der Férderung begtinstigen kleine und mittlere
bauerliche Familienbetriebe.

Das ODP-Konzept:

Im Sinne einer nachhaltigen Landwirtschaft sind folgende Forderungen umzusetzen:

¢ Begrenzung des Viehbesatzes auf 2,0 GroRvieheinheiten pro Hektar. Dadurch wird
auch die Nitratbelastung der Boden und des Trinkwassers reduziert.

o Es muss verstarkt auf vielfaltigen Fruchtwechsel und extensiven Landbau
hingearbeitet werden. AulRerdem ist auf eine ausgeglichene Mischung von
Viehzucht und Ackerbau zu achten. In Regionen, in denen die (Intensiv-)Tierhaltung
aktuell dominiert, ist gezielt auf eine ausgeglichene Mischung hinzuarbeiten.

o Verzicht auf gentechnische Methoden und genmanipulierte Futtermittel. Kein
Einsatz genmanipulierter Nutztiere, Pflanzen oder Organismen. Vollstandiges
Verbot der Hormonbehandlung bei Nutztieren .

o Wirksame Durchsetzung des bestehenden Verbotes, dass Antibiotika im Futter nicht
als Leistungsforderer in der Tiermast eingesetzt werden dirfen.

¢ Die Hoéhe der Flachenpramie ist nach 6kologischen und sozial-gesellschaftlichen
Wertkriterien zu ermitteln. Beim Anbau von (nicht gentechnisch veranderten)
EiweilRpflanzen ist eine spezielle Forderung anzubieten.

e FUr standortbedingt benachteiligte Betriebe (z.B. hoher Anteil schwer zu
bewirtschaftender Hanglagen mit entsprechenden Erosionsschutzauflagen) sind
separate Ausgleichszahlungen der EU erforderlich. Das bestehende
Vergleichszahlensystem ist zu Uberarbeiten.

|1 7.2 Naturnahe Landwirtschaft durch Steuerreform fiir Arbeit
und Umwelt — Landwirte als Energie- und Rohstoffproduzenten
Die von der ODP vorgeschlagene Steuerreform fiir Arbeit und Umwelt hat positive
Auswirkungen fur eine naturnahe und 6kologische Landwirtschaft. Hohere

Energiepreise verteuern den Einkauf chemischer Dinge-, Schadlingsbekdmpfungs- und
Unkrautvernichtungsmittel sowie die energieaufwandige intensive Landwirtschaft.
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Kleinere landwirtschaftliche Betriebe und dezentrale Vermarktungsstrukturen werden
wieder rentabler, weil menschliche Arbeit durch Senkung der Lohnnebenkosten billiger
wird.

Die ODP setzt sich fir eine naturvertragliche Biomassenutzung im Rahmen einer
nachhaltigen Landwirtschaft ein. Insbesondere die Biogaserzeugung mit gezielt dafr
angebautem Mais hat jedoch auch negative Auswirkungen auf Landschaftsbild und
Biodiversitat.

Im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und in der ,Guten Fachlichen Praxis® der
Landwirtschaft missen verbindliche Fruchtfolgeabstande vorgegeben werden, so dass
Mais héchstens alle drei Jahre auf derselben Flache angebaut und so der ,Vermaisung®
der Landschaft Einhalt geboten wird.

Der Bonus beim Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen (Nawaro-Bonus) muss
abgesenkt werden und soll nur bei einer Fruchtfolge von mindestens vier verschiedenen
Feldfriichten gewahrt werden, um die Verwertung von Reststoffen zu erhéhen.
Gleichzeitig muss Biogas-Grof3projekten, die auf Anbaubiomasse statt auf Reststoffen
basieren, ein Riegel vorgeschoben werden.

Die Nutzung von Reststoffen muss starker tber das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) belohnt werden. Dies gilt auch fir den Einsatz von Giille aus bauerlichen
Betrieben. Glille aus Massentierhaltungsanlagen muss von der Férderung
ausgeschlossen sein.

Blockheizkraftwerke fir Biomasse und Biogas auf der Basis von nachwachsenden
Rohstoffen und Reststoffen sowie Hackschnitzel- und Schwachholzfeuerungen werden
aufgrund ihrer Okobilanz im Vergleich zu fossilen Energietragern wirtschaftlich.
Regional angepasste Blihmischungen und alternative Energiepflanzen wie Schilfgraser
oder Durchwachsene Silphie und andere innovative Entwicklungen verdienen
besondere Aufmerksamkeit, speziell in zlichterischer Bearbeitung und im
Saatgutwesen.

Dies eroffnet Landwirten zusatzliche Absatzmdglichkeiten im regenerativen
Energiebereich. Es fordert zudem Biodiversitat (auch in der Begleitflora und im Schutz
der heimischen Fauna) und generell die dkologische Stabilitat in méglichst naturnah
bewirtschafteten Landschaften.

| 7.3 Forstwirtschaft fur den Schutz unserer Walder

Die Helsinki-Resolution von 1993 definiert die nachhaltige Waldwirtschaft umfassend
als ,die Behandlung und Nutzung von Waldern auf eine Weise und in einem Ausmal,
das deren biologische Vielfalt, Produktivitat, Verjungungsfahigkeit, Vitalitdt sowie deren
Fahigkeit, die relevanten dkologischen, wirtschaftlichen und sozialen Funktionen
gegenwartig und in der Zukunft auf lokaler, nationaler und globaler Ebene zu erflillen,
gewahrleistet, ohne anderen Okosystemen Schaden zuzufiigen.*

Walder besitzen dartber hinaus ein wichtiges Speicherungspotenzial von Kohlendioxid,
sodass auf einen wirksamen Schutz des Klimas ohne Schutz von Waldern in

nationalem wie internationalem Umfang nicht verzichtet werden kann.
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Das ODP Konzept:

Die Bewirtschaftung und Gestaltung der Walder ist entsprechend der Definition der

Helsinki-Resolution vorzunehmen. Dies umfasst u.a.

o den Verzicht auf Altersklassenwalder, die Anwendung des Dauerwaldprinzips,
Einrichtung von Naturwaldzellen.

e Erhalt und Wiederaufforstung von Bergwaldern.
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¢ Ausweitung der naturnahen Waldwirtschaft, u.a. durch Anlegen standortgerechter
Mischwalder, ggf. durch entsprechenden Waldumbau.

o Bei der Jagdausibung ist der Grundsatz ,Wald vor Wild“ anzuwenden. Das heilf3t:
insbesondere der Schalenwildbestand ist so zu bejagen, dass naturverjingter
Mischwald ohne weitere Schutzmalinahmen gegen Verbiss aufwachsen kann.

o Keine Personalkirzungen im Forstbereich seitens des Bundes und der Lander.

I 8 Von der Abfallwirtschaft zur Kreislaufwirtschaft
1.8.1 Die Natur kennt keinen Abfall

In der Natur dient alles als Nahrstoff fir neues Leben. Sie bildet einen Kreislauf, in dem
keine Ressourcen verloren gehen.

Die Orientierung der wirtschaftlichen Betatigung an dieser Vorgabe ist in den letzten
Generationen weitgehend verloren gegangen. Stattdessen wurde das-Wachstum des
BIP mehr und mehr Ziel aller Wirtschaftspolitik.

In einer ehrlichen Gesamtrechnung muss aber die 6kologische Stabilitat und das
soziale Gemeinwohl bewertet werden. Der Erfolg einer Volkswirtschaft muss kunftig
daran gemessen werden, ob sie sich mit den naturlichen Kreislaufen im Einklang
befindet und ob sie sich am sozialen Gemeinwohl ausrichtet. Ein stdndiges Wachstum
der Mengen und Verbrauche ist weder erstrebenswert noch maoglich.

Dieser Weg muss schon beim Produktdesign berticksichtigt werden. Das flihrt zu einer
umfassenden Produktqualitat und ermdéglicht eine nahezu hundertprozentige

Ruckgewinnung aller Rohstoffe.
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Das ODP-Konzept:

Auch bei unseren Produkten und Dienstleistungen mussen wir in Kreislaufen denken.
Anders als in der Natur brauchen wir aber zwei Kreislaufe, einen biologischen und
einen technischen. Denn nicht alles kann kompostiert werden. Deshalb muss alles, was
wir gebrauchen (z.B. Autos, Gebaude, Elektrogerate, Fertigungsanlagen) als
technischer Nahrstoff in Form von recycelten Rohstoffen wieder zur Verfligung stehen.
Alles, was wir verbrauchen (wie Waschmittel, Verpackungsmaterial, Abrieb von Reifen),
muss biologisch abbaubar sein - also geeignet fir den biologischen Kreislauf.

Alles, was wir bislang verbrennen oder deponieren — seien es nun ungiftige oder
toxische Substanzen -, muss wieder in die Materialkreislaufe zuriickflieRen. Das
verandert vollig das bisherige Abfall- und Recycling-Konzept.

1.8.2 Abfallverwertung in der Kreislaufwirtschaft

Die Kehrseite der Energie- und Rohstoffverschwendung in unserer
~Wegwerfgesellschaft” ist das damit verbundene zunehmende Abfallaufkommen. Noch
immer ist es meist billiger, neues Material einzusetzen, als altes wieder zu verwerten,
denn die 6kologischen Folgekosten dieses ,Verbrauchs* tauchen weiterhin nicht in den
Produktkalkulationen und Preisen auf. Wertvolle, in Jahrmillionen entstandene Rohstoff-
und Energiereserven werden von wenigen Generationen aufgebraucht. Die dabei
entstehenden Schadstoffe verseuchen Wasser, Luft und Boden.

Abfallvermeidung und der Einsatz einer konsequent 6kologischen Abfallwirtschaft
konnten viele Arbeitsplatze schaffen. Trotzdem setzt die Politik weiter auf oftmals
Okologisch zweifelhafte Verwertungspraktiken und auf die Millverbrennung. Ein zu
lasches Kreislaufwirtschaftsgesetz lasst dem produzierenden Gewerbe zu viele
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Freiheiten, seine Abfélle - als Wertstoffe deklariert — zu geringeren 6kologischen
Standards zu entsorgen oder ins Ausland zu exportieren.

231 | Die mit der Mullverbrennung verbundenen Emissionen von Kohlendioxid (CO,) und
insbesondere von Ultragiften wie Dioxinen und Furanen, auch die Entsorgung der
verbleibenden giftigen Schlacken und Filterstdube sind nach wie vor problematisch. Wir
streben eine selektive Abfallwirtschaft nach folgenden Grundsatzen an:

232 | 1. Abfallvermeidung und Wiederverwendung,

233 | 2. Abfallentgiftung,

234 | 3. Recycling und sonstige, vorranging stoffliche Abfallverwertung,

235 | 4. sichere Beseitigung der verbleibenden Restabfalle.

236 | Die konsequente Anwendung dieses Konzepts ermdglicht eine signifikante weitere
Verminderung des Restmdlls und eine Bevorzugung 6kologisch sinnvoller
Verwertungsmalnahmen.
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Das ODP-Konzept:

240 o Ausweitung des Mehrweg-Gedankens von den Getrankeflaschen auf andere
Bereiche durch Einfihrung einheitlicher Mehrwegbehaltersatze auch fur andere
Artikel des taglichen Bedarfs.

241 o Generelle Pfandpflicht fir mehrwegfahige Verpackungsarten im Handel.

242 o  Erhohung der Produktverantwortung durch Ausweitung der Riicknahme- bzw.
Pfandpflicht fUr alle nicht mehrwegfahigen Behalter und fir weitere
Gebrauchsgegenstande. Riickgabe tber Ricknahmesysteme und Geschafte an
Hersteller oder Importeure, die fur eine stoffliche Wiederverwertung (keine
Verbrennung und kein Export) zu sorgen haben.

243 o Generelle Kennzeichnungspflicht fiir alle Materialien zur Verbesserung der
Wiederverwertbarkeit. Die Art und Weise der Kennzeichnung ist flir komplexe
Produkte, die aus mehreren Materialien bestehen und bei Verbundwerkstoffen
gesondert festzulegen. Das Trennen der Materialien und Komponenten muss durch
konstruktive MalRnahmen erleichtert werden.

244 o Mehrweggebot fiir alle mehrwegfahigen Verpackungsarten unter Vorrang von
Systemen mit hoher Umlaufzahl. Verpflichtung aller Einkaufsmarkte zum Angebot
von Mehrwegsystemen.

245 | o Verbot besonders umweltschadlicher Substanzen, z.B. PVC. Umstellung oder
Verbot von Produktionsverfahren, die unverwertbaren Giftmuill erzeugen.

246 | o  Ausrichtung der Abfallgesetzgebung nach 6kologischen Kriterien.

247 o Kalte Behandlung” des Restmillls in Biologisch-Mechanischen Anlagen (BMA).
Diese sind praktisch einsatzreif und haben deutliche wirtschaftliche wie 6kologische
Vorteile gegenuber der Mullverbrennung und den neueren Schwelbrennanlagen.

248 e  Forderung der Entwicklung und Erprobung von innovativen Methoden in der
Abfallwirtschaft, wie z.B. das Kryorecycling (Verfahren zur Stofftrennung mittels
Tiefgefrieren) oder die Niedertemperaturverélung (Erzeugung von Dieselkraftstoff
aus organischen Reststoffen der Abfallwirtschaft).

249 e Kein weiterer Bau von Millverbrennungsanlagen. Die bestehenden
Mullverbrennungsanlagen sind laufend mit der besten Filtertechnik entsprechend
dem Stand der Technik auszustatten und zu betreiben. Eine hocheffiziente
Energienutzung unter Einbeziehung der Kraft-Warme-Kopplung ist nachhaltig
sicherzustellen.

250 | o Keine Mitverbrennung von Abfallen in Industriedfen, z.B. in Zementwerken, wenn

diese nicht mindestens den Umweltstandards von Mullverbrennungsanlagen
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entsprechen.

251 e Abfallliberwachung und -kartierung auf deutscher und europaischer Ebene. Verbot
von Miillexporten, insbesondere in Entwicklungslander. Klarere und strengere
Abgrenzung der Begrifflichkeiten (Verwertung, Beseitigung) zur Verhinderung der
,Billigentsorgung® durch die Verschiebung von als Wirtschaftsgut getarntem Mll,
wie dies z.B. bei Kunststoffen und bei Elektronikschrott der Fall ist.

252« Initiative der Bundesregierung zur Uberarbeitung der EU-Verpackungsrichtlinie mit
dem Ziel, regionale und umweltvertragliche Vermarktung zu férdern.

253 | Eine rohstoffsparende Abfallwirtschaft wird besonders durch die Steuerreform fir Arbeit
und Umwelt ermdglicht, weil die steuerliche Belastung fur den Verbrauch von
Primarenergie und Rohstoffen sowie fur die Verursachung von Schadstoffemissionen
weitreichende Auswirkungen im Abfallbereich hat:

254 e Die Wiederverwendung und -verwertung von Materialien wird wirtschaftlicher als
ihre Neuanfertigung aus neuen Rohstoffen mit zusatzlichem Energieaufwand.
Mehrwegprodukte und -verpackungen werden im Vergleich billiger.

255 | e  Technische und wirtschaftliche Innovationen unter 6kologischem Vorzeichen
werden vorangetrieben (z.B. Kryorecycling, Niedertemperaturverélung).

256 | e  Produkte werden wegen ihres hoheren Preises eher repariert als weggeworfen; sie
werden vom Hersteller entsprechend langlebiger und leichter reparierbar produziert.
Dem Vorrang der Wiederverwendung wird damit entsprechend der abfallrechtlichen
Hierarchiefolge Geltung verschafft.

257 | e Verpackungsmaterialien werden vom Hersteller vereinheitlicht, gekennzeichnet und
auf Wiederverwendung, zumindest aber auf Wiederverwertung ausgelegt.

258 o Lange Transportwege werden unwirtschaftlich, was zu Anderungen der
Wirtschaftsstruktur und damit z.B. auch zur Vermeidung von
Transportverpackungsmiuill flhrt.

259 | e  Der Verkauf von Gebrauchtwaren und Teilen davon wird interessanter und die bei
einer Reihe von Kommunen bereits eingefuhrten Gebrauchtwarenmarkte weiten
sich aus.

1.8.3 Erdolfrei wirtschaften

2590 ' Die Transformation unserer ganzen Wirtschaftsweise von einem fossilen auf ein
postfossiles System ist die menschheitsgeschichtlich einzigartige Herausforderung der
gegenwartigen Zeit. Wir sehen das und machen die Augen nicht zu und geben uns
auch nicht der Verdrangung hin. Eine Musterlosung haben wir nicht, aber wir sind mit
sehr vielen Menschen und Nichtregierungsorganisation auf der Suche nach gangbaren
Wegen. Mehr dazu unter 1.1 und 1.2.

259a

260
I 9 Tiere sind unsere Mitgeschopfe

261 | Tiere sind Mitgeschopfe und keine seelenlosen Waren; daher gibt es keine ethische
Rechtfertigung, Tiere einfach zu ,verbrauchen®, zu ,produzieren®, gentechnisch zu
verandern oder zu misshandeln. Der Mensch hat kein Recht, die Arg- und Wehrlosigkeit
seiner Mitgeschdpfe auszunutzen.

262
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Das ODP-Konzept:

264 e Tiere haben einen eigenen Rechtsstatus als Lebewesen. Als Konsequenz daraus
sind Tierqualerei und Tierdiebstahl als Straftatbestdnde neu zu fassen und scharfer
als bisher zu bestrafen.
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o Verbot aller physisch oder psychisch qualerischen und leidvollen Experimente an
und mit Tieren.

e Verbot der qualerischen Massentierhaltung. Flachengebundene Nutztierhaltung
unter artgemafen und verhaltensgerechten Bedingungen, d.h. ohne gentechnische
Manipulationen zur Steigerung der Leistung oder Veranderung der Arten.

e Wesentlich wirksamere Kontrolle von Tierhaltung, Tierzucht und Tierhandel. Verbot
von Qualzichtungen, der Pelztierzucht, des Handels mit Tieren, die physisch oder
psychisch qualerischen und leidvollen Experimenten unterzogen wurden oder
werden sollen, sowie artwidriger und qualvoller Veranstaltungen mit Tieren. Verbot
der Haltung von Wildtieren im Zirkus.

e Einfuhr- und Handelsverbot flir Pelze und Reptilleder sowie fir Produkte von Tieren,
die unter das ,Washingtoner Artenschutzabkommen* fallen, z.B. Elfenbein, Horn
vom Rhinozeros. Europaweites Einfuhr- und Handelsverbot fir Produkte, die auf
tierqualerische Art und Weise gewonnen werden, wie z.B. Gansestopfleber,
Froschschenkel, Schildkrétenfleisch, Haifischflossen u.a.

e Schlachtviehtransporte nur vom Erzeuger zu einem nahe gelegenen Schlachthof.
Kein Transit von Schlachttieren durch die Bundesrepublik.

o Ausnahmsloses Verbot der Schlachtung ohne Betdubung und strengere Kontrollen
der Schlachtmethoden in Schlachthéfen und bei Hausschlachtungen.

o Verbot der Intensivhaltung und qualerischen Tétung von zum Verzehr bestimmter
Tiere in Geschaften und Gaststatten (z.B. Hummer).

o Verbot tierqualerischer Jagdmethoden, der quélerischen Fallenjagd sowie Verbot
von Herstellung, Verkauf und Besitz von entsprechenden Fanggeraten (z.B.
»~Schwanenhals®).

o Wesentlich bessere finanzielle und materielle Unterstiitzung von Tierheimen.

o Scharfere Strafverfolgung des Aussetzens von Haustieren als bisher.

e Uberall bei Bund, Lander und Kommunen qualifizierte und unabhangige
Tierschutzbeauftragte bzw. Tierschutzbeirate, die Uber entsprechende rechtlich
verbindliche Kompetenzen verfligen, fiir die Interessenvertretung von Tieren.

e Verbandsklagerecht fur die anerkannten Tierschutzverbande in allen
Bundeslandern und auf Bundesebene.

Die ODP zur industriellen Intensiv-Tierhaltung:

Viele Fleischprodukte in unserer Gesellschaft, die angeboten werden, kommen aus
industrieller Intensiv-Tierhaltung. Deshalb sind sie so billig und deshalb essen die
meisten Menschen so viel Fleisch. Hier ist ein Umdenken notwendig.

Quaélerische Massentierhaltung ist unethisch und sie ist zudem auf vielfaltige Weise
schadlich und gefahrlich:

Industrielle Intensiv-Tierhaltung ...

... ist Raubbau an der Natur, weil durch sie Landschaften zerstort und Urwalder
unwiederbringlich vernichtet werden.

... ist schadlich flur die Umwelt, weil Boden und Grundwasser durch Gulle und Gifte
belastet werden.

... ist nachteilig fir das Klima, weil ein erheblicher Anteil der von den Menschen
verursachten schadlichen Gase (CO,, Methan, Lachgas usw.) Folge der intensiven
Tierhaltung in der Landwirtschaft ist.

... ist qualvoll fur die Tiere, weil diese in engen Boxen oder Kafigen dahinvegetieren
mussen.

... ist gefahrlich fir unsere Gesundheit, weil wir zu Gbermafligem Fleischkonsum
verfUhrt werden.

... birgt gesundheitliche Risiken, weil sie Brutstatte fur Infektionserreger und Seuchen
ist.

...fuhrt zum Missbrauch von Antibiotika und damit zur Entstehung und Ausbreitung
resistenter Keime.
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Deshalb lehnt die ODP Massentierhaltung strikt ab. Sie tritt fiir eine zukunftsfahige
und nachhaltige Nutztierhaltung auf bauerlichen Betrieben ein und somit gegen
Agrarfabriken. Die ODP schlieft sich den Forderungen des Netzwerks ,Bauernhéfe
statt Agrarfabriken“ an:

Agrarsubventionen mussen strikt an Leistungen fur den Tier- und Umweltschutz
gekoppelt werden. Die Tierschutzstandards sind anzuheben. Die
Tierhaltungsformen mussen auf allen Lebensmitteln gut sichtbar angegeben werden
entsprechend dem Vorbild der Eierkennzeichnung. Die regionale
Futtermittelerzeugung muss gestarkt und heimische Futtermittel missen ohne
Gentechnik produziert werden. Importierte tierische Lebensmittel, die mit
gentechnisch veranderten Futtermitteln erzeugt wurden, sind verbindlich zu
kennzeichnen.

I 10 Lebensquell Wasser schiitzen

Wasser ist das wichtigste Lebensmittel. Auch in Landwirtschaft und Industrie ist es
unentbehrlich. Obwohl die Vorkommen an Trinkwasser begrenzt sind und daher
aulerst behutsam genutzt werden mussten, bringt der Mensch auch in Deutschland
durch groben Leichtsinn diese wichtige Lebensgrundlage in Gefahr:

Trotz Auflagen und Grenzwerten werden von der Industrie grofe Mengen an
Schadstoffen legal in die Gewasser eingeleitet. Anstatt in Technik zu investieren,
die Schadstoffe vermeidet, missen Schadstoffe mit groRem technischem Aufwand
aus dem Trinkwasser entfernt werden.

Von den landwirtschaftlich genutzten Flachen gelangen immer noch zu grol3e
Mengen an Giille und Kunstdiinger in die Gewasser, wo sie zu Uberdiingung und
Sauerstoffmangel fuhren.

Statt Gewasser rein zu halten, damit sie auch fir die Wasserversorgung genutzt
werden kénnen, werden auch in Deutschland Grundwasserreserven angegriffen, die
sich erst in Jahrtausenden erneuern. Das flihrt zur Absenkung der
Grundwasserpegel und zu groflachigen dkologischen Schaden.

Die Begradigung und Kanalisierung der Flisse erhoht die Hochwassergefahr, da die
gleiche Wassermenge ein kleineres Flussbett zur Verfligung hat.

Auwalder und andere natiirliche Uberschwemmungsflachen (Retentionsflachen)
schitzen die Menschen entlang der Flisse vor Hochwasser. Die ungehemmte
Zerstoérung der Auwalder sowie die Bebauung von Retentionsflachen mit
Wohnsiedlungen und Gewerbegebieten haben die Hochwassergefahr zusatzlich
dramatisch erhoht (siehe die regelmafigen ,Jahrhunderthochwasser an Rhein,
Donau, Mosel, Oder sowie an kleineren Nebenflissen).

Vor unseren Kisten drohen Gefahren durch Mullentsorgung im Meer sowie durch
Unfalle mit Tankschiffen und Schiffen mit gefahrlicher Ladung wie z.B. chemischen
Stoffen.
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Das ODP-Konzept:

Ein umfassender Gewéasserschutz beinhaltet den Schutz des Trinkwassers, des
Abwassers, der Flisse und der Meere vor der Verunreinigung mit Giftstoffen. Daher
sind folgende MaRnahmen unabdingbar:

Sofortige EU-weite Einstellung der Verklappung von Mull (z.B. Dinnsaure,
Klarschlamm, Bauschutt) und der Giftmullverbrennung auf See. Meere sind keine
Mullkippen. Die in Nord- und Ostsee versenkte Munition ist zu bergen und
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fachgerecht zu entsorgen, dies gilt auch fur die an Land ,gelagerten” chemischen
Waffen.

306 | e  Strenge Kontrolle von Schiffen auf meeresverschmutzende Praktiken wie
Tankreinigung auf hoher See. Griindung einer EU-Kiistenwache, welche den
Schutz der gesamten EU-Kiste gewahrleisten kann.

307 1 ¢ Sammlung und Behandlung der Abwasser von Binnenschiffen.

308 e Einfuhrung weltweiter Normen zum Bau von Tankschiffen zur Vermeidung einer
Olpest.

309 e Scharfere Schutzbestimmungen fiir den ,Nationalpark Wattenmeer*, d.h. keine
grof¥flachigen Eindeichungen, keine Industrieansiedlungen und keine touristischen
Grol3projekte.

310 e Minimierung des Schadstoffeintrages in Bache und Fliisse durch Abbau der
intensiven Landwirtschaft (Reduzierung GibermaRiger Gllleausbringung), durch
ausreichend breite Uferschutzstreifen (mindestens 15 Meter), durch strengere
Uberwachung und Veréffentlichung des Zustandes der Abwasser aus
Industriebetrieben. Weitestgehender Ausstieg aus der Chlorchemie.
Produktionsverbot fur besonders umweltschadliche Substanzen.

311 e Verbot der Einflihrung neuer, das Wasser belastender Stoffe, solange nicht ein
Ruckhalt in den Klaranlagen gewahrleistet ist.

312 e Beseitigung von Vollzugsdefiziten bei der Anfiigung der dritten Reinigungsstufe an
Klarwerke zur Rickhaltung von Phosphaten und Nitraten. Vor allem in den neuen
Bundeslandern Forderung dezentraler und glinstiger Alternativkonzepte (z.B.
Pflanzenklaranlagen).

313 e Krankenhauser und &hnliche Einrichtungen sind mit auf die jeweiligen Schadstoffe
ausgelegten Reinigungsstufen auszustatten.

314 e Ausweisung neuer und groRzugiger Wasserschutzgebiete mit strengen Auflagen.
Betroffenen Landwirten ist ein Ausgleich flr Ertragsminderungen zu zahlen, der
Uber den Wasserpreis finanziert wird. Der Zugriff auf Tiefengrundwasser durch
tiefere Brunnen ist mdglichst zu verhindern.

315 e Unverzigliche Einstellung des Torfabstichs in allen Mooren.

316 e Anlage und Ausbau von Brauchwasser-Kreislaufsystemen und
Regenwassersammelanlagen in Betrieben und privaten Haushalten und, wo
moglich und sinnvoll, separate Brauchwasser- und Trinkwassernetze.

317 e Schaffung des gesetzlichen Rahmens flr eine starker verbrauchsbezogene
Staffelung der Wasser- und Abwassergebihren. Sparsamer Wasserverbrauch muss
sich lohnen.

318 e Erhalt und Wiederaufbau dezentraler Wasserversorgungssysteme.
Fernwasserleitungen nur in Ausnahmefallen. Uberprifung und Sanierung
kommunaler Abwasserrohrnetze.

319 e  Sofortige Einstellung der Verpressung von Giftstoffen und Salzen in das
Grundwasser.

320 e Beseitigung von Altlasten auf alten Industriestandorten, Mllkippen der
Chemieindustrie, ehemaligen militarischen Liegenschaften oder von Munition aus
den Weltkriegen.

321 e Anreize zur Regenwasserversickerung auf privaten Grundstiicken, sodass im Falle
eines Hochwassers die Wassermenge, die Uber Klaranlage und Kanal in die Fllsse
eingeleitet wird, reduziert werden kann.

322 e Ruckverlegung von Deichen und Renaturierung von Béachen und Fliissen. Es
mussen so wieder Flachen geschaffen werden, die im Falle eines Hochwassers
Uberflutet werden diirfen, z.B. Auwalder.

325 | e  Aufforstung und Erhalt von Waldflachen, insbesondere des Bergwaldes.
Waldflachen kénnen bei Regen groRe Wassermengen aufnehmen und verhindern
so den Abfluss Gbermafig groRer Wassermengen ins Tal.

324 o Keine Staustufen in Saale und Elbe. Auch die Weser ist in ihnrem naturnahen
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Flussverlauf zu erhalten. Daher darf sie flr Gro3motorschiffe nicht ausgebaut
werden.

111 Luft zum Atmen

Die Belastung der Luft durch Schadstoffe ist fur das Waldsterben verantwortlich und
bewirkt zahlreiche Krankheiten bei Mensch und Tier. Hauptverantwortlich fir die
Luftverschmutzung bis hin zum Sommer- und Wintersmog sind der Kraftfahrzeug- und
Flugverkehr, Industrieanlagen, Kraftwerke, Mullverbrennungs- und private
Kleinfeuerungsanlagen.
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Das ODP-Konzept:

o Kraftfahrzeug- und Flugverkehr mussen reduziert und auf weniger belastende
Verkehrstrager verlagert werden.

e Regionale Fahrverbote bei einer Ozonkonzentration von 120 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft firr alle brennstoffgetriebenen Kraftfahrzeuge (aufer OPNV und
Versorgungsfahrzeuge). Schadstoffmessungen an Luftmessstationen auch in
Bodennahe.

e Die Luftbelastung durch Schadstoffe aus Kraftwerken und Industriebetrieben ist
entsprechend dem Stand der Technik kontinuierlich zur reduzieren. Dazu missen
die Genehmigungsbehérden die vorhandenen rechtlichen Méglichkeiten besser
nutzen.

¢ Bei der Genehmigung neuer Anlagen ist nicht nur die Einhaltung von
Abgasgrenzwerten der neuen Anlage zu beachten, sondern auch die regionale
Gesamtbelastung mit Luftschadstoffen. Die hierfir erforderlichen Gutachten
mussen, auf Kosten des Antragstellers, von der Genehmigungsbehdrde selbst
erstellt werden, nicht vom Antragsteller.

e Strengere Grenzwerte fur private Kleinfeuerungsanlagen; starkere Nutzung der
Fernwarme, der Kraft-Warme-Kopplung und regenerativer Energiequellen.

¢ Die flammenlose Verbrennung und Stromerzeugung mittels Brennstoffzellen ist zur
Serienreife zu entwickeln. Der Einsatz dieser Technik muss finanziell geférdert
werden.

e Strengere Grenzwerte zum Schutz der Menschen vor Wohngiften, z.B. aus
Baustoffen, Bodenbelagen, Holzschutzmitteln etc.; Aufklarungskampagnen zum
Schutz vor dem Zwangsmitrauchen, insbesondere von Kindern.

I 12 Boden schiitzen — Flachenverbrauch stoppen

Der fruchtbare Boden ist die Lebensgrundlage aller landgebundenen Lebewesen dieser
Erde. Es braucht unter ungestorten Bedingungen 100 Jahre um 1 mm Boden entstehen
zu lassen. Der weltweit praktizierte Umgang mit dieser Lebensgrundlage ignoriert aber
seine Bedeutung: Bodenerosion durch Wind und Wasser, Versiegelung immer neuer
Flachen und die Vergiftung von Flachen durch unsere Wirtschaftstatigkeit reduzieren
Tag fur Tag unsere fruchtbaren Béden.

Diese Entwicklung muss dringend gestoppt werden. Fruchtbarer Boden ist ein sensibles
Gut, dass sich nicht vermehren lasst und bei Schadigung wenn Uberhaupt nur sehr
langsam wiederhergestellt werden kann. Es ist ein Umdenken bei unserer
Bodennutzung als land- und forstwirtschaftliche Produktionsstatte, als Rohstofflager, als
Standort flr Industrie- und Gewerbebetriebe aber auch bei der Nutzung fir Siedlungs-
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und Verkehrsflachen sowie zur Mullentsorgung erforderlich. Die Funktion als Archiv der
Natur- und Kulturgeschichte ist aufzuwerten und besser zu schiitzen.
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Das ODP-Konzept:
Zentrales Instrument um den ausufernden Flachenbedarf zu bremsen bzw. zu steuern
ist die Einfihrung von handelbaren Flachenzertifikaten. Die Ausweisung neuer
Baugebiete und die Errichtung zusatzlicher Verkehrsinfrastruktur sowie die Errichtung
neuer Deponien wird zuklinftig an den Rickbau von Altbebauung bzw. die Aufhebung
von Bauflachenausweisungen gekoppelt. Werden neue Flachen tberbaut muss an
anderer Stelle flr Ausgleich gesorgt werden.
Wer an Flachen, die baulich genutzt oder fur eine solche Nutzung in den
Flachennutzungsplanen vorgesehen sind, rechtswirksam diese Nutzungsmadglichkeit
aufgibt, erhalt dafur entsprechend der Flache handelbare Zertifikate. In jedem
Bundesland sollen Handelsborsen fur diese Flachenzertifikate eingerichtet werden, um
den Vorhabenstragern von Neubauprojekten auf der griinen Wiese die Moglichkeit zu
geben den entsprechenden Ausgleich flr den verursachten Flachenverbrauch
nachzuweisen.
Bdden mit hoher Ertragskraft sollen bei Neuplanungen zunachst mit erhdhten
Transaktionsgebuhren belastet werden und mittelfristig nicht mehr zur Ausweisung von
Baugebieten zur Verfligung stehen. Die GebUhrentberschisse der Handelsbdrse
sollen Projekten zur Altlastensanierung und zur Renaturierung von
uberschwemmungsgefahrdeten Flachen zuflieRen. Voraussetzung flir den Erwerb von
Flachenzertifikaten durch Kommunen soll die Aufstellung eines
Innenentwicklungsplanes sein, der die Notwendigkeit zur Ortsentwicklung im
Aulenbereich nachweisen muss.
Die Gewerbesteuer, die Ursache dafir ist, dass Gemeinden moglichst viele
Gewerbegebiete ausweisen, wird abgeschafft und durch eine geeignetere Form der
Kommunalfinanzierung ersetzt
Zusatzlich fordern wir zum Schutz unserer Béden:

e Reduzierung der Gilleausbringung in der Landwirtschaft

e Einbeziehung der ausgebrachten Biogassubstrate in die Diingebedarfsrechnung
Bindung der Agrarférderung an Auflagen zum Bodenschutz
Schneller Ausstieg aus der landwirtschaftlichen Klarschlammverwertung
Strengere Zulassungsbestimmungen flir potentiell umweltgefahrdende Chemikalien
Forderung der Erforschung und Markteinfihrung von umweltfreundlicheren
Ersatzstoffen

113 Forschen und Entwickeln fiir Mensch und Natur

Forschung und Technik sind immer noch hauptsachlich daran orientiert, vereint mit der
Wirtschaft deren harten Weg des ,Immer mehr, immer héher, schneller und weiter zu
verfolgen. Nahezu alle unsere Krafte sind darauf konzentriert, Wirtschaftswachstum,
Wohlstand und Konsum zu mehren. Dabei wird die Umsetzung der Resultate von
Forschungsarbeiten immer komplizierter und weniger beherrschbar. Menschliches
Versagen darf nicht mehr vorkommen und kann doch nicht ausgeschlossen werden.
Manche Technologien haben einen Stand erreicht, auf dem jede Weiterentwicklung
eine Bedrohung flr die Menschheit darstellit.

Neben dieser einseitigen technologischen und an Wirtschaftsinteressen orientierten
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Forschung gibt es zu wenige Forschungsansatze zur Untersuchung der Auswirkungen
staatlicher und nichtstaatlicher Malnahmen auf die Lebensbedingungen von Mensch
und Natur. So werden z.B. die von der Sozialgesetzgebung ausgehenden
Umverteilungswirkungen zwischen verschiedenen Bevdlkerungsgruppen kaum
untersucht, obwohl hiervon die soziale Stabilitat der Zukunft abhangt.

350 | In der Forschung und Ausbildung dirfen die Anstrengungen nicht langer einseitig auf
groBindustrielle Produktion und Technologieentwicklung ausgerichtet sein. Weit mehr
Forschung als bisher ist nétig, um die aufgetretenen dkologischen und sozialen
Probleme zu I6sen und eine umwelt- und sozialvertragliche wie arbeitsplatzschaffende
Wirtschaftsweise aufzubauen. Die Folgenabschatzung von Technologie und staatlicher
Gesetzgebung muss fester Bestandteil der Forschung und verstarkt gesetzlich
verankert werden.

351 | Im Bereich der Technik gibt es zwei grol3e Problemfelder, die zu I6sen sind:

352 o Die Atomtechnologie belastet die Erde Uiber Jahrtausende mit Radioaktivitat. Nach

der West-Ost-Entspannung ist die von der Existenz der Atomwaffen ausgehende
Gefahr noch lange nicht gebannt. In Form der sogenannten ,friedlichen Nutzung*
verseucht die Atomenergie unsere Umwelt immer mehr, bedroht uns mit
Reaktorunfallen und unsere Nachkommen auf Jahrtausende mit Atommdill. Die
sichere Endlagerung von Atommull ist weltweit nach wie vor ungeldst.

353 | e Die Gentechnologie beschwort mit ihrer Moglichkeit, direkt an der Wurzel des
Lebens, dem Erbgut, zu manipulieren, eine Vielzahl von Problemen herauf. Durch
die Freisetzung genmanipulierter Organismen und deren nur schwer kontrollierbare
Wechselwirkungen mit der Natur kénnen enorme Gefahren entstehen. Die
Gentechnik kann genmanipulierte Kampforganismen und den ,glasernen
Menschen® zur Folge haben. Andererseits entwickelt die Gentechnik neue
Arzneimittel und Therapiemoglichkeiten.

354 | Unsere technische Intelligenz und Kreativitdt muss umgelenkt werden, hin zu
Ldsungen, die nicht mehr der Zerstérung, sondern weit mehr als bisher der Rettung
unserer Lebensgrundlagen dienen. Uberlebensforschung und Uberlebenstechnik sind
die Aufgaben der Zukunft. Zahlreiche grundlegende Gebiete im dkologischen Bereich
sind noch weitgehend unerforscht. Die Einfihrung jeder neuen Technologie muss im
Notfall umkehrbar und gegeniber unseren Nachkommen ethisch verantwortbar sein.

355 1 Auch im Bereich Forschung und Entwicklung wird die Steuerreform flr Arbeit und
Umwelt dabei deutliche Auswirkungen haben, weil alle am Markt beteiligten Krafte
aufgrund der geanderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen viel starker daran
interessiert sein werden, Grundlagen und Verfahren zur Einsparung von Energie und
Rohstoffen sowie zur Vermeidung schadlicher Emissionen zu entwickeln.

356
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Das ODP-Konzept:

358 e Intensivierte Férderung 6kologisch orientierter Wissenschaftsbereiche und
angepasster wie umweltfreundlicher Technologien durch das Bundesministerium fur
Forschung und Technologie, insbesondere fir mittelstdndische Unternehmen. Keine
Subventionen mehr fur risikoreiche und teure Grof3technologien.

359 e Forderung der interdisziplindren Forschung und Lehre; mehr Allgemeinwissen und
Okologische Ausrichtung der Wissensinhalte an den Universitaten.

360 e Beschrankung der Forschung zur Atomenergie auf den Ausstieg (neue
Energiequellen) und die Entsorgung von Atommluill.

361 e Striktes Verbot der Forschung an Embryonen und der genetischen Veranderung der

menschlichen Keimbahn aus grundsatzlichen ethischen Uberlegungen. Ebenso ist
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die Erstellung von personenbezogenen Gendatenbanken zu unterbinden, da die
Gefahren des Missbrauchs den méglichen Nutzen bei weitem tbersteigen (vgl. Il 1
Leben schiitzen).

e Verfassungsrechtliches Verbot des Klonens von Menschen und menschlichen
Embryonen.

¢ Einsatz der Gentechnik in der Medizin bei der Produktion von Pharmazeutika und
zum Ersatz von belastenden Behandlungsmethoden unter strengen
Sicherheitsauflagen (eine Minderheit in der ODP lehnt die Gentechnologie und jede
Forschung daran aus grundsatzlichen ethischen Bedenken vollstandig ab).

o Keine Akzeptanz der Freisetzung gentechnisch manipulierter Lebewesen, weil die
damit verbundenen Risiken fir die Okosysteme nicht abschéatzbar sind.
Gentechnisch veranderte Organismen dirfen auch zu Forschungszwecken nicht
freigesetzt werden.

e Ablehnung der Patentierung von Lebewesen und der Veranderungen an Tieren,
Pflanzen sowie von Genen.

e Fodrderung soziologischer Forschung zu den Umverteilungswirkungen staatlicher
Gesetzgebung zwischen verschiedenen Bevdlkerungsgruppen.

e Verfassungsmalliger Schutz vor den Folgen und Auswirkungen neuer
Technologien, da sie gewaltige Ausmalde annehmen kdnnen. Dieser ist, ebenso wie
der besondere Schutz der Natur, im Grundgesetz und in einer Verfassung der
Europaischen Union zu verankern. Die ,Freiheit von Forschung und Lehre® muss
dort ihre Grenzen finden, wo neue technische Entwicklungen Existenz und
Grundrechte von Mensch oder Natur bedrohen.

o Sorge des Staates fur die Unabhangigkeit von Lehre und Forschung an éffentlichen
Einrichtungen, wie Universitaten, durch den Staat.

Il Leistungsgerechtes und nachhaltiges Sozialsystem

Ein gerecht organisiertes und stabiles Sozialsystem setzt Leistungsgerechtigkeit,
Nachhaltigkeit und sozialen Ausgleich voraus. Weil diese Grundsatze jahrzehntelang
missachtet wurden, beginnen nun die gesetzlichen Sicherungssysteme fir Jugend,
Alter und Krankheit zu versagen. Hierfir sind alle Parteien mitverantwortlich, die seit
den 1950er Jahren Regierungsverantwortung getragen haben. Sie kénnen bis heute
keine schlissigen Losungen vorweisen.

Il 1 Familien- und Rentenpolitik — Sorge fiir Kindheit,
Jugend und Alter

Ein Umlageverfahren bei der Alterssicherung ist nur in gleichem Umfang zu
rechtfertigen, wie es ein Umlageverfahren zugunsten der Kindererziehung gibt.
Von allen im Bundestag vertretenen Parteien wird der Eindruck erweckt, unsere
Gesetzliche Rentenversicherung beruhe auf einem ,Generationenvertrag®. Das ist
falsch. Durch den fortwahrenden irrefiihrenden Missbrauch dieses Begriffs wird die
Sicht auf die grundlegenden Konstruktionsfehler unseres Alterssicherungssystems
verstellt.

Der Begriff ,Generationenvertrag® geht zurtick auf Wilfrid Schreiber, der 1955 ein
Konzept eines sozialen Sicherungssystems fur Jugend und Alter entwarf, das jedoch
nicht verwirklicht wurde. Er verwendete daflr die Formulierung ,Solidarvertrag zwischen
den Generationen®. Sein Vorbild war die herkdmmliche Familie: Eltern sorgen fur die
Kinder und werden als Gegenleistung im Alter wieder von ihnen versorgt. Wer damals
keine Kinder hatte, musste die gesparten Kinderkosten fur die eigene Alterssicherung
aufwenden, wenn er wie die Eltern vergleichbar gesichert sein wollte. Nach den Planen
Schreibers sollten aber Kinderlose in den Vertrag zwischen den Generationen
einbezogen werden, indem sie zusammen mit den Eltern tber eine ,Kindheits- und
Jugendrente® die Kindererziehung finanzieren und damit ebenfalls einen Anspruch auf
Altersrente gegeniber den Kindern erwerben sollten wie die Eltern.
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In Wirklichkeit wurde mit der Rentenreform 1957 der Rentenanspruch ausschlief3lich an
Erwerbsarbeit gebunden. Die Voraussetzungen fur die Auszahlung von Renten werden
aber nach wie vor allein durch das Grof3ziehen einer Nachwuchsgeneration geschaffen.
Damit wurde den Eltern der Gegenwert fur die Kindererziehung entzogen. Das kommt
einer schleichenden Enteignung der Eltern gleich. Die als Gegenleistung fur die
dynamische Altersrente vorgesehene dynamische ,Kindheits- und Jugendrente® wurde
nicht verwirklicht.

Diese Enteignung der Eltern durch die Rentenreform 1957 und Folgegesetze hat die
wirtschaftliche Grundlage der Institution Familie zerstért und verursachte eine relative
Verarmung der Eltern mit mehreren Kindern gegenuber der restlichen Gesellschaft. Die
Folge ist, dass der Wunsch nach Kindern und nach Familie immer mehr in den
Hintergrund tritt. Es entwickelte sich schrittweise eine familienfeindliche Gesellschaft,
die nur durch Erwerbsarbeit persénlichen Erfolg mdglich macht, wahrend die
Kindererziehung zu einer Arbeit ohne wirtschaftliche Gegenleistung abgewertet wurde,
was die wirtschaftliche Lebensfahigkeit der Familien untergraben hat.

Damit wird auch dem Anliegen der Gleichberechtigung der Geschlechter kein guter
Dienst erwiesen. Das im Patriarchat wurzelnde Denken, nach dem die mannlich
gepragte Erwerbsarbeit hdherwertiger sei als die weiblich gepragte Erziehungsarbeit,
wird zur nicht weniger patriarchalischen Vorstellung, dass Gleichberechtigung nur durch
gleiche Beteiligung am Erwerbsleben zu erreichen sei. Die Geringschatzung der
Erziehungsarbeit bleibt dabei unverandert, bzw. wird sogar verfestigt. Eine tatsachliche
Gleichberechtigung der Geschlechter wird erst méglich, wenn herkémmliche
Erwerbsarbeit und familidre Erziehungsarbeit als gleichwertig betrachtet und
entsprechend honoriert werden. Das bietet dann auch die besten Voraussetzungen fir
eine partnerschaftliche, d.h. einvernehmliche Aufteilung der beiden Arbeitsbereiche in
der Partnerschaft.

Vor diesem Hintergrund sind die Ublichen Lippenbekenntnisse zur Familie wertlos und
unglaubwiirdig, solange sie nicht die durch den Gesetzgeber erzwungene Abwertung
der elterlichen Erziehungsleistung in den Fokus stellen. Die Lebensfahigkeit der Familie
kann nur dann wiederhergestellt werden, wenn die Erziehungsleistung der Eltern auch
in wirtschaftlicher Hinsicht den Eltern wieder zugutekommt, wie es vor dem Eingriff des
Gesetzgebers grundsatzlich der Fall war. Angesichts der Vergesellschaftung der
gesetzlichen Altersversorgung kann das am besten durch die Zahlung eines
Erziehungsgehalts geschehen.

Die erforderliche Umformung unseres Sozialsystems kann mit Hilfe eines Stichtags
geschehen, ab dem alle Birger nur noch zusatzliche Anspriiche nach dem neuen
leistungsgerechten System erwerben, wobei die bisherigen Anspriche nach altem
Recht nicht erléschen. Da bei einer solchen Stichtagsregelung der gesamte
Umstellungsprozess ca. 40 Jahre dauert, sollten zusatzlich grobe Mangel im alten
System schon friiher behoben werden.
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Das ODP-Konzept:

Solange die gesetzlichen Renten auf dem Umlageverfahren beruhen, d.h. die Renten
einer Generation von den Kindern dieser Generation bezahlt werden, muss es ein
gleichwertiges Umlageverfahren zur Bestreitung der Kinderkosten geben. Die
Umlageverfahren fur Kinder und Rentner sind gleichwertige und sich gegenseitig
bedingende Teile des Generationenvertrages.

Kinder- und Jugendsicherung

e EinfUhrung einer Grundsicherung fur alle Kinder und Jugendlichen bei Wegfall des
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bisherigen Systems aus Kindergeld, Kinderfreibetragen und ALG ll-Leistungen fir
Kinder.

Gewahrung eines Erziehungsgehalts (EZG) fir die ersten drei Lebensjahre eines
Kindes in Hohe der bisherigen staatlichen Subventionierung eines Krippenplatzes,
um Gleichberechtigung unter den Eltern zu erreichen. Dies ist als erster Schritt zu
verstehen, um der Leistung gerecht zu werden, die Eltern heute fur die
Gesamtgesellschaft erbringen. Das Erziehungsgehalt ist Entgelt fir Kindererziehung
und keine Lohnersatzleistung. Die Inanspruchnahme eines Krippenplatzes ist von
den Eltern aus dem EZG zu bezahlen.

Wahl- und Entscheidungsfreiheit fiir Eltern, ob sie ihre Kinder selbst betreuen oder
das Geld zur Finanzierung einer Fremdbetreuung ihrer Wahl verwenden wollen.
Erst wenn die Eltern Uber das fUr die Kindererziehung vorgesehene Geld selbst
verfligen kdnnen, entsteht die tatsachliche Wabhlfreiheit, ihre Kinder nach eigenen
Vorstellungen zu erziehen, wie es das Grundgesetz fordert. Die Qualitat der
elterlichen Kindererziehung wird dann erhoht, weil Geld- und Zeitmangel entfallen
oder gemindert werden. Auch die Qualitat von Kinderkrippen wird sich erhéhen,
wenn Eltern selbst als Auftraggeber darauf Einfluss nehmen kénnen.

Im Gegenzug Wegfall des Elterngeldes und der staatlichen Krippenfinanzierung
sowie von Hartz IV-Leistungen, sofern diese durch die Betreuung von Kleinkindern
bedingt sind.

Besteuerung des Erziehungsgehalts wie bei anderen Erwerbseinkommen auch.
Familien mit geringem sonstigen Einkommen werden dadurch starker entlastet.
Entrichtung von Beitragen fir Kranken- und Pflegeversicherung. Beitrage zur
Rentenversicherung sind nicht erforderlich, weil Kindererziehung selbst Beitrag ist
und den Rentenanspruch erhoht (siehe unten).

Beitrage zur Arbeitslosenversicherung, sodass nach der Erziehungsphase bei
Arbeitslosigkeit keine Benachteiligung entsteht.

Angebot von Fortbildung wahrend der Erziehungsphase (z.B. zur Kinderbetreuung,
im bisherigen Beruf, Sprachférderung bei Migranten).

Offentliche Férderung von Kindergérten, deren Besuch ab dem 4. Lebensjahr aus
padagogischen Griinden allgemein zu beflirworten ist.

Wegfall oder Minderung des Erziehungsgehalts, wenn der Staat im Rahmen seiner
~Wachterfunktion nach Art. 6, Absatz 2, Satz 2 Grundgesetz wegen der Gefahrdung
des Kindeswohls die Betreuung und Erziehung eines Kindes ganz oder teilweise
Ubernehmen oder organisieren muss.

Alterssicherung

Reduzierung der bisherigen Anspriiche aus Erwerbsarbeit zugunsten einer
kinderzahlbezogenen Zusatzrente fur Eltern durch Erweiterung der heutigen
Erziehungsjahre, um die bestehende Benachteiligung der Eltern beim
Rentenanspruch abzubauen.

Eine verpflichtende Zusatzrente fir Kinderlose und Eltern mit einem Kind auf
Kapitalbasis, die wahrend des Erwerbslebens durch die gesparten Kinderkosten
finanziert wird.

Beitréage zur Kapitalversicherung, solange Erwerbstatige keine Kinder haben und
Unterbrechung der Zahlungen bei Geburt eines ersten Kindes, solange das Kind
von den Eltern unterhalten wird.

Auszahlung der angesparten Kapitalbeitrage bei Geburt eines zweiten Kindes, da
die Alterssicherung auch ohne Kapitalrente gesichert ist. Auf diese Weise verfligen
Eltern dann Gber mehr Geld, wenn sie es bendtigen.

Auszahlung von Rentenansprichen, die sich aufgrund eines dritten oder weiteren
Kindes ergeben, bereits zur Zeit der Kindererziehung, weil sie zur Alterssicherung
nicht mehr erforderlich sind. Auf diese Weise kénnen kinderreiche Eltern deutlich
entlastet werden.

Grundsatzliches
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o Einbeziehung aller Bevdlkerungsgruppen in die gesetzliche Jugend- und
Alterssicherung auf der Grundlage des Umlageverfahrens (gesellschaftlicher
Generationenvertrag). Eine getrennte Alterssicherung von Arbeithehmern,
Freiberuflern, Selbstandigen und Beamten ist nicht systemgerecht, weil Eltern und
Kinder oft nicht zur gleichen Berufsgruppe gehéren.

o Gestaltung des Gesamtsystems aus Kinder-, Jugend- und Alterssicherung in einer
Weise, dass das Armutsrisiko weder durch Kinder noch durch Kinderlosigkeit erhoht
wird. Ebenso sollen weder Kinder noch Kinderlosigkeit zu wirtschaftlichen Vorteilen
auf Kosten anderer fUhren.

Il 2 Leistungsgerechtigkeit gegeniiber kiinftigen
Generationen - Nachhaltigkeit in der Sozialpolitik

Keine Generation darf insgesamt im Alter von der nachfolgenden Generation mehr
zurtickfordern, als sie selbst flir deren Erziehung geleistet hat.

Das Prinzip Nachhaltigkeit ist &hnlich wie im 6kologischen Bereich auch im
Sozialsystem zu beachten.

Wenn aufgrund eines Geburtenriickgangs die nachfolgende Generation auf zwei Drittel
der vorangegangenen sinkt, wie es gegenwartig in Deutschland der Fall ist, dann darf
von der zahlenmaRig kleineren nachfolgenden Generation auch nur die Ubernahme von
etwa zwei Dritteln der Altersversorgung fir die vorangegangene Generation gefordert
werden. Das restliche Drittel ist mit Hilfe der gesparten Kinderkosten Gber
Kapitalbildung von der vorangegangenen Generation selbst direkt zu finanzieren.
Erfolgt hier keine Anderung, muss das nicht nur die Familien, sondern die gesamte
nachfolgende Generation iberfordern. Dann wird neben der Familienarmut auch
Altersarmut und Armut wegen Krankheit wieder haufiger werden, wie sich das heute
bereits abzeichnet. Die auf breiter Front ansteigenden sozialen Probleme werden auch
das Bewusstsein fir die gro3en dkologischen Gefahren wieder verdrangen, sodass
selbst die bereits erreichten dkologischen Standards in Gefahr geraten.

Der 2005 im Rentenrecht eingefuhrte ,Nachhaltigkeitsfaktor wird seinem Namen nicht
gerecht. Er fuhrt mittelfristig zu einer drastischen Senkung der Renten. Er ist kein
Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit, da er an den Konstruktionsfehlern unseres
Rentenrechts nichts andert, sondern lediglich die Renten kurzt.

Das ODP-Konzept:

o Die durch den Geburtenrtickgang eingesparten Kinderkosten sind fur die
Alterssicherung anzulegen, sodass die zahlenmaRig kleinere nachfolgende
Generation durch die Versorgung der Alten nicht starker belastet wird, als es ohne
Geburtenriickgang der Fall ware.

¢ Das erforderliche Kapital ist von denen aufzubringen, die Kinderkosten sparen. Das
hangt davon ab, wie die Kinderkosten finanziert werden.

¢ Im Falle eines vollstandigen Kinderkostenausgleichs ist die erforderliche
Kapitalbildung von Eltern und Kinderlosen in gleichem Umfang zu leisten.

e Im Falle eines fehlenden Kinderkostenausgleichs ist die Kapitalbildung allein von
den Kinderlosen aufzubringen (z. T. auch von Eltern mit einem Kind).

e Bei Verwirklichung des in Kapitel Il 1 vorgeschlagenen ODP-Konzepts (halftiger
Kinder- und halftiger Rentenkostenausgleich) ist das Kapital iberwiegend von den
Kinderlosen zu bilden. Eltern sind aber in dem Umfang zu beteiligen, in dem sie
durch den Kinderkostenausgleich entlastet werden.
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Zielvorstellung ist in jedem Fall eine ausgeglichene Bilanz zwischen zwei
aufeinanderfolgenden Generationen. Das gesamte soziale Sicherungssystem hat dem
Ausgleich individueller Risiken zu dienen, aber eine Umverteilung zu Lasten der jeweils
nachfolgenden Generation zu vermeiden.

Il 3 Solidaritidt mit Kranken und Pflegebediirftigen

Die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung hat die Elemente Versicherung,
sozialer Ausgleich und Generationengerechtigkeit zu verbinden.

Das System der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung gilt fir etwa 90 % der
Bevolkerung. Die Anspriiche im Krankheits- und Pflegefall sind dabei fiir alle Mitglieder
gleich. Die Beitrage hingegen steigen linear mit dem Einkommen als einheitlicher
Prozentsatz bis zur Beitragsbemessungsgrenze. Fur Einkommen Gber der
Versicherungspflichtgrenze, die seit 2003 deutlich Gber der Beitragsbemessungsgrenze
liegt, besteht keine Versicherungspflicht.

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) und die Soziale Pflegeversicherung (SPV)
enthalten drei sich Uberlagernde Elemente. Es handelt sich einmal um eine
Versicherung herkdbmmlicher Art (einer fur alle, alle flr einen), zum zweiten um ein
System sozialen Ausgleichs (Bezieher hoherer Einkommen tragen die Krankheitskosten
von Beziehern niedriger Einkommen mit) und zum dritten um ein Umlageverfahren
(Erwerbstatige zahlen fir Kinder und Rentner). Alle drei Elemente sind vom
Gesetzgeber gewollt und nach unserer Auffassung grundsatzlich auch zu rechtfertigen.
Das Prinzip des sozialen Ausgleichs wird aber nur unvollkommen erflllt. Es wird in
zweifacher Hinsicht verletzt. Einmal erfolgt der Ausgleich nur zwischen mittleren und
unteren Einkommen, da hohe Einkommen Uber der Versicherungspflichtgrenze liegen.
Zum anderen wird bei der Beitragsbemessung nicht bertcksichtigt, dass die
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit auch davon abhangt, ob und wie viele Kinder zu
unterhalten sind. Die daraus resultierende Benachteiligung von Eltern wurde 2001 vom
Bundesverfassungsgericht fir die Pflegeversicherung als verfassungswidrig
gekennzeichnet und fir die Krankenversicherung eine Uberpriifung angemahnt. Eine
Korrektur bei der Pflegeversicherung erfolgte nur ansatzweise. Der Prufauftrag fir die
Krankenversicherung wurde bis heute nicht sachgerecht erfillt.

Besonderer Beachtung bedarf das Umlageverfahren innerhalb der GKV, da dieser
Anteil hauptverantwortlich flir deren gegenwartige und vor allem die klinftig zu
erwartenden Finanzierungsschwierigkeiten ist. Zwar werden Kinder und Rentner formal
gleich behandelt, d. h. deren Krankheitskosten werden von den Beitragen der
Erwerbstatigen mitgetragen. Allerdings betragen die durchschnittlichen
Krankheitskosten im Alter etwa das 5-fache gegenlber den Krankheitskosten im
Kindesalter.

So ergibt sich auch fir die gesetzliche Krankenversicherung (wie fur die Renten- und
Pflegeversicherung) aufgrund des Geburtenrickgangs eine Deckungslicke. Immer
weniger Erwerbstatige kdnnen nicht fir den gesamten Krankheitskostenbedarf von
immer mehr Rentnerinnen und Rentnern aufkommen. Kostendeckende
Krankenkassenbeitrédge im Rentenalter sind aber nicht zumutbar. Als Ausweg bietet
sich eine Lésung an, wie sie von den privaten Krankenversicherungen praktiziert wird.
Dort werden die héheren Krankheitskosten im Alter durch Ricklagen finanziert, die
bereits in jingeren Lebensjahren gebildet wurden. Ahnliche Riicklagen sollten auch in
der gesetzlichen Krankenversicherung von Versicherten ohne Kinder (und in
geringerem Umfang auch von Versicherten mit einem Kind) verlangt und angespart
werden. Das entspricht auch der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, das
fur die Pflegeversicherung bereits eine solche Lésung empfohlen hat.

Der ab 2009 eingefuhrte Gesundheitsfonds dient zwar dem Risikoausgleich zwischen
den Krankenkassen. Er 16st aber nicht die Kernprobleme der Gesetzlichen
Krankenversicherung. Er leistet keinen Beitrag zu einem besseren sozialen Ausgleich,
da er hohe Einkommen weiter nicht einbezieht und die Einschrankung der finanziellen
Leistungsfahigkeit durch Kinder weiterhin nicht berticksichtigt. Er zeigt auch keinen
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Weg, wie die infolge des Geburtenrtickgangs in Zukunft noch zunehmende
Deckungslicke fir die hohen Krankheitskosten im Alter geschlossen werden kann.
Damit ist der Gesundheitsfonds einschlieRlich der 2015 eingefiihrten flexiblen Beitrage
der Kassen kein Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit bei der GKV.
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Das ODP-Konzept:

¢ Die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung ist auf alle Einkommensbezieher
auszudehnen (Beamte, Freiberufler, Unternehmer u. a.). Die
Krankenkassenbeitrdge sind als einheitlicher Prozentsatz des Einkommens zu
erheben.

o Es sind alle Einkommensarten einzubeziehen (z.B. auch Miet- und
Kapitaleinklnfte).

o Die gesetzlichen Krankenkassen werden in der Anzahl stark reduziert. Das erspart
erhebliche Verwaltungskosten. Die verwaltungsaufwandigen, immer wieder
anzupassenden Ausgleichszahlungen zwischen den Kassen wegen
unterschiedlicher Mitgliederstruktur (Alter, Einkommen, Gesundheitszustand)
werden dann vermindert. Auch Werbeetats der Kassen werden geringer.

e Versicherungspflichtgrenze und Beitragsbemessungsgrenze der Gesetzlichen
Krankenversicherung werden aufgehoben, so dass auch Besserverdienende
pflichtversichert sind. Private Zusatzversicherungen flir Sonderleistungen (z.B.
Einbettzimmer, medizinische Leistungen aufierhalb der Regelversorgung) bleiben
moglich. Die Altersruckstellungen der privaten Krankenversicherungen bleiben den
Versicherten erhalten.

Wahlfreiheit flr die Art der Pflege alter Menschen

¢ Weder die Gewahrung noch die Hohe von Leistungen der Sozialen
Pflegeversicherung sind von der Art der Betreuung (h&usliche Betreuung oder
Heimunterbringung) abhangig zu machen. Malstab fir Leistungen darf nur das
Ausmal der Pflegebeddrftigkeit sein.

¢ Die Einflussnahme des Staates hat sich auf die Verhinderung von Missstanden zu
beschranken (z.B. Ahndung von Misshandlung und Vernachlassigung von
Pflegebedirftigen in Familien oder Betreuungseinrichtungen, Vermeidung der
Verwahrlosung allein stehender alter Menschen, Heimaufsicht). Dabei ist neben den
korperlichen Fahigkeiten insbesondere auch die geistige und seelische
Beeintrachtigung zu bericksichtigen.

¢ Die Anspruche fur den Krankheits- und Pflegefall bleiben fir alle Mitglieder der
Gesetzlichen Krankenversicherung gleich, wie das auch heute fir die
Pflichtversicherten gilt.

¢ Die sich aufgrund des Geburtenriickgangs ergebende Deckungsliicke fur die
Krankheitskosten im Alter ist durch anzusparende Kapitalbeitrage zu schlie3en. Sie
sind zumindest teilweise von den Beitragszahlern ohne Kinder (zum geringeren Tell
auch von Eltern mit einem Kind) als Bestandteil der eigenen Alterssicherung tber
die Bildung eines Kapitalstocks aufzubringen, um die nachfolgende Generation zu
entlasten. Ihre Finanzierung ist in Ubereinstimmung mit der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts wegen der fehlenden (bzw. geringeren) Kinderkosten
zumutbar.

e Solange es keine Grundsicherung fur Kinder gibt (vergl. Kap. Il 1), ist das
Existenzminimum der Kinder von der Belastung durch Beitrage zur Kranken- und
Pflegeversicherung freizustellen. Der heutige Sonderbeitrag fur Kinderlose in der
Sozialen Pflegeversicherung kann dann entfallen.
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Il 4 Integration von Jung und Alt

Gerade in Zeiten des demografischen Wandels darf sich die Sorge flr Jung und Alt
nicht in deren wirtschaftlicher Absicherung erschopfen. Genauso wie eine
Umweltvertraglichkeitsprifung fur alle politischen Vorhaben zu fordern ist, muss in allen
Bereichen bei politischen Entscheidungen auch die Vertraglichkeit von Vorhaben in
Hinblick auf die Bedurfnisse von Kindern, Jugendlichen und Senioren bertcksichtigt
werden.

Von grofRer Bedeutung fir die Zukunft unserer Gesellschaft sind ein verstandnisvoller
Umgang der Generationen untereinander und eine Atmosphare gegenseitiger
Wertschatzung. Deshalb sollen sie sich nicht in der Familie, sondern auch in der Arbeit
und Freizeit begegnen, um soweit vorhanden unterschiedliche Einstellungen kennen zu
lernen und das Miteinanderleben erfolgreich und zum Wohle aller zu meistern.

Von grolRer Bedeutung fur die Zukunft unserer Gesellschaft sind ein verstandnisvoller
Umgang der Generationen untereinander und eine Atmosphare gegenseitiger
Wertschatzung. Deshalb sollen sie sich nicht nur in der Familie, sondern auch in der
Arbeit und Freizeit begegnen, um soweit vorhanden unterschiedliche Einstellungen
kennen zu lernen und das Miteinanderleben erfolgreich und zum Wohle aller zu

meistern.
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Das ODP-Konzept:

e Politik fur Kinder, Jugend und Senioren ist als Querschnittsaufgabe zu verstehen,
d.h. in allen politischen Bereichen sind die jeweiligen Bedrfnisse besonders zu
berlcksichtigen.

e Z.B. sind in Wohngebieten gentigend Aufenthalt-, Spiel- und Ruhezonen
vorzuschreiben, in denen sie sich und die Betreuenden entfalten und wohl fihlen
kénnen.

e Projekte flir gemeinsames Wohnen und Wohnen im Alter sind zu fordern.

e Beider Verkehrsgestaltung ist darauf zu achten, dass Kinder und Alte nicht
ausgegrenzt werden, sondern sich sicher in ihrem Alltagsleben bewegen kdnnen.

o Mitbestimmungsmaoglichkeiten, Arbeit in Verbanden und andere Eigeninitiativen von
Jungen und Alten sind insbesondere auf kommunaler Ebene zu férdern (z.B. durch
Jugend- und Seniorenbeirate).

¢ Freiwilligendienste aller Generationen zur Entfaltung des burgerschaftlichen
Engagements (z.B. Aktiv im Alter, freiwillige Aktivitdten von Jugendlichen) und zu
gegenseitiger Unterstitzung und Vernetzung mussen weiterentwickelt werden.

Il 5 Gesundheit ist keine Ware

Gesundheitspolitik hat die Grundsatze der Eigenverantwortung und der Solidaritat zu
verbinden.

Noch in den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts war das deutsche
Gesundheitssystem im internationalen Vergleich in der Spitzengruppe. Derzeit ist es auf
einen Platz im mittleren Bereich abgefallen.

In Deutschland wurden einst auch viele nitzliche Medikamente entdeckt und produziert.
Jetzt sind wirkliche Neuentwicklungen selten. Dafur bringt die Pharmaindustrie derzeit
viele Medikamente mit nur unerheblichen Wirkstoffanderungen als Neuentwicklungen
mit einem wesentlich Gberhéhten Preis auf den Markt. Auch tatsachliche
Neuentwicklungen missen zu einem wirtschaftlich vertretbaren Preis abgegeben
werden.
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474 Von den Absolventen des Medizinstudiums nimmt heute ein zu kleiner Teil die
tatsachliche medizinische Versorgung der Bevolkerung in Deutschland auf. Ein groRer
Teil geht ins Ausland, in die Forschung oder in die pharmazeutische Industrie, weil die
arztliche Tatigkeit in Deutschland in den letzten Jahrzehnten immer weniger attraktiv
geworden ist. Die Struktur des Medizinstudiums muss sich mehr am ganzheitlichen
Menschenbild statt ausschlieRlich an der Behebung von Krankheiten ausrichten. Beim
Zugangsverfahren muss neben den Schulnoten auch auf menschliche Eignung zum
Beruf geachtet werden.

475 | Die Krankenh&user im Besitz der kommunalen Trager kdmpfen um ihr Uberleben.
Zahlreiche Hauser, auch die der Basisversorgung im landlichen Raum, werden
geschlossen oder privatisiert.

476 | Die freiberuflich tatigen Fach- und Hausarzte suchen vergeblich nach
Praxisnachfolgern. Das Durchschnittsalter der Hausarzte in Deutschland liegt heute bei
Uber 55 Jahren. Die Behandlung der gesetzlich Versicherten wird inzwischen so
schlecht bezahlt, dass eine wirtschaftliche Praxisfihrung durch Behandlung dieser
Patientengruppe, die den Groldteil ausmacht, immer weniger gewahrleistet ist.

477 | Die Beitrage der Berufstatigen zur Krankenversicherung sind in den letzten Jahren
weiter angestiegen. Der Staat kassiert den vollen Mehrwertsteuersatz auf
Medikamente. Die letzte Erhdhung des Beitragssatzes erfolgte durch die Einfuhrung
des Gesundheitsfonds. Die Patienten miissen immer mehr zu Medikamenten,
physikalischer Therapie und Ahnlichem zuzahlen. Brillen, Zahnersatz und pflanzliche
Medikamente missen weitgehend von den Patienten alleine bezahlt werden.
Gleichzeitig steigert die pharmazeutische Industrie ihre Umsatze weit starker als der
Durchschnitt aller anderen Waren und Dienstleistungen steigt.

4758 | Bei der Entwicklung der Krankheitskosten wird bisher zu wenig beachtet, dass sie zu
ca. 50% erst im Rentenalter anfallen. Die Krankenkassen sind demnach zumindest zur
Halfte ein Altersversorgungssystem. Damit ergeben sich auch fir sie aus dem
Geburtenriickgang ganz ahnliche Probleme wie fir die gesetzliche Rentenversicherung.
Auf die sozialpolitischen Aspekte des Krankenkassenrechts wird in Kapitel Il 1 naher
eingegangen.

479 | Die Existenz von derzeit etwa 100 Krankenkassen verursacht hohe Verwaltungskosten.
Hinzu kommen Werbeetats fir gegenseitige Abwerbung ,gtinstiger Risiken® (méglichst
junge gesunde Versicherte) zwischen den Kassen. Ein besonders krasses Beispiel
unsinniger Mittelverwendung ist das neu eingeflhrte Verfahren, die Anzahl der
chronisch kranken Patienten der einzelnen Kassen zu ermitteln, um daran die Zuteilung
von Geldern zu orientieren. Das hat zu einem aufgeblahten Verwaltungsaufwand bei
den Kassen geflihrt. Schlimmer noch: Damit wurde ein neues Tor fur Manipulationen
geosffnet, das sich kostentreibend auswirken wird.

480 | Die Transparenz der Mittelverwendung bei Kassen und Kassenarztlichen
Vereinigungen ist unzureichend.

481 | Jahrlich werden mehr als 200 Milliarden Euro allein an Krankenkassenbeitragen der
gesetzlich Versicherten ausgegeben. Der gesamte Gesundheitsmarkt wird auf einen
Umsatz von tber 300 Milliarden Euro geschatzt. Versicherungsriesen aus den USA und
Klinikkonzerne dringen in den Gesundheitsmarkt ein, um Profit zu machen. Die
Klinikkonzerne versuchen, Arztpraxen in flr sie interessanten Bereichen aufzukaufen,
um sie als Schleusen in die von ihnen betriebenen Kliniken zu verwenden. Eine
Betreuung der Patienten in konzerneigenen rein profitorientierten medizinischen
Versorgungssystemen erscheint als dul3erst problematisch.

482 | Als Nachstes soll mit Hilfe der bereits eingefuhrten elektronischen Gesundheitskarte
eine zentrale Erfassung von Patientendaten gegen die Bedenken von Datenschiitzern
und Arzteverbanden eingefiihrt werden.

483 | Die Gesunderhaltung ist nicht nur eine Aufgabe jedes Einzelnen, sondern auch des
Staates. Gesundheitsschadliches Konsumverhalten wird heute durch massiven
Werbeaufwand gefordert und damit die Gesundheit dem Profit geopfert. Der Staat muss
sich wieder mehr um die Gesundheit seiner Burger kimmern.
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Das ODP-Konzept:

Medizinische Versorgung ist keine Ware, sondern ein Recht der Blirger. Dieses
Prinzip muss erhalten bleiben.

Der freiberuflich tatige Arzt muss Vertrauensperson des Patienten bleiben. Dies
gelingt nur, wenn die Behandlung der gesetzlich Versicherten angemessen bezahlt
wird.

Der Gebietsschutz fiir Arzte ist aufrecht zu erhalten, damit Gesundheitskonzernen
der Zugriff auf die ambulante Versorgung der gesetzlich Versicherten verwehrt
bleibt.

Zur erforderlichen Krankenkassenreform wird auch auf Kapitel 1l 3 verwiesen.
Diagnosen sind nicht der Krankenkasse, sondern nur dem Medizinischen Dienst der
gesetzlichen Krankenkassen bekannt zu geben.

Die Mittelverwendung der gesetzlichen Krankenkassen und der Kassenarztlichen
Vereinigung (z.B. Anteil von Sonderprogrammen, Verwaltung) sind zeitnah
offenzulegen.

Die in den letzten Jahren immer weiter vorangetriebene kostspielige
Bulrokratisierung einschlielich Gberzogener Vorschriften, die die Qualitat der
medizinischen Versorgung nur scheinbar erhdhen, ist auf ein sachorientiertes Mal}
zurtickzufuhren. Das Kontrollorgan Gemeinsamer Bundesausschuss (GBA) muss
besser demokratisch legitimiert und mit kompetenten Menschen besetzt werden.
Die Abrechnung der arztlichen Leistung muss auch bei der gesetzlichen
Krankenkasse ubersichtlich und Uberprifbar und fiir den Patienten einsehbar sein.
Einsparungen kdnnen auch im Bereich der pharmazeutischen Industrie erreicht
werden. Es geht nicht an, dass Milliardengewinne in diesem Bereich erzielt und auf
der anderen Seite unverhaltnismalig hohe Werbeetats durch
Krankenkassenbeitrage finanziert werden. Dazu gehdéren auch kostspielige
Scheininnovationen der pharmazeutischen Industrie, die ohne medizinischen
Gewinn lediglich der Gewinnmaximierung durch Umgehung patentrechtlicher
Regelungen dienen.

Die Mehrwertsteuer auf Arzneimittel wird — wie in fast allen anderen europaischen
Landern - auf einen ermaRigten Steuersatz gesenkt. Die bewirkt einerseits eine
Senkung der Krankenkassenausgaben fur Arzneimittel, andererseits verbilligt es fur
die Bevolkerung den Preis jener Arzneimittel, die sie selbst bezahlen mussen.
Naturmedizin, die haufig wesentlich weniger Nebenwirkungen erzeugt als chemisch
hergestellte Arzneimittel, soll immer dann auch von der gesetzlichen Krankenkasse
bezahlt werden, wenn sie eine mit chemisch hergestellten Medikamenten
vergleichbare Wirkung aufweist.

Die Heilpraktikerausbildung ist deutlich zu verbessern und einheitlich zu regeln.
Nachweislich gesundheitsschadliche Substanzen (Tabak, Alkohol, Fabrikzucker
u.a.) sind mit hdheren Steuern zu belasten. Die eingenommenen Mittel sind zur
Suchtpravention und Behandlung suchtbedingter Krankheiten der Krankenkasse zur
Verfugung zu stellen. Dadurch wird erreicht, dass die Folgen
gesundheitsgefahrdenden Verhaltens von den Betroffenen selbst (mit)finanziert
werden.

Der seit einigen Jahren zunehmend und erfolgreich betriebene Nichtraucherschutz
ist beizubehalten und weiter auszubauen.

Der gesetzlich vorgeschriebene Jugendschutz (Zugang zu Alkohol, Tabakwaren,
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Computerspielen u.a.) muss besser durchgesetzt werden. Dazu kommen auch
Maflnahmen bis zum Lizenzentzug (z.B. bei Gaststatten) in Betracht.

o Deutschland soll wieder ein gefragter und innovativer Forschungsstandort werden.
Es sind unter Einbeziehung alternativer Methoden besonders solche Forschungen
zu fordern, die moglichst nebenwirkungsarme Medikamente und
Behandlungsmethoden betreffen. Bei Forschung und Produktion missen ethische
und o6kologische Grenzen gesetzt werden.

o Die dezentrale, wohnortnahe Krankenhausversorgung ist vorzugsweise in der Hand
kommunaler Trager sicherzustellen. Durch Kooperation und Koordination von
Einrichtungen untereinander und mit niedergelassenen Arzten sind qualitative
Verbesserungen und wirtschaftliche Effizienz gleichermallen zu erzielen. Die
SchlieRBung zahlreicher patientennaher Krankenhauser zugunsten von Grof3kliniken
muss verhindert werden.

o Die Finanzierung der stationaren Versorgung ausschlief3lich tber
Diagnosenverschlisselung (DRGs) ist zu birokratisch und nicht menschengerecht.

¢ Die Erfassung von Krankheitsdaten zur Vermeidung von Doppeluntersuchungen ist
sinnvoll, soll aber in der Hand der behandelnden Arzte und des Patienten bleiben.
Patientenakten zum Mitnehmen oder ahnliche Dokumentationen erflllen diesen
Zweck, ohne das Risiko des Datenmissbrauchs unvertretbar zu erhéhen.

e Hospizstationen und ambulante Hospizdienste zur menschenwirdigen Betreuung
Todkranker sind auszubauen und mit ausreichenden finanziellen Mitteln
auszustatten.

¢ Die toxische Gesamtbelastung des Menschen und die Beseitigung schadlicher
Umwelteinflliisse sind verstarkt zu erforschen. Die Einhaltung von MAK-Werten
(Maximale Arbeitsplatz-Konzentration) bei Giftstoffen ist verlasslich zu kontrollieren.

¢ Alle Bevolkerungskreise sind, beginnend in Kindergarten und Schulen, ber aktive
Gesunderhaltung durch sinnvolle Ernahrung und Lebensfihrung aufzuklaren.

e Die Ermdglichung einer ausgewogenen Ernahrung (u. a. Vollwerternahrung) in allen
offentlichen Einrichtungen mit Kiichen, Kantinen oder Mensen, insbesondere in
Krankenhausern, ist sicherzustellen.

Il 6 Menschen mit Behinderung

Integration und Inklusion gestalten

In Deutschland leben Millionen Menschen mit Behinderung (nur ca. 4% davon haben
ihre Behinderung bereits seit der Geburt) mit denselben Rechten und Pflichten wie alle
Blrgerinnen und Birger. In unserer Leistungsgesellschaft sind sie oft von
gesellschaftlicher Ausgrenzung bedroht, weil ihre Fahigkeiten und Bedurfnisse nicht
genugend ernstgenommen werden.

Dem soll das Schwerbehindertenrecht entgegenwirken, und zwar nicht nur durch
pauschale finanzielle Vergunstigungen, sondern auch durch gezielte Erleichterung der
Integration und Inklusion im Alltags- und Erwerbsleben. Der Gesetzgeber soll
insbesondere darauf hinwirken, dass Menschen mit Behinderung ihre Arbeitskraft
optimal einsetzen kdnnen. Das starkt den Lebens- und Arbeitswillen und ist auch
volkswirtschaftlich verninftig. Es missen Mdglichkeiten gefunden werden, die den
individuellen Erfordernissen der unterschiedlichen Behinderungen gerecht werden.
Daneben ist es gerade heute eine vordringliche Aufgabe, in der Gesellschaft eine
Atmosphare zu schaffen, in der Menschen mit Behinderung nicht diskriminiert werden,
sondern ein gleichberechtigtes Leben fihren kénnen.
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512 .
Das ODP-Konzept:

513 | e  Statt der Isolation in abgelegenen Einrichtungen muss das Wohnen mit und neben
pflegebedurftigen und behinderten Menschen durch Rahmenrichtlinien zum
,betreuten und integrierten Wohnen* bundesweit ausgebaut werden.

514 e Die Frihférderung von Kindern mit Behinderung ist zu gewahrleisten, um
langfristige Folgeschaden zu verringern.

915 e In Kindergarten, Schulen und Bildungseinrichtungen sollen behinderte und nicht
behinderte Menschen soweit moglich gemeinsam erzogen werden und mit- sowie
voneinander lernen (Inklusion).

516 o Die gleichberechtigte Teilnahme von Kindern mit Behinderung am Unterricht in
Integrationsklassen ist, soweit es im Einzelfall sinnvoll ist, sicherzustellen.
Unterstutzt werden soll dies durch ein groeres Schulungsangebot fur Padagogen
und Padagoginnen.

517 e  Die Barrierefreiheit ist bei Bau- und Umbaumafnahmen, der Ausgestaltung von
Verkehrsflachen, Verkehrsmitteln und 6ffentlichen Gebauden sicherzustellen
(Aufziige, Rampen, abgesenkte Bordsteine, Signalanlagen fir Sehbehinderte u.a.).

518 | o  Der 6ffentliche Personenverkehr ist barrierefrei auszugestalten.

521 e Die Anzahl gemeinsamer Arbeitsplatze behinderter und nicht behinderter Menschen
ist durch Anreize bedarfsgerecht zu erhéhen. Abgaben flir Betriebe, die zu wenig
Menschen mit Behinderung beschéaftigen, sind daher gerechtfertigt.

522 e« Menschen mit Behinderungen ist der Einstieg ins Berufsleben zu erleichtern. Unser
Ziel ist berufliche Integration statt Aussonderung. Finanzielle Unterstiitzungen sind
an die Person des Menschen mit Behinderung und nicht an eine Institution zu
koppeln. Dies ermdglicht Hilfestellungen genau dort, wo sie dieser Personenkreis
selbst mochte.

5240 11'7 - Schutz vor Armut

524c | Die leistungsgerechte Bewertung von Arbeit ist der wirksamste Schutz gegen Armut.

525 | Die wichtigste Ursache fur Armut in Deutschland ist heute ein falsches Verstandnis des
Arbeitsbegriffs, der auf herkdbmmliche Erwerbsarbeit eingeengt wird. Die in jeder
Gesellschaft entscheidende Arbeit der Betreuung, Versorgung und Erziehung von
Kindern erfahrt durch unser Sozialsystem eine gefahrliche Geringschatzung. Der durch
Kindererziehung erarbeitete wirtschaftliche Wert wird als ,Alterslohn® an Erwerbsarbeit
gebunden (vgl. Kapitel Il 1). Das hat zwangslaufig zu der heute im Vordergrund
stehenden Familienarmut gefiihrt, die bei Familien mit drei oder mehr Kindern und bei
Alleinerziehenden besonders ausgepragt ist. Auch die Altersarmut betrifft in erster Linie
Mutter und Vater mehrerer Kinder.

526 | Hinzu kommt, dass Eltern wegen ihrer Kinder bei der Suche nach besser bezahlter
Erwerbsarbeit weniger mobil sind. Weiterhin reicht das im Rahmen von ALG Il gezahlte
Sozialgeld fir Kinder nicht aus, um deren Existenzminimum zu sichern.

527 | Die bestehende und weiter zunehmende Armut von Eltern und Kindern behindert die
korperliche und psychische Entwicklung der betroffenen Kinder und beeintrachtigt inre
spatere Bereitschaft zu Leistung und sozialem und ékologischem Verhalten.

529 | Eine funktionsfahige Gesellschaft erfordert eine leistungsgerechte Bewertung sowohl
herkdmmlicher Erwerbsarbeit als auch familidrer Erziehungsarbeit. Bei Beibehaltung
des Umlageverfahrens im Rentensystem (vgl. Kapitel Il 1) ist das nur durch eine
Bezahlung der Erziehungsarbeit mdglich.

530 | Auch der gesetzliche Mindestlohn von 8,50 Euro/Stunde fiir Erwerbsarbeit kann weder
Familien mit drei oder mehr Kindern noch halbtags erwerbstatigen Alleinerziehenden
helfen, da aufgrund der Erziehungsarbeit auch mit dem Mindestlohn kein Einkommen in
Hohe des Anspruchs erzielt werden kann, der nach dem ALG Il ohnehin besteht. Erst
die Honorierung der Erziehungsarbeit fihrt dazu, dass auch diese Personengruppen
vom Mindestlohn profitieren.

531 | Ein Mindestlohn kann nur dann einen wesentlichen Beitrag zur Armutsbekampfung
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leisten, wenn auch die familidre Erziehungsarbeit entlohnt wird. Eine Honorierung der
Erziehungsarbeit wird die Motivation zu weiterer Erwerbsarbeit nicht beeintrachtigen, da
keine Kirzung erfolgt wie beim ALG II.

532 | Eine angemessene Honorierung ist auch fir die Pflege pflegebedurftiger Angehdriger
zu fordern. Nach den bestehenden Regelungen der Sozialen Pflegeversicherung
betragt das gewahrte Pflegegeld weit weniger, als es dem gesetzlichen Mindestlohn
entspricht.

533 | Ein bedingungslos gewahrtes Grundeinkommen (BGE) fur alle widerspricht dem
Grundsatz, dass jede/r zunachst fir sich selbst zu sorgen hat, soweit ihm/ihr das
maoglich ist. Es ist nicht leistungsgerecht. Es beeintrachtigt die Arbeitsmotivation bei
denen, die es erhalten, und bei denen, die es bezahlen. Ein bedingungsloses
Grundeinkommen ist ausschlieBlich bei Kindern gerechtfertigt, da von ihnen keine
erwerbsbezogene Arbeitsleistung erwartet werden kann, ja nicht einmal erwiinscht ist
(val. Kapitel Il 1).

534 R AR

535 i
Das ODP-Konzept:

536 | e  Kurzfristig ist ein an den staatlichen Kosten eines Krippenplatzes orientiertes
Erziehungsgehalt / Betreuungsgeld fir Kleinkinder (U3) einzuflihren, das auch zur
Finanzierung einer Fremdbetreuung verwendet werden kann (Kinderkrippe,
Tagesmutter u.a.). Es ersetzt das Elterngeld, die 6ffentliche Krippenfinanzierung
und das bisherige Betreuungsgeld.

536a e Bei Kilirzung von Leistungen des ALG Il wegen unzureichender Nachweise Uber die
Arbeitsplatzsuche (§32 SGB Il) miussen zumindest Nahrung, zuzahlungsfreie
medizinische Versorgung, Wohnung und ein Mindestmal’ an Kleidung garantiert
sein; §31 SGB Il ist hierzu von einer Kann-Vorschrift in eine Muss-Vorschrift zu
andern.

537 e Das von der Sozialen Pflegeversicherung gezahlte Pflegegeld fur hausliche Pflege
hat sich am durch die Pflegestufe definierten Arbeitsaufwand zu orientieren.

538 e Die Honorierung der familiaren Erziehungs- und Pflegearbeit wird die
Arbeitslosigkeit deutlich verringern, weil dann Mutter, Vater und pflegende
Angehdrige wegen bezahlter Erziehungs- und Pflegearbeit von ihnen besetzte
Stellen in der Wirtschaft freimachen. Auch wird das den Wiedereinstieg in den alten
Beruf oder den Umstieg zu anderen Beschaftigungen nach der Erziehungs- oder
Pflegephase erleichtern. Die durch Erziehungs- und Pflegearbeit erworbenen
Erfahrungen sind dabei zu berlcksichtigen und durch Fortbildungsmalinahmen
weiter auszubauen. Auch das wird zur Minderung von Familienarmut beitragen.

539 e Die leistungsgerechte Honorierung von Arbeit einschlieRlich der hauslichen
Erziehungs- und Pflegearbeit wird zusammen mit einer Grundsicherung fur Kinder
(vgl. ODP-Konzept bei Il 1) Familienarmut wirksam und leistungsgerecht verhindern.
.Prekare Arbeitsverhaltnisse® (Erwerbstatigkeit, deren Lohn nicht ausreicht, um eine

Familie zu erndhren) werden dann verschwinden.
540

Il 8 Sozial ausgewogene Besteuerung
5404 Die Besteuerung ist leistungsgerecht und sozial ausgewogen zu gestalten.

541 Das Steuersystem soll sich an der Leistungsfahigkeit der Burger/innen orientieren: Bei
einem hohen Einkommen ist ein héherer Steueranteil gerechtfertigt als bei einem
niedrigen Einkommen. Das Existenzminimum aller Familienmitglieder muss steuerfrei
bleiben.

540 | Dieser Grundsatz der progressiven Besteuerung ist nur bei Erwerbseinkommen
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verwirklicht. Kapitaleinkommen werden dagegen durch die Abgeltungssteuer (25 %)
meist deutlich niedriger besteuert als Erwerbseinkommen. Bei den Verbrauchsteuern
(Mehrwertsteuer, Stromsteuer) ist es jedoch umgekehrt. Das heiflt, je niedriger das
Einkommen, desto hdher ist der Anteil der Steuerlast, weil ein héherer Anteil des
Einkommens verbraucht werden muss.

Besonders seit der Jahrtausendwende sind eine Reihe von steuerrechtlichen
MafRnahmen erfolgt, die einseitig oder bevorzugt Hochverdienern und Vermogenden
zugutekamen. Dazu gehdren die Abschaffung der Vermogenssteuer 1997, die
Absenkung des Spitzensteuersatzes von 53% (1999) auf 42% (2005) und die
Einflhrung der Abgeltungssteuer als ermafigtem Steuersatz fir Kapitaleinkiinfte ab
2009. Die ab 2007 geltende Besteuerung mit 45% von Einkommen Gber 250.000 € fur
Ledige (sog. Reichensteuer) hat dagegen eher symbolische Bedeutung.

Andererseits wurden Geringverdiener und Familien durch héhere Verbrauchssteuern
zusatzlich Uberproportional belastet (z.B. Einfuhrung der Stromsteuer 1999, Erhéhung
der Mehrwertsteuer von 16 auf 19 % ab 2007).

Geringere Steuern flir Reichere und héhere Steuerbelastung fiir Armere stehen in
einem ursachlichen Zusammenhang, da die Entlastung der Reicheren die
Staatsverschuldung férdert, die durch héhere Verbrauchssteuern der Armeren finanziert
werden muss.

Diese steuerrechtlich verursachte Umverteilung hat inzwischen zu einem immer
starkeren Auseinanderklaffen von Arm und Reich geflihrt. Damit besteht neben der
Benachteiligung der Familien im Sozialrecht auch im Steuerrecht eine wichtige Ursache
fur die zunehmende Armut, die auch unabhangig vom Familienstand besteht.
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Das ODP-Konzept:

e Die Belastung durch Einkommens- und Verbrauchssteuern ist im Zusammenhang
zu sehen und hat sich an der individuellen Leistungsfahigkeit der Blrger/innen zu
orientieren. Ziel der Besteuerung muss es sein, dass sich die Schere zwischen Arm
und Reich nicht weiter 6ffnet, sondern wieder enger wird.

o Kapitaleinkommen sind ebenso hoch zu besteuern wie Arbeitseinkommen.

e Eine verfassungsgerechte Vermdgenssteuer ist wieder zu erheben.

11 9 Gleichberechtigung und Solidaritat

Mit viel Mut und Ausdauer hat die Frauenbewegung seit ihren Anfangen in der
franzdsischen Revolution und Aufklarung grof3e Erfolge in der Gleichberechtigung von
Mannern und Frauen erstritten. Einerseits haben die rechtliche Gleichstellung und die
Teilhabe an Erwerbsleben, in Politik und Wirtschaft fir Frauen in unserem Lande zu
einer grof3eren Freiheit und Selbstbestimmung geflhrt. Andererseits wurde die
uberwiegend von Frauen geleistete familiare Sorgearbeit durch die Sozialgesetzgebung
massiv abgewertet und damit die Wahlfreiheit eingeschrankt.

Nach wie vor gibt es aber Defizite, was gleichen Lohn fur gleiche Arbeit, angemessene
Bezahlung fiur besonders von Frauen ausgefiihrte Tatigkeiten und eine ausgewogene
Aufteilung von Verantwortlichkeiten zwischen Mannern und Frauen in Politik und
Gesellschaft, in Wirtschaft und Familien betrifft. Diese zu beseitigen erfordert erhebliche
Anstrengungen und das nétige Augenmalf um ideologisch beeinflusste
Fehlentwicklungen zu vermeiden.

Alle Versuche, Frauen, Manner und Familien bei der Wahl ihres Lebensmodells zu
bevormunden und zu diskriminieren, lehnen wir ab.
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Im Hinblick auf die Zukunftsfahigkeit unserer Gesellschaft ist es alarmierend und
unbegreiflich, dass die Vorstellungen von einer Gleichberechtigung der Frauen in einem
besonders wichtigen Bereich noch kaum Eingang in Denkprozesse und Gesetzgebung
gefunden haben. Die Wichtigkeit und der Wert der familidren Sorgearbeit bleiben
weiterhin unbeachtet, obwohl Stromungen im Feminismus sich immer wieder Gedanken
gemacht haben, wie man sie in die Mitte der Gesellschaft bringen kann.

Die angestrebte Einbeziehung der Manner in diese Aufgabenfelder erscheint immer
noch unrealistisch und wird scheitern, solange hausliche Kindererziehung und die
Pflege hilfsbedlirftiger Menschen nicht den Stellenwert haben, der ihnen auf Grund ihrer
Bedeutung zusteht.

So bleiben diese fir die Gesellschaft unersetzlichen, aber bisher nicht oder kaum
bezahlten Arbeiten Uberwiegend an den Frauen hangen und fuhren zu gravierenden
wirtschaftlichen Benachteiligungen sowohl wahrend der Zeit der Erwerbstatigkeit als
auch im Alter.

Die VerklUrzung des Anspruchs auf Gleichberechtigung auf eine Gleichstellung im
Erwerbsarbeitsleben beseitigt Ungleichheiten keineswegs, sondern verschleiert diese
noch mehr. Durch einseitige Subventionierung fiir von der Politik gewlinschte
Betreuungsmodelle gangelt der Staat Eltern und verhindert die Gleichberechtigung
alternativer Lebensentwrfe.

Hier sieht die ODP den wichtigsten Ansatzpunkt fiir die Verwirklichung von
Gleichstellung im eigentlichen Sinn von Gleichberechtigung.

Im Grundgesetz Art. 3 Abs. 2 ist festgelegt: ,Manner und Frauen sind gleichberechtigt.
Der Staat fordert die tatsachliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und
Mannern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.*

Unter dem im Grundgesetz nicht erwahnten Begriff ,Gleichstellung’ wird heute der Weg
verstanden, auf dem die geforderte Gleichberechtigung erreicht werden soll (vgl. z.B.
Aussagen des Familienministeriums): ,Geschlechtergerechtigkeit bedeutet, bei allen
gesellschaftlichen und politischen Vorhaben die unterschiedlichen Lebenssituationen
und Interessen von Frauen und Mannern zu berucksichtigen.*

Maflnahmen und politische Vorgaben der Gleichstellungspolitik miissen sich also immer
daran messen lassen, ob sie die Lebenssituationen, Begabungen und Interessen
wirklich aller Frauen und Manner im Blick haben.

Die gleichstellende Vorgabe einer 50:50-Verteilung von Frauen und Mannern in allen
Arbeitsbereichen — von Unternehmen tber Politik und Erziehung bis hin zur familiaren
Sorgearbeit — wird diesem Ziel nicht gerecht. Die Forderung nach maximaler Flexibilitat
und Mobilitat in der Arbeitswelt diskriminiert alle — Manner wie Frauen —, die familiare
Sorgearbeit leisten.

Winschenswert ist vielmehr als Ziel eine Partnerschaftlichkeit, die zwischen den
Beteiligten auf Augenhéhe verhandelt wird und die Aufteilung wahlt, die im konkreten
Fall als optimal empfunden wird.

Familidare Sorgearbeit, ehrenamtliches Engagement aber auch eine entschleunigte
Lebensweise entsprechen haufig dem Wunsch nach einem sinnerfiliten Leben und
sind fur die Existenzfahigkeit der Gesellschaft unersetzlich. Deshalb muss eine
Reduzierung der (Regel-)Arbeitszeit ermdglicht werden ohne dass dadurch der
Sozialversicherungsschutz zusammenbricht. Das Recht auf Teilzeit hilft nicht weiter,
wenn daraus Altersarmut folgt.

In der aktuellen Politik werden grof3e Anstrengungen unternommen, um die Situation
von Frauen in der Erwerbsarbeit zu verbessern.

Erklartes Ziel ist dabei die/der ,erwerbstatige Erwachsene®, d.h. Jeder Mensch soll GUber
den gesamten Lebenslauf fur sich selber sorgen und seine Alterssicherung aufbauen.
Vertretbar und mit dem Gedanken der Gleichberechtigung vereinbar ist dieses Ziel nur
dann, wenn die familidre Sorgearbeit der herkémmlichen Erwerbsarbeit gleichgestellt
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wird. Dadurch entfallt der Zwang zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Familiare
Sorgearbeit ist dann selbst Beruf.

557¢ | Durch die ungleiche Bewertung von (bezahlter) Erwerbsarbeit einerseits und
(unbezahlter) Familienarbeit andererseits kommt es allerdings zu einer zunehmenden
Uberforderung von Eltern, Familienarmut, Verhaltensauffalligkeiten bei Kindern,
prekaren Umstanden fiir Alleinerziehende sowie zur freiwilligen oder unfreiwilligen
Ruckkehr zu traditionellen Aufgabenverteilungen, sobald in einer
Partnerschaft(mehrere) Kinder geboren werden.
Auch fur Pflegende sind die Anforderungen von Pflege UND Beruf kaum zu meistern.

557d | Das Dilemma der Entgeltllicke muss analysiert und angepackt werden, darf aber nicht
durch burokratische Mammutvorschriften in Gangelung ausarten. Ohne adaquate
Honorierung der familiaren Sorgearbeit, die bisher unentgeltlich geleistet wurde, wird es
kaum zu l6sen sein. Bemuhungen, die ,traditionelle Rollenverteilung in den
Partnerschaften aufzubrechen®, sind im Dienste der Gleichberechtigung untauglich,
solange es dabei nur darum geht, jetzt den Vatern den unbezahlten Part aufzuhalsen,
der bisher den Mattern vorbehalten war.

557e | Eine Politik, die als Hauptaufgabe der Gleichstellung die Schaffung von mehr
Betreuungseinrichtungen sieht und vornehmlich den Wunsch hat, Frauen fiir klassische
Mannerberufe und umgekehrt zu begeistern, ist kurzsichtig. Vielmehr muss sie darauf
hinwirken, dass durch bessere Bezahlung und aussichtsreichere Aufstiegschancen
wirkungsvolle Anreize fir die Wahl sozialer Berufe gesetzt werden. Es wirft ein
bezeichnendes Bild auf eine Gesellschaft, wenn sie bereit ist flr die Verwaltung ihres
Geldes weit mehr zu bezahlen als fur alle Arten von Betreuungsarbeit.

557f | Dass Frauen in Flhrungspositionen in Wirtschaft und Politik zahlenmaRig deutlich
unterreprasentiert sind und Familienverantwortliche es sich immer weniger leisten
kénnen und wollen, den Hamsterradlebensstil von Managern anzustreben, bedeutet,
dass wichtige Erfahrungen in den TOP-Etagen fehlen.

5579 | Verpflichtende Quoten kdnnen aber das Problem der unterschiedlichen Wertschatzung
nicht I6sen und widersprechen— nicht zuletzt in politischen Gremien - dem
demokratischen Grundsatz der Wahlfreiheit.

558 | Vor allem das Leitmotiv der Solidaritat und Gemeinwohlorientierung erfordert es
schlief3lich, dass die Politik auch international die Anliegen von Gleichberechtigung im
Blick behalt und die haufig katastrophale Benachteiligung von Frauen in vielen Landern
bei wirtschaftlicher und politischer Zusammenarbeit mit entsprechenden Staaten
bertcksichtigt und thematisiert.

559
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Das ODP-Konzept:

561 e MaBnahmen und politische Vorgaben der Gleichstellungspolitik miissen die
Lebenssituationen, Begabungen und Interessen aller Frauen und Manner und nicht
nur die Interessen bestimmter Personen- bzw. Lobbygruppen im Blick haben.

562 | o  Wir setzen uns fur echte Wahlfreiheit ein, weil Staat und Gesellschaft nicht das
Recht haben, Lebensentwiirfe vorzuschreiben oder zu bewerten.

562a ' o  Sowohl ein Arbeitsleben mit Uberwiegender/teilweiser Erwerbsarbeit als auch ein
Arbeitsleben mit Gberwiegender familidrer Sorgearbeit muss wirtschaftliche
Unabhangigkeit Uber den ganzen Lebenslauf hinweg (Einkommen und Rente)
ermoglichen.

563 e Ein sozialversicherungspflichtiges Erziehungs- und Pflegegehalt muss Menschen,

die familiare Sorgearbeit leisten, diese Wahlfreiheit und Unabhangigkeit sichern.
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¢ In der Familie geleistete familidre Sorgearbeit ist ins Bruttoinlandsprodukt
aufzunehmen.

o Politischer, gesellschaftlicher oder finanzieller Druck, Kleinkinder oder Betagte in
eine Betreuungseinrichtung zu geben, um erwerbstatig sein zu kdnnen, ist als
Beeintrachtigung der Wahlfreiheit abzulehnen.

o Mehr Vielfalt und Durchlassigkeit fur berufliche Werdegange und Karrieren ist zu
ermoglichen.

o Teilzeitarbeit, besonders in Flihrungspositionen, ist zu férdern.

e Eine gewlinschte Ruckkehr ins Erwerbsleben ist durch Wiedereinstiegsprogramme
zu erleichtern.

e Der Anteil von Frauen in FUhrungspositionen und Politik muss durch Abbau struktu-
reller Hindernisse und Schaffung familienfreundlicher Anreize gesteigert werden.

e Bei internationalen Beziehungen und Verhandlungen sind die Interessen von
Frauen und Mannern ausgewogen zu bertcksichtigen. Bevormundung muss
vermieden und das Selbstbestimmungsrecht geachtet werden.

o Bei Entwicklungspartnerschaften muss die Situation von Frauen in prekaren
Verhaltnissen (z.B. Ausbeutung und Gewalt, Hauptverantwortung fir die Ernahrung
der Kinder, ungeschutzte Arbeitsverhaltnisse, schlechtere Bezahlung bis hin zur
Versklavung, Frauen- und Kinderhandel, Zwangsprostitution) thematisiert und
Verbesserungen durchgesetzt werden.

Il 10 Schutz von Familie und Ehe

Der Schutz der Ehe hat vor allem der Starkung der Familie zu dienen.

Die Ehe war von alters her Ausdruck einer auf Dauer angelegten Partnerschaft als
Grundlage einer Familie. Sie schuf die wirtschaftlichen und emotionalen
Voraussetzungen flr die Erziehung von Kindern, flr Solidaritat der Ehegatten im
Krankheitsfall und fur Versorgung im Alter durch die erwachsen gewordenen Kinder
(unverfalschter Generationenvertrag). Ehe, Sexualitat und Familie bildeten eine Einheit,
die der sozialen Stabilisierung der Gesellschaft zugutekam.

Die Sozialgesetzgebung und die medizinische Entwicklung in den letzten Jahrzehnten
haben tief in die lange untrennbare Einheit von Ehe, Sexualitat und Familie eingegriffen
und vorher fest gefiigte Wertvorstellungen in Frage gestellit.

Die Sozialgesetzgebung hat mit der EinflUhrung umlagefinanzierter Solidarsysteme
(gesetzliche Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung) den wirtschaftlichen Nutzen
der Kinder vergesellschaftet, die Kinderkosten aber grotenteils bei den Eltern
belassen. Damit kam es zu einer massiven wirtschaftlichen Degradierung der Familie
mit allen sich daraus ergebenden ideellen Folgen. Der im Grundgesetz verankerte
Schutz der Familie wurde faktisch ausgehebelt und bis heute nicht wieder hergestellit.
Die wirtschaftliche Abwertung der Familie und gleichzeitige Aufwertung der
Erwerbstatigkeit durch die Sozialgesetzgebung gefahrden die Qualitat der
Kindererziehung mit ihren langfristigen Auswirkungen und sind eine schwere Belastung
fur die Zukunft der Gesellschaft.

Besonders ist zu beachten, dass die Forderung der Ehe heute nicht mehr unbedingt der
Familie als Gemeinschaft von Eltern und Kindern zugutekommt, da Ehe auch ohne
Kinder mdglich ist und auch zunehmend bewusst praktiziert wird.

Eine auf Nachhaltigkeit zielende Gesellschaftspolitik muss die Besserung der familidren
Erziehungsbedingungen anstreben und darf sich folglich nicht mehr in erster Linie an
der wie auch immer gearteten Partnerschaft orientieren, sondern am Vorhandensein
von Kindern. Wenn aber Familie wieder attraktiver wird, dann wird auch die Ehe als
deren Grundlage wieder gestarkt.
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Das ODP-Konzept:

¢ Die bestehende Benachteiligung der Eltern im Sozialrecht ist konsequent
abzubauen, wie es das Grundgesetz fordert (vgl. Kapitel Il 1). Eine besondere
Forderung von Familien gegenuber Kinderlosen ist nicht erforderlich.

e Die Ehe ist weiter gemal} dem Auftrag des Grundgesetzes zu schitzen. Allerdings
ist die bestehende Forderung der Ehe im Sozial- und Steuerrecht so umzugestalten,
dass sie schwerpunktmalig dem Schutz der Familie dient, also vor allem dann
wirksam wird, wenn Kinder vorhanden sind oder waren. .

e Gleichgeschlechtliche, eheahnliche Verbindungen dirfen nicht benachteiligt
werden.

e Bei der Frage von Adoptionen muss das Kindeswohl in jedem Fall Vorrang vor den
Interessen der Erwachsenen haben.

lll Leben schiutzen — von Anfang bis Ende

lll 1 Gentechnologie und Medizin — ihre Chancen und
Gefahren

Der wissenschaftliche Fortschritt hat neue Chancen eréffnet und zugleich immer neue
ethische Fragen aufgeworfen. Nie aber brachte die Entwicklung der Technik zugleich
eine so grofke Hoffnung, menschliches Leid zu lindern, wie ebenso groRe Gefahren mit
sich wie einige Methoden der Gentechnik. Der gesunde, nach Plan konstruierte
Mensch, der an seinen vorbestimmten Platz gesetzt wird, rickt immer mehr in den
Bereich des Machbaren. Damit zeichnet sich eine vollig neue Dimension der
Machtaustibung von Menschen Uber andere Menschen ab, der wir ethisch bei weitem
nicht gewachsen sind.

Jeder Fortschritt der Medizin und der Biologie ist deshalb daran zu messen, ob er mit
den humanistisch-christlichen Werten, der Menschenwurde und den rechtsstaatlichen
Grundlagen unserer demokratischen Gesellschaft vereinbar ist.

So wie die Menschheit in den 50er und 60er Jahren des 20. Jahrhunderts ohne echte
Debatte und bewusste gesellschaftliche Entscheidung in das lebensgefahrliche
Abenteuer Atomkraft geschlittert ist, so sind wir heute ohne wirkliches
Problembewusstsein in eine weitreichende Veranderung unserer biologischen
Existenzbedingungen hineingeraten.

Die Forderungen nach einer Aufweichung heute noch bestehender Gesetze zum
Schutz des Lebens, z.B. in der Diskussion uber Embryonenforschung oder Sterbehilfe,
werden stets mit dem Ziel der Vermeidung schweren menschlichen Leids begrindet.
Zwar ist das Ziel zu begrifien, aber auch hier heiligt der gute Zweck nicht jedes Mittel.
Vielmehr geraten wie in allen ethischen Fragen auch in der Bioethik unterschiedliche
Werte in Konflikt miteinander: Die Vermeidung von Leid auf der einen Seite - Wiirde
und Lebensschutz fur Menschen von Anfang bis Ende auf der anderen.

Dies zeichnet sich auch fur den Bereich des Klonens menschlichen Lebens (s.u.) und
der Praimplantationsdiagnostik ab: Am Anfang geht es um die Vermeidung schwerster
Krankheiten, am Ende steht vielleicht das ,,Designer-Baby* und eine nach dem
jeweiligen Zeitgeschmack entworfene Menschheit.

Wir sehen flr den Bereich der Genforschung massive Interessen:
Krankenversicherungen werden bei Vertragsabschllissen versuchen, individuelle
Krankheitsrisiken zu erfassen, auszuschlie3en oder mit hohen Zusatzpramien zu
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belegen. Auch Arbeitgeber konnten ein Interesse daran haben, die biologische
Konstitution von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu kennen.
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Das ODP-Konzept:

e Die ODP tritt dafiir ein, alle Verfassungen bis hin zu einer kiinftigen EU-Verfassung
mit klar eingrenzenden Aussagen zur Bioethik auszustatten.

e Die verfassungsrechtliche Rahmensetzung fur die Entwicklung der Medizin und
Biotechnologie ist eine der wichtigsten politisch-gesellschaftlichen Aufgaben am
Anfang des 21. Jahrhunderts. Neben der ,Wiirde des Menschen von Anfang an®,
muss das Verbot des Klonens menschlichen Lebens und das Verbot der
Keimbahnmanipulation Verfassungsrang bekommen.

o Maoglichkeiten der modernen medizinischen Verfahren, die gegen die Wiirde
einzelner Menschen verstolien, dirfen nicht zugelassen werden. Das gilt fir die
gesamte Lebenszeit von der Zeugung bis zum naturlichen Tod.

lll 2 Die Bedrohung des Erbguts

Die Forschung am tierischen und menschlichen Erbgut hat einen enormen Fortschritt
gemacht, als erkannt wurde, dass bestimmte Eigenschaften auf bestimmten Gen-
Bausteinen angesiedelt sind. Es steht zu erwarten, dass die Forderungen nach
gezielten Eingriffen in das Erbgut zur Korrektur krankhafter oder einfach nur
unerwinschter Anlagen in der Keimzelle immer lauter werden.

Bereits jetzt wird in einigen Landern die ,Selektion“ praktiziert, bei der menschliche
Embryonen mit unerwiinschten Eigenschaften abgetétet werden.

Beim reproduktiven Klonen erzeugt man durch Ubertragung von Zellkernen
Embryonen und I&sst sie zu genetisch identischen Individuen heranwachsen. Um
erfolgreich einen Klon herzustellen, werden Hunderte von Fehlschlagen und ein hoher
Prozentsatz von Fehlgeburten und Missbildungen in Kauf genommen. So lange es um
Tierversuche geht, ist diese Qualerei ein Problem des Tierschutzes. Die kunstliche
Herstellung menschlicher Embryonen und deren Verbrauch versto3en jedoch gegen die
Menschenwirde.

Beim therapeutisches Klonen werden Stammzellen gewonnen, indem durch
Ubertragung von Zellkernen (d.h. eigene Zellkerne werden gegen Zellkerne potenzieller
Gewebe- und Organempfanger/innen ausgetauscht) menschliche Embryonen erzeugt
werden. Mit solchen ,totipotenten® (d.h. ,zur gesamten menschlichen Entwicklung
geeigneten®) Zellen werden Versuche gemacht mit dem Ziel, Ersatzgewebe und ganze
Organe zu zlichten, die nach der Ubertragung auf den/die Empfanger/in keine oder nur
geringe AbstolRungsreaktionen hervorrufen. Fir die erzeugten Embryonen bedeutet
dies den Tod.

Bei der Forschung mit nicht-embryonalen (,,adulten®) Stammzellen werden z.B. aus
dem Knochenmark erwachsener (,adulter”) Menschen oder aus dem Nabelschnurinhalt
Neugeborener Stammzellen gewonnen, um damit (wie aus embryonalen Stammzellen)
Gewebe und Organe zu therapeutischen Zwecken herzustellen. Auch von diesem
Zweig der modernen medizinischen Forschung sind &hnliche (nach Ansicht vieler
Forschender sogar bessere) Ergebnisse flr die Therapie heute unheilbarer
Erkrankungen zu erwarten, wie von der verbrauchenden Forschung mit embryonalen
Stammzellen.

Wenn durch vorgeburtliche Selektion und Manipulation des Erbgutes der Wille heute
lebender Menschen den kommenden Generationen aufgezwungen wird, ist dies ein
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schwerer Verstofl3 gegen die Grundwerte unserer Zivilisation. Unser Wissen Uber das
komplexe Zusammenspiel unserer Gene und Uber ihre Wechselwirkungen mit der
heutigen und kinftigen Mitwelt ist gering. Deshalb ist jede Manipulation am Erbgut von
Menschen, Tieren und Pflanzen gefahrlich und nicht zu verantworten.

Eine Untersuchung des Erbguts erdffnet die Moglichkeit, bestimmte Erbkrankheiten
bzw. die Wahrscheinlichkeit flir bestimmte Erkrankungen eines Menschen
vorherzusagen. Jeder Mensch hat aber ein Recht auf die Selbstbestimmung tber
Informationen, die nur ihn betreffen. Jedes Wissen Uber seine erblichen Anlagen bleibt
in allen Phasen seiner Existenz sein besonderes Eigentum. Aus diesem Wissen darf
niemandem ein Nachteil erwachsen. In Bezug auf seine genetische Situation hat jeder
Mensch auch ein Recht auf ,Nicht-Wissen®.
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Das ODP-Konzept:

e Die Aussicht, vielleicht in Zukunft schwere Krankheiten heilen und mildern zu
konnen, rechtfertigt nicht das Abtéten lebensfahiger menschlicher Embryonen. Auch
die massiven materiellen Interessen von Versicherungen und Pharmaindustrie
dirfen nicht dazu fihren, diesen elementaren Grundsatz aufzugeben. Ebenso
inakzeptabel ist das Argument, Deutschland misse nachziehen, wenn in anderen
Landern bereits Embryonen zum bloRen Material degradiert werden.

o Das Klonen von Menschen ist als eine neue und besonders gravierende Form der
Fremdbestimmung mit der Menschenwirde unvereinbar und daher zu verbieten.

e Das strenge deutsche Embryonenschutzgesetz wurde durch eine Stichtagsregelung
und die schon einmal erfolgte Verschiebung aufgeweicht. Es ist in seinen
Grundzugen wiederherzustellen und fir die gesamte EU eine ahnliche
Gesetzeslage zu schaffen.

¢ Die Herstellung (Zeugung) menschlicher Embryonen einzig fur die Verwendung in
der Forschung oder in der Medizin ist grundséatzlich abzulehnen. Der Import von
Embryonen und embryonalen Stammzellen ist zu weiterhin verbieten.

o Die Forschung mit adulten Stammzellen, die von zustimmungsfahigen,
erwachsenen Menschen zur Verfligung gestellt werden, ist zu verstarken. Die
freiwillige Konservierung der Nabelschnur ist zu erméglichen, um hocheffektive
Therapien zu férdern.

e Ein strenger Schutz genetischer Daten muss durch weitreichende Gesetze
garantiert werden. Dies gilt insbesondere flr das Arbeits- und Versicherungsrecht.
Alle Uber eine Person - gleich zu welchem Zeitpunkt und auf welche Weise -
gewonnenen genetischen Daten gehdren dieser Person. Ausnahmen sind nur zur
Verfolgung und Aufklarung schwerer Straftaten oder zur Klarung wichtiger
familienrechtlicher Fragen zuldssig. Solche Ausnahmen bedurfen der gesetzlichen
Regelung.

¢ Die Beachtung des Grundsatzes der freien Einwilligung nach vorheriger Aufklarung
(»informierte Zustimmung®) betroffener Personen ist bei allen medizinisch-
biologischen Handlungen sicherzustellen. Forschung an entmundigten oder nicht
einwilligungsfahigen Personen ist nur dann zuldssig, wenn diese einen eindeutigen
individuellen Nutzen erwarten konnen oder wenn es sich um die Auswertung
ohnehin anfallender Daten handelt.

¢ Genetisch bedingte Krankheiten durfen nicht vom Versicherungsschutz
ausgeschlossen werden.
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lll 3 Prdimplantationsdiagnostik (PID)

Bei diesem Verfahren werden auflerhalb des Mutterleibs (in vitro) gezeugte Embryonen
auf Erbkrankheiten oder andere Defekte getestet. Dazu entnimmt man dem Embryo
eine Zelle, die sich in diesem frihen Lebensstadium zu einem eigenstandigen
Menschen entwickeln kann, obwohl sie von dem Embryo getrennt wird (Totipotenz).
Durch die Untersuchung wird die Zelle jedoch zerstort.

Ziel der PID ist es, der Mutter nur ,einwandfreie® Embryonen einzupflanzen und alle
anderen zu ,verwerfen®. Bei der Selektion ist die Tétung erkrankter Embryonen also
gewollt. Unvermeidlich ist, dass bei der Untersuchung auch tber den dann
ausgewahlten Embryo umfangreiche genetische Daten gewonnen werden.

Die PID bedeutet also einen Schritt hin zum ,gldsernen Menschen®. Das hat zur Folge,
dass die Geburt eines nicht vorgeprtften Kindes als immer weniger normal und
akzeptabel empfunden werden kénnte. Ein behindertes Kind zu bekommen, wird
moglicherweise als fahrlassig-asoziales Verhalten bewertet und kann dazu fihren, die
Betroffenen aus der gesellschaftlichen Solidaritat auszuschlief3en.

Das oft gehorte Argument, durch PID liel3en sich Spatabtreibungen wegen Behinderung
des Kindes vermeiden, trifft nur in extrem eingeschranktem Maf zu, weil PID nur bei
der In-vitro-Fertilisation moglich ist und auRerdem die meisten Spatabtreibungen nicht
wegen einer genetisch bedingten Behinderung des Fotus vorgenommen werden. Eine
Erlaubnis zur PID kénnte den gesellschaftlichen Zwang férdern, die natirliche
Befruchtung mehr und mehr durch die In-vitro-Fertilisation zu ersetzen und den Gentest
des Embryos von Eltern als Routine-Untersuchung zu verlangen. Eine umfassende
Gefahrdung der gesellschaftlichen Position von Menschen mit Behinderung ware die
ebenso fatale wie zwangslaufige Folge dieser Entwicklung.

Das ODP-Konzept:

¢ Im menschlichen Embryo ist von Anfang an, das heif3t mit der Verschmelzung von
Eizelle und Samenzelle, der gesamte Mensch angelegt. Deshalb ist der
menschliche Embryo von Anfang an als Subjekt zu verstehen und darf niemals zum
blofen Material erniedrigt werden.

¢ Die Praimplantationsdiagnostik zur Selektion genetisch erwlinschter Embryonen ist
mit der Wirde des Menschen und mit dem grundsatzlichen Lebensrecht, das auch
Menschen mit Behinderung einschlief3t, nicht vereinbar und daher zu verbieten.

¢ Die Entnahme von Stammzellen aus dem Embryo muss verboten bleiben, ebenso
der Import solcher Zellen aus dem Ausland und die Forschung damit.

Il 4 Schutz der Ungeborenen

Leben zu schiitzen ist fir uns Okologische Demokraten oberstes politisches Ziel.
Lebensschutz ist nicht teilbar. Deshalb setzen wir uns entschieden fur den Schutz auch
des ungeborenen Lebens ein.

Das Bundesverfassungsgericht hat Mindestforderungen fur den Lebensschutz
festgelegt. Der Staat wird verpflichtet, den realen Lebensbedingungen
entgegenzuwirken, die zu Schwangerschaftskonflikten fihren: materielle Not,
Ausbildungsnachteile, Wohnungsnot, Mietvertragskindigung usw. Das Nebeneinander
von Erziehungs- und Berufstatigkeit muss erleichtert werden; auch 6ffentliche und
private Einrichtungen wie Schulen, Rundfunk und Fernsehen haben eine
Schutzaufgabe flr das ungeborene Leben. Vater missen in die Pflichtberatungen
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miteinbezogen werden. Es ist fur Dritte strafbar, Schwangeren in Konfliktsituationen den
notigen Beistand zu versagen oder sie zur Abtreibung zu drangen.

§ 219 (1) StGB sagt: ,Die Beratung ... hat sich von dem Bemlhen leiten zu lassen, die
Frau zur Fortsetzung der Schwangerschaft zu ermutigen und ihr Perspektiven fir ein
Leben mit dem Kind zu erdffnen ... Dabei muss der Frau bewusst sein, dass das
Ungeborene in jedem Stadium der Schwangerschaft auch ihr gegeniber ein eigenes
Recht auf Leben hat.”

Die Grenzen des Strafrechtes werden dadurch deutlich, dass eine Abtreibung im
Konfliktfall fir die Schwangere nach Pflichtberatung trotz Rechtswidrigkeit straffrei
bleibt, denn die Frau ist neben dem abgetriebenen Kind oft selbst das Opfer, wenn sie
von ihrem Partner und der Gesellschaft im Stich gelassen wird. Unter den Folgen der
Abtreibung hat sie méglicherweise lebenslang zu leiden.

Kinder zu haben ist zum Armutsrisiko Nummer eins geworden. So erfolgen die meisten
Abtreibungen heute aus Angst vor einem bevorstehenden sozialen Abstieg. Diese
Angst wird dann oft aus medizinischer Sicht als Gesundheitsgefahrdung der Mutter
gewertet.

Dem im Grundgesetz garantierten besonderen Schutz der Familie steht allerdings eine
die Familie benachteiligende Sozial- und Steuergesetzgebung gegentber. Diese ist
dringend zu korrigieren, nicht zuletzt, um die hohe Zahl der Abtreibungen aus sozialer
Not zu verringern. Dabei spielt das starke Wohlstandsgefalle zwischen Eltern und
Kinderlosen eine erhebliche Rolle. Es senkt die Bereitschaft, ein ungeplantes Kind
anzunehmen. Hier ist auf folgende Zusammenhange noch einmal hinzuweisen:
Kindererziehung ist eine Leistung, von der die Gesamtgesellschaft, auch die Gruppe
der Kinderlosen, profitiert. Somit besteht ein Anspruch auf Gegenleistung, in Form einer
angemessenen finanziellen Anerkennung der Kindererziehung. Familienpolitische
Rahmenbedingungen, die Kindererziehung ihrem gesellschaftlichen Wert entsprechend
behandeln und honorieren, sind der beste Weg, Abtreibungen zu verhindern. Dann
entsteht weder wirtschaftliche Not noch ein wirtschaftliches Gefalle gegenliber
Kinderlosen.
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Das ODP-Konzept:

e Schwangeren in Konfliktsituationen ist umfangreiche soziale, seelische und
finanzielle Hilfe im Rahmen differenzierter Hilfsmodelle zu gewahren.

e Die ODP vertritt als neue konkrete Manahmen: Erziehungsgehalt,
Kindergrundsicherung (Naheres in Kap. I, 1).

¢ Das Pflichtberatungsgesetz ist so auszugestalten, dass Beratungen wirksam auf
den Schutz des ungeborenen Lebens zielen und Schwangeren in Konfliktsituationen
entsprechende Alternativen eréffnet werden.

e Uber die Erkenntnisse der modernen Embryologie und mégliche Komplikationen
und Spéatfolgen von Abtreibungen (Post-Abortion-Syndrom) ist konkret zu
informieren.

e Uber VerhiitungsmaRnahmen muss aufgeklart werden. Dabei darf sich Aufklarung
an Schulen nicht nur auf biologische Vorgange beschranken, sondern muss auch
zwischenmenschliche Beziehungen und das Ja zum Kind thematisieren.

¢ Wie es das Embryonen-Schutzgesetz bereits festschreibt, dirfen bei in-vitro-
Fertilisationen nur so viele Eizellen befruchtet werden, wie tatsachlich in die
Gebarmutter eingebracht werden sollen. Einen gréReren ,Vorrat® einzufrieren, ist
unzulassig. Menschliche Embryonen sind auch in der Petri-Schale uneingeschrankt
zu schatzen.
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e Adoptionen und Annahme von Pflegekindern sollen auch durch wirtschaftliche
Hilfen besser geférdert werden.

e Die pranatale Diagnose (PND) zur Feststellung einer Behinderung darf nur mit
intensiver Beratung der Eltern und ausschlie3lich mit dem Ziel einer pranatalen (d.h.
der Geburt vorausgehenden) oder perinatalen (d.h. die Geburt des Kindes
begleitenden) Therapie erfolgen. Nach vorgeburtlicher Vorsorgeuntersuchung darf
wegen einer festgestellten Behinderung des Kindes auch kein Druck auf
Schwangere zur Abtreibung ausgeubt werden. Kosten-Nutzen-Analysen z.B. von
Krankenkassen lehnen wir entschieden ab. Ebenso verbietet sich eine Abtreibung
auf Grund des Geschlechts eines Kindes.

e Die Arzteschaft ist juristisch von einem zunehmenden Zwang zu entlasten, der von
ihnen eventuell unter Schadensersatzanspruch ,die Garantie fur ein gesundes Kind*
verlangt und die pranatale Diagnose zur Routine macht.

e Spatabtreibungen, bei denen — nach pranataler Diagnose — behinderte Kinder bis
zum 9. Monat abgetrieben werden, lehnen wir ab. Die embryopathische Indikation
(bei Behinderung des Kindes) wurde zu Recht abgeschafft, weil sie grundsatzlich
eine Diskriminierung behinderten Lebens bedeutete. In der Praxis wurde nun
allerdings diese abgeschaffte embryopathische Indikation in die medizinische
integriert, der zu Folge die unabweisliche Gefahrdung des Lebens der Mutter eine
Abtbétung des Foétus in jedem Entwicklungsstadium rechtfertige. Die Erklarung der
Mutter, das erwartete behinderte Kind bedeute fur sie eine unzumutbare Belastung
im Sinne einer existenziellen Bedrohung von Leib und Leben, ist als unzulassige
Ausweitung der medizinischen Indikation zu werten.

o Eizellspende und ,Social Freezing“ sollen verboten bleiben.

e Leihmutterschaft, bei der Frauen als "Gebarmaschinen" benutzt werden, um fremde
Kinder auszutragen, darf nicht zugelassen werden.

Ill 5 Natiirliche und selbstbestimmte Geburt

Der Schutz des Lebens umfasst originar den Bereich Geburt und ist untrennbar auch
mit dem Berufsstand der freien Hebamme verbunden. Gerade hier unterstreicht die
ODP ihre Grundeinstellung der Achtung und Wertschatzung gegeniiber allem Leben,
insbesondere von Mutter und Kind. Dies zu gewahrleisten, ist ureigene Aufgabe der
Hebamme. Diese bietet Frauen und Familien eine gute medizinische, soziale und
achtsame Betreuung vom Beginn der Schwangerschaft bis zum Ende der Stillzeit an.
Durch kompetente und einfihlsame Beratung in allen Fragen hinsichtlich
Schwangerschaft und Geburt weist die Hebamme die von ihr betreuten Familien in das
Geburtsgeschehen ein und schafft somit die Grundlage fur eine von der Frau selbst
bestimmte Geburt. Die Bestarkung der Frau hinsichtlich ihrer Gebarfahigkeit und die
einflhlsame Betreuung durch ,ihre“ Hebamme sind die beste Voraussetzung fur einen
komplikationslosen, sicheren Geburtsablauf flr Mutter und Kind.

Ein selbstbestimmt erlebtes Geburtsgeschehen, das so genannte ,Gebaren aus eigener
Kraft®, wirkt sich umfassend positiv auf die Mutter-Eltern-Kind-Bindung und die Bildung
der Familie als kleinste Einheit unserer Gesellschaft aus. ,Es ist nicht egal, wie wir
geboren werden“ (Michel Odent).

Um dies allen Muttern und ihren Kindern zu ermdglichen, ist eine Betreuungsintensitat
von 1:1 (eine Hebamme betreut eine Frau) anzustreben (Cochrane-Analyse), wie sie
derzeit nur in der auf3erklinischen Geburtshilfe geleistet wird. Gegenuber der normalen
Geburt stellt der Kaiserschnitt in der Regel das grof3ere gesundheitliche Risiko fur
Mutter und Kind dar. Die steigende Kaiserschnittrate ist oft auf
Wirtschaftlichkeitsberechnungen von konzerngefuhrten Kliniken zurtckzufahren.
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Das ODP-Konzept:

Die ODP setzt sich fiir eine langfristige Lésung der Haftpflichtproblematik ein, um den

Berufsstand der Hebamme dauerhaft zu sichern. Deren Leistungen sind ein

gesellschaftlich relevanter Beitrag zur Frauen-und Familiengesundheit.

Wir fordern Rahmenbedingungen, die die Moglichkeit der naturlichen und

selbstbestimmten Geburt unterstutzen:

e Zeit und Transparenz im Umgang mit den Frauen wahrend der Geburt, sodass ihre
Wiurde und ihr Recht auf Selbstbestimmung in jeglicher Weise respektiert werden
kann.

o Umstrukturierung der Honorarordnungen dahingehend, dass Kaiserschnitte und
andere invasive geburtshilfliche MalRnahmen gegenliber der natlrlichen
Geburtshilfe nicht unverhaltnismaRig hoch vergutet werden.

e Kalkulation der Leistungen von Hebammen durch die Krankenkassen (GKV) nach
Kosten und Verantwortungskompetenz und entsprechende Anhebung der
Vergltungen.

o Sicherstellung der gesetzlich geregelten Wabhlfreiheit (SGB V, § 24 f.) des
Geburtsortes (wohnortnah) sowie die flachendeckende Versorgung mit
Hebammenhilfe.

e Schaffung von alternativen Haftpflichtstrukturen:

- Einrichtung eines staatlichen Haftungsfonds mit/ohne Definition einer
Haftungsobergrenze oder

- Neuordnung der gesamten Berufshaftpflichtstrukturen im Gesundheitsbereich
(DGUV)

Il 6 Umgang mit Schwerstkranken und Sterbenden

Die Diskussion dartber, ab welchem Zeitpunkt das menschliche Leben beginnt, sowie
die Frage nach der Wirde dieses Lebens findet seine Parallele in der Debatte um die
Sterbehilfe. Auch hier hat der technische und medizinische Fortschritt sehr viel
Positives bewirken kénnen. Allerdings sehen wir heute auch die Kehrseiten. So ist die
Grenze des Lebens heute nicht mehr in jeder Situation eindeutig festlegbar. Ein
Rahmen ist deshalb erforderlich, der in rechtlicher und ethischer Hinsicht das Feld
absteckt flr das, was erlaubt sein soll. Dazu ist weiterhin eine breite Diskussion
notwendig, die das Sterben von Menschen enttabuisiert und als das wahrnehmen hilft,
was es tatsachlich ist: eine gesellschaftliche Realitat, die wir nicht andern kénnen.
Angesichts von Leid und Schmerz erscheint das Leben manchem auf bestimmten
Wegen verkulrzbar und verkirzenswirdig, und es fallt schwer, auf Grund der
Individualitat der Situationen verbindliche Vorgaben zu formulieren, die auch von den
Betroffenen akzeptiert werden kénnen, die den negativen und bitteren Erfahrungen
innerhalb eines Menschenlebens jeglichen Sinn absprechen.

Gerade die Betreuung Sterbender findet in unserem Gesundheitswesen nicht
ausreichend Berucksichtigung; Zeit fur individuelle Zuwendung fehlt oft. Einsamkeit und
finanzielle Note lassen Angste aufkommen. Das demographische Ungleichgewicht tut
ein Ubriges, dass alten und kranken Menschen das Gefiihl vermittelt wird, sie kénnten
der Gesellschaft ,zur Last fallen®.
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Das ODP-Konzept:

o Toten auf Verlangen ist eine Straftat und muss es bleiben.

e Alle Bemuhungen, unheilbar Kranke durch lindernde Mal3nahmen in ihrem Sterben
zu begleiten, sind zu foérdern.

¢ Differenzierte Patientenverfligungen oder eine Generalvollmacht in den Handen von
Angehdrigen oder anderer Personen des Vertrauens, die einen Verzicht auf den
massiven Einsatz kunstlich lebensverlangernder Malinahmen zum Ausdruck
bringen, sind zu beachten. Die Zwischenschaltung eines zweiten arztlichen
Gutachtens kann erforderlich sein, um dem Missbrauch von
Stellvertreterentscheidungen vorzubeugen, besonders, wenn keine
Patientenverfigung vorhanden ist.

o Die Ausstellung einer Patientenverfugung darf nicht zur Pflicht gemacht werden
oder mit Vorteilen oder Nachteilen z.B. in Pflegeheimen oder bei Versicherungen
verknupft sein.

¢ Ambulante, auch ehrenamtliche Hospizdienste und Hospize muiissen
flachendeckend ausgebaut werden und fur ihre Tatigkeit ausreichende offentliche
Foérderung durch Bund und Lander erhalten.

e Die Moglichkeiten der Palliativmedizin (Symptomkontrolle, Schmerzlinderung) sind
optimal zu nutzen.

o Die Kompetenz im Bereich Palliativmedizin muss in Krankenhausern und bei
Hausarztinnen und Hausarzten sowie beim Pflegepersonal wesentlich verbessert
werden.

IV Enkeltauglich wirtschaften: gemeinwohlorientiert,
ressourcenbegrenzt und solidarisch

Verantwortlich wirtschaften mit der Okologisch-Sozialen Marktwirtschaft

Die bisherige Wirtschaftspolitik zerstort unsere naturliche und soziale Umwelt.
Klimawandel, Flachenversiegelung und Bodenerosion, Schadstoff- und
Larmemissionen, Artenschwund, Uberfischte Meere, Land grabbing, aber auch die
zunehmende Einkommens- und Vermogensspreizung, die weltweiten
Fluchtbewegungen, die zunehmenden Ressourcenkriege halten es uns tagtaglich vor
Augen.

Wer das Leben auf diesem Planeten erhalten will, muss bei wirtschaftlichen
Entscheidungen 6kologischen und sozialen Erfordernissen den Vorrang geben und
immer bedenken, ob es unseren Kindern und Enkeln gut tut.

Nur eine Wirtschaftsweise, die zu einer dkologischen Gleichgewichts- und
Kreislaufwirtschaft fihrt und sich in die Kreislaufe der Natur einflgt, kann auf Dauer
bestehen. Deshalb streiten wir fir eine Wirtschaftspolitik, die nicht kurzsichtiges
Gewinnstreben, sondern Nachhaltigkeit zum Ziel hat.

Eine bestandsfahige 6kologische Wirtschaft setzt die nicht erneuerbaren Rohstoffe
madglichst so ein, dass sie wiederverwendet werden kdnnen; von erneuerbaren
Ressourcen verbraucht sie nicht mehr, als sich erneuern kénnen.

Besonderes Augenmerk ist diesbeziiglich auf die Nutzung der Gemeinguter (Grund und
Boden, Wasser, Luft, Bodenschatze, Funkfrequenzen) zu legen. Sodann auf die
Rahmenbedingungen menschlicher Arbeit und nicht zuletzt auf die Finanz- und
Kapitalmarktordnung.
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Das Wachstumsdogma hat in Deutschland und Europa eine bisher nie dagewesene
wirtschaftliche Entwicklung gebracht, aber es hat uns auch tber die ,Grenzen des
Wachstums*® hinausgeflhrt, die der Club of Rome schon 1972 angemahnt hat.

Das Bild des ,6kologischen FuRabdrucks® macht uns anschaulich, dass wir ab etwa
1980 mehr als eine Erde fir unseren Lebensstil verbrauchen, bis 2050 brauchten wir
etwa 3 davon.

Die Dekarbonisierung, also die Abkehr von der Energiegewinnung aus Kohle, Erdél und
Erdgas, sowie der Verzicht auf den hemmungslosen Zugriff auf viele knappe
Ressourcen (z.B. Sand oder das lebensnotwendige Wasser) und die Ruckkehr zu einer
globalen und generationenibergreifenden Kreislaufwirtschaft, die die Begrenztheit der
natirlichen Ressourcen des Planeten Erde ernstnimmt, bedeutet einen epochalen
Transformationsprozess, der unsere Gesellschaft ahnlich tiefgreifend verandern wird,
wie es der Prozess der Industrialisierung und der Okonomisierung aller Lebensbereiche
in den vergangenen hundert Jahren gewesen ist.

Die ODP steht dem gegenwartigen kapitalistischen Wirtschaftssystem kritisch
gegenuber. Eine grofe Zahl von Vertragen hat Deutschland als Staat und als Teil der
EU wirtschaftliche Vorteile gebracht, aber gleichzeitig zur weiteren Verarmung vieler
weniger entwickelter Staaten geflihrt. Lander, die solche Vertrage nicht unterschreiben
wollten, wurden ausgegrenzt und so an den Rand des Ruins getrieben.
Vormachtbestrebungen und neokolonialistisches Vorgehen der USA und der an ihr
hangenden westlichen Welt haben wirtschaftliche Vorteile gebracht, die AuRerungen
der GroRbanken und Rating-Agenturen haben mehr Gewicht als Uberlegungen zur
Befriedung der Welt.

Aus diesen Griinden will die ODP die negativen Auswirkungen unseres Wirtschaftens
verhindern und die Wirtschaft zu ihrem eigentlichen gemeinwohlorientierten und
lebensdienlichen Sinn bringen.

Nachhaltige und soziale Kriterien kdnnen nicht mehr berucksichtigt werden, wenn dem
Markt absolute Freiheit zugesprochen wird.

Okologie und Gerechtigkeit gehdren zusammen: Die Schere zwischen Arm und Reich
offnet sich immer weiter. 2016 besalRen 62 Superreiche zusammen soviel wie die
armere Halfte der Menschheit insgesamt. Dies ist absolut skandalés — und wird doch
stillschweigend hingenommen.

Die Kehrseite davon ist die zunehmende Verarmung uberall auf diesem Globus. Sie
fuhrt zu sozialen Spannungen, (Blrger-)Kriegen und Migration.

Daher streben wir auch eine faire Gestaltung des Steuerrechts an. Kleine und mittlere
Erwerbseinkommen missen von Steuern und Abgaben entlastet werden. Im Gegenzug
mussen hohe Einkommen, Kapitalertrage, grofe Vermogen und Erbschaften hdher
besteuert werden. Und Produkte missen entsprechend ihrem Rohstoffverbrauch und
ihrer Umweltbelastung besteuert werden. Wir brauchen Preise, die die 6kologische und
soziale Wahrheit sagen.

Die Erderwarmung schreitet voran. Die Pariser Weltklimakonferenz vom Dezember
2015 einigte sich auf eine Obergrenze von 1,5 °C fur den Temperaturanstieg, weil sonst
irreversible und hochgefahrliche Kipp-Prozesse angestoRen werden (Polareis,
Permafrostboden), aber wirklich konkrete Schritte, um dieses Ziel zu erreichen, sind
noch nicht in Sicht.

Ein Patentrezept dafur hat niemand. Viele Ansatze werden diskutiert.
Postwachstumsdkonomie, Gemeinwohlékonomie oder solidarische Okonomie liegen
uns besonders nahe. Wir suchen eine Ubersetzung in politische Schritte. Das erfordert
viel Mut, Offenheit und Lernbereitschaft.

IV1 Menschenfreundliche Wirtschaftsstrukturen

Menschen missen und wollen wirtschaften, um zu leben, sich zu entfalten und die Welt
zu gestalten. Das heifldt: die Wirtschaft hat dem Menschen zu dienen.
Das derzeitig marktradikale Wirtschaftssystem tendiert dazu, unter Lobbyeinfluss der
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Profitmaximierung fir wenige zu dienen. Wirtschaftswachstum wird zum Dogma, die
Wirtschaft zum Moloch.

w23 | Diese Eigendynamik ist aufzubrechen.
w24

w25

IV1.1 Neue BewertungsmaRBstabe fir wirtschaftlichen Erfolg

w26 | Da das Bruttoinlandsprodukt (BIP) die sozialen und 6kologischen Aspekte nicht
hinreichend abbildet, brauchen wir andere, aussagekraftigere Wohlstands- und
Fortschrittsindikatoren.

w27 | Die Grundfrage lautet: Wie kdnnen gesellschaftlicher Wohlstand, individuelles
Wohlergehen und nachhaltige Entwicklung in einer Gesellschaft angemessen definiert
und abgebildet werden. Hierbei sollen auch die planetaren Grenzen geachtet werden,
die ein grenzenloses Wachstum nicht erlauben.

w28 | Beispielsweise sollen der Index fiir die nationale Vielfalt von Vogelarten oder die im
Land emittierten Treibhausgase in die Berechnungen einflieRen. Sogenannte
Warnlampen sollten Fehlentwicklungen bei Vermdgensverteilung oder

Immobilienpreisen anzeigen.
w29 L v
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w30 "
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w31 e Eine breite gesellschaftliche Wertediskussion ist zu fihren: Wie wollen wir gut
leben?
w32 e Nationale Nachhaltigkeitsindikatoren sind zu erarbeiten. Die Orientierung an diesen
Nachhaltigkeitsindikatoren ist als ein Staatsziel in das Grundgesetz aufzunehmen.
w33 | e Folgende Indikatoren sind regelmaRig zu erheben. Ihre stete Optimierung ist als
Staatsziel festzuschreiben:
- Materieller Wohlstand (Bruttoinlandsprodukt, Gini-Koeffizient zur Einkommens-
und Vermdgensverteilung, Staatsschulden)
- Soziale Sicherheit und gesellschaftliche Teilhabe (Beschaftigung, Bildung,
Gesundheit, Freiheit)
- Okologie (Ressourcenverbrauch, Treibhausgase, Stickstoff, Artenvielfalt)
w34 o Bereits vorhandene Konzepte, an die angeknlpft werden kann:
- der Happy Planet Index (HPI), der subjektives Wohlbefinden, die
Lebenserwartung und den Okologischer FuBabdruck vereint
- die Entwicklung einer gesamtstaatlichen Gemeinwohlbilanz
w35
w36
IV1.2 Erganzung der Wirtschaftsordnung um die okologische

Dimension

w37 | Wirtschaftswachstum, das auf Kosten von Mensch und Natur stattfindet, ist nicht
,positiv‘ und auch kein ,Aufschwung®. Fortschritt im 6kologischen Sinne ist die
Entwicklung von Produkten, Dienstleistungen und Technologien, die gesellschaftlichen
und 6kologischen Nutzen bringen und die Zukunft sichern.

w38 | Der Begriff ,Wettbewerbsfahigkeit” ist neu zu definieren. In Zukunft missen solche
Produkte und Verfahren konkurrenzfahig sein, die wenig Energie und Rohstoffe
verbrauchen, Arbeitsplatze sichern und die Umwelt entlasten.

w39 | Die Begrundung fur das ,wirtschaftliche Wachstum® lautet seit vielen Jahren, dass man
Arbeitsplatze schaffen musse. Gleichzeitig werden aber viele Menschen durch
RationalisierungsmaflRnahmen von ihren Arbeitsplatzen verdrangt.

w49 | Neue Arbeitsplatze entstehen aus neuen Ideen mit sinnhaftem Einsatz der eigenen
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korperlichen und geistigen Krafte

Das ODP - Konzept

o Stetiges und angemessenes Wirtschaftswachstum® (§1 StabG) darf kein Staatsziel
mehr sein. Es ist eine qualitative Wirtschaftsentwicklung anzustreben, die mit
weniger Ressourcenverbrauch und geringeren Emissionen zu héherer
Lebensqualitat fihrt.

¢ Rationalisierung muss kiinftig darin bestehen, Energie und Rohstoffe einzusparen,
wobei gleichzeitig weniger Schadstoffe, Abgase, Abwasser und Abfall produziert
werden.

o Mehr und besser qualifizierte Arbeitsplatze werden entstehen, weil langlebige Giter
in den meisten Fallen arbeitsintensiv sind, weil Energiesparen, Erhaltungs- und
Reparaturmaflnahmen, Wiederverwendung und UmweltschutzmalRnahmen Arbeit
schaffen.

¢ Umweltpolitische Instrumente sind zu entwickeln und einzufihren wie z.B.
Garantieverlangerung fur Gebrauchsgtter, Ausdehnung der Gefahrdungshaftung,
Verpflichtung zur Ricknahme von Einwegverpackungen in Verbindung mit einer
Pfandpflicht, Mithaftung der Auftraggeber bei Giftstoffen und - wie in Japan bereits
Ublich - statistischer (nicht nur naturwissenschaftlicher) Kausalitatsnachweis bei
Schadensersatzklagen gegen Schadstoffverursacher.

¢ Die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ist um eine 6kologische Komponente zu
erweitern.

¢ Wirtschaft und Staat sind zu entflechten (siehe Kapitel V.1).

e Deutschland soll zu einem Motor flir 6kologisches und soziales Wirtschaften
werden.

V13 Erganzung der Wirtschaftsordnung um die soziale
Dimension

Eine Wirtschaft, die die besonderen Bediirfnisse von Kindern, Kranken, Alten und
Geringverdienern unbeachtet Iasst, ist menschenfeindlich. Insbesondere kann es kein
Gemeinwohl geben, solange das Kindeswohl missachtet wird. Eine Gesellschaft, die
sich bevorzugt an den aktuell leistungsfahigen Burgern orientiert, kann nicht
menschengerecht sein. Phasen der Hilfsbedrftigkeit gehéren zum Leben.

Heute finanzieren die Erwerbstatigen Uber lohnbasierte Beitrage die Altersversorgung
der Rentner im gesetzlich geregelten Umlageverfahren zwischen den Generationen.
Die Voraussetzung fir die Alterssicherung der eigenen Generation wird aber durch
Kindererziehung erarbeitet, ohne dass es fur deren Kosten ein vergleichbares
Umlageverfahren gibt. Das musste zu einer fortschreitenden Verarmung von Familien
fuhren (siehe Kap. Il 1). Folgen waren Geburtenrickgang, Aushdhlung des
Sozialsystems und vor allem eine Vernachlassigung des Kindeswohls.

Heute wird Arbeit im industriellen Sektor vergleichsweise gut bezahlt, obwohl dieser
Sektor wegen Rationalisierung immer weniger Menschen Arbeit bietet. Gleichzeitig wird
soziale Arbeit innerhalb und aulerhalb der Familien gar nicht oder unzureichend
honoriert. Es fehlt nicht am Umfang von Arbeit, sondern an ihrer sachgerechten
finanziellen Bewertung. So hat die profitorientierte Wachstumsideologie soziale Belange
verdrangt und Lebensqualitat gemindert.
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e Solange die Alterssicherung einer Generation von deren Kindern zu finanzieren ist,
sind auch die Kinderkosten gemeinsam zu tragen. Die gesetzlichen Umlagesysteme
fur Kinder und fur Alte missen im Gleichgewicht stehen.

e Die Ubernahme der Kinderkosten darf die Entscheidungsfreiheit der Eltern ber die
Verwendung der Mittel und der Art der Betreuung nicht beeintrachtigen, solange das
Kindeswohl nicht gefahrdet ist.

e Familiare Fursorgearbeit (Betreuung und Erziehung von Kindern, Pflege von
Angehdrigen) ist mit bisheriger Erwerbsarbeit finanziell gleichzustellen.

¢ Die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ist um die Familienarbeit zu erganzen.

IV1.4 Regionalisierung

Auf der ganzen Welt ist es zur Desintegration von Gemeinschaften gekommen, und
Menschen sehnen sich nach einer Riickkehr zu regionalen Wirtschaftskreislaufen, bei
denen wir diejenigen, von denen wir abhangig sind, persdnlich kennen.
Daruberhinaus setzt die globale Warenproduktion die Regionen in einen Wettbewerb,
der eine Abwartsspirale der Léhne und der Umweltauflagen erzeugt. Wenn die
Produktion und der wirtschaftliche Austausch regional sind, dann werden auch die
Auswirkungen unserer Handlungen auf die Gesellschaft und die Umwelt viel klarer
ersichtlich, und das verstarkt unser angeborenes Mitgefihl.

Die Internalisierung der Kosten langer Transportwege starkt die Wettbewerbsfahigkeit
regional erzeugter Produkte.

Die vor Ort vorhandenen Gemeinguter ( Wasser, Bodenschatze ...) sind wichtig fir das

Zusammenleben und missen daher besonderen Schutz und Wertschatzung erfahren.
.J\/':/ -
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e Hohere Energie- und Transportkosten férdern die regionalen
Wirtschaftsbeziehungen.

e Stadten und Gemeinden, Landkreisen und Bezirken wird wieder erlaubt, mit ihrer
Vergabepraxis die regionalen Wirtschaftskreislaufe zu starken.

e Werden Sozial- und Umweltstandards als elementare Bestandteile von
zwischenstaatlichen Fair-Handelsabkommen ernstgenommen, dann wird das dazu
fuhren, dass viele Industrien, die in den letzten Jahrzehnten in sogenannte
Billiglohnlander verlagert wurden, auch an ihren Absatzmarkten wieder profitabel
arbeiten kdnnen. Das gilt ebenso fir Landwirtschaft und Viehzucht.

e Nahversorgung mit Gutern und Dienstleistungen aller Art erhéht nicht zuletzt die
Krisenfestigkeit (Resilienz), die in einer Welt mit zunehmenden Unsicherheiten
starker gefordert sein muss.

V1.5 Postwachstumsokonomie von unten

Staatliche Regulierung und ein Anreizsystem, das 6kologisches Wirtschaften belohnt,
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sind das eine. Das andere ist der Bewusstseinswandel bei den Menschen und das

Fordern der dkologischen Bewegung. Uber viele kleine Initiativen verankert sich

Okologisches Bewusstsein und Handeln in einer wachsenden Bevoélkerungsschicht.

Deshalb unterstitzen wir bewusst ékologische und soziale Lebensstile:

e Orientierung an einem fur die Erde tragfahigen personlichen dkologischen
FuRabdruck

e Vermeidung von Flugreisen

o Leben mdglichst ohne Auto, kleinere Strecken mit dem Fahrrad oder zu Ful}
zurticklegen

o Verkilrzung der eigenen Erwerbs-Arbeitszeit zu Gunsten ehrenamtlicher Tatigkeit

e Konsum von weniger tierischen Produkten, eher regional, saisonal

e Produkte mit anderen teilen, langlebige Produkte bevorzugen

e Gebrauchsguter achtsam nutzen und so weit mdglich selbsttatig pflegen und
reparieren (RepairCafe)

e Nahrungsmittel selbst oder mit anderen anbauen und zubereiten (TransitionTown-
Bewegung)

e Zu einer Bank mit guten Oko- und Sozialstandards wechseln und Regionalgeld
nutzen

o Einwegverpackungen meiden

¢ Nicht jedem kurzlebigen Modetrend folgen

o Widerstand gegen die Verlockungen der Werbung entwickeln

o Politischen Widerstand gegen die Kohle-, Flug- und Agrarindustrie etc. organisieren
oder unterstutzen

IV 2 Wirksame Wirtschaftssteuerung

Jede Marktwirtschaft lebt in dem Ordnungsrahmen, den die Politik ihr setzt. Die
politische Steuerung der Marktwirtschaft geschieht durch die Veranderung dieses
Ordnungsrahmens (Kontextsteuerung).

Machtige Lobbyverbande und Einzelunternehmen beeinflussen die Regelsetzung auf
allen Ebenen. Es wird EinfluR auf die scheinbar unabhangige Wissenschaft genommen,
die Presse mit Lobbyarbeit und Druck bearbeitet, die Politik ebenso und nicht zuletzt
werden juristische Mittel eingesetzt.

Die Politik muss sich dem auf nationaler wie internationaler Ebene zur Wehr setzen.
Unternehmen kénnen dem ausweichen und dort produzieren lassen, wo Umwelt und
Sozialstandards niedrig sind. Letztlich miissen hohe dkosoziale Standards weltweit
durchgesetzt werden.

Der Ubergang von der bisherigen zu einer enkeltauglichen Wirtschaftsweise muss
langfristig so angelegt sein, dass er nicht von entsprechenden Mallnahmen in anderen
Landern abhangig ist. Deutschland hat aufgrund seiner Wirtschaftskraft eine besondere
Verantwortung.

Die Verfechter einer radikalen Marktwirtschaft dominieren heute
Wirtschaftswissenschaft und -politik. ,De-Regulierung® lautet ihre Kernforderung. Doch
die ist zutiefst irrational und ein kultureller Rickschritt. Ein besseres Wirtschaftssystem
mussen wir aber nicht neu erfinden, sondern nur wiederbeleben.

IV21 Jede Wirtschaft braucht einen Ordnungsrahmen

Ohne die dkologische Basis gibt es langfristig kein gesellschaftliches und
wirtschaftliches Uberleben.

Ohne soziale Gerechtigkeit gibt es langfristig kein friedliches und gelingendes
Miteinander — weder lokal noch national noch global.

Ohne eine funktionierende Marktwirtschaft gibt es keine ausreichende Versorgung der
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Bevolkerung mit materiellen und ideellen Produkten und Dienstleistungen - und keine
befriedigende Entfaltung der menschlichen Kreativitat.

Das Gleichgewicht dieser drei Dimensionen ist seit vielen Jahrzehnten gestort, weil sich
im Konfliktfall immer alles dem Vorrang der Wirtschaft unterwerfen musste. Die
desastrésen Folgen dieses 6konomischen Primats sind allenthalben sichtbar: in der
Uberlastung aller 8kologischen Systeme; im Raubbau an Bodenschatzen, Flachen,
Wasser, Luft; in der globalen Dominanz der 6konomischen Superméachte USA, EU,
Japan und China; in der ungebremsten Spreizung von Einkommen und der schamlosen
Zusammenballung von Vermaogen.

Den Irrglauben, dass der freie Markt sozusagen automatisch das Gemeinwohl férdert,
halten wir flr gefahrlich.

Die Antwort auf das inhumane Markt-Chaos ist nicht die Planwirtschaft, sondern eine
Okologisch-soziale Marktwirtschaft auf der Basis des Ordoliberalismus. Dieser geht
davon aus, dass die Marktkrafte prinzipiell frei sind, aber durch eine verbindliche
staatliche Rahmensetzung an gemeinwohlverletzenden Handlungen gehindert werden
mussen. Positiv ausgedrickt: Die politische Rahmensetzung muss das
gemeinwohlorientierte Verhalten der Marktkrafte herausfordern. Unverzichtbare
Bestandteile der Gemeinwohlsicherung sind neben Arbeitsschutz- und

Umweltschutzregeln auch die Verhinderung von Monopolen und Oligopolen.
J\/‘(/ V-
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o Die Rahmenordnung der Wirtschaft ist so zu gestalten, dass dkologische, soziale
und wirtschaftliche Nachhaltigkeit gewahrleistet wird.

o Eine Wirtschaft nach dem Modell des ,Washington Consensus” mit den Zielen einer
moglichst vollstandigen Deregulierung, einer umfassenden Privatisierung
offentlicher Daseinsvorsorge und eines totalen Freihandels lehnen wir ab. Wir
streben stattdessen national, europdisch und weltweit eine 6kologisch-soziale
Marktwirtschaft an.

e Dazu braucht es auf allen Ebenen eine verbindlich-gesetzliche Rahmenordnung, mit
der das soziale und 6kologische Gemeinwohl gesichert werden kann.

e Okologisch-soziale Marktwirtschaft braucht Transparenz und
Korruptionsbekampfung, denn Lenkung kann nur gelingen, wenn erkennbar ist, wer
Einfluss nimmt.

IV2.2 Regulierung der Finanzwirtschaft

Immer wieder sturzt unser Finanzsystem in krisenhafte Zustande. Der Finanzsektor hat
sich von der Finanzierung der Realwirtschaft weitgehend verabschiedet und arbeitet
sehr umfanglich nach Art von riesigen Wettbiros. Wenn die Prozesse nicht mehr
beherrschbar sind und Zusammenbruche drohen, muss die Allgemeinheit einspringen
und das gesamte Finanzsystem aus den Steuergeldern kleiner Leute ,retten®.

In welch hohem Mal} die internationalen Finanzmarkte miteinander verwoben sind, hat
die Finanz- und Bankenkrise gezeigt, die seit 2007 um sich greift. Es wurden Risiken in
Wertpapiere verpackt, womit die Banken neue Formen der Geldbeschaffung fanden.
Die Gewinne waren zunachst riesig, aber noch gréRer war die Gier aller, der Banken,
der Manager, aber auch der Anleger, noch hdhere Gewinne zu erzielen.

Spatestens jetzt, da viele Grol3- aber auch viele Kleinanleger Geld verloren haben,
Banken nur noch mit staatlicher Hilfe Gberleben kbnnen, renommierte Firmen in Gefahr
sind, pleite zu gehen, und die Steuerzahler auf der ganzen Welt zur Kasse gebeten
werden, ist es an der Zeit, Regeln fir die internationalen Finanzmarkte zu schaffen.
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Um das Finanzsystem zu stabilisieren, die Verantwortlichkeiten klarzustellen und so das

Gemeinwohl zu starken, fordern wir:

e Trennung der Banken in Kredit- und Investmentinstitute

e Regulierung des Schatten-Banken-Systems

¢ Genaue Regulierung und Kontrolle der Tatigkeit von Spekulationsfonds (z.B.
Hedge—Fonds)

e Strenge Regulierung und Uberwachung der internationalen Kapitalméarkte

e Schaffung einer europaischen Boérsenaufsichtsbehorde

o Verbot von Derivaten ohne Grundgeschafte

e Erweiterung der Haftung von Banken bei nicht sorgfaltiger oder gar irrefUhrender
Anlageberatung. Anlageberater dirfen nicht auf Provisionsbasis arbeiten.

e Erhebung einer Finanztransaktionssteuer auf alle Finanz- und Bérsengeschéafte

IV2.3 Deklarierung des Ressourcenverbrauchs

In den hochindustrialisierten Gesellschaften verbrauchen wir ein Mehrfaches dessen an
Ressourcen, was im Sinne einer nachhaltigen Lebens- und Wirtschaftsweise vertretbar
ware. Das ist in unserem Alltag aber nicht unmittelbar erkennbar, weil es bisher keine
Verpflichtung gibt, den Ressourcenverbrauch (Energie, Wasser, Rohstoffe) fir die
einzelnen Produkte und Dienstleistungen anzugeben.

Wirde jeweils ausgewiesen, welchen Ressourcenverbrauch z.B. die konkrete
Bahnfahrt, der Stadionbesuch, die Erdbeeren aus dem Supermarkt, die
Computersoftware oder die Pflegedienstleistung verursachen, dann hatten die
Verbraucher neben dem Kaufpreis ein wichtiges 6kologisches Kriterium fir ihre
Konsumentscheidungen.

Das ODP - Konzept

o Alle Hersteller und Anbieter von Waren und Dienstleistungen werden gesetzlich
verpflichtet, den Ressourcenverbrauch der jeweiligen Produkte detailliert
auszuweisen. Wo kleine Betriebe dazu nicht in der Lage sind, unterstiutzen neu zu
schaffende staatliche Stellen.

¢ Dies hat auf eine Weise zu geschehen, dass die Konsumenten sich leicht und ohne
Umstande informieren kénnen.

IV2.4 Forderung von unternehmerischen
Gemeinwohlbilanzen

Derzeit existieren fur Unternehmen kaum Anreize fur gemeinwohlorientiertes
Wirtschaften und es gibt auch keine verbindlichen Kriterien, an denen solches
gemeinwohlorientiertes Wirtschaften gemessen werden kénnte.

Einziges Kriterium fir den wirtschaftlichen Erfolg ist immer noch der finanzielle Profit.
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Zunehmend aber beginnen einzelne Unternehmen auch, Gemeinwohlbilanzen z.B.
nach den Vorgaben der Gemeinwohl-Okonomie zu erstellen und zu verdéffentlichen.

Das ODP - Konzept

o Unternehmen, die zusatzlich zur herkdmmlichen, 6konomischen Bilanz eine
Gemeinwonhlbilanz nach gesetzlich zu definierenden Kriterien aufstellen und dabei
Mindestergebnisse erzielen, sollen steuerliche Vorteile genielen.

e Als ,Gemeinwohl-Kriterien“ sind z.B. familienfreundliche Arbeitszeitmodelle,
Klimaschutzaktivitdten, Arbeitsplatzsicherheit, Mitbestimmungs- und
Vermogensbildungsaktivitaten, ethisches Beschaffungsmanagement,

Arbeitsplatz ualitat und Gleichstellung, 6kologische Gestaltung der Produkte und
Dienstleistungen zu verstehen.

IVv3 Okologisch-soziale Steuerreform

Etwa 2/3 der gesamten Steuer- und Abgabensumme werden in Deutschland vom
Faktor Arbeit erbracht. Vor allem die Sozialsysteme werden immer noch ganz
Uberwiegend Uber Aufschlage auf den Arbeitslohn finanziert.

Obwohl menschliche Arbeit ein wertvolles Gut ist, wird sie durch dieses Uberholte
Abgabensystem massiv behindert: Nicht nur Handwerker und Dienstleister, Pflege- und
Betreuungseinrichtungen, sondern auch Bildung und Forschung sind als
arbeitsintensive ,Branchen® von der Besteuerung der menschlichen Arbeit durch Lohn-
und Einkommensteuer sowie von den Sozialabgaben massiv belastet.

Der Verbrauch von natlrlichen Ressourcen (Energie, Rohstoffe, Flachen) und die
Nutzung von Gemeingutern (Wasser, Luft, Funkfrequenzen) werden hingegen kaum
oder sehr zurtickhaltend besteuert. Gewinne aus Kapitalanlagen und Vermdgen werden
steuerlich sogar stark privilegiert.

Eine am Gemeinwohl orientierte Gesellschaftsordnung braucht ein Steuer- und
Abgabensystem, das den Faktor Arbeit entlastet und stattdessen den
Ressourcenverbrauch und die Kapitalertrage besteuert.

IV3.1 Ressourcennutzung besteuern statt Arbeit

Steuern und Abgaben werden bislang in unzureichendem Malf} nach ékologischen und
arbeitsmarktpolitischen Notwendigkeiten erhoben. Auch muss unsere
Energieversorgung bis zum Jahr 2030 auf regenerative Energien umgestellt werden.
Wir treten daher fir eine umfassende Umweltsteuerreform ein. Arbeit ist zu entlasten
und Energie- und Rohstoffverbrauch sind zu belasten. Damit wird legale Arbeit
bezahlbar und Schwarzarbeit weniger attraktiv. Gleichzeitig entstehen Anreize zur
Energieeinsparung.

Hohe Preise fur Energie, Rohstoffe und Schadstoffemissionen gefahrden nicht den
Wirtschaftsstandort Deutschland, sondern setzen Entwicklungen zu umweltfreundlichen

Produktionsweisen in Gang, die in Zukunft allein konkurrenzfahig sein werden.
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e Auf den Verbrauch jeglicher nicht erneuerbaren Priméarenergie (v.a. Kohle, Gas, O,
Atomenergie) wird eine Steuer erhoben, die jahrlich steigt.

o Diese Energiesteuer soll aufkommensneutral sein.

e Bei den Privathaushalten wird die Aufkommensneutralitat durch eine Senkung der
Mehrwertsteuer erreicht. So bleibt die Gesamtbelastung durch Verbrauchssteuern
unverandert.

IV 3.2 Umsatzsteuerreform

Wahrend Finanztransaktionen an den Bérsen ohne Umsatzsteuer abgewickelt werden,
bezahlen die armsten Menschen Tag flir Tag Mehrwertsteuer, wenn sie sich mit dem
Lebensnotwendigen versorgen mussen. Das Gemeinwohl erfordert eine Reform der

Umsatzsteuer mit dem Ziel, den lebensnotwendigen Bedarf zu entlasten.
Jx/‘l'./ -

SQ pc

o6y

Das ODP - Konzept

Die Umsatzsteuer muss den Bedirfnissen der Menschen angepasst werden:
e 0% fur Grundnahrungsmittel, Gesundheit, Bildung, OPNV

o 7% fUr weitere Lebensmittel, Blcher

e 19% fur sonstige Produkte und Dienstleistungen

IV 3.3 Finanztransaktionssteuer

Die Finanztransaktions-Steuer, die von dem Okonomie-Nobelpreistrager James Tobin
vorgeschlagen wurde und deshalb auch Tobin-Steuer genannt wird, ist eine spezielle
Umsatzsteuer auf alle internationalen Devisengeschéfte. Sie ist dazu konzipiert,
kurzfristige Spekulationen auf Wahrungsschwankungen und andere internationale
Devisengeschafte, die nur minimalen Gewinn einbringen und deshalb mit sehr gro3en
Summen betrieben werden, weniger profitabel zu machen und damit zu unterbinden.
Der schnellen Ausbreitung von Wahrungskrisen wurde entgegengewirkt.

Die Finanztransaktions-Steuer wiirde auch das Waschen von illegal erwirtschaftetem
Geld und die Steuerflucht erschweren. Die Hohe kann zwischen 0,05% und 1%
schwanken.

Die Finanztransaktions-Steuer musste allerdings weltweit eingeflihrt werden, da sich
sonst die Spekulanten in ein einziges Land zurtickziehen und von dort aus agieren
koénnten. Die eingenommenen Gelder waren zur Finanzierung von Entwicklungshilfe
oder fur Malnahmen zum Umweltschutz etwa im Rahmen des Global Marshall Plans
zu verwenden.

Das ODP - Konzept

e Deutschland muss sich flr die internationale Einfihrung der Finanztransaktions-
Steuer einsetzen.

o Die Einnahmen aus der Finanztransaktions-Steuer sollen zur Umsetzung des
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Global Marshall Plans eingesetzt werden.

IV3.4 Faire Einkommens-, Vermoégens- und Erbschaftssteuer

Die bundesrepublikanische Gesellschaft driftet immer weiter auseinander. Das hat nicht
nur wirtschaftliche, sondern auch soziale und politische Konsequenzen, die sich
zunehmend auch in der Etablierung extremer politischer Bewegungen und Parteien
zeigen.

Diese Spaltung der Gesellschaft begann unter der Kanzlerschaft von Helmut Kohl in
den 1980er Jahren und verstarkte sich massiv mit den steuer- und sozialpolitischen
Entscheidungen der rot-griinen Bundesregierung Schréder/Fischer: Absenkung des
Spitzensteuersatzes von 53% auf 42%, EinflUhrung der Abgeltungssteuer fur
Kapitalertrage, Verzicht auf Erhebung einer Vermogenssteuer, Verweigerung der
EinfUhrung einer fairen Erbschaftssteuer, Absenkung des Rentenniveaus, Abschaffung
der Arbeitslosenhilfe im Zusammenhang der Hartz-1V-Gesetze.

Diese steuer- und sozialpolitischen Weichenstellungen fiihrten zu einer starken
Umverteilung von unten nach oben und zu einer Situation, die sozialen Aufstieg kaum
mehr zuldsst und Abstiegsangste in Kreisen von Facharbeitern und Akademikern nicht
unrealistisch erscheinen lasst.

Die drei Bundesregierungen unter der Kanzlerschaft von Angela Merkel haben nichts
dazu getan, die Fehlentscheidungen der Vorgangerregierungen zurtickzunehmen und

deren fatale Folgen abzuwenden.
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e Abbau des Mittelstandsbauches bei der Einkommensteuer

e Erhéhung des Spitzensteuersatzes auf 50 Prozent

e Abschaffung der sog. ,kalten Progression” durch jahrliche Anpassung der
Einkommenssteuertabellen an die durchschnittliche Einkommensentwicklung

¢ Abschaffung der Abgeltungssteuer auf Kapitalertrage. Kapitalertrage mussen
mindestens wieder so hoch besteuert werden wie Erwerbseinkommen.

e Das Ehegattensplitting wird bis zur Einfihrung eines sozialversicherungspflichtigen
Gehalts fir die familidre Sorgearbeit beibehalten, da es die derzeit einzige wirksame
gesellschaftliche Anerkennung dieser unverzichtbaren Leistung darstellt. Ein
Wegfall wirde die Wahlfreiheit des Lebensstils der Familien weiter einengen.

e Wirksame Reform der Erbschafts- und Schenkungssteuer zur fairen Besteuerung
grolder Vermdgensuibertragungen. Ein Freibetrag von 1 Million Euro fir Ehegatten,
Lebenspartner und Kinder ist zu gewahren.

o Wiedereinflihrung einer Vermdgenssteuer auf groRe Vermdgen tber 3 Millionen
Euro.

IV 3.5 Entschiedene Bekampfung der Steuerflucht

Obwohl inzwischen eine starke Vereinheitlichung des Finanzsystems in der EU besteht,
werden Kapitaleinkommen (Zinsen, Dividenden u. a.) in den EU-Landern noch sehr
unterschiedlich besteuert. So gibt es z.B. in Luxemburg keine Kapitalertragssteuer.
Dieser Zustand férdert Steuerhinterziehung durch Kapitalflucht innerhalb der EU. Es ist
nicht hinzunehmen, dass sich auf diese Weise Kapitaleinkommen der Besteuerung
entziehen kdnnen, wahrend Erwerbseinkommen voll versteuert werden missen.
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w205 o Es ist eine EU-weite gleich hohe Quellensteuer anzustreben und sicherzustellen,
dass Kapitaleinkommen nicht geringer besteuert werden als Erwerbseinkommen.

w206 e Sogenannte ,Steueroasen“ sind konse uent auszutrocknen.

w202 .  Auch die derzeit noch legalen Konstruktionen von international agierenden
Konzernen zur Steuervermeidung sind zu unterbinden. Es muss durchgesetzt
werden, dass Gewinne immer dort zu versteuern sind, wo sie erwirtschaftet werden.

w208 o Esistin dieser Angelegenheit bei allen wichtigen Partnerstaaten (EU-Staaten, G7,

Russland, China) solidarisches Handeln einzufordern.
w209

w210
IV 4 Fairer Handel

w211 ' Durch die Aushandlung von sogenannten Freihandelsabkommen der zweiten
Generation (CETA, TPP, TTIP, TISA) versuchen die gro3en Wirtschafts- und
Handelsméachte (USA, EU, China, Japan) derzeit, sich einen moglichst groen Einfluss
auf Welthandel und Weltwirtschaft zu sichern. Kernstiicke der angestrebten
Vereinbarungen sind der Abbau der nichttarifaren Handelshemmnisse, der
Investorenschutz und die regulatorische Kooperation.

w212 ' Den von den Befurwortern erwarteten Vorteilen (geringere Kosten, zusatzliche
Arbeitsplatze) stehen aber gravierende Nachteile gegentiber, die aus bisherigen
Erfahrungen z.B. mit dem nordamerikanischen Freihandelsabkommen NAFTA
erkennbar sind: Absenkung von Léhnen und Arbeitnehmerrechten, Einfrieren und ggf.
Absenkung von Sozial- und Umweltstandards, Einschrankung der nationalen
Souveranitat.

w213 | Nicht zuletzt dienen diese Freihandelsabkommen auch dazu, gegentiber Schwellen-
und Entwicklungslandern weiterhin die Regeln diktieren zu kdnnen und damit das
Macht- und Wohlstandsgefalle gegentber unseren Rohstoff- und
Nahrungsmittellieferanten aufrechtzuerhalten.

w214 L v
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w216 o Sogenannte ,Freihandelsabkommen®, die die staatliche Souveranitat und die
demokratische Mitbestimmung einschranken, (CETA/TTIP/TISA) dirfen von der
Bundesrepublik Deutschland nicht abgeschlossen werden. Die ODP fordert
stattdessen faire Handelsabkommen, die auf der Basis der Welthandelsorganisation
(WTO) einvernehmlich ausgehandelt werden und auch den schwacheren Partnern
echte Chancen eroffnen.

w217 e Der ,Faire Handel* muss zum Leitgedanken aller neuen internationalen
Handelsvertrage werden. Nur Lander, die 6kologische und soziale
Mindeststandards verbindlich vertraglich anerkennen und sich verpflichten, diese
Standards einzuhalten und kontinuierlich zu verbessern, sollen kinftig als
bevorzugte Partner im Welthandel anerkannt werden.

w218 | o Die Vergaberichtlinien auf allen Ebenen sind so zu fassen, dass kiinftig die
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Einhaltung sozialer und 6kologischer Mindeststandards zur Voraussetzung fur den
Erhalt 6ffentlicher Auftrage wird.

¢ Bindung aller 6ffentlichen Auftrage an die Bedingung fairer Produktion (ILO 182
etc.)

IV 5 Faire Lohne fiir alle Beschaftigten

IV 5.1 Mindestlohn

Seit 2015 gilt auch in Deutschland ein Mindestlohn. Der von manchen befirchtete
Verlust von Arbeitsplatzen ist nicht eingetreten. Die Hohe des Mindestlohnes von EUR
8,50 wurde von der ODP von Anfang an fiir zu niedrig gehalten, weil damit auch bei 45
Jahren Vollzeiterwerbstatigkeit nicht einmal eine Altersrente auf dem Niveau der
Grundsicherung zu erreichen ist. Daher setzen wir uns weiterhin dafir ein, den
Mindestlohn auf ein Niveau zu erhdhen, der ein menschenwirdiges Auskommen

ermaoglicht.
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e Der Mindestlohn ist kurzfristig auf 12 Euro zu erhéhen und dann jahrlich an die
Entwicklung der Lebenshaltungskosten anzupassen.

e Unbefristete Arbeitsverhaltnisse dirfen durch befristete Arbeitsvertrage und
Leiharbeit nicht ausgehebelt werden.

IV5.2 Begrenzung der Lohnspreizung

Von den 1990er Jahren an hat die Lohnspreizung in Deutschland rasant zugenommen.
Dadurch verschieben sich mittelfristig auch die Vermdgensverteilung und die Bildungs-
und Aufstiegschancen. In der Folge werden der gesellschaftliche Zusammenhalt und
der soziale Frieden gefahrdet.

Geht man davon aus, dass das Einkommen aus einer Vollzeitstelle auch bei der am
niedrigsten entlohnten Tatigkeit ausreichen muss, einen Menschen und ggf. seine
Kinder angemessen zu ernahren, dann sollte das 12-fache dieses Einkommens in
jedem Fall ausreichen, auch die am héchsten qualifizierten Fach- und Fihrungskrafte
angemessen zu entlohnen. Dieses Verhaltnis entspricht auch etwa der Lohnspreizung
im Offentlichen Dienst zwischen ungelernten Hilfskraften und dem Bundesprasidenten.
Wichtig ist, dass mit diesem Konzept keine generelle Lohnhéhengrenze festgelegt wird.
Es ist jedem Unternehmen freigestellt, héhere Spitzenléhne zu zahlen, aber es muss
dann auch das Lohnniveau insgesamt erhohen.

Das ODP - Konzept

o Esist durch Bundesgesetz festzulegen, dass in ein und demselben Unternehmen
das Verhaltnis der hdchsten Vergutung zur niedrigsten — bezogen auf einen
Vollzeitarbeitsplatz — nicht mehr als 12:1 betragen darf.
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IV6 Gemeingiiter zum Wohl von Mensch und Natur
schiitzen

w238 ' Die ebenso fundamentalen wie begrenzten Guter Boden, Wasser, Luft missen
umfassend als Gemeinguter behandelt und geschitzt werden. Wasser und Luft dirfen
nicht in Privateigentum sein, gleiches gilt fiir Bodenschatze und Funkfrequenzen. Die
Nutzung dieser Gemeinguter muss gemeinwohl- und zukunftsorientiert reguliert werden.

w239 | |nsbesondere die Art der Boden- und Wassernutzung soll nicht mehr allein von den
Nutzungsinteressen (Land- und Forstwirtschaft, Besiedelung, Gewerbe,
Verkehrswegebau) der jeweiligen Eigentiimer bestimmt werden, denn sie beeinflusst
ganz mafgeblich unser aller Leben — und das unserer Kinder und Kindeskinder.
Klimawandel, Bodenerosion, Flachenfral3, Artenschwund, Trinkwasserbelastung,
Grundwasserabsenkung, Uberschwemmungen u.a.m. werden ganz entscheidend auch
von der Art der Bodennutzung mit beeinflusst.

w241 ' Auch die wesentlichen Bereiche der o6ffentlichen Daseinsvorsorge (Bildung, Bahn, Post,
Telekommunikation, Internet, 6ffentlicher Verkehr, Wasser, Gas, Strom) erfordern klare
staatliche Regulierung.

w240 .
Das ODP - Konzept

w242 o Bund, Lander und Gemeinden mussen die Nutzung dieser Gemeinguter starker
regulieren kénnen. Sofern sie Nutzungsrechte vergeben, miissen diese zeitlich
begrenzt bzw. kiindbar sein und mit gemeinwohlorientierten und ékologischen
Rahmenbedingungen ausgestattet sein.

w243 e Angesichts der elementaren Bedeutung von Grund und Boden fiir jedwedes
Wirtschaften und angesichts der weltweit rasant zunehmenden Konzentration des
Eigentums an Grund und Boden auf immer weniger Akteure (Landgrabbing) ist das
Bodenrecht zur Verhinderung von Landgrabbing zu reformieren.

w244 o Die derzeit geltende Steuerbefreiung flr Ertrage aus Grundstiicksgeschéften nach
einer Haltedauer von 10 Jahren ist abzuschaffen.

w245 o Steigerungen des Bodenwerts, die ohne besonderen Arbeits- oder Kapitalaufwand
des Eigentlimers entstehen, sind fir die Allgemeinheit nutzbar zu machen.

w246 o Das am 9.3.2017 vom Deutschen Bundestag beschlossene, bis zum 31.12.2019
befristete beschleunigte Bebauungsplanverfahren flr kleine Gebiete im
Aulenbereich (§ 13b BauGB) ist zurtickzunehmen.

w247 e Die Grundsteuer B (fiir bebaute und bebaubare Grundstiicke) ist in eine
Bodensteuer umzuwandeln, um das Nutzungsinteresse flr brachliegende
innerdrtlicher Liegenschaften zu steigern und das Interesse an Neuausweisung von
neuen Wohn- und Gewerbegebieten zu mindern.

w248 o Das Grundstlicksverkehrsgesetz ist so zu gestalten, dass landwirtschaftlich
genutzte Flachen nicht von externen, nichtagrarischen Investoren zur Kapitalanlage
aufgekauft werden kénnen. Bisher genutzte Umgehungsstrategien (z.B. durch
Parzellierung, Ubertragung von Geschéftsanteilen, Aushebeln von Vorkaufsrechten
mittels VerknUpfung mit Waldflachen oder mittels vorab geschlossener
Pachtvertrage) sind zu unterbinden.

w249

IV.7 Fiir eine Welt in Balance: der Global Marshall Plan
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Es ist 6kologisch unmdglich, dass alle mehr als 7 Milliarden Menschen, die derzeit auf
der Erde leben, Ressourcen im selben Ausmal} verbrauchen wie wir heute u.a. in
Europa und Nordamerika. Noch viel weniger ist es moglich, dieses Niveau des
Verbrauchs auf zukunftige Generationen auszuweiten. Die einzige Alternative ist eine
nachhaltige Entwicklung weltweit.

Die Global Marshall Plan Initiative hat ein durchfiihrbares, finanzierbares Modell fur ein

friedliches und gerechtes Zusammenleben der Vélker in einer lebenswerten Welt

entwickelt.

Nach dem Zweiten Weltkrieg haben die USA im Rahmen des Marshallplans

Westeuropa Aufbaubhilfe geleistet, die zu unserem heutigen Wohlstand in Deutschland

entscheidend beigetragen hat. Mit einem globalen Marshallplan sollen weltweit die

Armut dberwunden, die Umwelt geschutzt, demokratische Gesellschaftsordnungen

etabliert werden. Grundlage ist eine weltweite 6kologisch-soziale Marktwirtschaft.

Der Global Marshall Plan verfolgt funf Kernziele:

1. Umsetzung der Ziele nachhaltiger Entwicklung (Sustainable Development Goals,
SDGs), die eine ,Transformation® unserer Welt gemaf der Agenda 2030 fur
nachhaltige Entwicklung anstreben.

2. Erreichung des 0,7%-Ziels und fur Entwicklung erforderliche zusatzliche Mittel
verfligbar machen!

3. Faire Besteuerung globaler Wertschépfung als Finanzierungsbasis.

4. Forderung einer weltweiten 6kologisch-sozialen Marktwirtschaft.

5. Faire globale Entwicklungspartnerschaft.

Um diese Ziele zu erreichen, sind neue Finanzierungsquellen zu erschlielen. Daflr

fordert die ODP die Besteuerung globaler Finanztransaktionen (Tobin-Steuer) und die

.1 erra-Abgabe“ (Abgabe auf den grenziberschreitenden Handel).

Eine Terra-Abgabe von 0,5% wuirde die Produkte kaum verteuern, ware aber ein

Anfang fur einen fairen Welthandel und ein gerechtes Welt-Steuersystem. Nicht alle

Firmen kénnen sich namlich an der Globalisierung beteiligen. Manche sind z.B.

aufgrund ihrer Produkte auf bestimmte Regionen angewiesen. Diejenigen jedoch, die

global agieren, verschaffen sich Wettbewerbsvorteile, indem sie sich nationalen

Standards und Steuerpflichten entziehen.

Frahere Fehler beim Einsatz von Entwicklungshilfe sind zu vermeiden. Es missen

kurzsichtige wirtschaftliche und machtpolitische Interessen sowohl in den Geber- als

auch in den Nehmerlandern ausgeschaltet werden. Korruption ist zu bekampfen,

Subsidiaritat zu achten.

Vor allem soll auf eine 6ffentliche Ausschreibung der Programme unter

Nichtregierungsorganisationen Wert gelegt werden. Damit wird eine gesunde

Konkurrenz geférdert und die Mittel werden nach der besten Kosten-Nutzen-Relation

eingesetzt.

Vorrangig sollen Projekte gefordert werden, die die unternehmerische Aktivitat der

Menschen vor Ort unterstiitzen (z.B. mit Krediten, vor allem Kleinkrediten). Wissen und

Fertigkeiten sollen an eine mdéglichst grofe Zahl von Einheimischen und nicht an eine

kleine Elite vermittelt werden. Hilfe zur Selbsthilfe ist die Devise.

Umweltschutz kann in den Entwicklungslandern nur dann verlangt werden, wenn

gleichzeitig die Armut gelindert wird. Denn wer um das Uberleben kdmpft, sieht in erster

Linie sich und seine Familie und nicht die Umwelt.

Manche Entwicklungslander haben nur deshalb wirtschaftliche Vorteile, weil der

Umweltschutz dort keine Rolle spielt. Es sollen deshalb zwar Projekte geférdert werden,

die Wohlstand bringen, im Gegenzug wird aber verlangt, dass 6kologische und

demokratische Standards eingehalten werden wie die des Umweltprogramms der

Vereinten Nationen (UNEP) und die Kernstandards der Internationalen

Arbeitsorganisation (ILO).

Mit dem Global Marshall Plan soll die Idee einer Welt in Balance verwirklicht werden.

Die ODP ist der Global Marshall Plan Initiative beigetreten und setzt sich fiir die

politische Umsetzung des Plans ein.
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%V Gesellschaft und Staat demokratisch gestalten

805
V 1 Einfluss begrenzen — Politik und Wirtschaft trennen

815a | Demokratie lebt von Mitarbeit, Einmischung und Kontrolle durch alle Akteure einer
Gesellschaft.

815b | Aufgrund der Eingebundenheit Deutschlands in internationale Vertragswerke sinkt der
nationale Handlungsspielraum zunehmend. Die Fachleute auf der internationalen
Blhne sind die Vertreter der globalen, das Finanzkapital der Welt in den Handen
haltenden Multiplayer.

815¢ | Durch den Mangel an Wissen und Kooperationsfahigkeit haben die Bevdlkerungen
schleichend die Macht an die (einfluss)reichen Gruppen unterschiedlichster Lobbys
abgegeben. Letztere werden inzwischen von demokratischen Vertretern hochoffiziell fir
das politische Tagesgeschaft bis hin zur Gesetzgebung um Mithilfe gebeten. Oder
deren vorgelegte Gesetzesvorschlage werden nur noch abgeandert und durchgewinkt.

815d | In der Verflechtung von Politik und Wirtschaft sieht die ODP ernst zu nehmende
Gefahren fir die Demokratie und fir das Gemeinwohl. Durch Beratervertrage,
Aufsichtsratsposten und Firmenspenden sind politische Mandatstrager heute vielfach
machtigen Gruppen und deren eigennttzigen Interessen verpflichtet. Darunter leiden
Glaubwiurdigkeit, Sachorientierung und Zukunftsfahigkeit aller demokratischen
Institutionen. Ohnmacht und Arger der sind Vielen sind gestiegen. Und das global.

Das ODP-Konzept

815e | Um demokratisch-politische Willensbildung wieder wirkungsvoll und damit fir mehr
Menschen attraktiv zu machen, tritt die ODP fiir folgende Ziele ein:
Politik muss sich dem Gemeinwohl verpflichten. Die nationale Politik hat im Interesse
ihrer Burger dafur Sorge zu tragen, dass die im Folgenden genannten Punkte auf allen
Ebenen und in allen Bereichen umgesetzt werden.

815 e« Nur ein sofortiger Ausstieg aus den noch nicht abgeschlossenen WTO-
Verhandlungsrunden zur Deregulierung und Privatisierung samtlicher Markte
ermoglicht Uberhaupt erst den Erhalt eines sozialen Staates. Kein TTIP, CETA,
TISA!

8159 ' e  Entsprechend sind samtliche WTO- und EU-Vertrage auf ihre partielle Kiindbarkeit
hin juristisch zu prifen, um folgende Interessen durchzusetzen:

815h o sofortiges Ende jeglicher Public Private Partnership-Vergabeverfahren,
815i o sofortigen Stopp weiterer Privatisierungen und Deregulierungen,
815k e Anderung des Stiftungsrechts,
815l e Kindigung samtlicher Beratervertrage mit privatwirtschaftlich getragenen Think
Tanks,
815m e Verbot der nicht-6ffentlichen Beratung mit ausgewahlten Lobbyisten,
815n e zwangsweise Wiederherstellung der Offentlichkeit in allen teil-6ffentlichen

Vergabeverfahrung unter Anderung des Gesetzes zum Schutz
personenbezogener Daten,
8150 e Wiederaufnahme samtlicher ehemals o6ffentlicher Giiter und Dienstleistungen
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wie Bildung, Bahn, Post, Telekommunikation, 6ffentlicher Verkehr, Wasser, Gas,
Strom, ..., unter zentrale, staatliche Verwaltungsbehoérden, die in einem
Kooperationsteam die Belange samtlicher Interessengruppen der Gesellschaft
eigenstandig zu bertcksichtigen hat,
o Verpflichtung aller politischen Mandats- und Entscheidungstrager, auf jegliche
Vorteilsnahme im Amt zu verzichten,
¢ Verbot, neben einem politischen Amt Aufsichtsrats- oder sonstige,
wirtschaftliche Interessenvertretung ermoglichenden Posten innezuhaben,
soweit sich das Unternehmen nicht mehrheitlich in o6ffentlicher Hand befindet,
o sowie gezielte Gesetzgebung, die VerstoRe gegen die vorgenannten Prinzipien
unter Strafe stellt.
Um Politik und Wirtschaft strikt voneinander zu trennen und um Interessenkonflikte zu
vermeiden, fordern wir:
¢ Trennung von politischem Mandat und wirtschaftlicher Interessenvertretung.
.Abgeordnete und Minister dirfen keine bezahlten Aufsichtsratsposten Gbernehmen.
e Einflhrung eines verpflichtenden Lobbyregisters auf Europa- und Bundesebene.
e EinflGhrung von Anti-Korruptions-Beauftragten in allen Behérden.

V 2 Parteien- und Politikerfinanzierung neu regeln

Die Verschleierung von Parteispenden durch Stlickelung und durch vielfaltige
Kaschierung (Sponsoring, Anzeigen in Veroffentlichungen, Infostanden auf Parteitagen)
sowie die verdeckte Finanzierung Uber Fraktionskassen und parteinahe Stiftungen
machen eine Neuregelung der Parteienfinanzierung zwingend erforderlich. Wir
brauchen auch hier transparente Strukturen. Die ODP hat sich verpflichtet,
Firmenspenden grundsatzlich nicht anzunehmen. Nur so kann Politik unabhangig
bleiben und dem Gemeinwohl dienen.

Das Volk kann sich kaum durch Volksvertreter reprasentiert fihlen, die sich durch
Sonderrechte lUber das Volk stellen. Die Vergltung der Volksvertreter muss ihren
Aufgaben angemessen sein und ihre Unabhangigkeit sichern. Unbegriindete Privilegien
wie der Verzicht auf Einzelnachweise bei Aufwandsentschadigungen aber sind zu
streichen.

A
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Das ODP-Konzept:

e Spenden von Firmen und Grol3organisationen an politische Parteien und
Wahlervereinigungen sind zu verbieten, um diese subtile Beeinflussung von
Parteien zu verhindern.

e Solange Spenden von juristischen Personen nicht verboten sind, muss die 50.000-
Euro-Grenze der Pflicht zur unverziglichen Anzeige und Verdffentlichung auf
10.000 Euro abgesenkt werden.

e Spenden von naturlichen Personen an Parteien sind auf 50 000 Euro pro Jahr zu
begrenzen.

e Zuwendungen von Sachmitteln und Dienstleistungen sind in den
Rechenschaftsberichten der Parteien entsprechend ihrem Verkehrswert
auszuweisen und den Regelungen des Parteiengesetzes fiur Zuwendungen zu
unterwerfen.

¢ Die Position ,sonstige Einnahmen® in den Rechenschaftsberichten darf nicht weiter
der Verschleierung unrechtmafiger Parteieinnahmen dienen. Daher sollen klnftig
alle Einnahmen ab einem Betrag von 500 Euro in den Rechenschaftsberichten
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einzeln mit ihrer Herkunft aufgefihrt werden. Die Position ,sonstige Einnahmen®
darf insgesamt nicht mehr als 5% der Gesamteinnahmen einer Partei ausmachen.

826 e Kiinftig soll der Bundesrechnungshof dariiber wachen, dass die Parteien die
gesetzlichen Finanzierungsvorschriften einhalten. Er soll hierzu die gleichen
Kompetenzen zur unangemeldeten Akteneinsicht wie die Steuerfahndung haben
und aufgedeckte VerstoRe zur Anklage bringen kdnnen.

827 | e Esist eine klare Trennungslinie zwischen den parteinahen Stiftungen und ihren
Mutterparteien zu ziehen, so dass die Stiftungen nicht als indirekte staatliche
Finanzierungsquelle der Parteien dienen kénnen. Nur unter dieser Bedingung ist
eine (reduzierte) 6ffentliche Férderung der Stiftungen weiterhin akzeptabel.

827a o Spenden an Abgeordnete miissen kiinftig unzuléassig sein, damit die
Unabhangigkeit der Abgeordneten in jedem Fall gewahrt bleibt.

828 | o Vergitungen fir gewahlte Reprasentanten (Abgeordnetenditen,
Aufwandsentschadigungen, Zuschisse an Fraktionen usw.) dirfen nur
entsprechend der allgemeinen Einkommensentwicklung geandert werden. Zu
erstattende Auslagen sind wie allgemein Ublich zu belegen. Das Recht auf
Berufsaustibung ist zu wahren, die Einkiinfte daraus mussen veréffentlicht werden.

829 | o Die Gehalter der Regierungsmitglieder sollen am Ende der Wahlperiode im
offentlichen Gesetzgebungsverfahren flr die ganze folgende Periode festgelegt
werden. Weitere Einkommensteile wie steuerfreie Dienstaufwendungspauschalen,
Diaten und steuerfreie Kostenpauschalen aus einem parallelen
Abgeordnetenmandat sind ersatzlos zu streichen. Das staatliche Ubergangsgeld ist
auf héchstens ein Jahr bzw. die Dauer einer gesetzlichen Karenzzeit zu begrenzen.

830 e Die Mehrfach- und Uberversorgung (Ubergangsgelder) von Politikern, die aus der
aktiven Arbeit ausgeschieden sind, ist zu beschneiden. Die Altersversorgung ist

Uber die Gesetzliche Rentenversicherung zu regeln.
831

V3 Demokratische Rechte ausbauen und schiitzen

832 | Menschen interessieren sich umso mehr fiir Politik, je mehr sie daran beteiligt werden,
ernst genommen werden und ihre Lebensbelange einbringen kdénnen. In einer Zeit, da
die etablierten Parteien das Vertrauen der meisten Burger verloren haben, sind
unbedingt weitere demokratische Mitwirkungsrechte notwendig. Echte Demokratie
verleiht allen Interessengruppen eine Stimme. Auch denen, die sich keine Macht
erkaufen kdnnen. Die ODP fordert demokratische Rechte, die das Volk zum wirklichen
Souveran machen. Und nur das volle demokratische Selbstbestimmungsrecht aller
Blrger garantiert ein demokratisches Gemeinwesen.

833
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Das ODP-Konzept:

835 | Politik muss Mitbestimmung aktiv ermdglichen! Demokratie ist laut unserem
Grundgesetz Grundlage unseres Staates und muss eingeraumt, nicht erkdmpft werden.
Deswegen missen politische Gremien darauf hin arbeiten, Méglichkeiten direkt-
demokratischer Mitbestimmung zu schaffen und sie von sich aus herstellen.

e Direkte Demokratie auf Bundesebene ist wie folgt zu erméglichen:

836 = Volksinitiative: Mit 100.000 Unterschriften kann dem Bundestag ein
Gesetzentwurf vorgelegt werden.
837 = Volksbegehren: Lehnt der Bundestag die Volksinitiative ab, kann ein

Volksbegehren eingeleitet werden. Fir dessen Erfolg missen in neun Monaten
eine Million Unterschriften zusammenkommen, bei grundgesetzédndernden
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Volksbegehren 1,5 Millionen. Im Anschluss folgt der Volksentscheid.

= Volksentscheid: Hier entscheidet - wie bei Wahlen - die Mehrheit der
abgegebenen Stimmen. Jeder Haushalt bekommt im Vorfeld eine
Abstimmungsbroschure mit wichtigen Informationen und allen Pro- und Kontra-
Argumenten.

= Zusatzlich sollen die Birgerinnen und Burger die Méglichkeit haben, einen
Volksentscheid gegen Beschlisse des Bundestages einzuleiten (fakultatives
Referendum).

= Die o.a. erforderlichen Unterschriften missen in offener Sammlung gesammelt
werden durfen, d.h. nicht ausschlielich durch Eintrag auf der Stadt- oder
Gemeindebehorde.

Volksentscheide missen prinzipiell auch dann zulassig sein, wenn sie

Auswirkungen auf den Haushalt haben.

Statt Vorabsprachen und machtpolitischer Vorgaben der Parteien bei der Wahl des

Bundesprasidenten / der Bundesprasidentin fordern wir die Direktwahl.

Die Amtszeit des Bundeskanzlers / der Bundeskanzlerin ist auf maximal zehn Jahre

(zwei Legislaturperioden) zu begrenzen.

Die gleichzeitige Tatigkeit in Parlamenten und Regierungen muss ausgeschlossen

werden, ebenso die gleichzeitige Wahrnehmung von politischen Mandaten und

Funktionen in Wirtschaftsunternehmen oder -verbanden, sofern es sich nicht um

eine Weiterfihrung der bisherigen Berufstatigkeit handelt.

Zur Vermeidung von Wahlbeeinflussungen sind Publikationen von Wahlumfragen

und -prognosen im Zeitraum von sechs Wochen vor Wahlen zu verbieten (wie z.B.

in England und in Frankreich).

Weil Wahlprognosen das Wahlerverhalten stark beeinflussen kénnen, sollen die

Umfrageinstitute verpflichtet werden, bei der Verdéffentlichung von Wahlumfragen

die von ihnen verwendeten Methoden detailliert offenzulegen.

Das Informationsfreiheitsgesetz ist so zu dndern, dass es auch Lander und

Gemeinden verpflichtet, entsprechende Regelungen fur ihren Bereich zu erlassen.

Es muss das Recht der Burgerinnen und Burger auf Einsicht in nicht

personenbezogene Akten zu niedrigen Geblhren gewahrleisten und die

Informationspflicht der Behdrden regeln.

Das Grundgesetz ist so zu andern, dass der Bundestag bei Waffenexporten ein

Kontrollrecht gegentuber dem Bundessicherheitsrat hat.

V4 Wahlrecht reformieren

Das pluralistisch orientierte Verhaltniswahlrecht bei Bundes- und Landtagswahlen ist zu
starken, weil es am demokratischsten ist und neue politische Bewegungen zulasst. Ziel
sollte die maglichst proportionale Verteilung von Mandaten sein sowie ein maglichst
gleiches Wahlrecht flir alle Menschen.

Das ODP-Konzept:

Sperrklauseln sind abzuschaffen. Die Mandatsverteilung nach d’Hondt muss - wo
sie noch verwendet wird - durch weniger verzerrende Verfahren ersetzt werden.
Dort, wo noch Sperrklauseln existieren, muss die Option einer Ersatzstimme
eingefuhrt werden, um die vom Grundgesetz geforderte Gleichheit der Wahl
herzustellen. Bei der Ersatzstimme kann der Wahler mittels einer Nummerierung
der Parteien auf dem Stimmzettel festlegen, welcher anderen Partei seine Stimme
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zufallen soll, falls die von ihm bevorzugte Partei an der Sperrklausel scheitert.

e Dort, wo keine Sperrklausel existiert und folglich auch keine Ersatzstimme
erforderlich ist, sollte den Wahlerinnen und Wahlern die Moglichkeit geboten
werden, auf dem Stimmzettel bestimmte Kandidatinnen und Kandidaten zu
bevorzugen. Diese sogenannten offenen Listen konnen ggf. mit der Mdglichkeit zum
Kumulieren und Panaschieren kombiniert werden.

e Minderjahrige im Alter von 14 bis 18 Jahren koénnen sich auf Antrag bis sechs
Wochen vor der Wahl in die Wahlerlisten eintragen lassen und sind dann
wahlberechtigt. Die Zustimmung der Sorgeberechtigten ist dazu nicht erforderlich.

Die ODP setzt sich darlber hinaus fiir die Einflihrung eines allgemeinen Wahlrechts

ein, das allen Staatsangehérigen ab Geburt zuteil wird.

V 5 Biirgerinnen und Biirger vor Kriminalitat und
Korruption schiitzen

Es gehort zu den urspringlichen und zentralen Aufgaben des Staates, die Sicherheit
seiner Burgerinnen und Burger zu gewahrleisten. Er hat das Gewaltmonopol. Er muss
wirksam die Kriminalitat bekdmpfen. Insbesondere im Bereich Menschenhandel und
Zwangsprostitution besteht erhéhter Handlungsbedarf. Die Freiheit der Person - eine
der wichtigsten Verfassungsideen der Neuzeit - wird dort verfallen, wo Angst um Leben,
Wirde, Gesundheit und Eigentum die Menschen einschichtert. Neben einer
wertorientierten Erziehung in Familie und Schule, neben einer aktiven Sozialpolitik, die
der materiellen und sozialen Verwahrlosung vorbeugt, ist deshalb auch eine gezielte
Politik der Kriminalitdtsbekampfung erforderlich.

‘j\/(/ Vi
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Das ODP-Konzept:

o Um die organisierte Kriminalitat einzuddmmen, missen Polizei und
Staatsanwaltschaft vor allem Einblick und Zugriff auf die Finanzaktionen der
Tatergruppen haben. Wichtig ist ein umfassendes Zeugenschutzprogramm, damit
das Eindringen der Ermittler in die Strukturen der Organisationen gelingt.
Zunehmende Korrumpierung und Infiltration von Politik, Wirtschaft und Verwaltung
erleichtern die Ausbreitung der organisierten Kriminalitat. Dem muss durch
geeignete Mallnahmen - wie Abschopfung illegaler Gewinne, konsequenter
Ausschluss von Unternehmen, die Bestechungsgelder zahlen, von 6ffentlichen
Auftragen und Einsetzung von Antikorruptionsbeauftragten - entgegengewirkt
werden.

¢ Die Kronzeugenregelung muss auf die Bekdmpfung der gesellschaftszersetzenden
Korruption ausgedehnt werden.

e Um die individuelle Gewaltkriminalitat einzudammen, muss die friedliche
Bewaltigung von Konflikten das vorherrschende und intensiv getbte
Verhaltensmodell werden - in den Medien, in der Schule, in der Familie und ebenso
in der Politik. Parallel dazu sind jedoch schwere Straftaten bei Anwendung
korperlicher Gewalt (Vergewaltigung, Mord, schwere Korperverletzung, sexueller
Missbrauch) strikt und ziigig zu verfolgen.

e Das schwedische Modell der Prostitutionsgesetzgebung, welches die
Inanspruchnahme sexueller Dienste gegen Bezahlung unter Strafe stellt, ist
einzufuhren. Prostituierte selbst sind nicht zu bestrafen.

e Gewalt durch Fundamentalisten, Links- oder Rechtsextremisten muss mit ,Null
Toleranz” begegnet werden. Die Justiz muss personell so gut ausgestattet werden,
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dass die Tater schnell verurteilt werden kénnen.

¢ Die so genannte Alltagskriminalitdt muss durch ,lokale Sicherheitsforen® zum
Thema in den Kommunen gemacht und in die Verantwortung aller gegeben werden.

e Die Wahrnehmung von Unrecht muss gescharft, selbstsicheres, Schaden
minderndes Verhalten muss gestarkt werden. Auch bei sogenannten
Bagatelldelikten ist die schnelle Verurteilung und Bestrafung des Taters wichtig,
damit das Verfahren erzieherische Wirkung hat.

e Die zunehmende Beschaffungskriminalitdt kann nur durch arztlich kontrollierte
Abgabe harter Drogen (und Ersatzstoffe, z.B. Methadon) an die schwer
Suchtkranken eingedammt werden. So wird dem Dealer die Gewinnmdglichkeit
genommen und dem schwer Suchtkranken ein Weg aus der Kriminalitat und in die
Therapie ermoglicht. Gleichzeitig werden die Blrger damit vor der
Beschaffungskriminalitat geschutzt. Die Freigabe von sogenannten weichen Drogen
lehnen wir ab.

o Zur Pflege der inneren Sicherheit gehdrt auch die konsequente Bekdmpfung
aggressiver und gefahrlicher Verhaltensweisen im Stra3enverkehr, insbesondere
durch ein Fahrverbot als Regelstrafe bei groben Geschwindigkeits- und
Abstandsverstofen.

o Wir setzen uns konsequent fur die Opfer von Straftaten ein, z.B. durch verstarkten
Tater-Opfer-Ausgleich und die Einflihrung eines Opfer-Anwaltes, um die rechtliche
Stellung der Geschadigten zu starken und den Opfern zusatzliche Sorgen und
schmerzliche Erfahrungen vor Gericht zu ersparen.

¢ Eine freiheitliche Demokratie darf nicht zulassen, dass religiose Geflihle, z.B. von
Juden, Christen und Muslimen unter dem Deckmantel von Meinungs- und
kinstlerischer Freiheit, absichtlich erheblich verletzt werden kdnnen. Deshalb halten
wir einen besseren Schutz religiéser Empfindungen flir nétig. Die grobe
Beschimpfung und Verhéhnung von Bekenntnissen, Religionsgemeinschaften und
Weltanschauungs-Vereinigungen darf nicht nur wie bisher (vgl. § 166 StGB) zu
ahnden sein, wenn sie geeignet ist, den 6ffentlichen Frieden zu stéren. Auch § 130
StGB (Volksverhetzung) ist bei diesen Delikten konsequenter anzuwenden.

o Die ODP unterstiitzt eine realistische und moderne Sicherheitspolitik. Das
Gewaltmonopol des Staates erkennen wir ohne Vorbehalt an.

Das Verbot terroristischer Vereinigungen muss konsequent umgesetzt werden,
unabhangig ob rechter, linker oder religidser Gesinnung.

Es durfen in Deutschland keine No-Go-Gebiete geduldet werden, in der das
Gewaltmonopol des deutschen Staates nicht durchgesetzt werden kann. Zur
Verhinderung solcher Gebiete ist die Polizei entsprechend personell und materiell
auszurusten.

V6 Medien- und Netzpolitik

Seichte Angebote, zynische Gewaltfilme, Pornographie, Verlust der Informationsqualitat
und -vielfalt, Uberforderung vor allem vieler Kinder durch Dauerberieselung und eine
standige Beeinflussung durch Konsumwerbung: So stellen sich gro3e Teile unserer TV-
und Medienlandschaft dar. Das ist nicht die erhoffte Vielfalt, die uns bei der Einflhrung
des Privatfernsehens versprochen wurde.

Wir setzen dieser Spirale der Niveausenkung eine Medienpolitik mit klarer
Werteorientierung entgegen: Die gegebenen gesetzlichen Moglichkeiten missen
ausgeschopft, notfalls die Gesetze verscharft werden. Ein hemmungsloser
Marktliberalismus im Mediensektor geht auf Kosten der seelischen Gesundheit von
Kindern und Erwachsenen.

Die Wirde des Menschen muss auch und gerade in den Medien gewahrt bleiben.

V 6.1 Offentlich-rechtlicher Rundfunk

Die vom &ffentlich-rechtlichen Rundfunk urspringlich geforderte Bildungs- und
Wertevermittlung findet zu wenig statt. Sendungen, die Wertvorstellungen,
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Umgangsformen, Achtung der Menschenwirde und Wissen vermitteln, werden
stattdessen bewusst reduziert, konform zu den aktuellen Markt- und
Wirtschaftsanspriichen.
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Das ODP-Konzept:

e Der urspringlich angelegte Bildungsauftrag muss wieder verstarkt wahrgenommen
werden.

e Es ist wieder ein stabiles Fernseh- und Rundfunksystem, unabhangig von
Quotenkalkll und Werbeeinnahmen, anzustreben.

¢ Die im Rundfunkstaatsvertrag von 2010 (mit der letzten Novellierung vom
01.01.2016) definierten Bestimmungen bezlglich Werbung und Sponsoring im
offentlich-rechtlichen Medienbereich, vor allem in Hinblick auf Kindersendungen
(Gesetz fur den Jugendmedienschutz) und Sendungen in den ,Dritten
Programmen®, missen rigoros Anwendung finden.

V 6.2 Jugendschutz

Internet, soziale Netzwerke und Spiel- und Unterhaltungssoftware pragen in hohem
Mal unsere private, schulische und berufliche Umgebung. Vor allem bei Kindern und
Jugendlichen sind Freizeitgestaltung und Bildungsbeschaffung auferhalb dieser
digitalen Moglichkeiten sehr zurtickgedrangt worden. Vom Deutschen Kulturrat wurden
Computer- und Konsolenspiele 2008 als Kulturgut anerkannt, ohne jedoch eine
Differenzierung zwischen den Auspragungen der Programme und den daraus
resultierenden Gefahrdungen fur die einzelnen Altersklassen zu treffen. Da die
gesetzlichen Vorgaben in dieser Hinsicht zu nachlassig gehandhabt werden, muss eine
verstarkte Kontrolle der Nutzung sowohl innerhalb der schulischen als auch der
elterlichen Kompetenz erfolgen. Dazu muss jedoch eine eindeutige Klassifizierung von
verwendeter Software vorgenommen werden und mit gesetzlich vorgeschriebener
Kontrolle in genau abgegrenzten Stufen erfolgen.

Das Vermitteln von Bildungsinhalten in der Schule Uber digitale Plattformen darf erst
erfolgen, wenn die Schuler eingehend Uber die Verwendungsmaoglichkeiten und daraus
resultierende Gefahren unterrichtet worden sind. Gerade durch die unkontrollierte
Verwendung von Weblogs und Video-Tauschbdrsen sowie frei verfugbaren E-Learning-
Plattformen kénnen grundlegende Gefahrenpotenziale nur bedingt erkannt und
dementsprechend auch nicht verhindert werden.

Das ODP-Konzept:

e Starkung der Medienkompetenz als generelle padagogische Aufgabe in allen
Schulen und Bildungseinrichtungen.

e Beschrankung und Kontrolle der zugelassenen Software- und Medienausstattung
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sowohl im freizeit- wie unterrichtstechnischen Umfeld

906
907

908 e Potenziell gefahrdende Computer- und Konsolenspiele sowie Internetinhalte auf in
Schulen genutzten-Geraten sind zu sperren; bzw. von Festplatten zu I6schen.
Vorhandene Datentrager sind einzuziehen sowie ,Kindersicherungen® auf Routern
und Zugriffsplattformen einzurichten.

909 | o

o V 7.2 Datenschutz

912 Wachsende Speicherkapazitaten und die steigende Effizienz der
Datenverarbeitungssysteme vereinfachen es zusehends, immer groRere Datenmengen
zu sammeln. Wirtschaft und Behérden setzen vermehrt auf die zentrale Speicherung
und Vernetzung von Daten und erhdhen so die Gefahr des Datenmissbrauchs um ein
Vielfaches.

913 | Unter dem Deckmantel der Terrorbekdmpfung findet eine schleichende Aushdohlung der
informationellen Selbstbestimmung statt, Blirgerinnen und Blrger werden zusehends
unter Generalverdacht gestellt. Terror- und Verbrechensbekdmpfung muss in einem
angemessenen Verhaltnis zum Datenschutz-Bedurfnis jeder/s Einzelnen stehen. Daher
lehnen wir grundrechtsschadliche Verfahren wie die Vorratsdatenspeicherung, die
Speicherung von Fluggastdaten und das Eindringen von Ermittlungsbehérden in private
Rechner Uber Fernzugriff ab.

914 L v
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Das ODP-Konzept:

916 e Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung ist als Grundrecht in das
Grundgesetz aufzunehmen.

917 e  Behorden und offentliche Einrichtungen sind zur dezentralen Speicherung von
Daten zu verpflichten.

917a ' o  Personenbezogene Daten dirfen nicht verdachtsunabhangig gespeichert werden.

918 e  Die Datenschutzauflagen fir die Wirtschaft sind zu verscharfen: Eine kommerzielle
Nutzung persdnlicher Daten darf erst nach ausdricklicher Erlaubnis der Betroffenen
und zeitlich befristet geschehen.

919 e  Der Handel mit Adressdaten von Privatpersonen ist zu untersagen. Dies gilt auch
fur staatliche Trager.

920 | e VerstoRe gegen Datenschutz und Datenmissbrauch sind schérfer zu ahnden.

922 e Verhaltensbasierte Daten wie z.B. Surfverhalten, Suchverhalten dirfen nur mit
ausdricklicher Erlaubnis des Nutzers aufgezeichnet werden, ein Vermerk in den
AGB reicht nicht aus.

922a | o Die Panoramafreiheit muss erhalten bleiben.

922b o Alle Behorden Bund, Land und Kommune missen Ende-zu-Ende-Verschliisselung
anbieten.

922¢ | o  Backdoors in Verschliisselungsprogrammen lehnen wir ab.

922d ' o  Wir fordern ein Exportverbot von Spionagesoftware.

924 \J 7.3 Urheberrecht

925 Das aktuelle Urheberrecht ist nicht mehr zeitgemal und bedarf dringend einer
Uberarbeitung. Es ist inakzeptabel, dass Verwertungsgesellschaften den Grofteil des
Gewinns durch urheberrechtlich geschitztes Material fir sich beanspruchen und den
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Urhebern oft keinen angemessenen Ausgleich fur ihre Arbeit bieten. Ehrliche Kunden
werden mit unzumutbaren Kopierschutzsystemen, die beispielsweise die Anzahl der
Installationen einschranken, den Wiederverkauf verhindern oder eine permanente
Internetverbindung erfordern, als potentielle Raubkopierer abgestempelt.

Eine Uberarbeitung des Urheberrechts darf nicht allein die wirtschaftlichen Interessen
der grofRen Verwertungsgesellschaften im Blick haben, sondern muss sich in der
Hauptsache an den Interessen der Urheber und Verbraucher orientieren, denen der
Staat in erster Linie verpflichtet ist. Jede/r Urheber/in hat einen Anspruch auf eine faire
Bezahlung ihrer/seiner Arbeit.

Die ODP sieht deutliche Defizite in der Bekdmpfung von Massenabmahnungen, um die
sich in den letzten Jahren ein lukratives Betatigungsfeld gebildet hat. Die im Rahmen
des zivilrechtlichen Auskunftsanspruches getatigten Massenabfragen bei Providern
liefern haufig eine hohe Fehlerquote. Zu Unrecht abgemahnte Internetnutzer haben
deshalb oft keine Méglichkeit sich juristisch zu wehren, da die Logdateien geléscht
werden und die Beweislast umgekehrt wird. Grundsatzlich beflrworten wir die
Méglichkeit, dass Urheber die Maglichkeit haben, ihr Recht auRergerichtlich
durchzusetzen, dies darf allerdings nicht auf Kosten der Abgemahnten geschehen und

nicht als Geschaftsmodell fungieren.
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o Keine Patente auf Software.

e Forderung von OpenAccess unter angemessener Bericksichtigung der Interessen
von Wissenschaftlern.

e Starkung der Urheber/innen gegeniber den Verwertungsgesellschaften.

o Massenabmahnungen missen gesetzlich unterbunden werden.

o Reform des gesamten Abmahnwesens: Die Beweislast muss beim Abmahnenden
liegen; durchgehende Deckelung der Kosten fur abgemahnte Privatpersonen.

o Keine Einschrankungen ehrlicher Kaufer mit unzumutbaren Kopierschutzsystemen.
Es muss sichergestellt sein, dass die Inhalte auf allen gangigen Hard- und
Softwareplattformen genutzt werden kénnen. Die Mdglichkeit des Weiterverkaufs
muss gewahrleistet sein.

e Die Fristen des Urheberrechts sind auf 50 Jahre zu verkurzen.

o Arbeit muss angemessen entlohnt werden, daher Privatkopien innerhalb der Familie
ja; eine generelle Freigabe des Kopierens darf es aber nicht geben.

V 7.4 Netzsperren

¢ Die Sperrung von Internetinhalten wie beispielsweise Kinderpornographie Gber eine
Modifikation von DNS-Servern (sog. Netzsperren) ist unwirksam, da sie mit
einfachsten Mitteln umgangen werden kann. Durch Filtersysteme ist betroffenen
Kindern und Jugendlichen nicht geholfen, da sich Austausch und Verbreitung
menschenverachtender Inhalte in den seltensten Fallen in 6ffentlich zuganglichen
Bereichen des Internets abspielen. Dasselbe gilt fiir Internetangebote mit
exzessiven Gewaltdarstellungen sowie fir links- wie rechtsextreme Plattformen.

e Einschlagige Angebote missen komplett abgeschaltet und die Tater strafrechtlich
verfolgt werden. Dies kann nur im internationalen Kontext in enger Zusammenarbeit
mit anderen Staaten effektiv umgesetzt werden, da sich viele Anbieter auf
auslandischen Seiten befinden.
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o Hohere Mittel und mehr Personal in den zustandigen Behoérden fir die direkte
Bekampfung von Kinderpornographie statt einer Investition in unwirksame virtuelle
Stopp-Schilder.

o Ausweitung der internationalen Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung von
Kinderpornographie und anderen rechtswidrigen Web-Inhalten.

e Ein grundsatzliches Nein zum Aufbau einer Infrastruktur zur Sperrung von
Internetinhalten, da diese willkirlich auf andere Bereiche ausgeweitet und als
Zensurfunktion missbraucht werden kann.

V 8 Flucht - Asyl - Integration

V 8.1 Fluchtgriinde wirksam beseitigen

Eine wirkungsvolle Flichtlingspolitik muss an der Wurzel ansetzen, also zur Beseitigung
der vielfaltigen und historisch differenziert zu sehenden Fluchtgriinde beitragen.

Unter dem Eindruck des 2. Weltkriegs wurden in der Genfer Konvention und in der
Menschenrechts-Konvention folgende Asylgrinde festgelegt, die international
anerkannt sind und auch in der Bundesrepublik gelten: Anspruch haben also politisch
Verfolgte, Menschen, deren Leib und Leben oder Freiheit wegen ihrer ethnischen
Zugehorigkeit, Religion, Volks- oder Staatsangehdrigkeit, ihrer Zugehorigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe, ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Orientierung oder
wegen ihrer politischen Uberzeugung bedroht sind.

Durch die aktuellen globalen Entwicklungen erscheint uns dieser Ansatz bei Weitem
nicht mehr ausreichend:

Die Militarisierung, die in den letzten Jahren wieder zunimmt, die steigende Haufigkeit
von Terror und Kriegen verschiedener Auspragungen fihren zur Destabilisierung von
Staaten bis hin zu ihrem Zusammenbruch und zu zahlreichen Opfern in der
Zivilbevolkerung. Weltweit werden jahrlich etwa 2.000 Milliarden US-Dollar in Ristung
und in Militar investiert, aber nur etwa 10% dieser Summe in Entwicklungspolitik,
Friedensarbeit, Kriegsverhiitung und Staatsaufbau.

Die Globalisierung, die sich an den Interessen ihrer starksten Marktkrafte — der
internationalen Konzerne — ausrichtet, geht auf Kosten der Menschen in den armeren
Landern. Flucht erscheint oftmals als die einzige Losung, der Perspektiviosigkeit, der
Ausbeutung und dem sicheren Tod zu entgehen. Klimaveranderungen lassen die Zahl
der sogenannten Armuts- oder Klimageflichteten drastisch anwachsen.

Durch unseren Lebensstil im industrialisierten Westen, der die endlichen Ressourcen
der Erde verbraucht, sind wir zutiefst in die Gesamtproblematik verwickelt.
Globalisierung darf nicht wenige Beteiligte zu Gewinnern und den Rest der Menschheit
zu Verlierern machen. Wir brauchen eine Abkehr von diesen ungerechten Verhaltnissen
und eine Hinwendung zu einer Welt in Balance. Wir brauchen einen Umbau des
globalen Wirtschaftssystems, angemessene Schritte zur Umverteilung, eine
Okologisierung aller Lebensbereiche (Umwelt, Wirtschaft, Kultur, Alltag), eine

generationenubergreifende Gerechtigkeit und das Prinzip des Gemeinwohls.
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948] e«  Die Gewahrung von Asyl ist ein unverzichtbarer Akt der Menschlichkeit Gber die
bestehenden Konventionen hinaus. Auch bei einer konsequenten Bekampfung der
Fluchtursachen wird das Gewahren von Asyl nicht Gberflissig werden.

948l e  Die 5 Kernziele der Global Marshall Plan Initiative miissen konsequent umgesetzt
werden:

- Die globalen Entwicklungsziele (SDGs) weiterentwickeln und umsetzen.

- Das 0,7%-Ziel bei der Entwicklungshilfe verwirklichen.

- Faire Besteuerung globaler Wertschépfungsprozesse, insbesondere im
Finanzsektor.

- Faire globale Partnerschaft und wirksame Mittelverwendung - basisorientiert und
transparent.

- Eine weltweite Okosoziale Marktwirtschaft.

948p o  Wirtschaftliches Handeln, ob in Deutschland, der EU oder global darf Menschen
nicht ausbeuten oder deren Lebensgrundlagen zerstéren. Wirtschaft und
(Welt)Handel mussen fair geregelt sein: Vorrang der Menschenrechte vor
Handelsrechten, Freihandelsvertragen oder Investitionsabkommen, keine
Spekulationen auf Nahrungsmittel, kein Ausverkauf groRer Landflachen an
auslandische Investoren (Land-Grabbing).

948s | o Am Welthandel teilnehmen kann nur, wer
- existenzsichernde Lohne fir alle Arbeitskrafte gesetzlich garantiert,

- die Arbeitsschutzvorschriften der UN-Arbeitsorganisation beachtet,
- die Gesetze zum Schutz der Lebensgrundlagen (Wasser, Boden, Klima und
Artenvielfalt) weiter verbessert.

948u o Wirtschaft und (Welt)Handel sind umwelt- und klimafreundlich sowie
ressourcenschonend zu gestalten. Die Forderungen des Weltklimagipfels von Paris
2015 sind konsequent umzusetzen.

948v e  Deutschland und die EU missen die Zivilgesellschaften in den Herkunftslandern
starken. Bildungsmalinahmen sind zu férdern und Korruption zu bekampfen.

948w o Armut ist durch Entschuldung sowie durch echte Entwicklungspartnerschaften ohne
Schwerpunkt auf der eigenen Exportwirtschaft zu bekampfen. Diese
Partnerschaften missen zuvoérderst Hilfe zur Selbsthilfe sein.
Entwicklungspartnerschaften missen an rechtsstaatliche Regierungsfiihrung
geknupft werden.

948x o  Mit Waffen kann man keine Demokratie aufbauen. Die NATO soll auf ein reines
Verteidigungsbundnis zurlckgefihrt werden (siehe Kapitel VI ,In Frieden leben®).

v48ae V8.2 Asylrecht menschenwiirdig gestalten

949 | Der Westen hat unter Beteiligung europaischer Staaten zur Instabilitat in vielen
Regionen beigetragen: in Afghanistan, im Nahen Osten und in etlichen Landern
Nordafrikas. Wenn wir als Europaer in die Souveranitat dieser Staaten eingreifen,
muissen wir auch die Konsequenzen tragen und wenigstens denen helfen, die dadurch
in Not geraten sind.

950 | Wir erkennen und respektieren, dass es Grenzen gibt bei den fir eine gute Integration
erforderlichen Ressourcen, z.B. Wohnraum oder Lehrkrafte.

951 | Wir sehen jedoch bei den Gefliichteten vorrangig das menschliche Schicksal und ihre
Not. Abschottung nach dem Motto ,Festung Europa“ lehnen wir ab. Das Festlegen von
Obergrenzen halten wir fur problematisch und unmenschlich. Die Aufnahme von Schutz
suchenden Menschen fur eine bestimmte oder unbestimmte Zeit ist ein Akt von
Solidaritdt und Menschlichkeit.


http://www.un.org/millenniumgoals/index.shtml
http://www.euractiv.de/entwicklungspolitik/artikel/uebersicht-das-07-prozent-ziel-in-europa-007129
http://www.globalmarshallplan.org/too-big-to-tell
http://de.wikipedia.org/wiki/Ökosoziale_Marktwirtschaft
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970 e In einem Europa ohne Grenzen halten wir es fir dringend erforderlich, auch das
Asylrecht europaisch zu gestalten.

971 e Wir lehnen eine Asylpolitik ab, die sich als Fliichtlingsabwehr versteht. Es ist daran
zu arbeiten, dass Gefllichtete in allen europaischen Staaten nach Menschenrechts-
Standards aufgenommen und behandelt werden. Die Dublin-Vertrage gehoren auf
den Prifstand: An die Stelle der ,Drittstaatenregelung” soll eine Verteilung der
Gefluchteten auf die EU-Mitgliedslander treten, die auch die Interessen der
Betroffenen berucksichtigt, z.B. die Zusammenfuhrung von Familien. Mal3stab der
Verteilung oder des finanziellen Ausgleichs soll die Einwohnerzahl der einzelnen
Lander sowie ihre wirtschaftliche Leistungsfahigkeit sein.

972 e Die internationalen Flichtlingshilfswerke, z.B. das UNHCR, sind groRziigig mit
finanziellen Mitteln zu auszustatten.

975 | e Die Resettlement-Programme sind deutlich auszuweiten, um Kontingente von
Gefluchteten nach humanitaren Kriterien auszuwahlen, die dann geordnet und
sicher einreisen kdnnen. Zu diesem Zweck kdnnen EU-Aufnahmezentren auch
aullerhalb der Grenzen Europas eingerichtet werden.

974 ' o  Die Erstankunftslander sind finanziell und personell zu unterstitzen und zu
entlasten. Uber die reine Nothilfe hinaus miissen auch dort Integrations-Schritte
ermoglicht werden (Schulbesuch, Gesundheits-Versorgung), wie es den
Menschenrechten entspricht.

974a e  FUr alle innerhalb der EU betriebenen Unterkinfte fiir Gefliichtete missen die
geltenden Mindeststandards umgesetzt werden.

975 e Eine dezentrale Unterbringung von Gefliichteten ist anzustreben. Insbesondere
Familien sollen vorrangig in Wohnungen bzw. in abgeschlossenen Wohneinheiten
innerhalb der Gemeinschaftsunterkiinfte untergebracht werden, Schutz fiir Frauen
und Kinder muss gewabhrleistet sein.

976 e  Die Auszahlung von Unterhalt in Form von Sachleistungen und Gutscheinen
unterstellt Missbrauch und nimmt den Menschen ihre Wirde und Selbstandigkeit.
Die Unterstutzung soll in Form von Geld erfolgen.

977 e Asylbewerbern sind Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabegesetz zu
gewahren. An diesen sollen auch Kinder von Asylbewerbern sowie unbegleitete
minderjahrige Geflichtete Anteil haben.

978 e  Die medizinische Versorgung von Asylbewerbern soll bundesweit mittels einer
Gesundheitskarte erfolgen.

979 e  Traumatisierte Gefllichtete sind mit psychologischer Hilfe zu unterstiitzen. Der
Bedarf dazu ist frihzeitig durch die Aufnahmebehdrden festzustellen. Die
behandelnden Einrichtungen sind mit ausreichenden Finanzmitteln auszustatten.

980 e  Geduldeten Gefliichteten und ihren Kindern, die sich nachweislich gut integriert
haben und eine Ausbildungsstelle oder einen Arbeitsplatz nachweisen konnen, ist
ein Bleiberecht zu erteilen.

981 | o Beider Entscheidung, Menschen abzuschieben, muss sorgfaltiger gepruft werden,
welche Gefahren den Menschen drohen kénnten. Der Zusammenhalt von Familien
muss erhalten bleiben. Eine Selektion nach Nutzbarkeit in unserem eigenen Land
ist kein humanitar akzeptables Kriterium.

982 o  Asylverfahren missen zligig, fair und transparent abgewickelt werden. Fiir sie muss
derselbe Instanzenweg gelten wie fir andere Gerichtsverfahren.
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e Wirlehnen es ab, Staaten als ,sichere Drittstaaten” oder ,sichere Herkunftsstaaten”
zu definieren, wenn dort nachgewiesenermalen z.B. aus politischen, religidsen
oder ethnischen Grinden Verfolgung droht.

e Schnellverfahren, insbesondere Uber gesonderte Zentren mit verminderten
Hilfsmaoglichkeiten sowie Abschiebehaft, sind aus humanitaren und
verfassungsrechtlichen Griinden ebenfalls abzulehnen.

o Die vielfaltigen Probleme von illegalen Einwanderern z.B. bei der medizinischen
Versorgung, der Schulbildung und beim Schutz gegeniber ausbeuterischen
Arbeitgebern, machen es dringend nétig, auch fir die ungeregelte Zuwanderung
nach Lésungen zu suchen. Es ist eine Moglichkeit zu finden, diese in einen legalen
Status zu Uberfuhren.

o Durch Gemeinwohlbeitrédge, z.B. eine Finanztransaktionssteuer, sind die
erforderlichen Mittel fir alle Mallnahmen zu gewinnen.

V 8.3 Gelingende Integration zum Wohle aller

Seit Ende des 2. Weltkriegs wurde Deutschland zunehmend zum Einwanderungsland.
Migrationsbewegungen betreffen aber nicht nur Auslander, sondern auch Deutsche:
(Heimat-)Vertriebene von 1945-1950, Gefliichtete/Ubersiedler von 1949-1961,
Gastarbeiter von 1955-1973, Einwanderung durch Familiennachzug 1973-1988,
Rekordzuwanderungen von Aussiedlern und Geflichteten 1988-1993 durch
sogenannte Spat-Aussiedler und Asylbewerber.

Deutsche wie auslandische Migranten haben zur Gestaltung der modernen deutschen
Gesellschaft beigetragen. Wir bekennen uns ausdriicklich zu deren Bleiberecht.
Deutschland kann Einwanderung aus arbeitsmarktpolitischen und demografischen
Grinden gut nutzen. Nur ein weltoffenes Land ist als Lebens-, Wirtschafts- und
Forschungsstandort attraktiv.

Aus Deutschland sind immer wieder Menschen ausgewandert (knapp 915.000 im Jahr
2014). Es hat zu allen Zeiten beide Bewegungen gegeben: Zuwanderung und
Auswanderung.

Die Integration unterschiedlicher Kulturen und Religionen kann gelingen, wenn sie als
gesamtgesellschaftliche Aufgabe verstanden und von vielen mitgetragen wird. Es muss
darauf geachtet werden, dass es zu keiner Bevorzugung von Migranten gegentber
einheimischen sozial benachteiligten Burgerinnen und Burgern in allen Bereichen
(Arbeit, Wohnung etc.) kommt. Ein menschlicher und solidarischer Umgang mit allen
hilfsbedurftigen Menschen ist unser Ziel.

Fehlende Sprachkenntnisse, andere Kulturen und Religionen, Bildung von
Parallelgesellschaften und anderes mehr stellen fir ankommende Menschen wie auch
fur die alteingesessene Bevdlkerung eine gewaltige Herausforderung dar.
Zuwanderung hat zu allen Zeiten Angst vor ,Uberfremdung“ ausgeldst, die zu sozialen
Spannungen und Feindseligkeiten fihren kann.

Auslanderfeindlichkeit und Rassismus treten wir entschieden entgegen. Auf das
Scharfste verurteilen wir Gewaltangriffe jeglicher Art gegen Schutzsuchende, darunter
traumatisierte Menschen, viele Kinder und Jugendliche.

Nur ein friedliches Zusammenleben aller Gruppen der Gesellschaft kann ein gutes
Leben fur alle mdglich machen.

Das ODP-Konzept:
o Die Koordination aller mit Zuwanderung, Asyl und Integration betrauten staatlichen
Stellen ist in einem Integrations-Ministerium zusammenzufiihren.
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997a o  Die Teilnahme an Integrationskursen, vor allem an Sprachkursen ist fir alle
verpflichtend. Diese missen ausreichend und in guter Qualitat angeboten werden.
Bei VerstoR gegen die Teilnahmepflicht sind Leistungen zu kirzen. Vorhandene
Kompetenzen der Angekommenen mussen frihzeitig geprift und genutzt werden.

997b e Der Mindestlohn gilt wie alle anderen Standards der Erwerbstatigkeit
uneingeschrankt auch fur die Gefllichteten.

997c o FUr Asylbewerber und Menschen mit Duldung sind schnelle Moglichkeiten zum
Einstieg in Arbeit zu schaffen. Dies fordert und unterstitzt Integration.

997d ' o  Die Gefahr zunehmender Obdachlosigkeit nehmen wir sehr ernst.
Wohnraumbeschaffungsprogramme sind unter Beachtung 6kologischer
Gesichtspunkte umzusetzen (Ublicher Energiestandard, vertragliche,
flachensparende Verdichtung). Ghettobildung ist zu vermeiden. GroRzugig
geforderter sozialer Wohnungsbau muss allen Bedirftigen zugutekommen.

997¢ e  Durch die verschiedenen Religionen und Kulturen entstehen Spannungen, denen
wechselseitig mit intensiver Aufklarung und Toleranz zu begegnen ist. Dabei sind
die bei uns geltenden Rechtsnormen einzuhalten. Die Gleichberechtigung der
Geschlechter ist zu respektieren. Gesetzesverstdlie fihren zur Bestrafung, unter
Umstanden zu Leistungskirzungen oder sogar zur Ausweisung.

997f e Unbegleitete minderjahrige Gefliichtete sollen verstarkt in geeignete Pflegefamilien
vermittelt werden.

9979 e  Burokratische Hiirden sind abzubauen. Private und ehrenamtliche Initiativen

mussen gestarkt und ausreichend honoriert und anerkannt werden.
998

V9 Bildung und Erziehung - wichtigste Grundlagen fiir
unsere Zukunft

999 | Eine bestmogliche Erziehung und Bildung unserer Kinder ist die wichtigste
Voraussetzung flr eine glickliche erfolgreiche Zukunft der gesamten Gesellschaft. Sie
muss sicherstellen, dass die Jugend alle jene Fahigkeiten und Techniken, aber auch
das Wissen mitbekommt, das sie braucht, um fur alle Herausforderungen vorbereitet zu
sein. Deshalb muss eine ganzheitliche Entwicklung der Persdnlichkeit vorrangiges
Bildungsziel sein. Kulturtechniken wie Verantwortungsbewusstsein, Teamfahigkeit,
Ricksichtnahme und demokratische Grundregeln mussen eingetbt werden. Die
Erziehung zu Ehrfurcht vor allem Leben, Verantwortung im Umgang mit der Schépfung
und den Mitmenschen sowie Bereitschaft zur Mitgestaltung der Gesellschaft und zum
politischen Engagement starken die Personlichkeit und beugen auch geféahrlichen
Tendenzen wie Gewalt, Extremismus und Drogenkonsum vor. Grundlage hierbei sind
die Wertvorstellungen, auf denen unser Grundgesetz basiert.

1000 " Umweltbewusstes Handeln soll durch positives Erleben der Natur und die Vermittlung
Okologischen Wissens und grundlegender Lebensfertigkeiten trainiert werden.
Grundlegende Lebensfertigkeiten, soziale Fahigkeiten und Verstandnis fur die Noéte der
Mitmenschen sollen durch praktisches Tun geweckt und geférdert werden. Die
Interessen der Wirtschaft dirfen im Bildungsbereich nicht einseitig in den Vordergrund
treten, sei es, dass versucht wird, moglichst friih auf das Verhalten der Kinder als
interessante Verbraucher Einfluss zu nehmen, oder aber Bildungsziele und -inhalte so
festzulegen, dass Schulabganger einseitig ausschlielich fir die kurzfristigen
Bedurfnisse des Wirtschaftslebens ausgebildet werden. Erziehung und Ausbildung,
Bildung und Weiterbildung sind Investitionen in die Zukunft, die im
gesamtgesellschaftlichen Interesse liegen. Sie dirfen daher keinesfalls unter dem
Vorwand der staatlichen Finanzknappheit beschnitten werden.

1001 ' Das gesellschaftliche Umfeld fir Familien bzw. Erziehungsberechtigte hat sich
grundlegend verandert. Dies hat zur Erweiterung der Formen des Zusammenlebens
geflhrt. Grundsatzlich gilt jedoch, dass die Erziehungsberechtigten die
Hauptverantwortung fur die Erziehung ihrer Kinder tragen. Aufgabe des Staates ist es,
dies im Rahmen seiner Méglichkeiten durch ein vielfaltiges Angebot zu unterstutzen.
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Inwieweit und in welcher Form von diesem Angebot Gebrauch gemacht wird,
entscheiden mit Ausnahme der Schulpflicht die Erziehungsberechtigten. Hierbei
erganzen sich die Erziehungstatigkeit zu Hause und die der Einrichtungen. Einen
Bildungsplan fur die Krippen lehnen wir ab, ebenso die Einfiihrung einer gebundenen
Ganztagsschule gegen den Willen der betroffenen Eltern.

1007
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Das ODP - Konzept:

1009 o  Die ODP vertritt ein ganzheitliches Bildungskonzept, welches das Lernen mit allen
Sinnen beinhaltet und die Entfaltung des Einzelnen im Rahmen seiner
Méglichkeiten zum Ziel hat. Dabei geht es um eine Chancengleichheit, deren Ziel
nicht darin besteht, moglichst viele Kinder zum Abitur zu fuhren, sondern vielmehr
darin, jedem die Mdglichkeit zu geben, seinen Begabungen entsprechend geférdert
zu werden und so seinen Weg zu gehen. Musische Facher und kreative Angebote
sind in allen Bildungseinrichtungen aufzuwerten, um das Empfindungsvermogen
und die Vielschichtigkeit der Welterfahrung zu steigern.

1010 '« Dementsprechend soll die Schullandschaft mdglichst vielfaltig sein. Dazu gehdren
sowohl ein dreigliedriges, durchlassiges Schulsystem als auch Gesamtschulen bzw.
Gemeinschaftsschulen und Modelle freier Trager. Staatlich anerkannte und
genehmigte private Schulen sind staatlichen Schulen gleichzustellen.
Ganztagesschulen und Ganztagesbetreuungsangebote sollen bedarfsgerecht das
bisherige Schulangebot erganzen.

1011 "« Die ODP fordert die verstarkte Integration von Kindern aus anderen
Sprachbereichen und Kulturen, die gezielte Férderung lernschwacher Kinder durch
zusatzliche Mallnahmen auf3erhalb des regularen Unterrichts, aber auch die
Forderung besonders begabter Kinder im Rahmen selbst gewahlter Projekte. Die
Integration von behinderten Kindern in den Regelunterricht ist im Rahmen des
Mdoglichen anzustreben.

1012« Um die sprachlichen Grundlagen flr den spéateren Schulbesuch zu festigen, ist ein
Anspruch auf kostenfreien Besuch eines Kindergartens im 5. Lebensjahr
bundesweit zu gewahrleisten.

1013 " o Wahrend der ersten 6 Schuljahre soll der Unterricht mit innerer Differenzierung fiir
alle gemeinsam erteilt werden. Im dreigliedrigen Schulsystem erfolgt danach die
aulere Differenzierung in Hauptschule, Realschule und Gymnasium. Dies
verbessert die Entscheidungsgrundlage fur die Schulempfehlung erheblich und fihrt
zu einer besseren Forderung lernschwacher Schuler. Die Durchldssigkeit zwischen
den Schultypen ist in beiden Richtungen signifikant zu erhdhen.

1014 1 o Die ODP tritt fiir eine Qualitatsoffensive durch kleinere Klassen und eine groere
Selbstverantwortung der Schulen ein. Die Lehrerausbildung ist bundesweit starker
didaktisch auszurichten, ohne dass sich dabei die fachliche Ausbildung
verschlechtert. Auflerdem ist eine kontinuierliche Weiterbildung der Lehrkrafte
sicherzustellen. Darlber hinaus soll im Unterricht Qualitatskontrolle durch externe
Evaluation stattfinden.

1015 o Die ODP fordert ein modulares Abitur nach 12 bis 13 Jahren - die betreffenden
Schulerinnen und Schiler wahlen die Dauer individuell, je nach personlichem
Leistungswillen. Ein fur alle Bundeslander verbindliches, einheitliches
Mindestniveau der Schulabschlisse ist herzustellen. Die Mdglichkeiten zur
Weiterbildung und zu lebenslangem Lernen (z.B. an Volkshochschulen,
Fachhochschulen, Universitaten) sind zu verbessern.

1076 1 o Mitmenschlichkeit, soziale Sensibilisierung sowie Erfahrungen in der Arbeitswelt
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sind durch das Angebot von Sozial- und Betriebspraktika zu férdern. Je nach
Schultyp ist dieses Angebot zu intensivieren.

e Die ODP will ein neues Hauptschulkonzept realisieren, bei dem Projektunterricht
und haufige, ausgedehnte Praktika einen besonders praxisorientierten Unterricht
unterstiitzen. Dabei sollen neuartige Unterrichtsinhalte wie etwa Okologie,
technisch-kreatives Grundwissen, soziales Verhalten, Gesundheit und Umgang mit
Geld eingefuhrt bzw. deutlich starker vermittelt werden. AuRerdem mussen in jeder
Lerngruppe zusatzliche Tutoren eingesetzt werden, um auch auf Kinder aus
schwierigem sozialen Umfeld eingehen zu kdnnen. Ein noch intensiverer Kontakt zu
den lokalen Betrieben als bisher soll Zukunftsperspektiven erdffnen, die die anderen
Schultypen so nicht bieten kénnen.

e Zu einer umfassenden Schulbildung gehdren das Erlernen grundlegender
Arbeitsmethoden und der Erwerb guter Sozialkompetenz. Schulen sollen das Forum
sein, wo Zusatzqualifikationen in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen
erworben werden kdénnen, zum Beispiel mit Sportvereinen oder Musikschulen.
Kooperationen mit solchen Tragern der Jugendarbeit sind daher zu unterstitzen
und auszubauen.

V 10 Hochschulen als Zukunftswerkstéatten
V101 Die Aufgaben der Hochschulen

Hochschulpolitik ist Zukunftspolitik. Hochschulpolitische Weichenstellungen von heute
entscheiden Uber den Ausbildungs-, Wissen- und Forschungsstand von morgen. Damit
bestimmen sie auch die zukunftigen 6konomischen und 6kologischen, kulturellen und
sozialen Standards.

Eine zentrale Rolle nehmen die Hochschulen bei der Vermittlung berufsrelevanter
Quallifikationen ein. Hier gilt es, die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und
Wirtschaft zu intensivieren und das theoretische Lernen mit Praktika und
Traineeprogrammen zu verknupfen. Eine klare Organisation des berufsbezogenen
Studienanteils tragt zur Verkurzung der Studienzeiten und zur Reduzierung der Zahl der
Studienabbrecher bei.

Jedoch fassen wir Hochschulen nicht nur als Einrichtungen zur Vermittlung einer
Berufsausbildung auf. Sie sind auch der bevorzugte Ort fur wissenschaftliche
Forschung, interdisziplinares Denken, Lehren und Lernen. Im Kontext der Forderung
nach lebenslangem Lernen stehen sie damit allen offen, die auch ohne spezielles
Berufsziel ihren Horizont erweitern wollen. Insbesondere muss es moglich sein, aus rein
fachlichem Interesse studieren zu kdnnen. Dies bedingt ein ausgewogenes Verhaltnis
zwischen Breite und Spezialisierung, das bei den verschiedenen Hochschultypen
durchaus unterschiedlich ausgepragt sein soll.

Im Zuge der Harmonisierung der europaischen Studienabschlisse und der Einfuhrung
der Bachelor- und Masterstudiengange wird auch das Verhaltnis von
(Fach)Hochschulen und Universitaten neu definiert. Jedoch soll die (Fach)Hochschule
nach wie vor ihren Schwerpunkt eher berufsbildend und die Universitat ihren
Schwerpunkt bei der umfassenden akademischen Bildung setzen.

VvV 10.2 Gestaltung der Studiengange

Eine ganzheitliche Schulbildung muss die Studierfahigkeit der kiinftigen Studierenden
gewahrleisten. Das ist zur Zeit nicht immer der Fall. Umgekehrt muss aber ebenso die
Studierbarkeit der einzelnen Studiengange von der jeweiligen Hochschule sichergestellt
werden. Ein verschultes Studium allein nach starren Studienordnungen, wie sie die
meisten Bachelor- und Master-Studiengénge aufweisen, wird den vielfaltigen
Anforderungen im Berufsleben nicht gerecht. Aufbaustudiengéange sollen im Sinne
lebenslanger Lernprozesse weiter ausgebaut werden. Hochschulen missen mehr als
bisher zu Statten berufs- und lebensbegleitender Aus- und Weiterbildung werden.
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Vor diesem Hintergrund beflirworten wir einen gestuften Aufbau des Studiums, wobei
jede Stufe mit einer klar dokumentierten Qualifikation abgeschlossen wird. Solche
Stufen kdnnen sein: Zwischenprifung, Bachelor, Master/Diplom/Staatsexamen,
Weiterbildung/Promotion. Dabei soll jede Stufe mindestens den Umfang eines 2-
jahrigen Vollzeitstudiums haben. Die studienbegleitenden, schriftlichen Prafungen
mussen in jeder Stufe mit einer mindlichen Abschlussprifung erganzt werden, damit
der Zusammenhang zwischen einzelnen Modulen nicht verloren geht. Ab der 2. Stufe
tritt jeweils eine schriftliche Abschlussarbeit hinzu. Wahrend die 1. Stufe straff
organisiert ist, bestehen die weiteren Stufen ausschliel3lich aus Wahlpflichtmodulen.

V10.3 Hochschul- und Studienfinanzierung

Um ihren vielfaltigen Aufgaben in Zukunft gerecht werden zu kdénnen, bedirfen unsere
Hochschulen einer solideren Finanzausstattung. Nur bei einer bedarfsgerechten
Hochschul- und Studienfinanzierung sind die Studierbarkeit der Studiengange und eine
qualitativ hochwertige Forschung tberhaupt erreichbare Ziele.

Die Hochschulen bedirfen einer Grundfinanzierung, die an die Studierendenzahl
gekoppelt ist. Darlber hinaus sollen die Hochschulen mit zusatzlichen Mitteln fir
exzellente Forschung und Lehre belohnt werden. Eine Beteiligung der Studierenden an
den eigenen Ausbildungskosten soll nur in Sonderfallen erfolgen, etwa bei einer
erheblichen Uberschreitung der Studienzeit. In jedem Fall muss der erste, qualitativ
dem Diplom oder Magister vergleichbare Abschluss gebuhrenfrei bleiben. Allgemeine
Studiengebuhren wiirden bestimmte soziale Schichten vom Hochschulstudium
ausgrenzen und die Studienzeiten verlangern, da haufig zeitintensive Nebenjobs zur
Erwirtschaftung der Studiengebihren angenommen werden mussten.

Mit den immer starkeren Versuchen der Lander, sich aus der Finanzierung der
Hochschulen zuriickzuziehen, kommt es zu einer Abwertung der
Geisteswissenschaften. Die Einwerbung von Drittmitteln darf nicht das entscheidende
Kriterium fUr die Bewertung des Nutzens von Forschung und Ausbildung sein. Im
Gegenteil, die Unabhangigkeit insbesondere der Forschung von Partikularinteressen
aus Wirtschaft und Politik muss gestarkt werden. Beispielsweise sollen an staatlich
finanzierten Forschungseinrichtungen erzielte Forschungsergebnisse immer zuerst vom
Auftragnehmer der Offentlichkeit vorgestellt werden, selbst dann, wenn die konkrete
Studie industriefinanziert ist. Die Diskussion Uber Wissenschaftsethik wollen wir
verstarkt fihren und geflihrt sehen. Eine Berticksichtigung der Bedlirfnisse der
Wirtschaft ist zwar sinnvoll, darf aber nicht zur Ausgrenzung von Forschungsthemen
oder zu Gefalligkeitsgutachten fihren, wie das heute schon vielfach geschieht.

V10.4 Hochschulreform

Im Zuge der gegenwartigen Hochschulreformen werden oftmals SparmalRnahmen als
Strukturreform getarnt. Beispielsweise scheinen die in den letzten Jahren eingeflhrten
Juniorprofessuren auf den ersten Blick ein Schritt zur Demokratisierung und
Modernisierung der Lehre, gleichzeitig auch zur rascheren Qualifikation von
Nachwuchskraften zu sein. Praktisch bedeutet die Juniorprofessur jedoch, dass junge
Wissenschaftler bereits wahrend ihrer Qualifikationsphase mit der vollen Aufgabenfille
eines Professors in der Lehre betraut werden, dann aber nach wenigen Jahren nur
weiterbeschaftigt werden, wenn sie sich in der Forschung hinreichend qualifiziert haben.
Vor diesem Hintergrund wird eine grof3e Zahl der Juniorprofessoren sich
wissenschaftlich nicht hinreichend qualifizieren kénnen. Zugleich wird die Eignung fur
die Lehre bei Berufungsverfahren nach wie vor nicht angemessen bericksichtigt.

Auf jeden Fall mussen wieder mehr Dauerstellen geschaffen werden, die jungen
Akademikern eine berufliche Perspektive bieten, auch wenn sie keine Professur
erreichen. Der Abbau des akademischen Mittelbaus in einigen Bundeslandern wirkt sich
fur den Lehrbetrieb duRerst negativ aus. Ohne materielle Sicherheit ergreifen die besten
Absolventen keine Hochschullaufbahn.

Ein wesentlicher Nachteil des jetzigen deutschen Hochschulsystems ist es, dass
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Spitzenleistungen nicht angemessen belohnt werden. Bei der Berufung von
Professoren besteht weder beim Gehalt noch bei den Forschungsmitteln ein
hinreichender Verhandlungsspielraum. Beispielsweise gibt es in der gegenwartigen W-
Besoldung befristete Leistungszulagen. Da diese Besoldung aber gegeniber der
frGheren C-Besoldung aufkommensneutral eingefuhrt wurde, haben die Universitaten
viel zu geringen Spielraum bei der Gewahrung der Zulagen; de facto wird die W-
Besoldung von Seite der Universitatsverwaltungen als Sparmaflinahme genutzt. Das hat
zur Folge, dass die besten Wissenschaftler meist ins Ausland abwandern. Ein weiterer
schwerwiegender Nachteil des jetzigen Hochschulrechts ist, dass starre Altersgrenzen
fur Berufungen bestehen. Daher lohnt es sich fiir altere deutsche Wissenschaftler nicht,
durch besondere Leistungen einen Ruf auf eine Professorenstelle anzustreben.
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Das ODP- Konzept:

¢ Angemessene Finanzausstattung der Hochschulen im Zuge einer Steuerreform
zugunsten der Bildung, bei gleichzeitigem Abbau der birokratischen
Reglementierung.

o Klare Gliederung des Studiums durch gestuften Aufbau.

o Verbesserung des Unterrichts durch Aufwertung der Lehre.

e Keine Studiengebihren fir das erste Studium mit substantieller Qualifikation.

e Starkung des akademischen Mittelbaus.

o Rechte des Forschers an seinen Forschungsergebnissen auch bei Finanzierung
durch Drittmittel.

o Aufhebung beamtenrechtlicher Besoldungsvorschriften, die zur Folge haben, dass
hoch qualifizierte Wissenschaftler abwandern bzw. deutschen Universitaten
fernbleiben.

V11 Verbraucher und Verbraucherinnen schiitzen

Trotz vielerlei negativer Begleiterscheinungen wird das Konsumieren fur immer mehr
Menschen zum Lebensmittelpunkt. Die Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen
steigt stéandig. Gleichzeitig werden Produktionsabldufe und Marktstrukturen zunehmend
weniger Uberschaubar und die Informationen Uber Gefahrenpotentiale fur den
Verbraucher schwerer zuganglich. Das Uberangebot an Waren und Dienstleistungen
erschwert Qualitats- und Preisvergleiche.

e Dies erklart auch, warum die Verbraucher und Verbraucherinnen in der
Vergangenheit eine Wirtschaftsweise der Vergeudung, Vernichtung und
Fehlsteuerungen fast widerspruchslos mitgemacht haben. Bei mdglichst niedrigen
Preisen wurde stillschweigend eine gleich bleibend hohe Qualitat und Sicherheit
z.B. bei Lebensmitteln vorausgesetzt. Die BSE-Krise hat diese lllusion grindlich
zerstort. In der Folge gewann das Thema Verbraucherschutz wesentlich an
Bedeutung. Allerdings wurde allein durch die Umbenennung eines Ministeriums die
wirklich notwendige Umorientierung noch langst nicht erreicht, die sicherstellen
muss, dass die funf Grundrechte des Verbrauchers die von der EG bereits 1975 in
einer Charta festgelegt wurden, auch garantiert werden:

e Recht auf Schutz der Gesundheit und Sicherheit,

e Recht auf Schutz der wirtschaftlichen Interessen,
¢ Recht auf Wiedergutmachung erlittenen Schadens,
e Recht auf Unterrichtung und Aufklarung sowie
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o Recht auf Vertretung.

Angesichts des riesigen Aufgabengebietes kann Verbraucherpolitik nicht weiterhin nur
ein Anhangsel der Wirtschaftspolitik sein, sondern muss zum eigenstandigen Politikfeld
werden. Hauptziel muss dabei sein, bei Produktion, Handel und Dienstleistungen den
kurzfristigen Wirtschaftsinteressen, den dkonomischen Prinzipien maximaler
Arbeitsteilung, der ricksichtslosen Gewinnoptimierung, der Ausdehnung der Markte und
weltweitem Wettbewerb entgegen zu treten, sobald erkennbar wird, dass die
Entwicklung zu Lasten der Verbraucher und Verbraucherinnen und kommender
Generationen geht.

Die Verbraucherpolitik muss alle Bereiche wie z.B. Agrar-, Wirtschafts-, Verkehrs-,
Medien-, Gesundheits- Bildungs- und Forschungspolitik umfassen. Sie muss den
Schutz der Verbraucher/innen vor defekten oder gefahrlichen Produkten, unlauteren
Vertriebsmethoden, unseridsen Geschaftsbedingungen und tUberhdhten Preisen
gewabhrleisten. Pravention ist auch auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes der beste
Weg, um Schaden von vornherein zu verhindern. Die in mehreren Bereichen vom
Gesetzgeber bereits geschaffenen Kontrollsysteme sind noch keineswegs ausreichend
(z.B. bei Chemikalien und im Mobilfunkbetrieb).

Die Schutzerwartungen sind begriindet in der staatlichen Schutzpflicht gegentber den
Blrgerinnen und Burgern, die derzeit keinesfalls ernst genug genommen wird. Zu
erreichen sind die nétigen Veranderungen sicher nur, wenn alle
Verbraucherschutzaktivitaten koordiniert und das Verbraucherschutzrecht
weiterentwickelt und durchgesetzt wird. Das setzt vor allem hoheitliche Befugnisse und
damit die Existenz einer zentralen Behdrde voraus.
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Das ODP-Konzept:

e Verbraucherpolitik als eigenes Politikfeld.

e Schaffung einer eigenen zentralen Verbraucherschutzbehdérde (z.B. durch Ausbau
des Bundeskartellamts), die sich deutlich von dem jetzigen Konzept eines
einheitlichen Ministeriums fir Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Ernahrung
unterscheidet und als Sachwalterin der Verbraucherinteressen bei allen
Gesetzesentwirfen und Vorhaben die Auswirkungen auf den Verbraucherschutz mit
einbringt.

e Einrichtung der Stelle eines Verbraucherschutzbeauftragten analog dem
Datenschutzbeauftragten.

e Abschaffung der Ministererlaubnisse bei Kartellgenehmigungen.

e Bessere Ausstattung und Starkung der Rechte der Datenschutzbeauftragten.

e Einfuhrung eines leistungsfahigen Wettbewerbsrechts, in dem der Schutz vor
tauschender, unsachlich beeinflussender, verschleiernder, diskriminierender und
belastigender Werbung festgeschrieben ist.

o Klagerecht der Verbraucherschutzbehérde, um z.B. den Schutz vor unlauteren
Vertriebsmethoden und Geschaftsbedingungen durch Unternehmen besser
unterbinden zu kénnen. Urteile in Sachen Verbraucherschutz missen verbindlich
werden.

o Gewahrung eines erweiterten Vertragsauflosungsrechts und Einfliihrung eines
Schadensersatzanspruchs bei Schaden, die durch unlautere Handlungen oder
Werbung entstanden sind.

e Schaffung eines Bundestagsausschusses fur Verbraucherfragen (vgl. Europaisches
Parlament), um die derzeit auf zahlreiche Ausschisse verteilte Kontroll- und
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Kritikfunktion sinnvoller zu bindeln.

e Verbot von offener und verdeckter Tabak- und Alkoholwerbung. Beschrankung des
Vertriebes von Tabakprodukten auf Fachgeschéfte, zu denen Minderjahrige keinen
Zugang haben durfen. Verabschiedung eines bundeseinheitlichen
Nichtraucherschutzgesetzes unter Einbeziehung des Mitarbeiterschutzes, denn kein
Mensch darf zum Mitrauchen gezwungen werden! Die Kosten der Schaden durch
Tabak- und Alkoholgebrauch missen entsprechend dem Verursacherprinzip wie in
den USA von den jeweiligen Industrien getragen werden. Exportverbote fur
Tabakprodukte.

o Verstarkte Forschung und Aufklarung tber die Gefahren des Elektrosmogs.

o Senkung der Strahlengrenzwerte fiir Mobilfunkanlagen und Handys (Grenzwert von
100uW/m2 bzw. von 10uW/m2 in reinen Wohngebieten und Aufenthaltsorten von
Kindern und Jugendlichen, z.B. Kindergarten und Schulen, sowie Krankenhausern).

e Schutz vor einer Vielzahl von chemischen Stoffen, die unsere Gesundheit
bedrohen, durch strenge Zulassungsverfahren, wie von der EU-Kommission
vorgeschlagen (z.B. Substanzen zur Haltbarmachung und Geschmacksverstarkung
in Lebensmitteln, zahlreiche Wohngifte wie Formaldehyde, Holzschutzmittel, Lacke,
die die Luft in unseren Wohnungen verpesten, Schadstoffe im Trinkwasser).

¢ Anlegung strengerer MaRRstabe an die Unbedenklichkeit von
Lebensmittelzusatzstoffen und griindlichere laufende Uberwachung auf schadliche
Ruckstande. Inhaltsstoffe und Hilfsmittel in Lebensmitteln missen vollstandig und
gut erkennbar deklariert werden.

e EinflUhrung des Giitesiegels ,Gentechnikfrei“ oder zumindest eine vollstandige
Deklaration bestrahlter oder gentechnisch erzeugter Lebensmittel auch unterhalb
der derzeit vorhandenen Kennzeichnungsschwelle.

e Klare und restriktive gesetzliche Regelungen beziiglich Gentests in der
Versicherungswirtschaft anstatt ungentgender Selbstverpflichtungserklarungen.

o Definitives Verbot der Tiermehlfltterung an Nutztiere.

e Generelle Umkehr der Beweislast in Verbraucherschutzfragen, auch bei
Bankgeschéften.

¢ Weitgehende Streichung der Ausnahmeregelungen im
Verbraucherinformationsgesetz und Begrenzung der Geblhren fir Auskiinfte auf
maximal 50 €. Bei Genehmigungsverfahren, welche zumindest eine
Umweltvertraglichkeitspriifung erfordern, sind die Offnungszeiten der betroffenen
Behdrden arbeitnehmerfreundlich zu erweitern.

e Nein zur Freisetzung gentechnisch manipulierter Lebewesen, weil die damit
verbundenen Risiken fir die Okosysteme nicht abschéatzbar sind. Insbesondere in
der Landwirtschaft und in der Lebensmittelindustrie lehnen wir den Einsatz der
Gentechnik ab, da er zu einer weiteren Industrialisierung und Monopolisierung
dieser Bereiche fuhrt, einer Dezentralisierung und Extensivierung entgegenwirkt und
den weiteren Verlust genetischer Vielfalt zur Folge hat. Eine deutliche
Kennzeichnung entsprechend hergestellter Produkte, z.B. bei Importware, muss
vorgeschrieben werden.

VI In Frieden leben

AulRen- und Entwicklungspolitik missen primar dem Schutz des Lebens und der
Lebensgrundlagen auf der Erde dienen. Der Treibhauseffekt, der 6kologische Raubbau,
die Verschwendung nicht erneuerbarer Rohstoffe, der Kampf um wertvolle Ressourcen,
Verkehrswege und Absatzmarkte sowie knapp werdendes Trinkwasser fihren immer
wieder zu Konflikten. Okologische Stabilitét, méglichst dezentral-demokratische
Strukturen sowie die friedliche Durchsetzung der politischen, sozialen und kulturellen
Menschenrechte sind unabdingbare Voraussetzungen flr ein langfristig friedliches
Zusammenleben der Menschen auf der Erde.

Vorausschauende Politik zielt darauf ab, weltweit die nattrlichen Lebensgrundlagen in
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all ihrer Vielfalt zu erhalten, demokratisches Bewusstsein und rechtsstaatliche
Strukturen zu férdern, eine faire Weltwirtschaftsordnung zu etablieren, die Achtung der
Menschenrechte voranzutreiben und den friedlichen Verfahren der Streitbeilegung bei
zwischenstaatlichen Konflikten Geltung zu verschaffen. Diesen Zielen ist die deutsche
Entwicklungspolitik im nationalen und internationalen Rahmen verpflichtet.

1082

VI 1 Frieden erméglichen — Sicherheit schaffen

1084 | Friedens- und Sicherheitspolitik bedeutet fir die ODP nicht nur die Abschaffung aller
ABC-Waffen und eine mdglichst weitgehende Reduzierung aller anderen
Waffensysteme, sondern eine umfassende Politik der Konfliktvorbeugung mit
friedenserhaltenden MaRnahmen. Kiunftig mussen ethnisch oder nationalistisch,
ideologisch oder 6konomisch motivierte militarische Konflikte schon im Vorfeld
vermieden werden.

1085 | An der Aufristung vieler Lander, der Verbreitung militarischer Technologien und der
Waffenherstellung sind der deutsche Staat und viele deutsche Firmen beteiligt.
Waffenlieferungen in Krisengebiete haben bis heute Kriege mit Millionen Toten und
zugleich den Raubbau an Bodenschatzen und Natur begunstigt. Waffenexporte in
Krisengebiete sind als Beihilfe zum Krieg anzusehen. Wahrend wenige hierdurch reich
werden, werden die Kosten fir die Flichtlinge und den Wiederaufbau den Bewohnern
der Kriegsgebiete und der Aufnahmelander aufgebirdet.

1086 | Kriege, bei denen die Zivilbevolkerung massiv geschadigt und bombardiert wird,
verscharfen Konflikte, anstatt sie zu 16sen. Nationale Alleingange zerstéren zudem die
friedenserhaltende Wirkung des Vdlkerrechts und schwachen die UN. Dies gilt zugleich
fur den so genannten ,Anti-Terror-Krieg“ der USA, der durch exzessive Gewalt und die
Forderung undemokratischer Regime wie in Saudi-Arabien oder Pakistan die globale
Verbreitung von Sicherheit, Demokratie und Menschenrechten nicht gefordert, sondern
behindert hat.

1087 | Die langfristige Abschaffung der Massenvernichtungswaffen, der Abbau konventioneller
Waffensysteme sowie friedliche Konfliktvorbeugung und eine Politik sozialer
Gerechtigkeit entziehen terroristischen Gruppen einen Grofdteil ihrer
Handlungsmadglichkeiten. Die Handlungsfahigkeit der UN fur friedenserhaltende
Einsatze (Blauhelme) wird durch das Vetorecht im Weltsicherheitsrat und die
ausstehenden Mitgliedsbeitrage selbst reicher Lander wie etwa der USA geschwacht.
Nur die UN sind jedoch berechtigt, Beschllsse uber friedenserhaltende und
friedensschaffende MalRnahmen zu féallen; nur die UN haben die politische Legitimitat,
langfristig flr Frieden und Sicherheit zu sorgen.
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Das ODP-Konzept:

1090 " e Friedens- und Konfliktforschung, Férderung von Friedenskompetenz
Einrichtung bzw. Férderung von Friedens- und Konfliktforschungsinstituten.
Jahrliche Anhorungen im Deutschen Bundestag mit Menschenrechts- und
Entwicklungshilfe-Organisationen. Jahrliche Organisation von
Friedenskundetagungen durch die Bundesregierung. Feste Einbindung von
Friedenspadagogik, Kommunikationsfahigkeit, Schulung der Eigenwahrnehmung
und Gewaltfreiheit in Schule, Erwachsenenbildung und 6ffentlich-rechtliche Medien.

1097 e Ziviler Friedensdienst und Konfliktvorbeugung

Ausbau des zivilen Friedensdienstes, der in Zusammenarbeit mit geeigneten

Nichtregierungs-Organisationen zur Konfliktvorbeugung und gewaltfreien Lésung

von Konflikten in Krisengebieten eingesetzt wird. Dabei sollen Vertreter aller
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Religionen und ethnischen Gruppen der betreffenden Gebiete eingebunden werden.
Konfliktvorbeugung und friedliche Konfliktbeilegung besitzen absoluten Vorrang vor
militarischer Gewalt.

Menschenrechte, Internationale Gerichtsbarkeit

Unterstitzung nationaler und internationaler Organisationen, die sich fur
Menschenrechte und den Schutz von Freiheits- und Selbstbestimmungsrechten der
Vélker im Rahmen der UN-Charta einsetzen. Auf Grundlage der Allgemeinen
Erklarung der Menschenrechte der UN sind die beiden darauf bauenden Abkommen
Uber politische und burgerliche Rechte sowie Uber wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte gleichermalen einzuhalten. Die Verletzung des Menschenrechts
auf Nahrung muss ebenso weltweit gedachtet werden wie der Einsatz von
Kindersoldaten, Todesstrafe, Folter, Vergewaltigung und Verstimmelung.

Zum Schutz von Vélkerrecht und Menschenrechten ist die grenziberschreitende
juristische Zusammenarbeit sowie die Verrechtlichung der internationalen
Beziehungen zu starken. Deutschland muss daher weiterhin den Internationalen
Strafgerichtshofs (IStGH) in Den Haag, der fir Vélkermord, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Kriegsverbrechen zustandig ist, den Internationalen UN-
Gerichtshof (IGH) in Den Haag, der Streitigkeiten zwischen Staaten schlichten soll,
sowie den Europaischen Gerichtshof flir Menschenrechte (EGMR) in Strafl3burg
bestmdoglich unterstitzen.

2008 hat sich die Bundesrepublik Deutschland der obligatorischen Gerichtsbarkeit
des Internationalen Gerichtshofs (IGH) unterworfen. Sie hat damit den IGH als
Hauptrechtsprechungsorgan der UN gestéarkt und damit zur Starkung des
Volkerrechts beigetragen. Der dabei gemachte doppelte Militdrvorbehalt aber macht
die deutsche Anerkennungserklarung fir weite Teile des Volkerrechts wertlos. Mit
ihm werden vdlkerrechtliche Streitigkeiten Uber den Einsatz deutscher Streitkrafte
im Ausland und Uber die Nutzung deutschen Hoheitsgebiets flr militdrische Zwecke
von der Zustandigkeit des IGH ausdriicklich ausgenommen. Dieser doppelte
Militarvorbehalt ist umgehend zurickzunehmen.

Gerechte Verteilung und sparsamer Umgang mit knappen Ressourcen

Zur Konfliktvorbeugung gehort auch die gerechte Verteilung knapper Ressourcen
wie z.B. der freie Zugang zu Trinkwasser, die Sicherstellung des Existenzminimums
(Nahrung, Kleidung, Behausung) und eine flachendeckende Versorgung mit
Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen.

Ebenso wichtig sind die Einsparung von Energie und der Umstieg auf Erneuerbare
Energietrager. Wie zuletzt Rohstoffkriege (z.B. Irakkrieg 2003) gezeigt haben, ist die
Einsparung von Energie und der Umstieg auf Erneuerbare Energietrager ebenfalls
entscheidend bei der Kriegsvorbeugung. Um den Staaten diese Ma3nahmen zu
erleichtern, sind marktbeherrschende Stellungen einzelner Firmen zu verhindern
bzw. zu beenden.

Drastischer Abbau der Ristungsexporte

Die deutschen Rustungsexporte sind drastisch zu reduzieren, die Anlagen auf zivile
Produktion umzustellen. Ristungsexporte dirfen generell nur noch in
Mitgliedslander der EU und der NATO erfolgen und sind strikt an die Einhaltung der
international gultigen menschenrechtlichen Standards zu binden (v. a. UN-Charta
und Europaische Menschenrechtskonvention). Falls ein Empfangerland diese
Standards nicht einhalt oder schon die Kontrolle dieser Standards verweigert, ist
jegliche Riustungskooperation - unabhangig von Mitgliedschaft in EU oder NATO -
sofort einzustellen. AuBerdem mussen die Endverbleibsnachweise endlich wirksam
kontrolliert werden.

Zu den Rustungsexporten zdhlen auch die Lizenzvergabe und die Errichtung von
Produktionsanlagen zur Herstellung von Waffen oder Waffenkomponenten. Die
Strafen bei Zuwiderhandlungen sind deutlich zu verscharfen. Einnahmen, die
nachweislich aus Waffenexporten in Kriegsgebiete und aus dem Verkauf oder der
Verarbeitung von Rohstoffen aus Kriegsgebieten stammen und von Personen oder
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Firmen mit Sitz in Deutschland erzielt worden sind, sind in voller Hohe vom Staat
abzuschopfen und je zur Halfte dem UN-Flichtlingshilfswerk (UNHCR) und der UN-
Welternahrungsorganisation (FAO) zur Verfligung zu stellen.

Abbau aller ABC-Waffen, Verbot von Landminen

Schrittweiser Abbau aller ABC-Waffen mit dem Ziel ihrer Achtung und ihres Verbots.
Weltweite Kontrolle des Abbaus. Sofortiger Abzug der in Deutschland gelagerten
Atomwaffen. Einstellung samtlicher Versuche mit diesen Waffen. Keine
Stationierung bzw. Neuentwicklung von Weltraumwaffen jeglicher Art. Konsequente
Bekampfung der Weitergabe von Atomwaffen und Exportverbot fur atomtechnische
Anlagen einschlie8lich deren Technologie. Das Verbot von Antipersonenminen und
Streumunition ist besser durchzusetzen. Die Produzenten dieser Waffen missen
verpflichtet werden, in voller Hohe fir die Kosten ihrer Beseitigung aufzukommen.
Ein Verbot aller Landminen ist schnellstens zu erreichen.

Die deutsche AuRenpolitik soll die Staaten, von deren Zustimmung das Inkrafttreten
des 1996 beschlossenen internationalen Atomteststoppabkommens
(Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty — CTBT — vgl. www.ctbto.org) abhangt
und die es noch nicht ratifiziert haben, dringend auffordern, das zu tun, also das
Abkommen durch ihr Parlament zu bestatigen, damit dieser Meilenstein der
Friedenspolitik offiziell in Kraft tritt.

Im Dezember 2015 waren das Agypten, Iran, Nordkorea und vor allem die
Atommachte USA, China, Indien, Pakistan und Israel.

Beschrankung der Rechte auslandischer Streitkrafte in Deutschland

Die Uberflugrechte und Militarbasen auslandischer Streitkrafte in Deutschland
dirfen ausschlieilich im Sinne des Volkerrechts genutzt werden.

Gemeinsame AulRen- und Sicherheitspolitik der EU

Ziel der gemeinsamen AulRenpolitik ist die Forderung friedlicher Konfliktldsung, der
politischen, sozialen und kulturellen Menschenrechte, demokratischer Strukturen
sowie des Umweltschutzes. Die EU handelt bei internationalen Konflikten in enger
Absprache mit der UN; sie ist nicht legitimiert, an die Stelle der UN zu treten.

Die im Vertrag von Lissabon vereinbarte Aufristung (Art. 42,3) aller
Mitgliedsstaaten geht in die falsche Richtung; sie ist aufzukindigen.

Rolle der NATO

Die ODP bekennt sich zur NATO-Mitgliedschaft Deutschlands. Der Auftrag der
NATO muss aber auf die Verteidigung innerhalb des NATO-Vertragsgebietes
beschrankt bleiben.

UN-Reform

Wir fordern eine umfassende Reform der UN, damit diese im Auftrag aller Nationen
zum Fundament und Garanten einer neuen, friedlichen und gerechten Weltordnung
werden kann. Hierzu gehort eine tiefgreifende Demokratisierung der UN,
insbesondere die Starkung der Vollversammlung gegentber dem
Weltsicherheitsrat.

Die UN einschlieRlich der UN-Sonderorganisationen wie Internationaler
Wahrungsfonds und Weltbank missen die friedliche Durchsetzung von Demokratie
und Menschenrechten sowie eine gerechte Weltwirtschaftsordnung und
Guterverteilung foérdern. Auf Bérsenspekulationen ist eine Finanztransaktionssteuer
zu erheben. Diese Einnahmen stehen den UN fir globale Entwicklungs- und
Umweltaufgaben zur Verfigung.

Die friedenserhaltenden Blauhelmeinsatze der UN sind finanziell zu starken.
Langfristig ist eine stehende UN-Einsatztruppe einzurichten, um Interventionen
unabhangig von den Eigeninteressen der Staaten zu erméglichen.
Konfliktvorbeugung und friedliche Konfliktbeilegung besitzen absoluten Vorrang vor
Sanktionen und militdrischer Gewalt, um einen Aggressor zurickzudrangen. UN-
Sanktionen durfen sich nicht gegen die Zivilbevoélkerung richten. Deutschland
bendtigt keinen standigen Sitz im UN-Sicherheitsrat. Wichtiger ist die konsequente
Demokratisierung der UN.
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e Terrorismusbekampfung, Geheimdienstkontrolle
Die Bekampfung des internationalen Terrorismus muss ausschlieRlich mit
politischen, polizeilichen und geheimdienstlichen Mitteln erfolgen. Der Internationale
Strafgerichtshof in Den Haag muss die Zustandigkeit auch fir die juristische
Aufarbeitung des internationalen Terrorismus erhalten. Es darf nicht mehr toleriert
werden, dass Geheimdienste den Terrorismus fordern.

Geheimdienste sind daher strikter parlamentarischer Kontrolle zu unterwerfen und
auf die rein nachrichtendienstliche Tatigkeit aus 6ffentlich zuganglichen Quellen zu
beschranken. Verdeckte Operationen u. &. missen unterbunden, Verstof3e dagegen
bestraft werden.

o Verteidigung als staatliche Aufgabe, Schutz von Gefangenen und Zivilbevolkerung
Die Privatisierung von Verteidigungsaufgaben muss verboten bleiben. Der Aufstieg
privater Militarfirmen beschleunigt Gberall auf der Welt den Macht- und
Steuerungsverlust der Staaten und heizt Konflikte an. Gefangene haben
ausnahmslos Anspruch auf die Einhaltung der internationalen Vereinbarungen wie
die Genfer Konvention und die Haager Landkriegsordnung. Ubergriffe und
Kriegsverbrechen durch Soldaten oder Séldner sind konsequent durch nationale
Gerichte und den Internationalen Strafgerichtshof zu bestrafen.

Bei militérischen Interventionen muss der Schutz der Zivilbevdlkerung absoluten
Vorrang haben. Falls die Bundeswehr oder ihre Blundnispartner diesen
umfassenden Schutz der Zivilbevolkerung nicht gewahrleisten wollen oder kénnen,
missen alle deutschen Truppen aus diesen Interventionen umgehend abgezogen
werden.

VI 2 Die Rolle der Bundeswehr

Sicherheit ist ein wichtiges Gut. Auch nach dem Ende des Kalten Krieges spielt die
Bundeswehr hierbei eine wichtige Rolle. Da Deutschland heute von befreundeten
Nationen umgeben ist, konnten die Truppenstarke reduziert und so Haushaltsmittel
gespart werden. Die weitere sicherheitspolitische Zusammenarbeit in Europa und die
Vereinigung der nationalen Armeen zu einer EU-Armee ermdglicht weitere
Umschichtungen zugunsten ziviler Zwecke.

Fir die Einsatzfahigkeit der UN, insbesondere fur friedenserhaltende Blauhelmeinsatze,
sind Truppen aus den UN-Mitgliedsstaaten erforderlich.

Auch wenn die Einberufung zum Grundwehrdienst seit 2011 ausgesetzt ist, halt die
ODP den allgemeinen Wehrdienst, zu dem alle Bevolkerungsschichten eingezogen
werden, weiterhin fir richtig. Er fihrt zu einer Kontrolle der Bundeswehr von innen.
Wehrdienst ist ein Dienst flir den Staat, eine ldentifikation mit dem Staat und entspricht
dem demokratischen Verstandnis. Er macht alle Burger fur Sicherheit verantwortlich
und sensibilisiert die Politik fir die Einsatzrisiken.

Die Umstellung der Verteidigungsarmee Bundeswehr auf verfassungswidrige
Interventionen ohne UN-Mandat muss dringend gestoppt werden.

Das ODP-Konzept:

¢ Die Kosten fur die weltweiten Einsatze der Bundeswehr sind im Bundeshaushalt
getrennt auszuweisen und jahrlich in einem gesonderten Bericht zu verdffentlichen.

¢ Die Bundeswehr ist eine Verteidigungsarmee. Fir die Teilnahme deutscher
Streitkrafte an Auslandseinsatzen mussen neben einem vélkerrechtskonformen UN-
Mandat und der mehrheitlichen Zustimmung des Bundestags folgende Bedingungen
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erfullt sein:

a) Der Deutsche Bundestag muss in der Lage sein, sich vor und wahrend des
Einsatzes deutscher Krafte unabhangig und frei Zugang zu Informationen zu
beschaffen, um die Situation vor und wahrend des Einsatzes moglichst genau
beurteilen zu kénnen.

b) UN-Kommissionen miissen jederzeit die faktische Méglichkeit haben, Vorwlirfen
Uber Kriegsverbrechen selbstandig vor Ort nachzugehen.

c) Beider Finanzierung der Auslandseinsatze sind gleichzeitig auch
Ruckstellungen fir zivile Opfer zu treffen.

d) Jeder Auslandseinsatz wird durch das Bundesverfassungsgericht von Amts
wegen auf seine Verfassungsmafigkeit gepruft. Bei Verfassungsbruch sind die
Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen.

e Fur die weltweite Anerkennung des Rechts auf Wehr- und
Kriegsdienstverweigerung als Menschenrecht soll sich die Bundesregierung
diplomatisch einsetzen. Den gleichen Schutz sollten Soldaten geniel3en, die sich
ihrem Einsatz oder Befehlen in volkerrechtswidrigen Angriffskriegen widersetzen.

e Aus den Verteidigungspolitischen Richtlinien der Bundeswehr sind die
»1Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu
Markten und Rohstoffen in aller Welt“ zu streichen.

o  Praventivkriege® jeglicher Art sind durch Art. 26 GG und §80 StGB verboten. Das
gilt auch fUr die Auseinandersetzung mit weltweit operierenden Terrorgruppen.

e Sowohl der Besitz und erst recht der Einsatz von Kampfdrohnen durch die
Bundeswehr sind abzulehnen.

Vi3 Europa — demokratisch, 6kologisch und dezentral

Bitte besuchen Sie unser Europapolitisches Programm:
https://www.oedp.de/fileadmin/user_upload/bundesverband/wahlen/EU-
Programm09.pdf

Vi 4 Chancen fiir Entwicklungslander

Die grol3e materielle Ungerechtigkeit zwischen Industrie- und Entwicklungsléandern, die
fortgesetzte wirtschaftliche Ausbeutung der Entwicklungs- und Schwellenlander sowie
die dort herrschenden politischen und wirtschaftlichen Verhaltnisse haben in diesen
Landern katastrophale Zustande verursacht. Nach funf Jahrzehnten Entwicklungspolitik
ist die Situation in den Entwicklungslandern keineswegs verbessert; oftmals ist sie
sogar schlimmer als vor 50 Jahren.

Versagen der Entwicklungspolitik. Die bisherige Entwicklungspolitik hat weitgehend
versagt. Sie ist zu sehr ausgerichtet auf die Kooperation mit staatlichen Stellen, welche
oftmals korrupt sind und einen grof3en Teil der Hilfsgelder veruntreuen, sowie auf die
Unterstltzung von zweifelhaften GroR3projekten wie z.B. Stauddmmen, welche
Hunderttausende von Menschen aus ihrer Heimat vertreiben. Nur wenige Projekte der
,offiziellen“ Entwicklungshilfe bringen Vorteile fur die einfache Bevdlkerung.
Demokratiedefizit. Viele Entwicklungs- und Schwellenlander werden von autoritaren
Regimen regiert und sind gepragt durch den Gegensatz zwischen einer kleinen, extrem
reichen Oberschicht und der groflden, armen Bevoélkerungsmehrheit. Oft werden
regionale, ethnische oder religiose Minderheiten gewaltsam unterdrickt und
Menschenrechte missachtet. Korruption ist in staatlichen Verwaltungen aufgrund der
minimalen Gehalter in den 6ffentlichen Diensten weit verbreitet.

Misswirtschaft. Die Wirtschaft der Entwicklungslander ist in vielen Fallen von
dirigistischen staatlichen Vorgaben und einer massiven Vernachlassigung der
Landwirtschaft gepragt. Wahrend in Gesundheit, Bildung und Ernadhrung der
Bevdlkerung vergleichsweise wenig investiert wird, zédhlen Entwicklungslander zugleich
zu den besten Kunden bei Waffenexporten. Dabei ist die Finanzverwaltung oftmals
nicht in der Lage, die Vermdgen der reichen Oberschichten zu besteuern. Wahrend
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einige Wenige riesige Vermdgen auf Konten im Ausland ansammeln, verelendet die
ohnehin arme Bevoélkerung und muss mit ihren Steuergeldern die Zinsen fir Kredite
(auch fur Waffenkaufe und Luxusbauten) aufbringen. Nur zu oft werden solche
Rahmenbedingungen von skrupellosen Regierungen und Geschaftemachern der
Industrielander ricksichtslos fur ihre Zwecke ausgenutzt.

Zerstorung der heimischen Wirtschaft. Die systematische Zerstorung der Wirtschaft
in vielen Entwicklungslandern durch Firmen und Regierungen der Industrielander
verscharft die Probleme. Der ungehinderte Zugriff internationaler Grof3konzerne auf den
Markt der Entwicklungslander zerstort vielfach deren einheimische Wirtschaft. Und der
als Landgrabbing bezeichnete Aufkauf riesiger landwirtschaftlicher Nutzflachen durch
fremde Staaten und auslandische Konzerne raubt ihnen die Basis fur die
Selbstversorgung der Bevdlkerung und die Voraussetzung fir eine eigenstandige
Entwicklung.

Handelspolitik der Industrielander. Die Industrielander schotten ihre eigenen Méarkte
gegenlber Produkten aus Entwicklungs- und Schwellenlandern ab und verzerren den
internationalen Wettbewerb mit Milliardensubventionen; allein an Agrarsubventionen
geben die OECD-Staaten jahrlich 360 Milliarden US-Dollar aus. Hochsubventionierte
landwirtschaftliche Uberschussprodukte, welche zu Dumpingpreisen auf den Weltmarkt
geworfen werden, untergraben die Existenzgrundlage von Bauern in
Entwicklungslandern und flhren dort zu Not und Elend. Gleiches gilt fir die
europaischen Fischereiflotten, welche die Kistengewasser von Entwicklungslandern
leer fischen und damit die dort lebenden Fischer um ihre Existenz bringen.

SchlieBlich ist es verantwortungslos, nur einige wenige Prozent der offentlichen
Haushalte fur Entwicklungshilfe auszugeben und gleichzeitig aus den betroffenen
Landern unterbezahlte Produkte von viel hbherem Gesamtwert herauszuholen.
Entwicklungshilfe wird oftmals zur Exportforderung fur die heimische Wirtschaft in
Entwicklungslander umfunktioniert, indem nur solche Projekte geférdert werden, flr
welche die nétigen Investitionsguter bei der heimischen Wirtschaft bestellt werden.
Geringe Entwicklungshilfe. Keines der Industrielander kommt der gemeinsam
beschlossenen Selbstverpflichtung nach, 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts fir
staatliche Entwicklungshilfe auszugeben. Deutschland liegt unter 0,3 Prozent.
Teufelskreis aus Armut, Hunger und Bevolkerungswachstum. Der Teufelskreis aus
Armut, Hunger und Bevélkerungswachstum, angetrieben und geférdert durch
Verschuldung und strukturelle Fehlentwicklungen, stéf3t schon heute an globale
Grenzen. Landlosigkeit, Brandrodung in den Regenwaldern und Verstadterung sind nur
einige Symptome der Not und des unsagbaren Leids der in Entwicklungslandern
lebenden Menschen. Unzahlige Menschen sterben dort an Hunger und banalsten
Infektionskrankheiten, kaum beachtet von den Industrielandern.
Bevolkerungsexplosion und Wanderungen. Bevdlkerungsexplosion und globale
Umweltkatastrophen bedrohen das Leben auf der Erde. Deutlich gefahrlicher als der
Kinderreichtum der Armen ist hierbei der Lebensstil der Reichen! Allein die
gedankenlose Verbrennung fossiler Energietrager wie Ol und Kohle durch die
Industrielander ist letztlich fur die zunehmende Erwarmung der Erde und die dadurch zu
erwartenden Wanderungsbewegungen verantwortlich; Millionen von Menschen werden
in den nachsten Jahrzehnten allein durch den steigenden Meeresspiegel ihre Heimat
verlassen und in andere Gegenden wandern missen. Diese

Volkerwanderung wird zwangslaufig einhergehen mit inneren und evtl. auch dufleren
Konflikten bis hin zu Kriegen.
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Das ODP-Konzept:

Die Entwicklungspolitik muss sich endlich regional und am Prinzip der
Nachhaltigkeit orientieren. Sie dient — unter Beriicksichtigung von Demokratie und
Menschenrechten — der Anhebung der Lebensqualitat unserer Mitmenschen in aller
Welt. Sie darf nicht etwa eigenen wirtschaftlichen Interessen untergeordnet werden.
Die ODP setzt sich dafiir ein, dass den Menschen in den Entwicklungslandern unter
Bewahrung ihrer Kultur solidarische partnerschaftliche Hilfe geleistet wird. Diese
kann nicht im Export umweltzerstérender und energieintensiver Industrien und
Technologien in Léander bestehen, in denen Arbeitskraft im Uberfluss zur Verfiigung
steht. Vielmehr sind Dienstleistungen, Waren sowie angepasste handwerkliche und
mittlere Technologien auszutauschen, wobei die Férderung der Eigenstandigkeit
dieser Lander Vorrang haben muss (Hilfe zur Selbsthilfe).

Es fehlt nicht so sehr an Mitteln, sondern es geht um deren sinnvolle Verwendung
durch beschleunigte Planung und Umsetzung, moglichst an Ort und Stelle mit Hilfe
regionaler EU-Buros und in Kooperation vor allem mit Nicht-
Regierungsorganisationen. Subsidiaritat heil3t auch, dass Partner der
Entwicklungspolitik nicht immer ein Staat sein muss, sondern auch kleinere
Einheiten wie Familien und Dorfgemeinschaften sein kdnnen.

Es durfen keine Zuschusse und keine Kredite (z.B. Hermes-Burgschaften) fur
Regime vergeben werden, die die Menschenrechte nicht anerkennen.

Verbot der Einfuhr von Produkten, die unter Umgehung ethischer und
gesundheitlicher Mindeststandards, z.B. durch Zwangsarbeit oder Kinderarbeit,
produziert wurden.

Entwicklungspolitik muss sich landerspezifisch an den tatsachlichen
Grundbedurfnissen der Menschen ausrichtet und nicht an den Bedurfnissen reicher
Oberschichten oder den Wirtschaftsinteressen des Geberlandes. Dazu gehdren die
Durchsetzung von Demokratie und Menschenrechten, Bekampfung von Korruption,
autoritarer und feudaler Strukturen sowie die Produktionsférderung notwendiger
Konsumgtiter.

Vordringlich sind die Forderung der medizinischen Grundversorgung,
Alphabetisierungs- und Bildungsprogramme fur breite Bevélkerungsschichten,
insbesondere auch fur Frauen, der Aufbau sozialer Sicherungssysteme, damit die
hohe Kinderzahl als Basis der individuellen Alterssicherung entbehrlich wird, sowie
Hilfe bei menschenwirdigen Malinahmen zur Familienplanung.

Frauen in Entwicklungslandern leisten einen grof3en Teil der materiellen Versorgung
zusatzlich zur Familienarbeit; sie sind nicht nur auf vielfaltige Weise benachteiligt,
sondern als die , Trimmerfrauen der 6kologischen Zerstérung“ haufig auch die
Leidtragenden der Entwicklung. Sie bringen wesentliche Kompetenzen ein, um in
allen gesellschaftlichen Bereichen, insbesondere auch bei der Planung von
Projekten aller Art, mitzuentscheiden.

Vor allem in den wachsenden stadtischen Ballungsgebieten der Entwicklungslander
sind Programme zur Verbesserung der Mullentsorgung, der Wasserversorgung und
Abwasserreinigung sowie der Luftreinhaltung nétig. Jegliche Mullexporte aus
Industrielandern in Entwicklungslander sind zu unterbinden.

Wir streben gerechte Bedingungen auf dem Weltmarkt fir den Handel mit
Entwicklungslandern an. Die WTO soll zur ordnungspolitischen Institution
fortentwickelt werden, die die Prinzipien einer 6kologischen und sozialen
Marktwirtschaft fur den Welthandel durchsetzt. Sie soll eine Steuer auf
internationale Kapitaltransfers erheben kénnen, um damit die sozialen und
Okologischen Folgekosten einer globalisierten Weltwirtschaft zu mindern - denn
wahrend Kapital frei transferiert werden kann, bleiben die Arbeithnehmer und die
Natur vor Ort.

Schuldenerlass fur die armsten Lander ist zu gewahren, wenn diese ernsthafte
Anstrengungen zur Beseitigung der Schuldenursachen unternehmen.
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¢ Heimische Kleinbetriebe in Landwirtschaft und Handwerk sind unabdingbar fiir die
ortliche Versorgung, arbeiten regional angepasst und nachhaltig, bzw. kénnen sich
flexibel in dieser Hinsicht entwickeln. Deshalb sind die WTO-Vertrage und die
geplanten Vertrage zum Schutz der Investitionen internationaler Konzerne
entsprechend abzuandern.

o Alle Politikbereiche (insbesondere die Wirtschaftspolitik, die Agrarpolitik und die
Entwicklungspolitik) missen darauf ausgerichtet werden, dass alle Lander der Welt
ihr Recht auf Ernahrungssouveranitat uneingeschrankt wahrnehmen kénnen. D.h.
sie mussen frei in ihrer Entscheidung sein, wie sie die Ernahrung ihrer Bevolkerung
gewabhrleisten, ob durch den vorrangigen Anbau der bendtigten Nahrungsmittel im
eigenen Land oder durch Import oder durch ein frei gewahltes Verhaltnis aus
beidem. Einmischungen von aul3en — etwa durch Weltbank oder Internationaler
Wahrungsfond (IWF) — z.B. mit der Verpflichtung, zum Schuldenabbau auf Teilen
der zur Verfuigung stehenden landwirtschaftlichen Nutzflache Produkte fir den
Weltmarkt anbauen zu missen, haben zu unterbleiben.

¢ Die in vielen Landern vorherrschende Klein- und Mittelbauerliche Landwirtschaft
muss geschutzt und geférdert werden. Das weltweite Landgrabbing, d.h. die
Verjagung der einheimischen Bauern von ihren angestammten Flachen, um dort
dann Landwirtschaft in industriellem Mal3stab betreiben zu kénnen, muss gestoppt
werden.

e Die Landwirte in allen Teilen der Welt missen das Recht auf Nachbau von selbst
erzeugtem Saatgut bekommen, ohne Lizenzgebihren zahlen zu miissen.

e Patente auf Pflanzen und Tiere, Mikroorganismen eingeschlossen, missen
verboten werden.

e Fur Nahrungs-, Genuss- und Futtermittel aus Entwicklungslandern sind nur dann
Importbeschrankungen zu verhangen, wenn deren Anbau bzw. Export
Ernahrungsengpasse flur die dortige Bevolkerung oder Naturzerstérung zur Folge
hat. Es sind Programme zur drastischen Einschrankung der weltweiten
Viehwirtschaft und des Fleischkonsums einzuleiten. AulRerdem mussen die
europaischen Fischereiboote die internationalen Regeln zur Erhaltung des
Fischbestands befolgen.

e In groBem Umfang sind Programme zur Wiederaufforstung und zur Rekultivierung
der Trockengebiete zu fordern, um die Bodenerosion und das weitere Vordringen
der Wasten zu verhindern.

o Gezielte Hilfe zur wirtschaftlichen Umstrukturierung muss denjenigen Landern und
Menschen zuteil werden, die wirtschaftlich vom Drogenanbau abhangig geworden
sind.

e Zur Umstellung der Wirtschaft auf dezentrale Strukturen mit sanften und
angepassten Wirtschaftsweisen und Technologien (z.B. Energieeinsparung und
Aufbau dezentraler, regenerativer Energieversorgung, natirliche Landwirtschaft,
Agroforesting) oder zur Wiederherstellung dieser Strukturen bzw. zu einer
entsprechenden Weiterentwicklung ist den betroffenen Landern Hilfe durch Know-
how und nicht riickzuzahlende Gelder zu leisten.

e Fur Katastrophenfélle wie z.B. Erdbeben, Vulkanausbriiche, Uberschwemmungen
und Sturme ist unter dem Kommando der UN eine standige ,zivile Eingreiftruppe® in
der Art des Technischen Hilfsdienstes zu schaffen. Diese muss personell und
technisch in der Lage sein, innerhalb von maximal drei Tagen in jedem Teil der Welt
zum Einsatz zu kommen.

VIl Die ODP ist die 6kologische Partei der
demokratischen Mitte

Die Okologisch-Demokratische Partei ist eine wertorientierte Partei der politischen
Mitte. Die Beachtung 6kologischer und sozialer Zusammenhange, die Ehrfurcht vor
dem Leben, die Verantwortung fir die Zukunft unserer Kinder und die Besinnung auf
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ethische Werte sind die Leitlinien unserer Politik. Mit unserem umfassenden und
konsequenten Konzept sind wir die notwendige dkologische, soziale und demokratische
Alternative zu den anderen Parteien, die heute alle von Umweltschutz und sozialer
Gerechtigkeit — besonders auch von Familienfreundlichkeit — reden, ohne zu beachten,
was das wirklich bedeutet. Die ODP geht nicht den Weg bequemer Kompromisse,
sondern tritt konsequent fur die streitbare Demokratie und die Erhaltung der
Okologischen und sozialen Lebensgrundlagen ein und fur Abwehrbereitschaft und -
fahigkeit gegenuber den Zerstdrern des freiheitlichen Rechtsstaates.

Die grof3e Aufgabe eines 6kologischen und sozialen Aufbruchs und einer
demokratischen Erneuerung zur Erhaltung der Lebensgrundlagen erfordert einen
moglichst breiten, parteilbergreifenden Zusammenschluss aller
verantwortungsbewussten Blrgerinnen und Birger. Die ODP will daher, als politischer
Arm der 6kologischen Bewegung und sozial vernachlassigter Gruppen, vor allem
Blrgerinnen und Birger aus allen Bereichen der politischen Mitte ansprechen, die sich
um die Zukunftsfahigkeit unserer Gesellschaft bemihen. Dagegen sind uns die
Grundhaltungen rechts- und linksradikaler Gruppierungen fremd und mit unserem
Grundsatzprogramm nicht vereinbar. Die ODP wendet sich entschieden gegen jegliche
faschistische Tendenzen und verurteilt jede Gewalt gegen auslandische oder jldische
Mitblrgerinnen und Mitblrger oder deren Einrichtungen sowie gegen Minderheiten aufs
Scharfste.

Aufruf zur Mitarbeit

Verantwortungsbewusstes politisches Denken und Handeln setzt ethische
Wertmalstabe voraus. Dies gilt umso mehr angesichts des zunehmenden Werteverfalls
in Gesellschaft und Politik. Die Sicherung des Uberlebens von Mensch und Natur, der
Schutz der Umwelt um ihrer selbst willen und flir uns Menschen sowie gerechte
Beziehungen zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen mussen Vorrang vor
allen privaten, wirtschaftlichen und 6ffentlichen Interessen haben.

Vielfach stellen die derzeit politisch Verantwortlichen Wiinsche und materielle
Anspriche einzelner Interessengruppen Uber das Gemeininteresse an einer Politik, die
dem Uberleben der Menschheit dient. Dabei betreiben sie auch weiterhin der
kurzfristigen materiellen Gewinne wegen das Wirtschaftswachstum - um jeden Preis.
Dieses allein am wirtschaftlichen Erfolg orientierte Denken pragt unsere gesamte
Gesellschaft und ist Hauptursache fur die Sinnkrise in unserer Gesellschaft mit all ihren
sozialen Folgen wie Naturentfremdung, Niedergang der zwischenmenschlichen
Beziehungen, Verarmung von Familien, Vereinsamung, Suchtkrankheiten,
Hoffnungslosigkeit, Resignation und Selbstmord.

Immer gibt es jedoch eine Moglichkeit, erkannte Fehlentwicklungen zu stoppen.

Unser Land braucht dazu eine dkologische und sozial orientierte Partei, die fir die
Bewahrung der Lebensgrundlagen eintritt und die demokratische Erneuerung
vorantreibt. Wir bitten Sie daher: Treten Sie der ODP als aktives oder forderndes
Mitglied bei und bauen Sie eine neue konsequente politische Bewegung mit uns auf.
Geben Sie uns bitte bei den nachsten Wahlen |hre Stimme!
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